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Borwort 
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Des Unternehmen, in der ‚gegenwärtigen. Beit ein 
Handbuch. des teutfchen Strafrechtes zu fehreiben, bes 
darf kaum einer Rechtfertigung. - Die: letztverflofjenen 
Jahrzehnte find für das Strafrecht und die Strafrechts⸗ 
wiſſenſchaft in. Teutſchland in hohem Grade: bedeutend 
und fruchtbar geweſen. Die wiſſenſchaftliche Forſchung 
hat: über viele Lehren: ein. neues Licht verbreitet und 
manche hergebrachte Anfichten als Icrthümer serfcheinen 
laſſen. In vielen teutfchen Ländern hat ſich das ges 
meine Strafrecht zu neuen Strafgefegbüchern geftaltet: 
Es ift zuverläffig ein Bedürfniß. für. den Theoretiker 
ſowohl als für den Practiker, in einem ausführlicheren 
Handbuche, das Raum für eine Entwickelung der Grüns 
de geſtattet, die Exgebniffe der neueren wifjenjchaftlichen 
Forfehungen :in ein Syſtem ' verarbeitet zu "erhalten: 
Nicht- minder ift es in unferen Tagen Bedürfniß, daß 
die neuen Strafgefegbücher, Durch welche bie unmittelbare 
Gültigkeit des gemeinen Rechtes mehr und mehr an 
Boden verliert, als ein Product der gemeinrechtlichen 
- Rechtsbildung aufgefaßt werden, damit man ſich Theils 
der fortwährenden Bedeutung des gemeinen Rechtes für 


iv VBVorwort. 


dieſe Geſetbücher, Theils der Bedeutung dieſer Geſetz⸗ 
bücher für die Erkenntniß des gemeinen Rechtes be— 
wußt werde. Die Wiſſenſchaft des gemeinen Straf» 
rechts iſt fortan nicht: möglich, ohne daß fie das in 
den neuen Strafgefegbüchern enthaltene Strafrecht in 
fi) aufnimmt, jowie umgekehrt die MWiffenfchaft jedes 
partieularen Strafrechtes Die des gemeinen Strafredhs 
tes zu ihrer nothwendigen Worausfegung Hat. In 
dem folgenden "Werke mußte Daher eine Darftellung 
des gemeinen und des partieularen Strafrechtes ver» 
ſucht werden. 

Dagegen bedarf es einer Entſchuldigung, daß Statt 
dos längſt angekündigten erften Bandes hier nur Das 
erfte Heft deifelben erfolgt. Da ich, nicht im Stande 
wor, den eriten Band jeßt ganz erfcheinen zu laſſen, 
wollte ich mit diefem Hefte wenigitens den Beweis lies 
fern, daß es mir mit der- Ankündigung Ernſt ges 
wefen. ‘Die beiden übrigen Hefte, mit welchen diefer 
Band gefchloffen fein wird, — —* nach einander 
folgen. 

Möge dieſe Arbeit: die wohlwollende Veurtheilung 
finden, ‚deren ich mic) fchon mehrfach zu — ge⸗ 
habt habe. 

Jena, im Monat Oetober 1842. 

Heinrich Zuden. ' 
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Allgemeiner Begriff, Quellen, philofophifhe Begründung 
und oberfte Grundſätze des Strafrechtes.  Darftellung 
und Kritif der verjchiedenen Strafrechtötheorieen. | 
Geſchichtlicher Entwickelungsgang des teutichen 
Strafrechtes. 
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Erſtes Capitel. 
Allgemeiner Begriff, Quellen, philoſophiſche Begründung und 
oberſte Grundſätze des Strafrechtes. 


S. 1. 
Allgemeiner Begriff des Strafrechtes. 
Strafrecht im fubjertiven und im objertiven Sinne. 


Nach dem Begriffe, welchen man im gewöhnlichen Leben 
mit dem Ausdrucke Strafe verbindet, iſt dieſelbe ein 
Uebel oder ein Leiden, das ſich Jeinand durch ſeine Hand⸗ 
lung oder ſein Benehmen zugezogen. Man gebraucht dieſen 
Ausdruck, mag das Uebel als natürliche Folge des Bench: 
mens von felbft eintreten, oder mag es von einem anderen 
Menfchen zugefügt werden. Die Strafe in dieſem allge- 
meinen Sinne Hat aber noch Feine rechtliche Bedeutung. 


Luden Strafrecht, I. 1 


R 


2 Einleitung. 


So lange der Beftrafte oder der zu Beitrafende nicht Die 
Bwangspflicht Hat, fi) der Strafe zu unterwerfen, ift fie nur 
etwas Factifches, Das zwar unter Umftänden als vorhanden 
anerkannt werden mag, aber nicht für eine rechtliche Einrich- 
tung gelten Fann ?). Nur wenn der zu Beitrafende recht- 
lich verpflichtet ift und rechtlich gezwungen werden kann, Die 
. Strafe zu erleiden, kann von bderfelben als von einer recht- 
lichen Einrichtung die Rede fein. Da aber eine rechtliche 
Verpflichtung nur dem entfprechenden Rechte eines Berech— 
tigten gegenüber gedacht werden kann, fo darf man infofern 
von einem Strafrechte im fubjectiven Sinne fprechen, als 
von der Befugniß, einem Anderen eine Strafe zugufügen, 
welcher dieſer fich zu unterwerfen gezwungen werden Fann. 
Das Strafrecht in diefem Sinne, nach welhem es bloße 
Befugniß, nicht auch zugleich Verpflichtung ift, einem An— 
deren eine Strafe zuzufügen, würde ein Recht fein, welches 
mit der Idee der Gerechtigkeit nicht in Uebereinftimmung 
gebracht werden könnte. Denn von der Idee der Gerech— 
tigkeit ift jede Willkür ausgefchloffen, welche fih ein Menſch 
gegen den Anderen erlauben darf, und es würde Nichts 
Anderes fein, al8 den Einen der willfürlichen Behandlung 





4) Hierin unterfcheidet fi) die Etrafe von der Büchtigung, welche 
in dem Nechte der väterlichen Gewalt und der Lehrherrfchaft, in einigen 
Ländern aud) in dem Rechte der Dienftherrfchaft liegt. Die Züchtigung 
ift allerdings infofern ein Necht, als der Büchtigende bei Beobachtung 
des gehörigen Maßes nicht Unrecht thut, dieſelbe zu vollziehen, und 
deßhalb von dem Gezüchtigten nicht in Anſpruch genommen werden kann. 
Aber dieſe vechtliche Anerkennung erhält fie erft, nachdem fie vollzogen 
worden ift. Dogegen giebt es Feine rechtlichen Zwangsmittel, um Die 
erſt zu vollziehende Züchtigung durchzufegen, indem es weder eine 
Klage darauf giebt, daß ſich Jemand einer gegen ihm befchloffenen 
Büdjtigung unterwerfe, noch aud ein Gericht Diefelbe vollziehen kann, 
wenn Derjenige, der dazu berechtigt” war, ‘fie nicht zu vollziehen ver- 
mochte. dr — 


1. Sap. Quellen des Strafrechtes. 3 


des Anderen preisgeben, wenn dieſem über jenen ein Straf⸗ 
recht eingeräumt würde, das er, wenn die Bedingung eins. 
getreten märe, unter welcher er e8 ausüben dürfte, nad) 
Belieben gebrauchen oder auch nicht gebrauchen könnte. 
Soll das Strafrecht im fubjertiven Sinne ein Wecht fein, 
welches mit der Idee der Gerechtigkeit nicht im Wider— 
fpruche fteht, fo muß mit der Befugniß, Jemandem eine 
Strafe: zuzufügen, zugleich die Verpflichtung dazu vor: 
handen fein... Die Strafe im rechtlichen Sinne muß ein 
Uebel oder ein Leiden fein, welches Derjenige, dem das 
Strafrecht im fubjectiven inne, oder wie man beffer fagt, 
die Strafhoheit zuftehet, einem Anderen zuzufügen berechtigt 
und verbunden ift ?). Daraus ergiebt fich von ſelbſt der 
Begriff und die Nothwendigkeit des Strafrechtes im 0b» 
jeetiven Sinne. Wenn die Strafe nur unter der Vor— 
ausfegung eine vechtliche "Einrichtung tft, daß auf der eis 
nen Seite die Pflicht beiteht, fich ihr zu unterwerfen, auf 
der anderen Seite das Recht und die Pflicht zugleich, Dies 
felbe zuzufügen, jo folgt von felbit, daß ihre Bufügung 
unter beſtimmten rechtlichen Grundfäßen ftehen muß. Der 
Inbegriff dieſer Grundſätze iſt das Strafrecht im Aeetwe⸗ 
Sinne des Wortes. 


g. 2. 
Quellen des Strafrechtes. 
Philoſophiſches und poſitives Strafrecht. 


Die. urſprüngliche Quelle der Grundſätze, Deren In⸗ 


begriff das Strafrecht im objectiven Sinne des: Wortes 


bildet, Fann nur in der menfchlichen Vernunft Tiegen. 
2) Daß das Recht zu ftrafen nicht allein Befugniß, fondern auch) 
Pflicht fein müffe, darüber vergl. auch Heffter, Lehrbuch des gemei- 
nen teutfchen Strafrechtes, 2. Aufl. 1840. 8.7. Abegg, Lehrbuch 
der Strafrechtswiſſenſchaft, 1836. 8. 2 und 8.34: * 
1 * 


4 - Einleitung, 


Denn das Strafrecht, wenn e3 anders Recht fein fol, Fann 
Feine andere Duelle haben, als das echt überhaupt hat, 
und diefe Duelle muß die Vernunft fein, da das Recht 
nur für und zwijchen Bernunftwefen beftehet. Die Ver— 
nunft it aber. das Vermögen, zwifchen dem Guten und 
Böfen zu unterfcheiden und fich für Das Gute zu entfchei- 
ben !). Im diefem Vermögen liegt die Gerechtigkeit und 
die Idee der, Gerechtigkeit. Denn die Gerechtigkeit beftehet 
„darin, daß man fich in feinen Handlungen für das Gute ent— 
fcheidet, oder daß man vernünftig handelt, und die Idee der 
Gerechtigkeit ift Das erkannte Wefen der Gerechtigkeit oder 
die Erfenntniß der zur Gerechtigkeit nothwendigen Hand» 
Iungsweife. In der Idee der Gerechtigkeit und mithin in 
ber Vernunft liegt deßwegen das Recht im objectiven Sinne, 
welches die Vorfchriften aufftellt, die von den Menfchen in 
ihrer Sandlungsweife beobachtet werden müſſen, damit fie 





4) Die Definition von Vernunft, welhe Puchta, Eurfus der In- 
ftitutionen, 1841, S. 4 giebt, fie fei das Vermögen, das Nothwendige 
zu erfennen, ift ungenügend, da die Vernunft nicht bloß in dieſer Er- 
kenntniß, fondern zugleich in. der Fähigkeit beiteht, derfelben gemäß zu 
handeln. Deßwegen kommt auch Puchta zu der irrigen Behauptung, 
daß fi) von dem Begriffe der Vernunft aus nicht zu dem echte ge 
langen Iaffe, deffen Grundbegriff vielmehr die Freiheit fei, welche mit 
der Vernunft Nichts gemein habe. Die befte Widerlegung dieſes Satzes 
giebt aber Puchta ſelbſt durch das Reſultat, welches er ©. 11 aus 
demfelben zieht, Daß es dem ftrengen Nechtöbegriffe nach gleich fei, ob 
die Perfon ein guter oder ein böfer Menfch fei, da der Böfe "ebenfo 
wohl frei fei, .ald der Gute, Richtig ift freilich, was Puchta zur 
Unterftügung jeiner Anfiht ©. 10 anführt, daß die Herrfchaft : über 
bie Erde, welde dem Menfchen bei der Schöpfung gegeben jei, nad 
dem Eündenfalle nicht zurüdgenommen worden ſei. Uber Diefe Herr- 
ſchaft bezog ſich bloß auf Fifche, Vögel und alles Thier, was auf. Er- 
den Friecht, Geneſis Cap. 1, V. 38. Darum Fann aus der Verleihung 
diefer Herrfchaft nicht das Recht abgeleitet werden, welches nur für und 
zwifchen Dienfchen beftehet und fih nur auf Menſchen beziehen kann. 
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mit berfelben der Gerechtigkeit entfprechen. Und ans bie- 
ſem Rechte im’ objectiven Sinne entfpringen für ben Ein« 
zelnen feine Rechte im fubjectiven Sinne, indem daſſelbe 
allen Menfchen die Pflicht auferlegt, ihre Nebenmenfchen in 
vernünftiger, gerechter Weife zu” behandeln, wodurch Diefe 
das Recht erhalten, wirklich im dieſer Weiſe behandelt zu 
werden. Daß zu biefem in ber Wernunft Tiegenden und 
mithin aus derfelben herzuleitenden Mechte auch das Strafe 
recht gehöre, oder daß die Beitrafung eine Handlung fei, 
welche die Idee ber Gerechtigkeit verlangt, damit der Ge- 
techtigfeit genügt werde, ift nothmwendig, wenn von wirf- 
lihem Strafrechte und nicht von bloßer Strafgewalt die 
Rede fein foll 2). Diefes aus der Idee der Gerechtigkeit 
oder aus der Vernunft abzuleitende Strafrecht ift das phie 
Iofophifche Strafrecht, deſſen Quelle Feine andere ift, als. 
eben die Idee der Gerechtigkeit. Das philofophifche Straf- 
recht ift aber allgemeines Strafrecht, welches Feinem ges 
gebenen Volke oder Staate im Befondern angehören Fann. 
' Denn wie e8 in ber Sinnenwelt Nichts Allgemeines. ger 
ben kann, fondern nur Befonderes und Einzelnes, fo kann 
auch das allgemeine Strafrecht als folches nicht in bie 
Erfcheinung treten. Gegebene Völker und Staaten Fönnen 





2). &8 ift zwar auch fchon behauptet worden, daß das Etrafrerht 
an und für fich jedes Falles ein Unrecht fei, welches nur dadurch ge- 
rechtfertigt werden könne, daß durch Ausübung Deffelben ein noch grö« 
ßeres Mebel vermieden werde, nämlich die allgemeine Rechtsunſicher⸗ 
beit, welcher außerdem alle unfchuldigen Bürger ausgefegt fein würden. 
Barth, über den Rechtsgrund der Strafe, Erlangen, 1833, ©; 16 ff. 
Allein e8 it wohl kaum ernfthaft gemeint, wenn Barth a. a. O. ©.7 
behauptet, man habe noch nie daran gezweifelt, daß die Strafe an und 
für fi) ein Unreht fei, und -wenn er Den Beweis für dieſe Behanp- 
tung Darin findet, Daß die Strafe, wenn fie an fich gerecht wäre, Feines 
Rechtsgrundes bedürfte, und daf man ſich alsdann and Peine Mühe 
gegeben haben würde, einen folchen zu finden. 
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nur ihr cigenes, befonderes Strafrecht haben, welches ihr 
poſitives Strafrecht iſt, weil es von ihnen felbit geſetzt 
ift und nur aus ihrem Gefammtwillen hervorgegangen fein 
kann. Das. pofitive. Strafrecht eine gegebenen Volkes 
Fann aber Nichts Anderes fein, als. die befondere Form, 
in welcher das philofophifche oder das allgemeine Straf— 
recht bei demfelben in die Erfcheinung tritt. Es Fönnte 
gar Eein pofitives. Strafrecht geben, wenn es Fein allgemei- 
nes Strafrecht gäbe, während umgekehrt dieſes allgemeine 
Strafrecht nicht in ſeiner Allgemeinheit, ſondern nur als 
poſitives Strafrecht in die Erſcheinung treten kann. Das 
allgemeine Strafrecht gehört zwar nicht in die Darſtellung 
eines poſitiven Strafrechtes, weil es nur eine Vorausſetzung 
deſſelben bildet; aber jedes Falles muß oder wenigſtens Darf 
die Ableitung des Strafrechtes aus Der Idee der Gerechtig- 
feit der Daritellung eines pojitiven Strafrechtes zur Eins 
leitung dienen ?). 


— — 


3) Da es gar kein poſitives Strafrecht geben könnte, wenn ſich 
nicht das Recht zu ſtrafen philoſophiſch aus der Idee Der Gerechtig— 
keit ableiten ließe, ſo muß dieſe Ableitung dem poſitiven Strafrechte 
voraufgehen, und kann alſo nicht in das Syſtem deſſelben gehören. 
Anderer Meinung iſt Wächter, Lehrbuch des Römiſch-Teutſchen 
Strafrechtes, 1825, 1. Theil, ©. 39 und 40, der behauptet, daß die 
Daritellung des Grundprincips des Etrafrechtes in das Syſtem des 
pofitiven Strafrechtes gehöre und logiich genommen ihre Stelle nach ber 
Lehre vom Strafgefeße habe, weil im pofitiven Rechte Alles mittelbar 
oder unmittelbar aus Dem EStrafgejege abgeleitet werden müffe. Allein 
ed könnte ja gar Feine Strafgefege geben, wenn ſich nicht das Necht zu 
ftrafen aus der Idee der Gerechtigkeit ergäbe.. Auch bat Wächter 
diefes thatjählich anerkannt, indem er von der angenommenen logifchen 
Drdnung abzumweihen und die philofophifche Begründung des Gtrafr 
rechted der Lehre vom Strafgefege vorhergehen zu laſſen für nöthig ber 
funden hat. Dagegen leugne ich natürlich nicht, Daß die philofophifche 
Degründung des Strafrechtes für das poſitive Strafrecht von Den wich. 
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s $. 3. 
Philoſobhiſche Begründung des Strafrechtes. 
Es liegt im Begriffe der rechtlichen Strafe, daß ber 
zu Befteafende rechtlich gezwungen werden könne, Diefelbe zu 
erleiden ?). Ohne einen befonders hinzufommenden Grund 
hat aber der Menſch ein Recht, nicht geftraft zu werben, 
weil an und für fich. Niemandem ein folches Bwangsrecht 
gegen den Anderen zuftehen kann. Jede Beitrafung ift da— 
ber eine Entziehung eines dem Beftraften an und für fich 
zuftehenden Rechtes. Alſo fällt die Trage, ob Jemand 
unter gewiſſen Vorausfegungen fich einer Strafe zu unter- 
werfen habe, zufammen mit der Frage, ob er unter ge 
wiſſen Borausfegungen rechtlich gezwungen werden Fönne, 
eine Rechtsentziehung zu erleiden. Zur Beantwortung Dies 
fer Frage iſt nothwendig, auf das Weſen der dem Ein- 
zelnen zuftehenden Rechte einzugehen und auf den Grund, 
aus welchem ihm diefelben zuftehen. Alle einzelnen Wechte, 
welche dem Einzelnen zuftehen können, find nur ein Aus— 
fluß oder eine befondere Erfcheinungsform des ihm zu— 
ftehenden allgemeinen Rechtes, mit freiem Willen zu hans 
deln, und laſſen fih darauf zurüdführen, Daß fie ihm 
eine bejtimmte Beziehung gewähren, in welcher er mit 
freiem Willen zu handeln berechtigt if. Der Wille ift die 
Selbitbeftimmung oder die Entfchließung zu einer beftimmten 
Handlung und die Freiheit deffelben beftehet darin, daß ber . 
 Menfch bei diefer Entjchließung feine Vernunft gehabt hatte. 
Der Menfch hat aber freien Willen, weil er Bernunftwefen 
iſt und nur mit freiem Willen vernünftig zu handeln ver- 


tigften Folgen iſt, welche in dem Spfteme beffelben ihre Stelle finden 
müffen. 
1) Bergl. $. 1. 
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mag 2). Denn die Vernunft ift nicht denkbar ohne bie 
Fähigkeit, mit freiem Willen zu handeln und der Menfch 
hat Diefe Fähigkeit, damit er ſich für das Gute entfcheide, 
oder Damit er vernünftig handele. Weil aber der Menfch 
als Vernunftweſen die Fähigkeit hat, mit freiem Willen zu 
handeln, muß er auch das Recht haben, mit freiem Willen 
zu handeln, fo gewiß er das Recht hat, als Wernunftwefen 
zu eriftiren. Und bierin Tiegt der Grund, aus welchem das 
objective Recht dem Menfchen das Necht zufpricht, welches 
die Grundlage aller einzelnen Rechte ift, die ihm zuftehen 
fönnen, Das Recht nämlich, mit’ freiem Willen zu handeln. 
Alfo muß das objeetive Recht das Recht mit freiem Willen 
zu handeln, allen Denjenigen zufprechen, Die wirklich freien 
Willen haben, damit fie die ihnen obliegende Pflicht, ver- 
nünftig zu handeln, erfüllen. Wie aber der Menfch diefes 
Recht nur aus dem Grunde hat, damit er die ihm oblie- 
gende Pflicht, vernünftig zu handeln, erfülle 3), fo Tann 
ihm daſſelbe auch nur unter der Bedingung zuſtehen, daß 
er dieſer Pflicht wirklich Genüge leiſte. Denn wenn Der— 
jenige, der dieſer Pflicht zuwider handelt, dieſes Recht in 
derſelben Weiſe haben ſollte, als der ihr gemäß Handelnde, 
fo läge darin ein offenbarer Widerſpruch gegen die zweifel— 
loſe Wahrheit, daß der Menfch daſſelbe Habe Iediglich aus 


2) Darum ift ed auch Fein Miderfpruh, wie Puchta a. a. O. 
©. 5 behauptet, das Gute mit dem Vernünftigen und das Böfe mit 
dem Unvernünftigen zu identificiren und zugleich Die Vernunft als das 
Prineip der Freiheit zu betrachten. Die Freiheit fchließt allerdings die 
Möglichkeit des Böfen in ſich: aber daraus folgt nicht, daß die Ber- 
nunft, welche die Freiheit erfordert, damit zugleich das Böſe erfordere, 
indem fie vielmehr dem Menſchen Die Pflicht auferlegt, welche ohne 
feine Freiheit nicht möglich it, Das Gute zu wählen. 

3) Vergl. auh Schmid, Lehrbuch des gemeinen teutfchen Staats- 
rechts, 1821, $. 1. 
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dem Grunde, damit er Die ihm obliegende Pflicht, vernünf« 
tig zu Handeln, erfülle. In ber That würde ſich das obs 
jertive Recht gegen fich felbit auflehnen, wenn es dem Men⸗ 
fchen das Recht, mit freiem Willen zu handeln, auch Dazu 
zufprechen wollte, Damit er ihm zumider handele, und es 
würde in dieſen Widerſpruch mit ſich ſelbſt treten, wenn e8 
anerfennen wollte, daß der ihm zuwider Handelnde Diefes 
Recht in derfelben Weife haben Fönnte, als wer ihm ge— 
mäß handelt. Alſo muß das objective Recht das Recht, 
mit freiem Willen zu Handeln, nothwendig Demjenigen ab» 
fprechen, der bie Pflichten verlegt, Die e8 ihm felbit auf« 
erlegt hat. 


$. 4. 
Fortfegung 

. Darin liegt aber Die Rechtfertigung und die Nothwen« 
bigfeit der Strafe. Denn der Verluſt des Rechtes, mit 
freiem Willen zu handeln, welchen Das objective Recht gegen 
Denjenigen ausfprechen muß, der ihm zumider handelt, ift 
eben die Strafe, welche in der Idee der Gerechtigkeit bes 
gründet if, Das objective Recht aber, das dem Mens 
fhen eine Handlungsweife vorfchreibt, Die der Gerechtigfeit 
gemäß iſt, Fann fich nicht ‘in dieſer Allgemeinheit zu er» 
Fennen geben. Da e8 Feine Handlungen im Allgemeinen, 
fondern nur einzelne beitimmte Handlungen Diefer oder jener 
Art und Richtung geben Fann, fo muß das objective Recht 
in einzelne Vorſchriften zerfallen, welche für- die einzelnen 
Verhältniffe, in welchen der Menſch fich befinden kann, 
ihn Die Handlungsweife angeben, Die der Gerechtigkeit ge— 
mäß if. Daher muß auch für Die einzelnen Vorſchriften 
gelten, was für Das objective Mecht im Allgemeinen nache 
gewiefen worden ift, daß der Menfch das Recht mit freiem 
Willen zu handeln nur aus dem Grunde und unter der Be- 
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dingung. hat, daß er denfelben gemäß handelt, und daß 
er. folglich dieſes Rechtes verluftig werden muß, mit ans 
deren Worten, daß er eine Strafe. erleiden muß, wenn er 
denfelben zuwider handelt. Unter gegebenen Bölfern und 
Staaten können aber das objective Recht und Die einzelnen 
BVorfchriften, in welche es zerfällt, nur als deren pofitives 
Recht in die Erfcheinung treten, da für ein gegebenes Wolf 
nur fein eigenes Recht, welches eben fein pofitives ift, Gül- 
tigkeit haben Fann. Und auch für das pofitive Mecht eines 
Volkes und für die einzelnen Worfchriften, aus welchen es 
beftehet, muß gelten, was nothwendig in dem allgemeinen 
objectiven Rechte enthalten ift, daß den ihm zuwider Hans 
delnden eine Strafe treffen muß. Denn auch Das pofitive 
echt würde fich felbit aufheben und für ungültig erklären, 
wenn e3 dem ihm zumider Handelnden das Recht zugejtehen 
wollte, welches nur der ihm gemäß Handelnde haben Fann. 
Manche der Strafen, welche in einem pofitiven Straffyfteme 
angenommen find, mögen zwar der Idee der Strafe, nad) 
welcher dieſelbe Nichts Anderes ift, als die Entziehung des 
Rechtes, mit freiem Willen zu handeln, nicht vollfommen 
entiprechen: aber jedes Falles gehört die Beftimmung einer 
Strafe gegen die Verlegung feiner Borfchriften fo noth— 
wendig zur Gültigkeit des pofitiven Rechtes, als es mit 
Nothwendigkeit aus der Idee der Gerechtigkeit hervorgehet, 
daß nur der dem objectiven Rechte gemäß Handelnde Das 
Recht Haben Eönne, mit freiem Willen zu handeln. Diefes 
ift fo wahr, daß eine rechtliche Vorjchrift gar nicht denkbar 
ift, ohne daß gegen ben Uebertreter derjelben eine Strafe 
ausgefprochen werde, Denn eine rechtliche Vorſchrift ohne 
Strafbeftimmung gegen ihre Hebertretung würde ein juris 
ftifches Unding fein und ihre eigene Ungültigfeit erklären, 
weil die Vefolgung derſelben die nämlichen rechtlichen Fol: 
gen, als die Nichtbefolgung haben würde. Alſo beitehet die _ 
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Strafe mit derſelben Nothwendigkeit, mit welcher das Recht 
überhaupt beſtehet, da rechtliche Vorſchriften gar nicht ge— 
dacht werden Fönnen, ohne daß. gegen ihre Lebertretungen 
Strafen beitimmt feien. Die Strafe ift daher eine Ent» 
ziehung des Rechtes, mit freiem Willen zu handeln, welche 
das objective Recht gegen Denjenigen erfordert, der ihm 
zuwider handelt. Diefelbe ift allerdings infofern. ein Uebel, 
als das Recht, welches Durch fie entzogen. wird, ein Gut 
genannt ‚werden. fann: aber fie ift weder eine Vergeltung 
bes-Uebels, welches der Verbrecher etwa angerichtet hatte, 
noch ein Erſatz des von ihm hervorgebrachten Schadens, noch 
ein Mittel der Abſchreckung für den Verbrecher felbft oder für 
Andere 1), noch eine Rache wegen der Verletzungen, bie er 
Anderen angethan. hatte 2), jondern eine nothwendige Folge 
des objectiven Rechtes, welches nur dem vernünftig Handeln- 
den das Recht zugeſtehet, mit freiem Willen zu handeln. 


nn —— — 





1) Eine Kritik der verſchiedenen Strafrechtstheorieen, welche die 
Strafe mit dieſen oder ähnlichen Tendenzen zu rechtfertigen ſuchen, wird 
weiter unten, von F. 10 an erfolgen. 

2) Hiermit nehme ic) die in der Einleitung zu meiner Ueberſetzung 
von Romagnofi, Genefis des Etrafrechtes, 1833, aufgeitellte Theo- 
vie, welche man die Nacetheorie genannt hat, ausdrüdlich und vor 
dem größeren Publicum zurück, wie ich Diefelbe wenigitens indirect im 
anderen Schriften und aud) mündlich ſchon längſt zurüdgenommen habe. 
Der Hauptgedanfe diefer Theorie beitand darin,. Daß der Staat den 
durch ein Verbrechen Verletzten zwar unterfagen müſſe, fich felbit Rache 
zu nehmen, weil fonit aus, dem einen Verbrechen nothwendig mehrere 
entitehen würden, daß er ‚aber dagegen diefe Rache nach einem ob» 
jectiven leidenſchaftsloſen Maßſtabe felbit übernehmen müffe, jo daß 
. Die Strafe darnad für eine veredelte Rache ausgegeben werben Fonnte, 
Diefe Theorie, welche allerdings dem gefchichtlichen Entwidelungsgange 
entfpricht, den die Strafe genommen, unterliegt aber immer dem DBor- 
wurfe, Daß fie die Strafe auf ein unfittliched und Darum unvernünftiges 
Princip, das der Rache nämlich, begründet, 
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5. 


Oberſte Grundfäge bes Strafrechtes. 
1) Sinfihtlih Des Subjectes, dem das Strafrecht 
zuſtehet. 

Daß der dem objectiven Rechte zuwider Handelnde eine 
Strafe erleide, wird von dem objectiven Rechte ſelbſt mit 
Mothwendigkeit erfordert 1). Daraus folgt, Daß das Recht, 
eine Strafe zuzufügen, nicht dem Ginzelnen zuftehen Fann, 
fondern nur dem Staate felbft, der befugt und verpflichtet 
it, im Namen des objectiven Wechtes zu handeln und dafr 
felbe zur Geltung zu bringen 2). Denn der Einzelne hat. 
feinen Beruf, im Namen des objertiven Rechtes zu han 
deln 2), und iſt auch gänzlich außer Stande, einem An— 
deren ein ihm zugehöriges Recht zu entziehen Y. Der 


— 





1) Vergl. $. 3 und 4. 

2) Alfo kann es Fein Strafrecht außer dem Staate geben, ebenſo 
wenig als überhaupt vom Rechte außerhalb des Staates Die Nede fein 
kann. Denn Recht und Staat gehören fo nothwendig zufammen, Daß 
jenes ohne diefen gar nicht gedacht werden fann. Was Manche ,+z. B. 
Klein, Grundfäße des gemeinen peinlichen Rechtes, 1796, $. 9, natür⸗ 
liches Strafrecht nennen, welches auch außerhalb des Staates vor- 
fomme, ift Nicht? Anderes, als das gegen ungerechte Angriffe zu- 
ftehende Vertheidigungsrecht, welches aber mit dem Strafrechte Nichts 
gemein hat. Etwas Anderes ift Das naturrechtliche oder philofophifche 
Strafrecht, welches unmittelbar aus der Vernunft abgeleitet wird und 
zwar in feinem gegebenen Staate Gültigkeit haben kann, aber eine 
Vorausſetzung aller pofitiven Strafrehte ift und Darauf führt, daß es 
fein Strafreht außer dem Staate geben Fann. 

3) Damit erledigt fi auch Die Frage, über welche man gegen- 
wärtig wohl ziemlich einverftanden ift, ob das Strafrecht zu dem öffent: 
lichen echte, oder ob es zum Privatrechte gehöre, 

4) Nur das Object des Rechtes, nicht aber das Recht felbit Fann 
ter Ginzelne dem Anderen entziehen, wie z. B. Der Beftohlene zwar 
feine Sache verliert, aler fein Eigenthumsrecht behält. 
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Staat aber muß zum Strafen nicht allein berechtigt, ſon⸗ 
bern auch verpflichtet fein, weil er Das objective Recht 
außer Geltung fegen würde, wenn er erforderlichen Falles 
nicht ftrafen wollte. In dem Rechte zu ftrafen iſt noth- 
wendig Bweierlei enthalten: das Recht der. Strafgefeg- 
gebung und das Recht der Strafzufügung. Zwar kann das 
Recht zn ftrafen, abftract genommen, nicht erjt durch Die 
Strafgefeßgebung. begründet werden, indem vielmehr bie 
Strafgefeßgebung dem Staate gar nicht zuitehen Fönnte, 
wenn er nicht vorher das Recht zu ftrafen hätte: aber jedes 
alles kann das Recht zu ftrafen nicht ohne die Strafgefeg- - 
gebung ins Leben treten. Denn die Strafe ift fo unmit« 
telbar und nothwendig in dem objertiven Rechte enthalten, 
daß eine rechtliche Worfchrift gar nicht möglich ift, ohne 
daß gegen ben Uebertreter. derfelben eine Strafe ausgefpro- 
chen werde 5). Deßmwegen ift mit dem Mechte des Stantes, 
Gebote und Verbote zu erlaffen und damit gewille Hand» 
lungen oder Unterlaffungen für. unvernünftige zu erflären, 
auch). das Recht, gegen die Uebertreter derjelben Strafen 
zu beftimmen, unauflöslich verbunden. „Aber aus demfelben 
Grunde wird es im Staate erft durch Das Strafgefeß er- _ 
kennbar, welche Handlungen oder Unterlaffungen verboten 
und darum unvernünftig feien. Denn wenn es gar Fein 
> rechtliches Gebot oder Verbot geben Fann, ohne Daß gegen 
den Uebertreter deffelben eine Strafe ausgefprochen ift, fo 





5) Hierin unterfcheidet fi der Form nad das Rechtsgeſetz von 
dem Sittengefege. Dieſes hat einen ſchlechterdings gebietenden oder“ ver« 
bietenden Charakter: Du folft nicht tödten, ftehlen u, f, w., während 
jenes auf feinen Mebertreter nothwendig eine Strafe fegen muß. Ein 
Rechtögefeg, welches bloß verböte, ohne eine Strafe auszufprechen, 
würde etwas ganz Unbrauchbares fein, da ihm alle Erzwingbarkeit ab» 
gehen und .gar Nichts zu machen fein würde, wenn ihm Jemand zu⸗ 
wider gehandelt hätte. 
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folgt von felbit, daß Handlungen oder Unterlaffungen, wel 
che unter Feiner Stafbeftimmung ftehen, auch Feine verbote- 
nen fein Fönnen. Daraus folgt zwar nicht, daß die Straf- 
beftimmung dee Grund fei, aus welchem eine Handlung vers 
boten fei, indem vielmehr umgekehrt das Werbotenfein der 
Grund iſt, aus welchem die Strafbeftimmung gegen diefelbe 
erlaffen ijt: aber jedes Falles iſt eine Handlung, gegen 
welche Feine Strafbeftimmung ausgefprochen ift, Feine ver- 
botene, fo Daß es ohne ein vorhandenes Strafgefeh gar 
nicht möglich ift, Daß Jemand eine Handlung begangen habe, 
welche als verboten und darum als ftrafbar gelten Fönnte. 
Die Bufügung der Strafe kann aber nur auf den Grund 
des vorhandenen Strafgefees erfolgen, und Hat in Diefem 
ihre Nechtfertigung, fo wie das Strafgefe felbft - feine 
Rechtfertigung. Darin hat, daß dem Etaate das Recht zu 
— —— 


g. 6. | } 
2) Hinfihtlih Der Handlungen, gegen welde das 
Strafrecht zuftebet. 
a) HSinfihtlih des Umfanges dieſer —— 


Die Handlungen, gegen welche das Strafrecht zuſtehet, 
werden Verbrechen genannt, wohl auch Vergehen, wenn ſie 
in minderem Grade ſtrafbar zu ſein ſcheinen. Nach dem 
Bisherigen müſſen alle Handlungen Verbrechen oder Ver— 
gehen fein, Durch welche einem Verbote des objectiven Rech— 
te8 zuwider gehandelt wird. "Eine andere Beitimmung des 
Umfanges der ftrafbaren Handlungen läſſet fih aus dem 
Grunde, aus welchem die Strafe nothwendig tft, nicht ab— 
leiten. Namentlich laſſen fich nad) diefem Grunde ‚nicht die - 
Verbote beitimmen, gegen deren. Uebertretung. die. Strafe 
von der Idee der. Gerechtigkeit : erfordert ‚wird. Denn. Die 
Strafe, welche darum nothwendig ijt, weil nur dem vers 
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nünftig Handelnden das Recht zuftehen Fann, mit freiem 
Willen zu handeln, tft nicht der Grund, ſondern die Folge 
Diefer Verbote. Zwar müffen Diejelben, ‚wie die Strafe, 
ihren Grund in der Idee der Gerechtigkeit Haben: aber 
diefelbe fett diefe Verbote voraus, wenn fie Die Strafe 
gegen deren Uebertrefung erfordert. Welche Handlungen 
von dem objectiven Rechte verboten feien, Fann nur nad) 
der Vernünftigkeit oder Unvernünftigfeit derſelben beftimmt 
werden. Denn der Zweck und Inhalt des objectiven Rech— 
‚tes ift Fein anderer, als die Regeln für ein vernunftgemä- 
ßes Handeln aufzuftellen. Es müffen alle Handlungen ver- 
botene Handlungen fein, welche vor dem Richterjtuhle der 
Vernunft Feine Rechtfertigung finden. Deßwegen kann ber 
Kreis der verbotenen Handlungen nicht beſchränkt fein auf 
folhe Handlungen, Durch welche andere Perfonen in ihrer 
Perfönlichfeit oder in ihrem Rechtsgebiete verlegt werden. 
Vielmehr Fönnen auch ſolche Handlungen, welche der Sitte 
und öffentlichen Wohlfahrt widerfprechen, wenn fie auch 
keinen Einzelnen unmittelbar verlegen, von dem objeckiven 
Rechte nicht geftattet fein. Denn das Unfittliche .ift immer 
unvernünftig und widerfpricht dem objectiven Rechte, wenn 
e8 den Bereich des Gedanfens überfchreitet und in äußere 
Handlungen ausbricht 1). Im derfelben Weiſe verhält es 


1) Bon dein Standpuncte einer früher fehr verbreiteten Lehre aus 
Pönnte man einwenden, daß hiermit die Gränze zwiſchen Sittengefeg 
und Nechtögefeg aufgehoben werde. - Denn in ihrem Beftreben, eine 
feſte Gränze zwifchen Recht und Moral aufzuftellen, haben die älteren 
Naturrechtslehrer das Gebiet des Nechtes in viel zu enge Schranken 
verwiefen. So Thomasius in feinen Fundamenta juris naturae 
et gentium ex sensa communi dedueta, ih quibus ubigue secer- 
nuntur principia honesti, justi‘ac decori, 1705, indem er das 
Recht auf die Hanptregel beſchränkte, daß Niemand Anderen thun ſolle, 
wovon er wolle, Daß es Andere ihm nicht thun, und Kant, wenn er 
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fich mit folchen Handlungen, welche Die Öffentliche Wohl- 
fahrt gefährden, weil die Vernunft verlangt, daß die Mens 
fchen ihre Handlungen nad) den Anforderungen der öffent 
lichen Wohlfahrt einrichten. Nach diefen Gefichtspuneten ift 
die Vernunft zwar im Stande, jede einzelne Handlung, 
die begangen wird, oder begangen werben kann, entweder 
ala vernünftig oder als unvernünftig zu erkennen, und 
darnach zu beftimmen, ob fie Verbrechen fei, oder nicht: 
Dagegen vermag die Vernunft nicht von vorn herein ein 
‚vollitändiges und ſyſtematiſches Werzeichniß der verbrecheris 





in feiner Echrift „Bum ewigen Frieden“, 1795, den Sag aufitellt, daß 
jede Handlung recht fei, die mit Jedermanns Freiheit nach einem alle 
gemeinen Gefeße beitehen könne. Aber die Handlung, durch welche ein 
Anderer in feinen Rechten verlegt wird, ift bloß Darum Unrecht, weil 
es unverrünftig ift, einen Anderen in feinen Nechten zu ‚verlegen. Deß⸗ 
wegen. kann der Kreid der unrechten Handlungen nicht auf Die vechtdr 
verlegenden Handlungen befchränkt fein, da es ebenfall3 unvernünftig ift, 
eine Handlung zu begehen, durch welche das von der Vernunft gegebene 
Sittengefeß verlegt wird. Die Gränze und der materielle Unterſchied 
zwifchen Sittengefeg und Rechtsgeſetz beftehet vielmehr nur darin, ‚daß 
diefes. für die Handlungen, jenes für Die Gefinnungen die vernunft · 
gemäße Norm aufſtellt. Deßwegen widerſpricht jede dem Sittengeſetze 
widerſprechende Geſinnung, wenn ſie zur Handlung ausbricht, auch dem 
Rechtsgeſetze, ſo wie umgekehrt jede dem Rechtsgeſetze widerſprechende 
Handlung, weil ſie aus unvernünftiger Geſinnung hervorgegangen ſein 
muß, auch dem Sittengeſetze widerſprechen muß. Die Geſinnung, wel« 
he einer dem Rechtögefege ‚gemäßen Handlung zu Grumde liegt, Tann 
daher niemald eine unfittlihe fein, foweit. fie auf Nichts Anderes ala 
diefe Handlung gerichtet iſt. Zwar kann bei einer rechtmäßigen Hand« 
lung die Gefinnung ‚noch auf andere, unfittliche Bwede gerichtet fein, 
wenn. 4. B. ber reiche Gläubiger feinen armen Schuldner von Haus 
und, Hof treiben Jößt, ‚bloß um fih an feinem Unglücke zu erfreuen: 
aber die Gefinnung iſt alsdann nicht infofern unſittlich, als der reiche 
Gläubiger von feinem Rechte Gebrauh zu machen gedenft, fonbern 
nur infofern er die nn bat, feinen Schuldner in das Unglück 
zu bringen... . A —— 
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ſchen Handlungen. aufzuftellen, aus dem einfachen .Gtunbe, 
weil fie außer Stande ift, das Unvernünftige, in ein Syftem 
zu bringen und zum Voraus zu beftimmen, in. wie verfchies 
dener Weife die Unvernunft. zum: Ausbruch kommen könne. 
Im gegebenen Stante aber können nur folche Handlungen 
für Verbrechen gelten, .. gegen welche in einem. Strafgefege 
zum Voraus eine Strafe ausgefpeochen if. Denn’ in ber 
Wirklichkeit Fann Fein. anderes Recht gelten, als pofitives, 
und das Wecht wird. zum pofitiven eben. dadurch, daß feine 
Vorſchriften nicht unmittelbar aus der. Vernunft, fondern 
zunächft ‚aus beſtimmten poſitiven Rechtsquellen :hergeleitet 
werden: Das pofitive: Strafrecht muß: aber, da es felbft 
nur eine Erfcheinungsform des: Vernunftrechtes ift, bei feis 
nen Strafbeitimmungen. gegen: die einzelnen Handlungen von 
denfelben. Gefichtspumeten ausgehen, nach welchen Diefelben 
auch nad) dem Vernunftrechte als ſtrafwürdig erfcheinen. 


SE $. 7. 
b) Hinfihtlich der Eigenfhaften diefer Handlungen. 

Das Werbrechen. oder. die ftrafbare Handlung‘ iſt Die 
Uebertretung eines rechtlichen Verbotes oder die Begehung 
einer verbotenen Handlung. Daraus’ ergeben ſich zwei Bes 
ftandtheile oder Erforderniffe, welche fo mefentlich in dem 
Begriffe des Verbrechens enthalten find, daß ohne fie ein 
Verbrechen nicht gedacht. werben Fann. Das erfte diefer 
Erforderniſſe ift der Wille, die in dem Verbote gemeinte 
Handlung zu: begehen zdas andere bie Darlegung dieſes 
Willens: durch eine äußere Handlung. Ohne das erfte Era 
forderniß würde nicht von der Uebertretung eines Werbotes 
die. Rede fein’ können. Denn jedes rechtliche Verbot ift 
Nichts Anderes, als der allgemeine vernünftige Wille, daß 
die in dem Verbote gemeinte Handlung nicht begangen wer— 
Luden Strafredht. 1. | 2. 
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deinufölle.n. Dieſer allgemeine vernünftiger Wille iſt aber; 
eben weil’ .er allgemein: it) für den Einzelnen ſein indivi— 
buellen ‘vernünftiger Wille, die ‚verbotene Handlung nicht zu 
begehen: Datum. ift.e8 nicht möglich, daß jenem allgemeis 
nen vernünftigen. Willen oder dem Verbote zuwider: gehanz 
belt wird, wenn der Handelnde den. individuellen vernünfs 
tigen Willen hat, die verbotene Handlung nicht. zu bes 
gehen: *). Denn das Verbot fällt: bei dem Einzelnen. zus 
fammen "mit feinem. individuellen vernünftigen Willen, fo 
daß jenem nicht zuwider gehandelt werden kann, fo lange 
dieſem gemäß. gehandelt wird. Alſo gehört nothwendig zu 
der Uebertretung des Werbotes oder zudem. Verbrechen, 
was als erſtes Erforderniß deſſelben aufgeftellt worden iit, 
daß der Wille vorhanden ſei, Die verbotene Handlung zu be— 
gehen 2). Der bloße Wille aber, der noch nicht zur Hands 
lung . gewotden ‚.: gehört. nicht in. Das Gebiet des Rechtes: 
Daher Fann derſelbe rechtlich nur unter der Vorausſetzung 
in Betracht kommen, daß er fich in einer äußeren Hand— 

1) Hier liegt der Unterfehied zwiſchen Criminalunrecht, welches 
Verbrechen iſt und Strafe verdient, und zwifchen Givilunrecht, welches 
bloß zum Echadenderfage verpflichtet. Denn, man kann reinen Anderen 
Schaden zufügen aucd ohne. daß man es will, 3. B. wenn man feinen 
Gläubiger nit bezahlt, weil man gar nicht glaubt, daß man ihm 
ſchuldig iſt, oder wenn man gegen feinen Willen aus bloßer Ungefchids 
lichkeit Jemanden beſchädigt. Golden Berlegungen liegt Bein unver- 
nünftiger Wille ‘zu Grunde, weil fie eben gegen den Willen des Ver⸗ 
legenden zugefügt. werden. Cie können daher Feine Strafe, ſondern 
nur die Verpflichtung zum Schadenderfage begründen, den der Beſchä⸗ 
Digte auf dem Wege des Civilproceſſes beitreiben kann. / 

2) Diefer Wille iſt in doppelter Weife denkbar, entweder als Kr. 
fiht, böfer Borfag, dolus, wenn er darauf ausging, Die, "verbotene 
Handlung ald das Bezwedte hervorzubringen, oder als Sahrläfiigkeit, 
culpa, wenn er daranf gerichtet war, Die verbotene — möglicher 
Weiſe hervorzubringen. es 
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hing zul erkennen gegeben hat. Hierin beſtehet dag andere’ 
in bein Begriffe Bes Verbrechens liegende Merknial. Ohne 
daſſelbe würde zivar jenes erſte Merkmal rechtlich ſo gut als 
gar nicht vorhanden fein, weil. eben rechtliche" Werhäftniffe 
nicht durch bloße Gebanken, ſondern nur durch äußere Hand— 
lungen begründet werden können: "aber auf der anderen 
Seite kann eine äußere Handlung nicht Merkmal oder Be- 
ſtandtheil eines Verbrechens ſein, wenn‘ fie nicht von dem 
Willen ‘ ausgegangen war, mit ihr die verbotene Handlung 
zu ‚begehen. Ben wenn ſich eine Handlung ihrer sap 


fie ohne dieſen Willen Fein Verbrechen fein Tonnen, da ei⸗ 
nem Verbote nicht Anders, als! mit dem Willen, die ver- 
bötene Handlung zu begehen, zuwider gehandeltwerden Fanıt. 
Aber umgekehrt muß auch jeder Handlung, von welcher es 
mit rechtlicher Gewißheit feft ſtehet, daß ihr dieſer Wille: 
zu Grunde" gelegen, für eine ſolche Handlung gelten, durch 
welche der Begriff des Verbrechens Hergeftellt werben Fan. 
Auch wenn ſich die mit diefem Willen begangene Handlung 
ihrer äußeren Grfeheinung nach nicht als die verbotene dar⸗ 
ſtellte, müßte fie doch als ein Werbrechen angefehen werben, 
ba das Verbot Durch jede Handlung übertreten wird, Die 
mit dem Billen — wird, die verbotene ——— zu 
ee | | 

| 8.8. | | 
3) BONN der Perfonen, gegen welhe das N 

| pn tet zuftehet. 

Das Verbrechen ift eine unvernünftige — weil 
es die Uebertretung eines Verbotes iſt, welches als ein 
Ausfluß des vernünftigen Geſammtwillens angeſehen werden 
muß. Daß aber Jemand unvernünftig gehandelt, kann ihm 
nur unter der Vorausſetzung zur Schuld und Strafe zu⸗ 

2* 
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gerechnet werben, daß er fähig war, —— zu handeln. 
Denn wie das objective Recht das Recht, mit freiem Willen: 
zu handeln, nur Denjenigen zufprechen Tann, die denfelben 
wirklich haben 1), fo feet auch die Strafe, als die Ent- 
ziehung des Nechtes, mit freiem Willen zu handeln, nothr, 
wendig voraus, daß der zu Beitrafende zu der Beit, da er 
duch die Begehung des Verbrechens Diefelbe verdiente oder 
verwirfte, wirklich freien Willen gehabt habe. Diefen freien 
Willen. konn aber nicht gehabt haben, wer gar nicht fähig 
war vernünftig zu handeln oder das Werbrechen nicht zu. 
begehen, als er bei Begehung deſſelben unvernünftig han- 
belte. - Denn die Freiheit des Willens in Beziehung auf 
eine begangene Handlung beftehet eben darin, daß man 
im Stande war, feinen Willen auch zu einer anderen, als: 
der begangenen Handlung zu beftimmen, und dieſe Fähig— 
feit gehet Demjenigen ab, ber nicht fähig war, feinen. 
Willen nicht zu ber verbotenen Handlung zu bejtimmen. 
Alſo Fann das Strafreht nur gegen ſolche Perfonen zus 
ftehen, welche durch. Die Uebertretung eines: rechtlichen Wer: 
botes unvernünftig handelten, während fie fähig waren, mit, 
vernünftigen Willen zu handeln. . Man nennt die Fähigkeit 
eines Menſchen mit vernünftigem Willen zu handeln, feine. 
Burechnungsfähigkeit, und das Urtheil, daß er bei Ueber— 
tretung eines Verbotes in zurechnungsfähigem Buftande ge= 
wefen und defwegen als fchuldig beitraft werden könne, Die 
Burehnung ?). Die Burechnungsfähigkeit, ala die Fähig— 
feit, vernünftig zu handeln, ift alfo die Fähigkeit, feinen 
Willen zu den u verbotenen — zu beſtimmen. 





| I) ©. Ber $ 3. 

2) Die Zurechnungsfähigkeit faͤllt deßwegen nicht zuſammen mit 
dem Willen, die verbotene Handlung zu begehen, indem vielmehr dieſer 
Wille der Gegenſtand des Zurechnungsurtheiles iſt, durch welches er 
auf die Zurechnungsfähigkeit bezogen wird. | 


1. Cap. Oberfte Grundfäge bes Strafrechtes. 21 


Zurechnungbunfahig und beßwegen nicht ſchuldig und ſtrafbar 
wegen der von ihm begangenen Handlungen witd alfo Der⸗ 
jenige fein, der richt fähig iſt, feinen Willen zu ben nicht 
verbotenen Handlungen zu beſtimmen. Dieſe Unfahigkeit 
ann nur darin beftehen, daß der Menſch durch einen inne⸗ 
ren krankhaften Zuſtand gendthigt ift, ſeinen Willen zu ei⸗ 
ner verbotenen Handlung zu beſtimmen 2). Ein folcher Bu- 
Hand wide ihn in der That nfahig mit ‚vetnünfeigem 
wendbat Dar iſt aber nicht ausgeſchloſſen, daß ge⸗ 
gen den Burechnungsunfähigen Sicherheitsmaßregeln ergrif- 
fen werben können, foweit es bie geſellſchaftliche Sicher⸗ 
Veit — 


non zuta? 3% ' $. 9, 
4) Hinfihtlid der Art und des Maßes, in welchem das 
Strafrecht zuſtehet. Zn 
Die Strafe ift eine Entziehung des Rechtes, mit freiem 
Willen zu handeln. Darnach beftimmt ſich Theils die all» 
gemeine Befchaffenheit der Strafübel, welche rechtlich zus 
Käffig find, Theils das Maß, nad) welchem Strafübel zu- 
gefügt werben dürfen. 1) Was die allgemeine, Beſchaffen⸗ 
heit der rechtlich zuläſſigen Strafübel betrifft, ſo läßt fi 
die Entziehung des Rechtes, mit freiem Willen zu handeln, 
nur Dadurch verwirklichen, daß Die Menfchen hinſichtlich ih: 
res Thuns oder Unterlaffens einem Bivange unterworfen 
werden, ber ihre Freiheit aufhebt, ſich felbft zu ihrem 


3) Daher find die Thiere nicht zurechnungsfähig, weil fie ihrer Natur 
nach durch Inſtinct zu ihren Handlungen beftimmt werden. Die Natur 
des Menfchen ift aber die Freiheit, fih nach eigener Wahl zu feinen 
Handlungen zu beftimmen. Daher kann ed nur ein Erankhafter Buftand 
fein, wenn Jemand durch inneren Trieb genöthigt wird, die verbotene 
Handlung zu begehen. 
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— zu Alle Strafühel, — ſich philo⸗ 
ſophiſch rechtfertigen laſſen ſollen, müſſen ſich darauf zurück⸗ 
führen laſſen, den Beſtraften in der Freiheit, nach ſei⸗ 
nem eigenen Willen zu ‚handeln , zu befihränfen. Dagegen 
find philoſophiſch alle Strafübel verwerflich, welche dieſe 
nothwendige Patır ber Strafs. ‚verfeugnen, und. dem Ber 
ftraften Leiden, oder Qualen zufügen, ohne bie, Freiheit ſei⸗ 
nes Handelns zu berühren, oder welche ſich nicht, ‚auf, die 
Entziehung der Handlungsfreiheit beſchränken, ſondern ‚noch 
darüber hinaus ſich an deu Perfönlichkeit des Veſtraften ver⸗ 
greifen. Namentlich können deßwegen körperliche Züchtigun⸗ 
gen aller Art nicht gerechtfertigt werden, weil ſie den Be⸗ 
ſtraften nur quälen, ohne ihn in ſeiner Freiheit zu. bes 
fhränfen; noch weniger die Todesſtrafe, weil fie weiter 
greift, als worauf fih die Strafe ihrer Natur nad) er 
ftregen joll !). 2) Der Maßſtab, nach welchem Die zuläj- 
figen Strafübel angewendet -werden dürfen, muß fich nad) 
dem. Grade beftimmen, in welchem die zu beitrafende Hand» 
lung für unvernünftig gehalten werden muß... „Denn bie ver- 
fhiedenen, dem objertiven Rechte wiberfprechenden Handlun⸗ 
gen können nicht alle in gleichem Grade unvernünftig und 
darum ſtrafbar erſcheinen. Zwar ſind alle Pflichten, ‚welche 
das objective Recht auferlegt, in gleichem Grade heilig und 
unverletzlich, ſo daß ſich von dieſem Geſichtspuncte aus für 
die verſchiedenen ſtrafbaren Handlungen kein verſchiedenes 
Strafmaß ergeben würde. Allein die einzelnen Pflichten, 
welche von dem objectiven Rechte auferlegt und durch die 
ſtrafbaren Handlungen übertreten werden, ſind unter einan⸗ 
der, wie an Inhalte, ſo auch an Umfange in der Weiſe 
verſchieden, daß es Pflichten giebt, deren Verletzung nicht 





1) Von den einzelnen Strafarten iſt weiter unten ausführlich Die 
Rede. i u 
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möglich ift, ohne daß zugleich andere von dem objectiven 
Rechte auferlegte Pflichten nit werletzt Werden. Daraus 
ergiebt ſich für Die verſchiedenen ſtrafbaren Handlungen in 
relatives Strafmaß, nach welchem eine ſtrafbare Handlung 
ſtrafbarer iſt, als eine andere, je nachdem durch ſie eine oder 
mehrere der dutch das objective Recht auferlegten "Pflichten 
verletzt werben 2). Dieſer relative Strafmaßſtab ſetzt aber 
einen abſoluten Strafmaßſtab voraus, der die Grundgröße 
angeben muß, von welcher bei der: Ausmeſſung der Strafen 
ausgegangen werden muß. Dieſer Maßſtab kann nur her⸗ 
genommen werden von ber: allgemeinen Natur ber. Strafe, 
nach (welcher dieſelbe eine Entziehung des Mechtes fein muß, 
mit freiem Willen zu Handeln, fo daß Fein Strafübel fo 
geringfügig fein darf, Daß es nicht eine wirkliche ntzie- 
bung dieſes Rechtes enthielte. Das darnach auszumittelnde 
geringfügigſte Strafübel iſt aber die von. der Vernunft ge 
forderte Strafe für die Verletzung ſolcher Pflichten, welche 
nach Inhalt und Umfang. als die mindeſt wichtigen erſchei⸗ 
nen. Von dieſer Grundgröße aus müſſen alsdann gegen an⸗ 
dere. ſtrafbare Handlungen die größeren: Strafübel ausge⸗ 
ameffen werden nach dem Inhalte und «dem Umfange der 
lichten, wehdie — die — — — 


— * 





2) B. B. aus: der Pflicht, een eine, and) 
nur leichte Verlegung beibringen dürfe, ‚folgt mit Nothwendigkeit auch 
die Pflicht, daß er ihm noch weniger. eine ſchwere Verlegung zufügen, 
und daß er ihn vollends nicht födten dürfe, Durch die Tödtung wird 
Daher eine Pflichtverlegung größeren Umfanges begangen, als durch eine 
ſchwere Körperverlegung, und durch dieſe eine größere Täters, 
als durch eine leichte Körperverlegung. 
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.. Bweites Gapitel. 
Darſtellung und Kritik der verfchiebenen Strafrechtstheorieen. 


| & 10... Ä N 
Bedeutung der verfhiedenen Strafrechtstheorieen. 
In dem VBisherigen iſt nachgewiefen worden," daß Die 
Strafe von der Vernunft und der in derfelben enthaltenen 
Idee der Gerechtigkeit. mit Nothwendigkeit gegen den un—⸗ 
vernünftig Handelnden erfordert werde. Auch ift “gezeigt 
worden, daß es gar Fein poſitives Strafrecht geben Eönnte, 
wenn ſich das Recht zu -ftrafen nicht aus. der Wernunft hers 
Teiten Tieße, da nur unter diefer Vorausfegung Die Staats: 
gewalt befugt fein Tann, Strafgefege zu erlaffen !);: . Im 
der That. ift: jedes pofitive Strafrecht. Nichts Anderes, als 
die durch Nationalität und Gefchichte beftimmte Form; in 
welcher. das von der Vernunft: geforderte Strafrecht im’ bie 
Erfcheinung tritt. Deßwegen muß das ‚Strafrecht. überall 
beſtehen und hat e8 auch in der That überall beſtanden, wo 
Menfchen unter der Herrfchaft Des Mechtes gelebt haben. 
Auch ift noch nie in Bweifel gezogen worden, Daß das 
Strafrecht nothwendig fei, Damit: von Herrfchaft: des Rechtes 
die Rede fein könne. Nicht fo einverftanden als über. die 
Nothwendigkeit des Strafrechtes an und für fich find aber 
Philofophen und Rechtögelehrte über den Grund, auf wel: 
chem diefe Nothwendigkeit beruhet. Vielmehr herrfihen dar- 
über die verfchiedenften Anſichten, welche nach einem her⸗ 
gebrachten Ausdrude Strafrechtstheorieen genannt werben. 
Welche Bedeutung aber diefelben für die Auffaffung des po» 
fitiven Strafrechtes haben, muß fich ergeben aus der Betrach- 
tung des Einfluffes, den fie auf die Geftaltung des pofitiven 
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Straftechtes gehabt haben können. In dieſer Beziehung iſt 
zuvörderſt gewiß, daß es nicht von der ſubjectiven Anſicht 
eines Geſetzgebers abhängen kann, ob es überhaupt ein poft- 
tive Strafredjt. geben. folle, ‚oder nicht. Denn das Straf: 
recht ift ein fo nothwendiger und integrirender Beftandtheil 
des poſitiven Rechtes, daß rechtliche: Vorſchriften garnicht 
denkbar find, ohne: daß an: bie Hebertretung derfelben eine 
Strafe: gebunden ift. Ferner iſt gewiß) daß die Anficht, 
welche" von’ dem: Gefeggeber: gehegt wird über den Grund, 
aus welchen das Strafrecht nothwendig fei, den wahrhaften 
Grund diefer Nothwendigfeit nicht ‚berühren oder verändern 
kann. Denn durch Die. fuhjeetive Anficht des Gefetsgebers 
kann Die objective Wahrheit der Dinge nicht aufgehoben oder 
verändert werden. Endlich iſt gewiß, weil e8 aus den eben 
gegebenen beiden Säten folgt, daß durch Die fubjertive An— 
ſicht des Gefetgebers: ebenfo wenig aufgehoben oder verändert 
werden Fann, was aus. jenem wahrhaften Grunde ala ober- 
ftes Princip für Das pofitive Strafrecht hergeleitet werden 
muß. Diefes oberfte Princip beftehet: aber darin, daß Die 
Strafe nur Demjenigen zugefügt werden Fann, der eine 
Vorſchrift des poſitiven Rechtes übertreten ‚hat, und daß 
fie ihm nur darum zugefügt werden Fann, weil er Bie- 
felbe übertreten, und mithin nur nach dem Werhältniß, in 
welchem er biefelbe verdient hat. - In der That würde 
nicht von, einem pojitiven Strafrechte die Rede fein Eönnen, 
wenn in einer Geſetzgebung diefes Princip aufgegeben und 
anerkannt. wäre, daß. Jemand mit Strafübeln belegt. wer: 
"den Fönne aus einem anderen Grunde, als weil er 'diefelben 
verdient habe ?). 


2) Weil diefes -Princip in jeder pofltiven Strafgefeggebung voraud- 
gefept fein muß, iſt es Theils überflüffig, Theils unzweckmäßig, daß 
es in einem Strafgeſetzbuche ausdrücklich ausgeſprochen werde. In dem 
Entwurfe des Strafgeſetzbuches für dad Königreich Baiern (1810) hatte 
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2 $ 1. 
—— ——— —— 
Auf De deren Seite liegt es im: Begriffe: bes yo 
kiven Bechkeäschei es aus den Anſichten hervorgegangen fei, 
welche. zur Zeit ſeiner Entitehung die herrſchenden geweſen 
find. 1: Darum find; die Satzungen deſſelben verſchieden nach 
der: Verſchiedenheit der Zeiten und Nationalitäten, während 
doch für alle Zeiten und: Nationalitäten die Nothwendigkeit 
des poſitiven Strafrechtes an und für ſich in gleicher Weiſe 
beſtehet. Aus dem Bisherigen iſt aber klar, daß der Ein⸗ 
fluß der herrſchenden Anſichten auf Die Geſtaltung des po» 
ſitiven Strafrechtes ſich nur geltend machen kann auf der 
Grundlage jenes oberſten Principes, das ſich aus dem Grunde 
ergiebt, auf welchem die Nothwendigkeit des poſitiven Straf⸗ 
rechtes beruhet. Auf dieſer Grundlage aber kann ſich nicht 
allein, ſondern muß: ſich dieſer Einfluß in zweifacher Be⸗ 
ziehung geltend machen, zuvörderſt in Hinſicht der Hand- 
lungen, welche beſtraft werden ſollen, und ferner in Hinſicht 





Feuerbach Art.:6 ausdrücklich ausgeſprochen, daß „dem Uebertreter 
zur Abſchreckung““ geſtraft werden ſolle. Allein mit Recht wurden 
dieſe Worte in dem Geſetzbuche ſelbſt (1813), Art. 4 hinweg gelaſſen. 
Denn ein Geſetzbuch kann gar nicht anders als davon ausgehen, daß 
der Gerechtigkeit wegen geſtraft werden ſolle. Vergl. Abegg,, Lehr⸗ 
buch F. 54; und: die verſchiedenen Strafrechtstheorieen, 1835, F 38. 
Note 193. Auch bei den neueren Geſetzbüchern hat man es vermieden, 
ſich über eine beſtimmte Strafrechtstheorie auszuſprechen. Vergl. z. B. 
die Motiven zu dem Entwurfe eines. Criminalgeſetzbuches für Das Kö» 
nigreich Sachſen (Kandtagsacten vom Jahre 1836, S. 83) und Motive 
zu dem Criminalgeſetzbuche für das Herzogthum Braunſchweig (1840), 
$: VL; Aber: daran folgt nicht, daß die Unftcht, welche von dem 
Geſetzgeber gehegt wird: über Die Nothwendigkeit der Strafe, auf den 
Inhalt tes — — ohne —— bleiben könne. :Bergk Den 
‚nähiten-$. ir Digraindl. - | i 2: ig ın 
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ber. Strafen, „mit, welchen; Diefelben. belegt ‚werben: ‚follen. 
Was die erite Beziehung betrifft, jo kann zwar die Anficht, 
welche. der Gejeßgeber „über, die Nothwendigkeit der Strafe 
hat, ihm. feine Entſcheidung darüber geben, „welche Verbote 
er, ‚überhaupt erlaſſen folle, ‚weil Die, Strafe, Die, auf einer 
Handlung ftehet, nicht der. Grund, ſondern nur die, Folge 
des Verbotenfeins‚derjelben jein kann!); ebenſo wenig Fann 
es, von dieſer Anſicht abhängen, ; welche, Handlungen; Ueber— 
tretungen des ein Mal vorhandenen Werbotes ſeien, da eine 
Handlung, welche nicht wirklich Uebertretung iſt, es auch 
nicht durch die Anſicht und Beſtimmung des Geſetzgebers 
werden kann 2): ‚aber; jedes Falles: muß dieſe Anſicht von 

4). Darnad) iſt es ein unlogiſches Verfahren, deſſen ſich freilich 
viele- der weiter, unten anzuführenden Strafrechtstheorieen ſchuldig ma⸗ 
chen, die Beantwortung der. Frage, welche Handlungen, mit „Strafe 
zu bedrohen ‚feien,, von der Auſicht über die Nothwendigkeit „oder. den 
Rechtsgrund ‚der Strafe abhängig zu machen. Die Strafrechtstheorie 
kann nur zu dem, Nefultate führen, Daß alle Handlungen; Durch. welche 
eine, Vorſchrift des objectiven Nechtes verlegt wird, -beitvaft „werden 
müſſen. Diefe Vorihriften ‚find, aber eine von bes Nothwendigkeit der 
Strafe unabhängige Borausfegung „und. nicht- eine; Folge. derfelben, vgl. 
‚oben.$..6.. Debwegen kann, wenn ‚in dem poſitiven Strafrechte eine 
‚Handlung nicht mit Strafe „bedrohet iſt, der Grund nur darin Liegen, 
daß der. Gefeggeber. Feine, Urſache zu, haben ‚glaubte,  Diefelbe., zu ‚ver 
bieten, nicht aber darin, daß er fie nicht beitrafen zu können glaubte, 
ungeachtet ‚fie ihm ‚eigentlich verboten ‚werden zu müſſen ſchien. Daher 

At z. B. der Schluß falſch, der von ‚den, Wiedervergeltungstheorieen 
mitunter gemacht wird, daß unfittlihe Handlungen; welche, Niemanden 
in feinen Rechten verlegen, aus. dem Grunde nicht beſtraft werden kön⸗ 
‚nen, weil bie Strafe. eine Vergeltung des einem WEDER gnge wanenen 
Uebels ſei. 

Ein Strafgejeg — gar nicht wollen, > eine ——6 
welche keine Uebertretung eines Verbotes iſt, mit Strafe belegt werde. 
Vergl. 8. 10. Darum können die Eigenſchaften, melde dazu gehören, 
Daß eine Handlung: Uebertretung eines Verbotes ſei (ſ. oben $. 7); nicht 


> DE Cinteitäng. 

Einfluß fein bei. Beſtimmung der Frage welche Uebertre⸗ 
tungen des Verbotes mit Strafe belegt werden ſollen ®). 
Denn wenn der Geſetzgeber nicht von der Anſicht ausgehet, 
daß Die Strafe nut varum nothwendig ſei, weil die Idee 
Der Gerechtigkeit verlangt,’ Daß: jeder Uebertretung eines 
Verbotes eine entfprechende' Strafe folge, ſondern wenn er 
die Strafe für nothwendig hält aus anderen Gründen, etwa 
weil die Idee der Gerechtigkeit verlange, daß dem Werbre- 
her vergölten werde, oder weil die Rechtsordnung nicht 
würde beftehen Fönnen, ohne daß die Menfchen: durch‘ die 
‚Strafe von Verbrechen abgeſchreckt würden, fo wird er fe 
nach der BVerfchiedenheit diefer Anfichten nothwendig ver- 
ſchieden beftimmen wäfen, welche Uebertretungen des Ber- 
botes mit Strafe : belegt werden : follen *). In derfelben 
von den Beitimmungen des Geſetzgebers abhängen. Aus diefem Grunde 
iſt es nicht zweckmäßig, allgemeine Beftimmungen über dolus ımd culpa 
in ein Strafgefepbuh aufzunehmen. Vergl. über diefe Frage Kitka, 
im Archiv des C. R. neue Folge, 1835. ©. 219 ff. und Mitter- 
maier, die Strafgefeßgebung in ihrer Fortbildung, eriter Beitrag, 
1841. ©, 171 f. Anderer Meinung ift Birnbaum, im Archiv des 
C. R. 1837. S. 276 ff. und’ 473 ff. — 

3) Denn daraus, daß nur Uebertretungen eines Verbotes beſtraft 
werden können, folgt noch nicht, daß der Geſetzgeber jede Handlung, 
welche wirklich Uebertretung iſt, als ſolche erkannt habe und mit Strafe 
belegt wiſſen wolle. 

4) Ein erläuterndes Beiſpiel bietet die Streitfrage über die Straf- 
barkeit des Berfuches mit untauglichen Mitteln. ine Uebertretung des 
Verbotes wird auf jeden Fall begangen, wenn Jemand eine Handlung 
begehet mit dem Willen, die verbotene Handlung zu begehen, auch 
wenn er nicht Die tauglichen Mittel anwandte, feinen Zweck zu erreichen 
(f. oben $. 7). Wenn man aber von der Anficht ausgehet, daß die 
Strafe nothwendig fei, um die Sefellfchaft zu Tchügen gegen foldhe 
Handlungen, welde den rechtlichen Buftand nicht allein fubjectiv, fons 
dern auch objectiv gefährden, fo kann man zu dem Refultate kommen, 
daß jene Mebertretung nicht beftraft werden Dir-fe. Vergl. hierüber vor- 
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Weiſe muß. die, Anfiht des Geſetzgebers ron Einfluß. fein 
in ber anderen Beziehung, hinfichtlich der Strafen. nämlich, 
mit welchen” Die, verbrecherifchen Handlungen belegt werben 
ſollen, ſowohl der Strafarten, welche ihm im Allgemeinen: 
als zuläſſig ‚erfiheinen, als auch des Strafmaßes, weldes 
durch die einzelnen verbrecherifhen Handlungen verwirkt wer» 
den fol 5). Denn. wenn auch der Gefetgeber nothwendig 
von der Anficht ausgehen muß, daß Feder nur die-von ihm 
verdiente Strafe erleiden. folle, fo muß doch die Entſchei⸗ 
‚dung, welche Strafe die verdiente:fei, nothwendig verfchie- 
ben- ausfallen, je nachdem von verfchiebenen Anſichten über | 
die Nothwendigkeit der. Strafe, dabei ausgegangen wird. 
Wie aber auf. Diefe Weife die. verfchiedenen Anfichten ‚über: 
die Mothwendigkeit der Strafe auf Die: Geftaltung Des poſt⸗ 
tiven Strafrechtes von Einfluß geweſen fein müſſen, inbem 
- jede. einzelne: Beftimmung deſſelben aus. irgend einer Anz 
ficht hervorgegangen: ift 2), fo muß auch die Kenntniß- ders’ 
vorläufig Bahariä, die Lehre vom Verſuche der Verbrechen, 1. Thl. 
1836, $. 128, und von Preuſchen, die Gerehtigkeitätheorie, 2. Thl. 
1839, ©. 46. Ein. anderes Beifpiel: der Wille die verbotene Handlung 
zu begehen und mithin Die Uebertretung des Verbotes ift an und. für 
ſich möglich „. auch ohne daß der Handelnde das Strafgeſetz, in welchem 
das Verbot enthalten war, gekannt, hatte; wer aber die Strafe für 
nothwendig ‚hält, -um. dur. die Androhung bderfelben von Verbrechen 
abzufchreden,: kann Die Uebertretung in diefem Falle nicht für —— 
halten. Vergl. v. Preuſchen a. aD, $. 2, | 
5) B. B. über die Buläffigkeit der Todesſtrafe möffen fih bie ver ⸗ 
ſchiedenen Strafrechtstheorieen verſchieden entſcheiden, je nachdem ſie die 
Nothwendigkeit der Strafe in Beſſerung, Vergeltung oder Abſchreckung 
fegen.. v. Preuſchen a. 0. O. $. 12. 
6) Es mag fein, obgleich, e8 nicht gerade als ein Vorzug anerfannt : 
werden Tann, Daß einem poſitiven Strafrechte verfchiedene. Diefer An⸗ 
fichten zu Grunde liegen, zumal wenn bie einzelnen Beſtimmungen deſ⸗ 
felben aus verfchiedenen Beiten beritammen (über. die verſchiedenen im 


feinen für die Auffaſſung des pofitiven" Strafrechtes uner- 
laͤßlich ſein; zumal in dern Falle, da ein Geſetz mehrfacher 
Auslegung fähig iſt, je nachdem ihm bie eine oder andere 
Der verſchiebenen Strafrechtstheorieen zu Grunde gelegt wird. 
Darum‘ muß die Darftellung und Keitit berfelben bie‘ wi 
zur dep‘ nn ss DRAN: : 
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ff. di ON 3 SI 8. 12. 
re und: @inepeitung Der! verfhiebenen WERE 
ph ge! —rechtstheorieen 1). DIAUT: 


Um eine Uebeeſiche der verſchiedenen Eheaftecheigennien 
zu gewinnen, unterſcheidet man zweckmäßig drei Claſſen der⸗ 
ſelben 2). Die eine Claſſe bilder die abſolute, die andere 
Claſſe "die Be die Dritte nr on. er 


Aut. 


genieinen teutſchen Strafrechte en Anſichten vergl Abegg, 
Die verſchiedenen Strafrechtstheorieen, ©. 78 ff.) 5 Daß aber die Straf ⸗ 
rechtstheorie, von welcher ausgegangen wurde, von nothwendigem Ein⸗ 
finß*gewefen fein müſſe nicht nur im Allgemeinen, ſondern auch bei den 
Einzelnheitem, darüber vgl. Schaffrath Grundwiflenfchaft Des Rechts 
und ins Befondere des Strafrechts ; 1841, $. 209 -und'210. 
WA) Die Literatur über die verfchiedenen Strafreihtötheotieen f. bei 
Kappler, Handbuch der Litteratur des Criminalrechts, 1838, ©, 215 ff. 
Außer den daſelbſt genannten. Schriften find vorzüglich noch zur bemer⸗ 
fen: v. Preuſchen, die Gerechtigkeitätheorie, 2 Thle. 1839; Sepp, 
Jeremias Benthams Grundſätze der -Griminalpolitit im Auszuge und" 
ivftematifchen Bufammenhange, 18395; -Mittermaier im $. 7 der 
13. Ausgabe des Feuerbach'ſchen Kehrbuuches, 1840; Baer, Abhande 
lungen aus: dem Strafrechte,‘ 1840, Abhandl. 15 Henrici, über die 
Unzulaͤnglichkeit eines einfachen Strafrechtsprineipes, 2, Auflage, 1841. 
Weber die höchften Printipien von Recht, zur Begründung des Griminal- 
rechts, Frankfurt 1841. Schaffrath, Grundwiſſenſchaft des Rechts 
und ins) Befondere des Strafrechts, 1. Heft, 18H. $. 182 ff. 

112): Ueber die Eintheilung und'Elaffifieirung Ber verfehiedenen Straf⸗ 
rechtstheorieen vergl." vorzũglich Bauer, de — ae 1 
$:5110,:52, und Abhandlungen, S. 27. | 
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vechtäfhenrie. 117 Died abſolute Theorie 2Roleitet bie Nothwen⸗ 
digkeit und Rechtmäßigkeit der Strafe unmittelbar aus vem 
Rechte vder der: Idee ‚der Gerechtigkeit Her, "von welcher ‚Die 
Strafe ohne Beziehung rauf einem durch. fie. zu erreichenden 
Zweck erfordert werbe, ſo daß lediglich das in der Vergan⸗ 
genheit liegende Verbrechen ders hinreichende Grund der zu 
verhängenden Strafe und dieſe ihr eigener “von der Gerech⸗ 
tigkeit gebotener Zweck ſei. Die relative Theorie gehet vor 
einem Zwecke aus, deſſen Erreichung ſie für ‚die Erhaltung 
der Rechtsordnung und des Staates nothwendig hält, und 
gründet bio. Rechtmäßigkeit der. Strafe darauf, daß ſie die⸗ 
ſelbe als ein zur Erreichung dieſes Zweckes nothwendiges 
Mittel, welches zugleich an ſich rechtmäßig ſei, nachzuweiſen 
bemüũhet iſt. Die relative Theorie erblickt daher in dem be⸗ 
gangenen Verbrechen nur einen Gelegenheitsgrund zur Ber- 
hängung der Strafe, indem der eigentliche rechtliche Grund, 
derſelben in einen in der Zukunft zu erreichenden Zweck 
geſetzt wird. Die Anhänger der abſoluten Theorie pflegen 
gern für dieſelbe ſich des Ausdruckes Gerechtigkeitstheorie 
und für die relative Theorie des Ausdruckes Nutzenstheorie 
zu bedienen *).. Allein mit dieſen Ausdrücken wird der zwi⸗ 
ſchen beiden Claſſen von. Strafrechtstheorieen Statt findende 
Unterſchied nicht hervor gehoben. Denn dieſer Unterſchied 
beſtehet nicht darin, daß die abſolute Thebrie gar keinen 
Zweck durch die Strafe zu erreichen beabſichtigte, und daß 
es der relativen. Theorie nicht darum zu thun wäre; die Ge— 
ie a der — zu erweiſen 5). Die abſolute — 





9) Dieſer Bezeichnung bediente ſich zuerſt Zachari ä, im: alten 
Archiv des C. R. III. Band, 4. Stüd, ©. 4. : ı ; 

4) Vergl. z. B. NEHM im $. 7 zu Feuerbags an 
buch, 13. Ausgabe, 

5) "Mit Recht‘ proteftirt — — S. 9, ‚gegen; is 
Bezeichnung Nugenstheorieen. Wenn: eu: aber: Dagegen: vorſchlaͤgt, Die, 
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bezweckt vielmehr, wenn ſie behauptet/ daß. die Strafe eine 
Forderung: der Gerechtigkeit fei, mit der. Strafe. Nichts. An⸗ 
deres als die Befriedigung dieſer Forderung ©), und bie 
relative Theorie ‚welche nachzuweifen glaubt, daß Die Strafe 
ein. nothwendiges Mitttel ſei zur Erhaltung der Rechtsord⸗ 
nung ‚oder: zur’ Herrfchaft Des: Rechtsgeſetzes, muß. eben darin 
den Beweis finden, daß die, Strafe Etwas Gerechtes fei, 
. weil die Anwendung eines: ungerechten Mittels die Auf 
hebung der ‚Rechtsordnung fein: würde und nicht zur Grhal- 
tung derſelben beitragen Fönnte ?). : Der Unterfchied zwifchen 
abfoluter Theorie und zwifchen irelativer kann daher nur die 
Art und Weife betreffen, im welcher die Strafe ala Mittel 
zu dieſem Zwecke ‚gedacht ‚wird. Und in dieſer Beziehung 
beftehetiber Unterſchied darin, daß nach der abfoluten Theo» 
rie Die: Strafe Das ‚unmittelbare Mittel ift, dieſen Zweck zu 
erreichen, indem geftraft werden fol, damit geſtraft werde, 
mit anderen Worten, indem die Strafe angewendet wird, 
damit der Gerechtigkeit, welche die Strafe fordere, ges 
nügt werde, während bie relative. Theorie die Strafe nur 
als mittelbares Mittel zur Erreichung dieſes Zweckes bes 
trachtet , indem fie zunächſt und unmittelbar nicht Die. Exrhal- 
tung der Rechtsordnung felbit, fondern. einen anderen Zweck 
beabſichtigt, deſſen Erreichung von ihre für nothmendig zur 
Erhaltung der Rechtsordnung gehalten wird. Die relative 
Theorie würde nicht ftrafen, wenn fie Die Heberzeugung haben 
fönnte, daß bie Wirkung, welche fie der. Strafe zunächſt 
abfoluten Theorieen Nechtötheorieen und die relativen Theorieen Klug- 
heitstheorieen zu nennen, fo hätte er fich die verbetene Bezeichnung wohl 
auch gefallen laſſen Fönnen, 
6) Vergl. auch Abegg, Lehrbuch F. 35 a. €. 

7) Daher behauptet Schaffrath, Grundwiſſenſchaft $. 185, mit 
Recht, Daß Die relativen Zheorieen ebenſo fehr, wie die abſoluten, An⸗ 
fpruc haben, Gerechtigkeitätheorieen genannt gu werden, 
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zufchreibt und Durch Diefelbe zunächit beabſichtigt, nicht noth- 
wendig fei, die Rechtsordnung aufrecht zu erhalten: die ab» 
folute Theorie. kann Die Strafe unter Feiner. Vorausſetzung 
für. entbehrlich . Halten, weil fie dieſelbe nicht  erft auf ei _ 
nen nächften Zweck beziehet, durch deſſen "Erreichung ihr 
enblicher Zweck, Erhaltung der Rechtsordnung, erreicht wer⸗ 
den follte. Die gemiſchte Theorie endlich ift Diejenige Theo— 
tie ‚. welche «das vabjolute und das relative ‚Princip in ‘der 
Weiſe verbindet, daß fie. die Strafe zwar‘ als die von Der 
Gerechtigkeit geforderte Folge. des Verbrechens anfteht, aber 
Diefelbe nicht Lediglich: zu- dem Zwecke zufügen will, dieſer 
Forderung ber ‚Gerechtigkeit. zu: genügen, fondern ‚Daneben 
noch einen anderen durch die Strafe zu erreichenden Zweck 
annimmt, und die nad), der Gerechtigkeit‘ verdiente : Strafe 
nur unter der Vorausſetzung anwenden will, daß: fie noth⸗ 
wendig erſcheint dieſen Zweck zu: erreichen 8). 


$. 13. 
Darſtellung Der abfoluten Btrafsehtäthssiiz | 
Infofern das Weſen der abfoluten Theorie darin befteht, 
die Strafe aus der Gerechtigkeit herzuleiten: und lediglich um 
ber Gerechtigkeit willen: anzuwenden, fo Daß die Gerechtig- 
‚keit. zugleich als Grund und als Bıwed der Strafe erfcheint, 


— — — — 





8) Ich nehme hier die. gemifchte <heorie in einem engeren Sinne, 
als hergebracht iſt. Gewöhnlich nennt man gemifchte Theorieen auch 
Diejenigen, welche nicht bloß einen Zweck, fonderı mehrere Bwede durch 
die Strafe zu erreichen beabfihtigen. Dieſen gentifchten Theorieen fegt 
man alödanı die einfachen Theorieen gegenüber, welche bloß einen Zweck 
der Strafe annehinen. Allein die auf diefe Weiſe aus mehreren rela- 
tiven Zheorieen zufammengefegten Theorieen bleiben Doc immer relative 
Theorieen, und bedürfen: keiner befonderen Darftellung und Kritik, weil 
fi diefelbe aus der Darftellung und Kritik dev einfachen’relativen Theo» 
rieen-von felbft ergiebt. | 

£uden Strafredjt. 1. a. 3 
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kann es nur eine abfolute Theorie geben. Dagegen ſtimmen 
die Anfichten nicht überein über Die Art und Weiſe, in 
welcher die Strafe aus der Gerechtigkeit herzuleiten fer, und 
nach der Verfhiedenheit dieſer Anfichten Fann man mehrere 
abfolute Theorieen. unterfcheiden ?). Bu dDenfelben kann zu= 
vörderſt Die Anficht gerechnet werden, welche das Strafrecht 
als ein der Obrigfeit.von Gott übertragenes Recht betrachtet 
und Darin Die _genügende Rechtfertigung der Strafe findet 2). 
Denn diefe Anficht gehört der abfoluten Theorie wenigitens 
infofern an, als fie nicht, wie die. relative Theorie, die 
Strafe auf einen zu erreichenden Zweck beziehet. Damit 
verwandt. tft die Anſicht, welche, indem fie in dem. Staate . 
die äußere. Drdnung Gottes auf Erden findet, das Recht 
diefer göttlichen Drdnung in ihre Herrfchaft über die Men- 
{hen und.die Gerechtigkeit des Staates darein fett, daß er 
die Herrjchaft feiner eigenen Ordnung aufrecht erhalte, was 
dadurch gefchehe, Daß er Diefelbe, wenn fie verlet worden, 
gegen den Verleger wieder herftelle. Diefe Wieverherftellung 
beftehe aber: in der Bewältigung, d. i. der Vernichtung oder 
dem Leiden des Verletzers, damit die Herrfchaft der gött— 
lichen Ordnung an ihm fich bewähre, und dieſe Bewältigung 
fei Die Strafe 3). Als Begründer der eigentlichen abfoluten 
Theorie, welche nicht, wie die bisher angegebenen Anftchten, 
die göttliche Gerechtigkeit von der menfchlichen vertreten laſ— 


1) Bergl. Abegg, Lehrbuch, $. 27. 

2) Epist. ad Roman. XIII. 4. ‘Edv rö xardv ons, Poßod 
erw Efovolav‘ oÜ yap ein Tv udyampav @popei‘ Beod päp 
Öıanonds Eorıw‘ Euöınos els Öppiv To Tö xandv mpdeoovrı. — 
Sachſenſpiegel, Buch I. Art. 1: „Zwei fwert liz got. in. ertriche: zu 
beſchirmene Die. eriftenheyt.  Deme babfte. ift gefarzt daz geiftliche. 
Deme Eaifere daz wertliche.‘ 

3) Stahl, die Philofophie des Rechts, 2. Band, 2te Abtheilung 
(1837), ©. 363 ff. 
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ſen wilk,: kann Kant: angefehen werden, der behauptet, Das - 
Strafgefes ſei ein Fategorifcher Imperativ, der die Strafe 
‚unbedingt: fordere und zwar nach dem Prineipe ber Gleich⸗ 
heit, in der Weiſe, daß Jeder das unverſchuldete Uebel, wel⸗ 
ches er einem Anderen im Wolke: zufüge, ſich ſelbſt anthue. 
Daher könne nur durch das Wiedervergeltungsrecht, aber 
nicht. nach dem Privaturtheile des Verletzten, ſondern nur 
vor den Schranken des Gerichtes, Qualität und Quantität 
der Strafe beſtimmt werden 1). Für den Kantiſchen kate⸗ 
goriſchen Imperativ ſetzt Henke die. Idee der Gerechtigkeit, 
kraft deren jeder Verbrecher als Mitglied Des Staates ſich 
in ſeinem rechtlichen Bewußtſein gedrungen fühle, ſich ſelber 
als ſtrafbar anzuerkennen und der Strafe nicht unwillig als 
einem äußeren Zwange ſich zu unterwerfen, ſondern ſie zu 
fordern als die durch die Vernunft gebotene Folge ſeiner 
Miſſethat. Die Strafe ſei aber eine Rückwirkung gegen den 
Verſuch des Verbrechers, ſich dem Geſetze des Ganzen zu 


— 


4) Kant, metaphyſiſche Anfangsgründe der Rechtslehre, 2. Aufl. 
1798, ©. 226 ff. Nach dieſer Wiedervergeltungstheorie müſſe der Dieb 
ſich ſelbſt beſtehlen und ſich der Sicherheit alles nützlichen Eigenthumes 
berauben; er, habe Nichts und könne auch Nichts erwerben, wolle aber 
doch eben und müſſe deßhalb von Anderen ernährt werden; weil dieſes 
der Etaat aber nicht umfonft thun werde, jo müſſe er diefem feine 
Kräfte zu beliebigen Arbeiten überlaffen und alſo auf. beftimmte Beit 
oder nach Befinden auf Imnter in den Sclavenjtand kommen. Wer ger 
mordet babe, -müffe fterben, und es gebe hier Fein Surrogat zur Be- 
friedigung der Gerechtigkeit. Den zwiſchen einem. noch, fo Fummervollen 
Leben und dem Tode fei Feine Gleichartigkeit und alſo auch keine Gleich», 
heit des Verbrechens und der Wiedervergeltung, als Durch den am Ber- 
brecher gerichtlich und ohne ale Mißhandlung vollzjogenen Tod, Selbſt 
wenn die bürgerliche Geſellſchaft im Begriffe fei, ſich anfzulöfen,; müſſe 
zuvor der legte im Gefängniffe befindliche Mörder hingerichtet werden, 
damit Jedem das widerfahre, was feine, Ehnten ı werth: feien, und Die 
Blutſchuld nicht auf dem Wolke) hafte. | 3 — 
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entziehen, und duch diefe Rückwirkung, welche diefen Ber- 
fuch vereitele, werde bie Harmonie des Ganzen wieder her- 
geftelt °). Auch Richter leitet Die Strafe her. aus der 
Idee der Gerechtigkeit, in welcher die Mothwendigfeit einer 
rechtlichen Ausgleichung zwifchen ben Gütern und Rechten 
bes Gekränkten und des Werbrechers enthalten fei. Die 
"Strafe fer der gleiche Werlüft von Gütern und Rechten, wel- 
hen der Verbrecher der Ausgleichung wegen. erleiden müſſe, 
und für Verbrechen, welche entweder das finnliche: Dafein 
der Bürger vernichten, ‚oder ‚Die: Möglichkeit ihres Zuſam⸗ 
menlebens als freier Menfchen aufheben, fei die Todesſtrafe 
die einzig gerechte 9). In anderer Weife hat Hegel eine 
MWiedervergeltungsthenrie zu begründen verfucht. Weil das 
Recht, ſo lehrt er, als Abfolutes unaufhebbar fei, fo müſſe 
das Unrecht in fich ſelbſt nichtig fein. Was aber nichtig fei, 
müſſe ſich auch als folches manifeftiren,. d. h. ſich als ſelbſt 
verletzbar hinſtellen. Der Verbrecher aber zeige, daß für 
ihn nicht das Recht als der allgemeine Wille, ſondern nur 
ſein beſonderer Wille Geſetz ſei. Und dieſer beſondere Wille 
des Verbrechers ſei als ſolcher nichtig und verletzbar. Die 
Verletzung deſſelben ſei das Aufheben des Verbrechens, das 
ſonſt gelten würde, und die Wiederherſtellung des Rechtes. 
Die Verletzung des Verbrechers ſei aber nicht nur an ſich 
gerecht, ſondern auch Das, was ihm gebühre, da ſie ſein 
Recht ſei und ihm nach feinem eigenen Willen widerfahre. 
Denn da er fein Verbrechen als ein vernünftiges Wefen be- 
gangen, fo habe er Durch dafjelbe ein Gefe aufgeftellt, Das 
er für fich raue, unter- welches er alfo, als unter: fein 


6) Henke, Handbuch des — und der Geiminnipekii, 
1828, 8. 2 und 3, 

6) Richter, das —— —— — auf die 
Idee der Gerechtigkeit, 1829, ©. 98, 102 ff. 
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Recht, ſubſumirt werden dürfe. Die Strafe ſei demnach 
Verlegung der Verletzung, und inſofern Vergeltung. Da— 
jedes Verbrechen einen gewiſſen ‚quantitativen und qualita= 
- tiven Umfang habe, fo müſſe auch jede Strafe ald Negation 
des Verbrechens, - ihrer Dualität und Quantität nad), einen 
entfprechenden Amfarg Haben. Deßwegen brauche die Strafe 
zwar nicht in einer dem Verbrechen fpeeififch gleichen Ber- 
letzung zu beftehen, indem: fie. nur dem Werthe des Verbre⸗ 
chens gleich. kommen müfle: aber auf den Mord ſtehe noth⸗ 
wenbig Todesſtrafe, da es für. das Leben feinen N 
ME a gebe * 


| 6. 14, 

aruit der abſoluten Strafrechtstheorieen. 

Es bedarf nach der oben entwickelten Ableitung bes 
Strafrechtes aus der Idee der Gerechtigkeit keiner weiteren 
Auseinanderſetzung, daß die abſolute Theorie vollkommen 
Recht darin hat, daß ſie von dem Princip ausgeht, die 
Strafe müſſe, wenn ſie als rechtliche Einrichtung gelten Tolle, 
als nothwendig aus der Idee der Gerechtigkeit hervorgehend 
nachgewieſen werden 1). Dagegen kann den bisher aufge— 
ftellten Verſuchen, eine: abfolute Theorie zu begründen;, nicht 
Recht gegeben. werden im Anfehung dev Weiſe, in welcher 
fie- das Strafredjt ans der. Idee der’ Gerechtigkeit: herleiten 
wollen. Daß die Berufung auf eine göttliche Nebertragung, 
durch welche das Strafrecht der Obrigkeit verliehen fei, oder 
auf. eine göttliche. Ordnung, welche, ‚wenn fie Durch das Ver⸗ 
brechen verletzt worden ſei; zu ihrer Wiederherſtellung det 
Strafe —— ausreiche, das ER — 


7) isst, Grundlinien der niſephi des — — von 
Gaus, 1833), 8. 82 103 
4) S. oben:$. 3 und 4. 
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zu ‚begründen und zu rechtfertigen, ‚benucht kaum bemerkt zu 
werden. ı Denn eine göttliche Webertragung des. Strafrechtes 
kann man ſich nicht denken, ohne zugleich. anzunehmen, daß 
die Gottheit der Obrigkeit auch Die, Weiſe angegeben! habe; 
in: welcher dieſes Mecht ausgeübt „werden müſſe? Und daß 
Das. nicht der Fall geweſen ſei, zeigt Die Entwickelungsge⸗ 
ſchichte des Strafrechtes unwiderleglich, da weder die frühere 
- MWeife; in welcher das Strafrecht ausgeübt wurde, noch auch 
überhaupt der Umſtand, daß die Musübungndeffelben: in dem; 
verschiedenen: Beiten und bei dem verfchiedenen Völkern Feines, 
Weges eine gleichförmige gewefen ift, mit einer göttlichen 
Anordnung vereinigt werden kann ?). Darum Tann aber 
eben fo wenig angenommen. werden, Daß Das Wecht der gött— 
lichen Ordnung auf Erden durch das Verbrechen‘ verlegt und 
durch „die: Strafe wieder: hergeftellt werde. Denn. audjndiefe 
Anficht - läuft Darauf hinaus, das Strafrecht auf eine gött⸗ 
liche Uebertragung Zu »begtünden.: Wenn Kant ſagt, da® 
Strafgeſetz ſei ein kategoriſcher Imperativ, oder Henke, 
die Strafe ſei die durch die Vernunft gebotene Folge der 
Miſſethat, ſo ſcheint darin nur die Anerkennung der Noth⸗ 
wendigkeit, daß das Strafrecht aus Der. Vernunft oder 
aus der. Idee der Gerechtigkeit. hergeleitet werden müſſe, 
nicht aber die wirkliche, Herleitung zu liegen ). Jedes 
— hat Kant. mit der. en — daß der 


- 


2) Denn die Uebertragung wäre anf jeden Fall nur darum ger 
45 damit die Obrigkeit das Strafrecht wirklich ausübte, und dieſe 
Ausübung iſt nur in dieſer oder jener beſtimmten Weiſe denkbar. 
5:3), Wenn man. annehmen muß, daß bie ‚Gottheit; die Weife an⸗ 
gegeben habe, in welcher das Strafrecht ausgeübt werden muß, fo 
müßte dieſelbe vom u an — — und —— 
lich fein, 11. ichait 4 4 urn in:n 

4) In ähnlicher Weiſe BEP fi viele Andere für. die. Moths 
wendigkeit der Strafe auf die Gerechtigkeit, ohne näher anzugeben, in« 
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Pategorifche Iutperativ die Stunfe nach dem Prineipe det 
Gleichheit oder nad; dem Wiedervergeltungsrechte erfordere, 
in der Weife, daß Seder das ;unverfchuldete Uebel, welches 
er Anderen im Volke zufüge, ſich ſelbſt anthue. Denn das 
Gebiet der ftrafbaren ‚Handlungen: ift nicht, befchränkt auf 
ſolche Handlungen, durch welche Andere: in ihren Rechten 
verlegt werden °), ebenjo wenig als die verlangte Wieder— 
vergeltung der Gerechtigkeit „gemäß fein kann. Die Gleich- 
heit, welche ‚die. Idee der. Gerechtigkeit allerdings erfordert, 
beftehet nur: darin, Daß jeder: Menſch in gleichem Maße. das 
Recht hat, mit’ freiem Willen zu Handeln, unter ber Bes 
bingung, baß er dem Rechtsgeſetze gemäß handelt, ' Feines 
Weges aber in einer Gleichheit des Gebens und Empfan- 
gens °), und noch weniger in einer, Vergeltung der einen 





wiefern die Strafe aus * —— — 8. B. Kir 
Lehrbuch, $. 48,. indem. er die Grundlage des Strafrechtes in die Ge— 
rechtigkeit jet, deren Handhabung Recht und Pflicht des Staates: fei, 
oder Hef fter, Lehrbuch, $. 7, ‚der die Strafbefugniß des, Staates 
auf die Verpflichtung deffelben geindet, die Gerechtigkeit zu fördern und ‘ 
zu handhaben. 

9) Die. Befchränfung. des — auf ſolche PORTS durch 
welche Andere in, ihren Rechten. verletzt werden, hängt. zuſammen mit 
der. einfeitigen Anficht, in welher Kant überhaupt die Idee. des Rechtes 
und das höchſte Rechtsgeſetz auffaßt, Daß namlich jede Handlung. recht 
fei, welche nad) einem allgemeinen Geſetze mit Jedermanns Freiheit ber 
ftehen Eönne, und daß Dad Recht Nichts Anderes, fei, als der Inbes 
griff der Bedingungen, unter. welchen. die. Willkür des Cinen, mit ber 
Wilfür des Anderen a ginem ie Gefege. vereinigt, werben 
könne. 

6) ‚Diele. Gleihhen, ‚in —* fon Neiftoteles, Ethie, Y, 
2-5. Die Gerechtigkeit ſetzt, iſt zwar; der Gerechtigkeit nicht zuwider, 
aber nicht das Weſen derſelben, da es zuverläſſig nicht ungerecht iſt, 
wenn Jemand weniger empfangen will, als er gegeben hat. Ueberdieß 
kaun auch die Annahme. einer ſolchen Gleichheit niemals zur Strafe 
führen, da der Verbrecher durch fein Verbrechen nicht nothwendig Fin 
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Verlegung mit einer anderen Verlegung. Demſelben Vor⸗ 
wurfe, dem die Kantifche Theorie, unterliegt die von Ricdh- 
ter aufgeftellte Begründung der abjoluten Theorie, nach wel⸗ 
her in: der Idee der Gerechtigkeit die Nothwendigkeit einer. 
vechtlichen "Ausgleichung. zwifchen ‚den Rechten und Gütern 
des Gekränkten und des Verbrechers enthalten. fein ſoll ?) 


Zuviel erhaͤlt, das ihm durch die Strafe wieder genommen werden 
müßte, wie z. B. der Mörder und Brandſtifter Nichts weiter erreichen 
kann, als Befriedigung ſeiner Bosheit, und da umgekehrt das etwaige 
Zuwenig, welches der Verletzte erleidet, durch einfache Entſchädigung 
vollkommen ausgeglichen wird. Ueber die Theorie des Ariſtoteles 
vergl. Welcker, die letzten Gründe von Recht, Staat und Strafe, 
1813, ©. 446 ff. und Richter a. a. O. ©. 78 ff. 
N) An und für fih wird zwar von Richter a. a. O. S. 5 fl. 
nicht verfannt, daß Recht und Moral nur Theile eines Ganzen find, 
und daß das Unſittliche nicht nothwendig aus dem Kreife des Unrechten 
ansgefchieden if. Rich ter a. a. D. ©. 108 ff. erfennf vielmehr aus- 
dDrüdlih an, daß der Menfh, der an dem Vernunftgebote als dem 
Willen Gottes durch Entgegenſetzung feines eigenen individuellen und 
darum nicht vernünftigen Willens fündige, ald Verbrecher betrachtet 
werden müffe, wie er denn auch die Sünde als Die aus der Freiheit 
bervorgegangene wifjentliche Verlegung des Geſetzes der Dernunft aus« 
drücklich mit unter die BVerlegungen des Rechtes rechnet. Dennoch 
kommt Richter zu dem unrichtigen Nefultate, daß das Verbrechen, 
welches nach der Idee der Gerechtigkeit mit Strafe belegt werden könne, 
nur eine folhe Handlung fein könne, welche gegen die Rechte anderer 
Menſchen begangen worden fei, und daß andere Handlungen, wenn fie 
auch Werlegungen des Rechtes feien, doch nicht Verbrechen an dem 
menſchlichen Rechte feien und nicht nach menſchlichen Gefegen beftraft 
werden können. Der Grund, aus welchem Richter unfittlihe Hand- 
fingen‘, welche er doc) für unrechte hält, nicht zur den ftrafbaren Hand- 
lungen rechnet, ‘liegt Iediglich in der Anficht, daß die Strafe nach der 
Idee der Gerechtigkeit Vergeltung in gleichem Maße feih müfſſe, und 
daß für unſittliche Handlungen eine folche Vergeltung Nicht möglich‘ fer: 
Allein während Richter daraus hätte fchließen follen, Daß Das Princip 
der Ausgleichung überhaupt nicht der Maßſtab fei, der von der Idee 
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Ueberdieß iſt es gar nicht ‚Das: Recht des Gekränkten, was 
bei: der Beftrafung in Frage kommt, fondern die Verlegung 
des Rechtsgeſetzes, welche durch bie -ftrafbare Handlung bes 
gangen wird. Denn es giebt viele‘ ftrafbare Handlungen, 
durch welche, Bein Einzelner in feinen Rechten gefränft wird; 
fo. wie es umgekehrt viele Handlungen giebt, welche zu 
den ftraflofen Handlungen gehören, ungeachtet. eine Rechts— 
verletzung durch jie begangen , wird. 8). Der Theorie. von 
Hegelitann: zwar zugegeben werden, daß. das Unrecht 
in fich felbft nichtig fer und Fein Recht Habe, , zu beftehen: 
aber zur Manifeftation Diefes Unrechtes würde es nicht der’ 
Strafe bedürfen, indem ſchon bie Nichtigfeitserflärung und 
bie, etwaige Entfchädigung ‚ welche ber Verbrecher zu lei⸗ 
ſten hätte, vollkommen. dazu ausreichen würden. Und un- 
bedingt iſt e8 des Staates: unwürdig, demſelben die: Zu— 
muthung zu machen, daß er den umvernänftigen Grundjag, 
nach welchem ber Werbrecher gehandelt, als Geſetz aner: 
kenne und auf denfelben in Anwendung bringe ?). Endlich 
unterliegen alle bisher angegebenen Verſuche, die abfolute 
Theorie zu--begründen, dem Vorwurfe, Daß die. Wieder- 
vergeltung unausführbar iſt, nicht allein bei folchen Ver— 
brechen, Durch welche kein Mnderer in feinen Rechten ge— 
kränkt wird, fondern auch bei ſolchen Werbrechen, welche 
wirklich eine Verlegung des Rechtes anderer Perfonen ent: 





der Gereihtigkeit esfordert. wird, hat er fich: vielmeht dadurch verleiten 
laffen, von den. unrechten Handlungen - nur Diejenigen : für. ſtrafbar zu 
erPlären , auf welches jenes Priucip nothdürftig in etendeas — 
werden kann. S. oben 8 dab, Note 4. 

8) ©. oben $, 6. ! 

9) Nach der‘ Theorie von Hegel iſt zwar Das Verbrechen ein 
Unrecht: aber die Strafe erſcheint nach derfelben ebenfalls als ein Im 
recht, welches jeriem Unrechte gegenüber tritt. ne gegen: .._. in 
Diefer Beziehung auch Abegg, Lehrbuch, $.'48. 
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halten 30). Dieſer Einwand. kann auch nicht Dadurch: be⸗ 
feitiget «werden ‚Daß man: nicht die Verlegung des Rechtes 
des Gekränkten, fondern ‚die Verlegung des Geſetzes, welche 
allerdings. bei jedem Verbrechen: das Mefentliche iſt, als dem, 
Maßſtab der Wiedervergeltung. ' annimmt 11). Denn eine: 
Gleichheit: und eine Vergleichung zwifchen. dem: Geſetze und: 


£ f / 44 
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40) Das Princip der Wiedervergelfung wird’ von den verſchiedenen 
. Begründern det abfoluten Theorie in’ verſchiedener Weiſe in Anwendung 
gebracht, iſt aber in jedem, Sale unausführbar. Nach Ja cob, philo⸗ 
ſophiſche Rechtslehre, 1795, $. 65, ſoll die Wie dervergeltung eine mos _ 
raliſche fein, fo daß die Strafe die moralifche Verſchuldung vergelten 
und das moraliſche Uebel ausgleichen ſoll. Allein für die ſittliche Ver— 
ſchuldung hat der weltliche Richter keinen Maßſtab, ſowie auch eine 
Vergeltung derſelben vollig undenkbar iſt. Nah Kant, Hegel und 
Richter: fol die Wiedervergeltung eine rechtliche fein, welche: die recht⸗ 
liche: Verfehuldung vergelten: und ‚die-Strafe nad der Art und dem, 
Grade der Rechtsverletzung beitimmen ſoll. Zunãchſt führt dieſes Prin⸗ 
cip sur materialen Wiedervergeltung oder der eigentlihen Talion, wie, 
fie im mofaifchen Rechte vorkommt (Auge um Auge, Zahn um Zahn), 
nach welcher dem Verbrecher ein der Art nad) gleiches Uebel zugefügt 
werden fol. Die Unausführbarkeit der’ materialen Wiedervergeltung be⸗ 
wirkte aber, daß man. zu einer formalen Wiedervergeltung, ſeine Zu⸗ 
flucht ‚nahm, nad) welcher dem Verbrecher werigitens ‚ein der, Größe 
nad) gleiches Uebel zugefügt werden fol. Am Scharfſinnigſten hat dieſe 
formale Wiedervergeltung durchgeführt * achariä, Anfangsgründe des 
philofophifchen Griminalvehts, 1805, S. 44, indem er behauptet, dab 
jede Strafe in Gefängnißitrafe a. müffe, weil jedes Verbrechen 
einen Gingriff. in die Freiheit Anderer enthalte, Ich habe. oben $. 5 
auch: nachgewiefen, Daß jede Strafe Freiheitsſtrafe fein müſſe: allein 
nicht nach dem Principe der Wiedervergeltung, da es unmöglich iſt, die 
einzelnen Rechte, welche durch die Verbrechen verletzt werden, auf ein 
beſtimmtes Quantum von Freiheit zu ſchätzen. * 

44) In dieſer Weiſe ſucht Mittermaier, —— des ©. R. 
Jahrg. 1838, S. 273, die Gerechtigkeitstheorie gegen den Einwurf gut 
vertheidigen, daß eine gleiche Vergeltung unthunlich ſei und bei vielen 
Verbrechen zu Abſurditäten führe. Abegg, Lehrbuch 8. 210, ſcheint 
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zwischen dem Verbrechen, oder, um es genauer auszudrücken, 
zwiſchen der Verletzung, welche dem Geſetze durch das Ver⸗ 
brechen zugefügt wird; und zwiſchen der Verletzung, welche 
dem Verbrecher durch die Strafe angethan werden kann, iſt 
ſchlechterdings undenkbar· Findet doch zwiſchen dem Geſetze, 
als dem allgemeinen vernünftigen Willen und zwiſchen dem— 
Verbrecher, als dem Subjecte des individuellen Willens durch- 
aus gar Feine Gleichheit), fondern nur Gegenfag Statt, fo 
daß: es unmöglich iſt, daß die in dem Verbrechen enthaltene 
Verlegung des Geſetzes als Vergeltungsmaßftab diene; für 
Die Verlegung, (welche ‚mit der Strafe dem Willen des Wer- 
brechers angethan werden foll. 


? ———— der, ———— ——— 
a) Die Generalpräventionstheorieen. 

Die’ relative Theorie feßt Die Mothwendigkeit der. Strafe 
darein, Daß ohne dieſelbe die Wechtsordnung nicht erhalten 
werden. könne. „Die Strafe iſt ihr aber. nicht, wie der. ab⸗ 
foluten Theorie, unmittelbares, fondern nur mittelbares Mit- 
tel ‚ dieſen Zweck zu. erreichen. Die Strafe erſcheint ihr nur 
infofern nothwendig zur Erhaltung der Rechtsordnung, als 
durch ſie eine Wirkung hervorgebracht wird, ohne welche auf 
Erhaltung: der Rechtsordnung nicht gerechnet: werden kann 
Die. relative — nimmt — einen nn und ein 





zuzugeben, daß fich nach der gewöhnlichen Weiſe, die abſolute 
rie zu begründen, kein gerechtes Vergeltungsverhältniß beſtimmen laſſe, 
wenn er gegen» dieſen Einwurf einwendet/ Theils, daß auch Beine rela⸗ 
tive Theorie gm einem richtigen. Verhältniſſe führe, Theils, daß es 
gar micht die. Aufgabe ſei, ein. gerechtes Verhältniß unmittelbar und 
a priorb zu beſtimmen, indem daſſelbe nur auf empiriſcher Grundlage 
beruhe und nur auf — von der —.r nn iver» 
den könne. | R; z 


- 
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entfernten Zweck der Strafe an. Der entfernte Zweck tft 
die Erhaltung der Rechtsordnung ;' der nächte Zweck ift die 
Wirkung, durch welche jerier entfernte Zweck erreicht werben 
fol. Diefer nächfte Zweck wird indeffen nicht von Allen, 
welche eine zelative Theorie aufftellen, in gleicher Weife ge= 
fest. Wach der Verfchiedenheit deſſelben Fönnen mehrere re= 
lative Strafrechtstheorieen unterfihieden werden, Diefelben 
laffen fich. aber ſämmtlich in zwei Glaffen begreifen; welche: 
pafiend Durch die Ausdrücke — —— uud: 
Spectalpräventionstheorieen bezeichnet werden. | 

Die Generalpräventionstheorieen fegen den nächiten zwee 
der Strafe in Generalprävention, indem ſie durch die Strafe 
den Willen aller Mitglieder des Staates dahin beſtimmen 
wollen, Feine Verbrechen zu begehen. Eine ſolche General- 
prävention bezweckt die Abſchreckungstheorie, welche durch Die 
Strafe vom Verbrechen abzufchreefen beabfichtigt. Die Abs 
fohreefungsthenrie wird. wieder auf -verfchiedene Weife be= 
gründet, Theils als Theorie der unmittelbaren oder der aus . 
Beren Abſchreckung, welche durch Bufügung eremplarifcher 
Strafen die beabfichtigte Abſchreckung hervorbringen will 1), 
Theils als Theorie der pfychologifchen Abſchreckung, welche 
duch Die Strafdrohung den finnlichen Weiz zu Verbrechen 
aufheben will, indem. Durch diefelbe Jedem befannt gemacht 
wird, daß dem Berbrechen. unausbleiblich ein Uebel‘ folgen 
werde, welches größer fei als die Unluft, Die aus dem nicht 
befriedigten. Antriebe zur That entipringe 2). Denfelben 





1):G melin, Grundfäge der Gefeßgebung über Berbreihen und Stra- 
fen, 1785, $.15. Klein, Grundſätze des gemeinen peinlichen Rechts, 1796, 
$. 6, 10, 14. Auf dieſer Theorie beruhet die hergebrachte Formel bei 
Zodesurtheilen, Daß: der Verbrecher beſtraft werden fol, „ihm ſelbſt zur 
wohlverdienten Etrafe und Anderen zum abſchreckenden Beifpiele‘ 

2) Feuerbach, Lehrbuch Des peinfichen Nechts, 1. Ausgabe, 1801, 
$. 13; von Mittermaier beforgte Ausgabe, 1840, $.8 ff. 
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Zweck nimmt an Die Warnungstheorie nach welcher die 
Strafdrohung eine Warnung ſein ſoll, welche durch die 
Vorſtellung des mit dem Verbrechen verknüpften Strafübels 
dem Menſchen außer den Beweggründen der Sittlichkeit, 
des Rechtes, der Religion und der Ehre noch einen neuen 
wichtigen Abhaltungsgrund von Begehung der That geben 
und ihm dadurch die Beherrſchung ſeiner ſinnlichen Antriebe 
erleichtern ſolle 2). Ebenſo will die Nothwehrtheorie durch 
die Strafe und zwar ſowohl durch die Androhung als durch 
Die Zufügung *) derſelben Das Anſehn des übertretenen Ge⸗ 


3) Bauer, die Warnungstheorie, wo ſich im i. Capitel eine ſehr 
ausführliche Darſtellung des Unterſchiedes zwiſchen dieſer Theorie und 
„ber Theorie der pſychologiſchen Abſchreckung findet. Vergl. auch Baner, 
Abhandlungen, S. 4, Nre 4 und ©. 108 ff. 

4) Bauer, Warnungstheorie $.58, macht einen. befondern Unter« 
ſchied zwifhen Strafandrohungstheorieen. und Strafzufügungstheorieen, 
je nachdem fie die Verhütung der Verbrechen durd Die Androhung. oder 
durch die Bnfügung der Strafe zu erreichen beabfichtigen. Allein die 
fogenannten Androhungstheorieen, :zu welden Bauer Die Theorie der 
pſychologiſchen Abſchreckung und die Warnungstheorie rechnet, wollen es 
doch auch nicht bei der bloßen Androhung bewenden laſſen. Umgekehrt 
“wollen die Strafzufügungstheorieen auch Feine anderen als vorher an- 
gebrohete Strafen volljiehen, wie denn auh Bauer a. a. D. ©. 336, 
Note a. nicht läugnet, daß fie. zum Theil die Androhungstheorieen zu 
Hülfe nehmen. Infofern die Androhungstheorieen das Hauptgewicht 
auf die Strafdrohung legen, und Ddiefe Damit rechtfertigen, Daß fie an 
fich Niemanden verlege (Feuerbach, Lehrbuh, $. 17, Bauer, bie 

Warnungstheorie, $. 14, Nr. 2.), wird von ihnen für die Nechtmäßig- 
keit der Strafe, welche doch nicht in der bloßen Strafbrohung beiteht, 
gar Nichts bewiefen. Daß Die : Drohung oder die Warnung ‚ feinen 
Bwang enthalte, wie Bauer a. a. D. behauptet, it. nur unter der 
Vorausſetzung wahr, daß nicht an Vollziehung der Drohung gedacht 
wird. Aber aus der Rechtmäßigkeit einer folchen Strafdrohung läßt fi 
natürlich nicht Die Rechtmäßigkeit der Strafvollziehung ableiten, Beſſer 
rechtfertigt Feuerbach a. a. D. die Strafdrohung damit, daß. fie 
mit der vechtlichen. Freiheil det Bedroheten aufammen beftehen könne. 
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feße® bei dem Verbrecher und "bei allen übrigen Staatsbür⸗ 
gern wieder befeſtigen 5). Auch die fogenannten Erftattungs- 
oder Vergütungs » Theorieen nehmen! für "die Strafe feinen 
anderen Zweck an, als daß. durch dieſelbe zukünftige Wer- 
‚brechen - verhütet werden follen ©). _ Denn Diefe Theorieen 
fehen die Strafe als ein Mittel an, den durch das Ver⸗ 
‚brechen hervorgebrachten intellectuellen Schaden - zu vergüten, 
und finden dieſen Schaden hauptfächlicy darin, daß durch das 
Verbrechen die Heiligkeit des Rechtsgeſetzes oder die Ach— 
tung vor demfelben herunter gefeßt werde, indem. Die. Macht 
des böfen Beifpieles andere Menſchen Teicht zu ähnlichen 
Schlechtigkeiten verlocken könne ?). Endlich ift auch Die von 


Aber alddann ift ſchon voransgefegt, daß die Strafe auf einem anderen 
Rechtögrunde ald der vorhergegangenen Drohung beruhe.. Denn Die 
Strafdrohung befteht nur unter der Voransfegiing mit der rechflichen 
Freiheit der Bedroheten, daß die Strafvollziehung für Diefelben Feine 
Mechtsverlegung ift. Strafdrohung und Strafvollziehung müffen einen 
und denfelben Rechtsgrund haben, weil die Strafe ihrem Begriffe nad) 
‚eine vorher angedrohete Rechtsentziehung ift. ©. oben Seite 17. 

5) Schulze, Leitfaden der Entwidelung der philoſophiſchen Prin- 
eipien des bürgerl. und peinl. Rechtes, 1813, S. 339 f. Martin, 
Lehrbuch) des Criminalrechts, 2. Ausgabe, 1829, $. 11, 12, 13 und 22. 
Romagnosi, genesi del diretto penale, 2. Ausg: 1823. (überfegt 
von mir 1833), $. 242 fi. 

6) Bauer, Warnungstheorie $. 56, umnterfcheidet Die relativen 
Theorieen in Vergütungs⸗ umd in Verhütungs «Theorieen, je nachdem 
fie den Zweck der Strafe auf Gutmachung vergangener oder auf Ver- 
hütung zukünftiger Störungen der Rechtsordnung beziehen, Es ergiebt 
ſich aber aus der Darftellung im Texte, daß der Unterfchied nur. im 
Husdrude beruht. 

T) Wenn man will, kann man eine: — Vergůtungstheorie 
ſchon in der Darſtellung von Klein a. a. D; $.:6 und 7 finden, ber 
den Reiz zu Verbrechen, Der aus dem Gelingen- des Verbrechens ent 
ftehe, einen Schaden nennt, den der Verbrecher durch die Strafdul- 
Dung erfegen mũſſe. Aisch die von Martin a. a. D.'$. 12 gebrauchte 
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Fichte aufgeftellte Theorie, welche man die Abbüßungstheo⸗ 
rie nennt, unter Die Generalpräventionstheorieen zu rechnen. 
Der Zweck der Strafe ift nach Fichte kein anderer, als 
durch Die Androhung derſelben dem ungerechten Willen oder 
ber Unbefonnenheit sein wirkſames Gegengewicht zu geben’ und 
Dadurch. Verbrechen zu: verhüten 8)., Auch in Anfehung der 
Weife, in welcher fie Die. Rechtmäßigkeit der Strafe als ei- 
mess Mittels zu dieſem Zwecke nachzuweiſen fuchen, findet 
zwifchen dieſen Theorieen Feine weſentliche Werfchiedenheit 
Statt: Der Theorie. der unmittelbaren Abſchreckung iſt Die 
‚Strafe ein Mittel der -Vertheidigung gegen die Gefahr, 
welche für den. Staat: entitehen würde, wenn feine Mitglie- 
ber nicht Durch eremplarifche Strafen abgefchreeft würden, 
ähnliche Verbrechen: zu begehen 9). Nach der Theorie der 

pſychologiſchen Abſchreckung Liegt für den Staat die Wer: 
bindlichkeit/ Strafdrohungen zu erlaffen, in der Nothwen- 
digkeit‘, den Rechten Aller den erforderlichen Schu zu ges. 
‚währen, was fich ebenfall3 auf eine Wertheidigung zurüc- 
‚führen laßt, da von einem. Beftehen des Staates gar nicht 
die Rede fein Fönnte, wenn derſelbe dieſen Schuß nicht ge= 
-währte 10); auch die Warnungstheorie rechtfertigt die Straf: 


Redeweiſe, daß durch Die Strafe das Anfehn des übertretenen Geſetzes 
wieder befeitigt werden fol, Fönnte auf eine Vergütungstheorie gedeu- 
tet werden. Ausführlich wird von Welder, die Iegten Gründe von 
Recht, Staat und Strafe, 1813, ©. 49 ff., eine ſolche Vergütungs⸗ 
‚theorie entwickelt. In diefer Ausführung wird angenommen, daß durch 
das. Verbrechen in Dreifacher- Beziehung ein intellectueller Schaden her- 
vorgebracht werde, deſſen Aufhebung Zweck der Strafe fe. Im We- 
fentlihen aber läuft Das Nefultat darauf hinaus, daß durch das Verbres 
hen Beranlaffung zu abermaligen Störungen Der Rechtsordnung gegeben, 
and: Daß dieſe Beranlaffung durch die Strafe wieder aufgehoben werde. 

8) Fichte, Grundlage des: Naturrechts, 2. Theil, 1797, ©. 9. 

9) Klein, a. a. O. F. 8 und 10. 

10 Feuerbach, Lehrbuch $. 17. 
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drohung Damit, daß. fie ein durchaus nothwendiges Mittel fei 
zur Erhaltung: der rechtlichen Ordnung 11). Ebenſo gründet 
die Nothwehrtheorie Die Wechtfertigung der Strafe auf. das - 
dem Staate zuftehende Bertheidigungsrecht, indem das Ver⸗ 
brechen einen Angriff auf das Anfehn ‚der Gefege enthalte, 
der nur durch Die Strafe. zurücfgefchlagen werden könne, oder 
indem fich im Falle der Straflofigkeit die. Menfchen zu, viel- 
fachen Verbrechen -verfucht fühlen und: die Gefellfhaft dadurd) 
in die größte Gefahr. bringen würden 12). Die Erftattungs- 
theorie: rechtfertigt Die Strafe mit der Berufung auf, die 
Jedwedem obliegende Berbindlichkeit, den Schaden zu: er— 
fegen, den er durch feine Handlung angerichtet 13). Aber 
auch dieſe Wechtfertigungsweife läuft darauf hinaus, die 
Strafe herzuleiten aus dem Bertheidigungsrechte, welches 
‚dem Staate zufteht, Da der zu erſetzende Schade hauptfäch- 
lich beftehen fol in der aus dem verletten Anſehn der: Ge- 
fege für den Staat eintretenden Gefahr, gegen welche bie 
Strafe demnah als Wertheidigungsmittel erfcheint. Nur 
Fichte begründet die Wechtmäßigkeit der Strafe als des 
Mittels zur Generalprävention in anderer Weife. Cigent- 
lich, behauptet er, mache fich der Verbrecher durch fein Ver— 
brechen vogelfrei. Es fei aber zweckmäßig, in allen Fällen, 
in welchen die öffentliche Sicherheit damit beftehen Fönne, 
an Die Stelle der verwirften Ausfchließung vom Staate an— 
dere Strafen zu ſetzen. Das gefchehe durch einen Abbü—⸗ 
Bungsvertrag, aus welchem der Einzelne das Recht erhalte, 
die verwirkte Ausfchließung vom Staate mit einer geringes 
ren Strafe abzubüßen 1%). Ä 


11) Bauer, die Warnungstheorie, 9.14, Nr. I. Ueber den an- 
deren Grund, aus welchem Die Theorieen der pfychologifchen Abſchreckung 
‚ amd der Warnung die Strafe rechtfertigen , vergl; oben Note 4. 

12) Martin, a. a. O. $. 12 und 22, 
13) Welder a. a. D. ©, 251. 14) Fichte a. a. O. © 9% fi. 
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$. 16. 
b) Specialpräventionstheorieen. 

. Die Sperialpräventionstheorieen fegen den nächften Zweck 
der Strafe in Specialprävention, indem fie durch Die Strafe 
ben beitraften Verbrecher abhalten wollen, abermalige Ver— 
brechen zu begehen !). Die vorzugsweife fogenannte Präven- 
tionstheorie geht von dent Sate aus, daß ein. rechtlicher 
Buftand nur unter der Vorausſetzung möglich fei, daß man _ 
Darauf rechnen Eönne, der Wille des Menſchen werde in 

allen Momenten gegen. das Unrecht und für das Recht be- 
ftimmt werden. Diefes ſei nur aladann möglich, wenn man 
Darauf rechnen. könne, daß der Wille des Menfchen in allen 
Momenten genügende Motive gegen das Unrecht finden werde. 
Mer aber eine willfürliche Rechtsverletzung verfucht oder voll» 
endet habe, Liefere damit den unzweidentigen Beweis, Daß 
bei ihm auf die Wirkfamkeit genügender Motive gegen un— 
rechtliche Willensbeftimmungen nicht gerechnet, werden Fünne. 
Er befinde ſich daher, in einem wirklichen Widerfpruche mit 
den Forderungen der Nechtsidee, und Alles, was zur Ent- 
fernung dieſes Widerfpruches gehöre, müſſe ala mit.den For- 
derungen Diefer Idee zufammen ftimmend betrachtet werden. 
Daher fei gegen ihn ein Präventionszwang begründet, Der 
zu feinem Gegenftande die Aufhebung der Gefahr habe, wel- 
che aus dem Mangel einer begründeten Wechnung auf Die 
rechtliche Willensheftimmung der Menfchen hervorgehe.. Alſo 
fei der rechtliche Zweck dieſes Präventionszwanges, durch 
Aufhebung feines Grundes den Buftand der Gefahrlofigkeit 
berzuftellen, und dieſer Zweck werde erreicht Theils Durch 


4) Bergl. darüber Wächter, Lehrbuch des Nömifch« Teutfchen 
Strafrehts, 18%. $. 24, Note 70. 
Luden Strafrecht. 1. 4 


L 
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abfolute Sicherheitsmittel, welche auch Die phyſiſche Möglich- 
Feit aufheben, Wechtsverlegungen zu begehen, Theils Durd) 
Abſchreckung. Diefes letztere Mittel müſſe das gewöhnliche 
fein, da Fein Bmwangsmittel weiter rechtmäßig fei, als Die 
Erreichung jenes Zweckes erfordere, und da’ es im Allgemei- 
nen nicht an finnlichen Mitteln fehle, Durch deren: Borftel- 
lung der Menfch von der Aeußerung feines nicht legalen 
Willens abgefchreeit werden Fünne. Dieſes Wräventions- 
mittel aber fei die Strafe 2). Bu der Sperialpräventions- 
theorie muß auch die von ihrem Urheber fogenannte zwangs⸗ 
rechtliche Theorie oder Die Theorie vom rechtlichen Zwange 
gerechnet werden. Nach diefer Theorie liegt der Grund der 
Strafe in dem mit jedem Rechte verbundenen Bwangsrechte, 
alle Menfchen zu einer daſſelbe nicht verlegenden Handlungs- 
weife zu nöthigen. Der rechtliche Zwang fei aber die Nö— 
thigung eines Anderen, wider fein urfprüngliches Wollen und 
Handeln das Recht des Bwingenden nicht zu verlegen, und 
diefe Nöthigung beftehe in der Bufügung von etwas Unange— 
nehmen. Dadurch werde der Trieb des zu Bmwingenden ver- 
anlaßt, feinen Willen zu dem von dem Bwingenden begehr- 
ten Thun oder Unterlaffen zu beftimmen. Der Rechtsgrund 
diefes Zwanges, welcher eben die Strafe fei, liege darin, 
Daß ohne denfelben das Recht und die Sicherheit und Auf- 
rechterhaltung deſſelben unmöglich fei 3). Ebenfalls als eine 





2) Grolman, Grundfäge der Criminalrechtswiſſenſchaft, 4. Auf: 
lage, 1825. $. 1—12. Daneben wird von Grolman $.14 anerfamt, 
daß die Beitrafung aud auf die übrigen Bürger  abfchredend wirke, 
ohne Daß jedoch der Zweck der Strafe Hierauf mit bezogen wird. 
—Auch Tittmann, Handbuch der Strafrechtöwiffenfchaft, 2. Ausgabe, 
1822 — 1824. Theil I. $. 25 ff. ift ein Anhänger dieſer Präventiond- 
theorie. 

3) Schaffrath, Grundmwiffenfhaft des Rechts und insbefondere 
des Strafrechts, 1. Heft, 1841. $. 147 ff. $. 186. Dffenbar liegt der 


e 
— 
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Sperialpräventionstheorie läßt fich die Beſſerungstheorie ans 
fehen, welche den Wechtsgrund und Zweck der Strafe in Die 
Beflerung des Verbrechers fegen will. Denn wie der Zweck 
des Staates überhaupt in der Beförderung der moralifchen 
Vervollkommnung der Menfchen beitehe, fo fei e8 auch noth- j 
wendig, daß dem Staate alle Mittel zu Gebote ftehen, wel- 
he: zur Erreichung Diefes Zweckes dienlich und erforderlich 
ſeien. Diefe Mittel feien aber. zweifacher Art, entweder 
Mittel der Güte oder Mittel des. Zwanges. Das Mittel 
der Güte fei die Erziehung, das Mittel des Bwanges die 
Strafe. Der Staat habe vermöge feines Zweckes die Pflicht, 
die Menfchen felbft mit Gewalt zum: Guten zu zwingen; 
berfelbe dürfe Nichts unverfucht laſſen, Die moralifche Voll— 
Fommenheit des Menfchen als den Zweck feines Dafeins zu 
verwirklichen; der Staat müffe den Menfchen, wenn er ge- 
fehlt- habe, zurechtweifen, und ihn, wenn er moralifch ver— 
dotben fei, beffern. Die Strafe, als das Mittel, den Men- 
{hen mittelft Zwanges zum Guten zu vermögen, könne da= 
ber Nichts Anderes als Beſſerung zum Bwede haben; "die 
moralifche Häßlichkeit des. Menfchen folle durch Diefelbe auf- 


Unterfchied zwifchen diefer Theorie und der von Grolman vertheidig- 
ten Präventionötheorie nur im Ausdrucke. Denn fie geht ebenfalld von 
der Boransfegung and, daß Derjenige, der ein Mal, ein Verbrechen 
begangen, den Willen habe, abermalige Verbrechen zu begehen, und 
daß es die Aufrechterhaltung der rechtlichen Ordnung erfordere, dieſen 
Willen Durch die Strafe zum Rechten zu bejtimmen. Daß dabei die 
Strafe aus dem mit jedem Rechte allerdings verbundenen Bwangsrechte 
hergeleitet wird, kann Beine Gigenthümlichkeit begründen. Denn infos 
fern dieſer Bwang ald Strafe gegen. den Verbrecher gehen fol, um 
feinen Willen zu einer mit dem Rechtögefege übereinftimmenden Hand» 
lungsweife zu beftimmen, fallt er durchaus zufammen mit dem Grol- 
manfchen Präventionszwange, durch welchen der Werbrecher von. der 
Acußerung feines nicht Iegalen Willens abgeſchreckt werden fol. 
4% 
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gehoben und ber moralifch böfe Menich zum guten umge- 
wandelt werden *). 


$. 17. 
Kritik der relativen Strafrehtötheorieen. 

Aus dieſer Darftellung der verfchiedenen relativen Straf⸗ 
rechtsthenrieen ergiebt fich zur Genüge, worin fich Diefelben 
im Unrecht befinden. Zuverläſſig haben fie darin Wecht, daß 
ber Zweck der Strafe in Erhaltung der Rechtsordnung bes 
jtehe, und es findet, ‘wie ſchon bemerkt worden ift, in dieſer 
Beziehung gar Fein Unterfchied Statt zwifchen ihnen und 
den abfoluten Theorieen. Aber nad) den relativen Theorieen 
hat die Strafe Feine felbitftändige Bedeutung zur Erhaltung 
der rechtlichen Ordnung, indem fie nur als Mittel: dienen 
fol, einen anderen Zwed, entweder Generalprävention oder 
Sperialprävention, zur Erhaltung der rechtlichen Ordnung zu 
erreichen. Was daher nad) den relativen Theorieen zur Ers 
haltung der Rechtsordnung eigentlich erfordert wird, ift Ge— 
nerälprävention oder Specialprävention, und Die Strafe er- 
fcheint nur fo weit gerechtfertigt, als e8 Feine anderen Mit- 
tel giebt, dieſen Zweck zu erreichen. Mber eben Defwegen 
ergiebt fich die Strafe nad den relativen Theorieen nicht 
mit eigener innerer Nothwendigkeit aus Der Idee des Rech— 
tes, Sondern ihre Wechtfertigung wird nur äußerlich auf 
den äußeren zufälligen Umftand gegründet, Daß es Feine an= 
deren Mittel giebt, den angegebenen Zweck zu erreichen. 


4) Spangenberg, über die fittlihe und bürgerliche Befferung 
der Verbrecher mittelft des Pönitentiarſyſtems, als dem einzigen zuläfs 
figen Bwede der Strafe. Frei nach dem Englifhen, 1821. Reid 
mann, Betrachtungen über das Strafrecht des Staates, 1836. ©. 44 ff. 
Möhl, über den Bwed der Strafe, 1837. ©. 36 ff. Das Pönitentiar- 

ſyſtem ift aber weniger eine Strafrechtötheorie, als eine auf Beflerung 
“berechnete Ginrichtung der Strafanftalten. 
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Soll aber die Strafe durch diefen Umftand wirklich gerecht: 
fertigt werden, fo müßten zwei Dinge bewiefen fein. Bus 
vörderit, Daß der Staat zur. Erhaltung der Rechtsordnung 
und folgeweife auch zu feiner. eigenen Erhaltung wirklich 
die Generalprävention oder Die Sperialprävention bedürfte. 
Das iſt aber geradezu unerweislich; denn die geforderte Präs 
vention: joll auf die Willensbeftimmung der Menfchen eins 
wirken, indem fie ihnen die Luft benimmt, Werbrechen zu 
begehen. Wenn man auch. zugeben wollte, was jedoch auch) 
noch eines. Beweifes bedürfte, daß die Gefammtheit oder we- 
nigftens die Mehrzahl der Stantseinwohner Luft habe zu; 
verbrecheriſchen Handlungen, fo it es doch zur Erhaltung 
der rechtlichen Ordnung nicht nothwendig, daß ihnen diefe 
Luft benommen. werde. Sp lange Diefelbe nicht zum wirk- 
lichen Willen und zur Handlung wird, ift fie ungefährlich 
für die rechtliche Drdnung, da fich Diefelbe nur auf Die 
Handlungen der Menfchen beziehen und nur durch Hands . 
lungen. geftört werden kann. Iſt fie aber, die Luft zu Ver- 
brechen, wirklich zur Handlung geworden, fo kann nicht 
mehr die Rede fein von Prävention, welche ihrem Begriffe 
nach der verbrecherifchen Handlung zuvorfommen, nicht der⸗ 
felben nachfalgen fol. Die verlangte Prävention kann daher 
zur Erhaltung der Wechtsordnung nicht nothwendig fein, 
da. fie eines Theile gegen wirkliche Störungen der Rechts— 
ordnung nicht mehr- Statt finden Fann, und da anderes 
Sheiles Ducch Die noch nicht zur Handlung gewordene ver: 
brecherifche Luft die Rechtsordnung nicht gefährdet werden 
Fann. Es fehlt daher den relativen Theorieen, welche fümmt= 
lich die Rechtfertigung der. Strafe von dem Rechte her— 
nehmen, welches dem Stante allerdings zuitehet, fich  ge=- 
gen drohende Gefahren zu vertheidigen !), an der zur Aus— 


1) Selbit die Beflerungstheorie rechtfertigt die Strafe mit Der 
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übung des Vertheidigungsrechtes nothwendigen Voransfegung, 
daß fih namlich der Staat in einer von Der verbredhe- 
tischen Luft feiner Meitgliever herrührenden Gefahr befindet. 
Zweitens müßte nachgewiefen werden, daß dieſe Gefahr, 
wenn fie. anders vorhanden, wirklich durch die Strafe be— 
feitigt werden Fünne. Denn nur dasjenige Vertheidigungs- 
mittel Fann gerechtfertigt erfcheinen, welches die Gefahr 
wirklich abwendet. Allein ſchon nach der täglichen Erfahs' 
rung kann man der Strafe die erwartete abfchredfende, wars: 
nende oder beffernde Wirkung nicht mit Sicherheit bei— 
legen. Man könnte vielleicht behaupten, daß. ohne bie 
Strafe noch mehr Verbrechen begangen werden würden, 
als wirklich begangen werden. Aber für Diejenigen, wels 
che feinen anderen Abhaltungsgrund von Werbrechen haben, 
wird auch die Strafdrohung Feinen Wbhaltungsgrund ab 
geben, fondern ihnen nur ein Grund werben, ihr Ber: 
brechen mit deſto größerer Vorſicht oder Energie zu: be= 
gehen. Denn die erwartete Wirkung der Strafdrohung wird 
nothwendig aufgehoben durch die Hoffnung des Thäters, uns 
entdeckt zu bleiben, oder die Drohung auf andere Weife 
zu vereiteln, und Feine Strafbrohung wird in den Men 
ſchen Die Weberzeugung hervorbringen Fönnen, daß fie auf 
jeden Fall der ftrafenden Gerechtigkeit anheimfallen wer- 
den. Jedes Falles würde die Strafprohung nur auf Die- 
jenigen den erwarteten Eindruck machen, welche fich nicht 
die gehörige Gefchieflichfeit oder Energie zutrauen, ‚ihr Ver: 
brechen ungeftraft zu verüben, und gerade diefe find die we— 
nigft gefährlichen für Die Erhaltung der rechtlichen Ordnung. 
Auch dürfte ein innerer Widerfpruch darin liegen, daß die 
relativen Theorieen von den in ber Zukunft liegenden Ver- 


Gefahr, in weldhe der Staat durch das Verbrechen — werde. 
Vergl. Reichmann a. a. O. F. 19. 
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brechen eine Gefahr für den Staat beforgen, während: ihnen 
das wirklich begangene Verbrechen Feine folche Gefahr zu 
bringen fcheint. 


$. 18. 
Darftellung der gemifhten Strafrechtstheorieen. 

Die gemifchten Theorieen verbinden das abfolute mit 
dem relativen Principe, indem fie Die Strafe zwar aus. der 
Idee der Gerechtigkeit ableiten, aber dennoch nicht bloß zu 
dem Bwede ftrafen wollen, damit diefer Forderung der Ge— 
rechtigfeit genügt werde, fondern die Strafe außerdem auf 
einen anderen durch fie zu erreichenden Zweck beziehen 1). 
Sie wollen die Strafe nur unter der Vorausſetzung eintre= 
ten laſſen, daß fie von der Idee der Gerechtigkeit erfordert 
wird: aber ſie wollen dieſelbe nicht immer eintreten laſſen, 
wenn dieſe Vorausſetzung vorhanden iſt, ſondern nur inſo— 
fern ſie außerdem nothwendig erſcheint, den anderen ange— 
nommenen Zweck zu erreichen. Die Theorie, welche Abegg 
aufftellt, muß wohl mehr für eine rein abfolute als für eine 
gemiſchte Theorie genommen werden. Denn Abegg erfennt 
zwor an, daß in der gerechten Strafe die Momente der 
Abſchreckung, Warnung und Beflerung enthalten feien, und 
Daß die relativen Theorieen in gewiſſer Beziehung Recht 
haben: aber er erkennt dieſe Momente nur an al8 Folgen, 
nicht als. Prineip der Strafe, fo daß diefelben weder als 
Rechtsgrund. der Strafe erfcheinen, noch das Maß und die 
Art derfelben beftimmen follen. . Er feßt vielmehr, wie Die 
rein abfolute Theorie, den Zweck der Strafe nur darein, 
bie Gerechtigkeit zu verwirklichen 2). -Dagegen muß in ber 


1) ©. oben $. 12, Rote 8. 
2) Iu der angeführten Schrift: Die verfihiehenen Strafrechtstheo⸗ 
riten, $. 14, 12, 20 und 22, und in feinem Lehrbuche, $. 48. 
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Theorie von Heffter eine gemifchte Theorie gefunden. wer- 
den. Wach derfelben foll zwar die Strafe in ihrer abfoluten 
Natur ald Vernichtung des Unrechts am Echuldigen nicht 
von der Erreichung beftimmter Zwecke abhängig, fondern fich 
felbft Zweck fein: aber in der Sphäre des Staates und ſei— 
ner Berechtigungen foll fie gewiſſe eigenthümliche Beziehun— 
gen annehmen, indem fie hier lediglich nur für die allge- 
meinen rechtlichen Intereffen (de8 gemeinen Nutzens wegen). 
geübt werden dürfe. Das rechte Maß der Strafe werde 
gehalten, wenn auf den Verbrecher nicht empfindlicher und 
härter eingewirft werde, al3 er nach dem Grade feiner 
Schuld verdient habe und als es für Das Staatsintereffe 
nöthig ſei?). Auch Mittermaier jtellt eine gemifchte 
Theorie auf, indem er die Wechtfertigung der Strafe findet 
Theils in ihrer Nothwendigfeit zur Erreichung des Staats— 
zwedes, Theils in ihrer Gerechtigkeit, infofern fie als ein 
nach der Größe der Verfchuldung verdientes Uebel erfcheine, 
aber auf Wirffamkeit nur rechnen könne, infofern fie eine 
verdiente Strafe fei. Das Gerechtigfeitsprincip bezeichne 
dem Stante den Grundfaß, daß er nur ftrafen dürfe, wo 
die Strafe nothwendig fei, und nur fo weit als die Größe 
der Verſchuldung des verübten Verbrechens die Strafanwen= 
dung rechtfertige *). In ähnlicher Weife ftellt Preuſchen 
eine gemifchte Theorie auf, welche von ihm modificirte Ge— 
rechtigfeitätheorie genannt wird. Nach derjelben darf zwar 
der Staat nur unter der Vorausſetzung ftrafen, Daß der zu 
Beitrafende die Strafe nach der Gerechtigkeit verdient hat: 
aber der Staat foll nicht immer ftrafen dürfen, wenn dieſe 
Vorausfegung vorhanden it, fondern nur unter der weiteren 


— — — — 





3) Heffter, Lehrbuch, F. 4, 7, 109 und 114. 
4 Mittermater in Feuerbach's Lehrbuche, 13. Ausgabe, 
$. 20 b. . w 


N 
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Vorausfegung, daß die Strafe nothwendig erfcheine, Die 
Rechtsordnung aufrecht zu erhalten 5). Auf ausgebehntere 
Weife hat Henrici verfucht, Die‘ abfolute Theorie mit 
ber relativen zu verbinden, indem er dem relativen Prin⸗ 
cipe den Einfluß zugeſtehen will, nicht allein die nach dem 
abſoluten Principe verdiente Strafe zu mildern, ſondern 


auch zu ſchärfen, wenn es le Erhaltung des Staates er- 
fordere ®). 


19. - 

Kritik der gemiſchten Strafrehtstheorieen. 

Die Kritik der gemifchten Strafrechtstheorieen ergiebt 
fich aus der Nachmweifung, daß es logiſch unmöglich ift, 
das abfolute Princip mit dem relativen in der Weife zu vers 
binden, daß das eine neben dem anderen felbftftändige Gel- 
tung behalte. Nach dem abfoluten Principe ift es eine For— 
derung der Gerechtigkeit, daß Jedem die Strafe zu Theil 
werde, die er durch feine Handlung verdient hat, und Die 
Strafe hat nach derjelben Feinen anderen Zweck als dieſer 
Forderung zu genügen. Nach dem telativen Principe ift Die 
Strafe gerechtfertigt als Mittel zu der zur Erhaltung der 
Rechtsordnung nothwendigen Prävention, und ber nädjite 
Zweck verfelben Fein anderer, als dieſe Prävention zu er 
reichen. Die relative Theorie will zwar auch nicht, Daß 
Jemand unverdient eine Strafe erleide: aber nur diejenige 
Strafe ift ihre verdient, welche nothwendig erjcheint, Die 
verlangte Prävention zu erreichen: Der Rechtsgrund, aus 
welchem die relative Theorie die Strafe herleitet, Tiegt Das 
her nicht darin, daß fie verdient ift, während umgekehrt die 


5) v. Preufhen, die Gerechtigkeitstheorie, Theil I. $. 22, 
6) a über die Unzulänglichkeit des einfachen Strafrechts— 
principes, S. 97 ff. 
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abſolute Theorie hierin ben einzigen Rechtsgrund derfelben 
findet. Die abfolute Theorie muß aber, wenn fie ihr eigenes 
Prineip nicht gänzlich aufgeben will, nothwendig behaupten, 
daß die Strafe in allen Fällen, in welchen fie verdient ift, 
wirflich verhängt werden müſſe. Wenn Dazu, wie von den 
. zufammengefegten Theorieen gefchieht, außerdem die Voraus- 
fegung erfordert wird, daß fie nöthwendig fei, für Die alls 
gemeinen rechtlichen Intereffen oder für Die Erreichung des 
Staatszweckes oder für die Erhaltung der rechtlichen Ord— 
nung, fo wird Damit behauptet, daß der Nechtsgrund der 
Strafe nicht darin liege, daß fie verdient worden war. 
Diefer Rechtsgrund liegt vielmehr alsdann lediglich darin, 
daß die Strafe nothwendig erfcheint zur Erreichung des ei= 
nen oder anderen der angegebenen Zwecke. Das läuft aber 
auf eine rein relative Theorie Hinaus, nach welcher Die 
Strafe nur aus dem Grunde verdient ift, weil fie nothwen- 
Dig erfcheint zur Erhaltung der rechtlichen Drdnung. Eben— 
fo muß Die relative Theorie, wenn fie ihr Prineip nicht 
gänzlich aufgeben, will, die Strafe in jedem Falle für ver- 
dient erklären, da fie als nothwendiges Mittel zu der ans 
gegebenen Prävention erfcheint. Und hierin muß ihr ber 
einzige Grund liegen, aus welchem fie verdient wird. Wenn 
fie, die relative Theorie, die Strafe aus demfelben Grunde 
für verdient erklären wollte, aus welchem fie nad) der abs» 
foluten Theorie verdient ift, und wenn fie nur Die aljo ver- 
diente Strafe für nothwendig erklärte, Die verlangte Prä— 
vention und durch ‘fie die Erhaltung der Nechtsordnung zu 
erreichen, fo würde fie damit durchaus mit der abfolu- - 
ten Theorie zufammenfallen. Sie würde alsdann Nichts 
Anderes fagen, als daß die Strafe immer, wenn fie nad) 
der abfoluten Theorie verdient fei und nur aus dem Grun—⸗ 
de, weil fie verdient fei, zugefügt werden müfle. Die ge= 
mijchte Theorie muß daher immer auf eine reine, entweder 
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abfolute oder relative Theorie Hinauslaufen !). Dagegem 
mag nicht verfannt werden, daß die gerechte ‚Strafe, welche 
von der Idee der Gerechtigkeit erfordert: wird, die Wirkung 
der Prävention, welche von der relativen Theorie als Zweck 
gefegt wird, zur Folge Haben könne. Auch läßt fich zu— 
geben, daß auf diefe Wirkung‘ der Strafe nur unter ber 
Vorausſetzung gerechnet werben kann, Daß Diefelbe eine ge- 
rechte ift. Aber daraus folgt, daß die Strafe nur aus dem 
Grunde zugefügt werden Fann, weil fie von der Idee der 
Gerechtigkeit gefordert wird und nur zu dem Zwecke, dieſer 
Forderung zu genügen. \ 


Drittes Capitel. | 
Geſchichtlicher Entwickelungsgang des teutſchen Strafrechtes. 


$. 20. 
’ @inleitung. 

Das allgemeine Strafrecht, deſſen Nothwendigkeit im 
dem Früheren philofophifch nachgewiefen worden ift, kann 
nur als pofitives Strafrecht in die Erfeheinung treten. Das 
pofitive Strafrecht ift Das zu einer gegebenen Beit ‘bei ei- 
nem beftimmten. Volke gültige Strafrecht. : Das Pofitive 
ſteht infofern dem Gefchichtlichen gegenüber, als feine Gül— 
tigkeit eine gegenwärtige, ‚Feine vergangene iſt. Aber Das 
Kecht, welches. gegenwärtig nur noch gefchichtliches ift, war 
feiner Beit auch pofitives, ſowie unfer pofttives Recht ders 
einst nur noch gefchichtliche . Bedeutung haben ‚wird. Das 
pofitive- Recht kann nur ein Glied fein in der Entwidelung, 


-—— —— — —— 





1) Vergl. hierüber ausführlicher meine Recenſion von v. Preu— 
ſchen, die Gerechtigkeitstheorie, in der Jenaiſchen (alten). —— 
Literaturzeitung, 1840, Nr. 156 und 157. 
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welche das Recht bei einem Volke nimmt, und kann deß— 
wegen nur in dem Bufammenhange diefer Entwickelung voll- 
ftändig aufgefaßt werden. Wie das allgemeine Strafrecht 
für jede unvernünftige Handlung eine Strafe vorfchreibt, 
welche dem Grade entfpricht, in welchem fie für unvernünf- 
tig gehalten werden muß, fo kann auch der Inhalt des po— 
fitiven Strafrechtes Fein anderer fein, als die Beitimmung 
der Handlungen, welche mit gewilfen Strafen belegt werden 
follen. Mit dieſer Beftimmung erklärt es dieſe Handlungen 
für Verbrechen, welches feinem Begriffe nad) eine Handlung 
ift, die nad) der Idee der Gerechtigkeit mit einem entſpre— 
chenden Strafübel belegt werden muß. Indem aber das po» 
fitive Strafrecht diefe Beftimmung trifft, wird von ihm. der 
Begriff des Verbrechens nicht erſt gefchaffen, fondern als 
vorhanden vorausgefegt. Denn in derfelben liegt nur die 
Erklärung, daß eine Handlung unter den Begriff des Wer- 
brechens fubfumirt, und deßwegen mit der Strafe, welche 
von dem pofitiven Rechte für die entfprechende gehalten wird, 
belegt werden jolle. In derfelben Weife kann von einem 
gefchichtlichen Entwidelungsgange oder einer Gefchichte des 
Strafrechtes nicht Die Rede fein, ohne daß der Begriff des 
Verbrechens als. vorhanden vorausgefegt wird. Denn Das 
gefchichtliche Strafrecht ift nur das pofitive Strafrecht der 
‚vergangenen Beiten und muß auf derfelben Vorausſetzung be— 
ruhen, als Das heutige pofitive Strafreht. Der gejchichtliche 
Entwicelungsgang des Strafrechtes kann nur Die Gefchichte 
des Begriffes des Werbrechens fein, und dieſe Gefchichte 
Fann, weil fie dieſen Begriff vorausfegt, nicht darin beftehen, 
daß bderfelbe erft in ihre zur ‚Entftehung gelangte und fich 
im Verlaufe der Zeit zu feiner Vollendung entwicelte ?). 


1) Häufig wird, 5. B. von Roßhirt, Gefhichte und Syitem des 
teutichen Strafrechtes, 1. Theil, 1838, $. 1, die Sache jo dargeftellt, 
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Vielmehr Fann der Begriff des Werbrechens nur infofern, 
eine Gefchichte haben, als die Grundfäge, nach welchen ge . 
wiffe Handlungen unter denſelben fubfumirt und nad) wel- 
chen für dieſelben gewiſſe Strafen für entſprechend gehalten 
worden find, im Werlaufe der Beit verfchieden gewefen find 
und ſich zum heutigen pofttiven Strafrechte entwickelt haben. 
Denn obgleich der Begriff des Verbrechens unveränderlich 
it, fo muß es Doch von der mehr oder minder. deutlichen 
Auffaſſung deſſelben abhängen, welche Handlungen zu einer 
gegebenen Beit unter dieſen Begriff fubfumirt und welche 
Strafübel für die entfprechenden gehalten worden find. Wie 
e8 aber die: nothwendige Beitimmung des Begriffes ift, zu 
feiner vollitändigen Herrfchaft ind Geltung gebracht zu wer⸗ 
ben, jo muß der Bielpunet des gefchichtlichen Entwickelungs⸗ 
ganges Darin bejtehen, daß alle Handlungen, welche unter 
ben Begriff des Verbrechens gehören, aber auch Feine an- 
‚ beren als diefe Handlungen unter denfelben fubfumirt und 
demgemäß mit der Strafe belegt werden, welche dem Grade 
und Umfange entfpricht, in welchem durch fie dem objectiven 
Rechte zuwider gehandelt wird. 

In dem Folgenden -follen Die Entwickelungsmomente des 
teutichen Straftechtes. in kurzen Umriſſen angedeutet werben. 
Dabei fcheint es für Die gebotene compendiariſche Darftel: 
lung nicht nothwendig, Diefelbe in Perioden zerfallen zu laſ—⸗ 
fen, welche an und für fich nicht geeignet, wirkliche Wende- 
— der Entwickelung zu bezeichnen, nur bei ausführlicher 


als ob die Begriffe von — und Strafe erſt in der Geſchichte 
des Strafrechtes zur Entſtehung kämen. Aber ohne dieſe Begriffe 
gäbe es gar kein Strafrecht und mithin auch keine Geſchichte deſſelben. 
Das Richtige iſt, Daß auf den früheren Entwickelungsſtufen des Straf- 
rechtes viele Handlungen noch nicht für Verbrechen gelten, Die erft 
fpäter in ihrer verbrecherifchen Eigenfhaft erkannt werden. Bergl. die 
folgenden $$. 


62 Einleitung. 


Darftellung zweckmäßig find, die Ueberſicht zu erleichtern und 
der Auffaſſung gewiſſe Anhaltepunete zu gewähren ?). 


6. 21. 
Urfprünglihe Beſchränkung des Strafrehtes auf Hand» 
lungen, durch welde der Staat unmittelbar verlegt 
wird, 


Im. älteften teutfchen Strafrechte wurden nur folche 
Handlungen, durch welche das Gemeinwefen oder der Staat 
unmittelbar in feiner Exiſtenz bedroht oder. verlett wurde, 
als Verbrechen angefehen, welche mit einer von der Staats» 
gewalt zuzufügenden Strafe geahndet wurden. Es ift natür- 
lich, daß Handlungen diefer Art eher in ihrer Eigenfchaft 
als Verbrechen oder als Verletzungen des objertiven Rechtes 
erfannt werden, als. Handlungen, durch welche zunächft. nur 
Einzelne in ihren fubjectiven Rechten verlegt werben. Denn 
wie Das objective Recht der vernünftige Gefammtwille der 
zu einem Gemeinweſen verbundenen Menfchen ift, fo muß 
der Anhalt defjelben zunächſt dahin gehen, daß dieſes Ge- 
meinwefen erhalten werde, und Daß Feine Handlungen be= 
gangen werden, welche die Auflöfung beffelben herbeiführen 
fönnen. Handlungen diefer Art müffen Daher als Verbre— 
hen erfcheinen, ſowie fich die Menfchen nur bewußt gewor- 
den find, Daß fie zufammen ein Gemeinwefen ausmachen. 
Nah Tacitus wurde Werrätherei und Ueberläuferei mit 
Aufhängen beftraft; Feigheit und Mißbrauch feines Leibes 
duch Verſenkung in Sumpf oder Moraft !). Dagegen wur- 

M 
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2) Ueber Periodiſirung in der Geſchichte des Strafrechtes vergleiche 
Henke, Grundriß einer Gefchichte des teutfchen peinlichen Rechtes, 
After. Theil, 1809, in der Borrete. Wächter, Lehrbuh, F. 5 ff. 
Abegg, Lehrbuh, $. 25. Marezoll, das gemeine teutfche Eri- 
minalrecht, 1841, $. 5 ff. 

1) De situ et morib. German. ce. 12. Die Anklage fand Statt 
bei der Bolfsverfammlung, von welcher ohne Zweifel auch die Strafe 
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den Handlungen, durch welche Einzelne in ihren Rechten 
verlegt wurden, nicht unter den Begriff des Verbrechens 
fubfumirt, fondern nur aufgefaßt als Verlegungen des fub- 
jeetiven Rechtes, für welche dem Verletzten oder feinen Ver- 
wandten nach der Größe der Verlegung Buße gegeben wer- 
den mußte 2). In derſelben Weife find in den Volksrech— 
ten, welche bei ben verfchiedenen teutfchen Volksſtämmen 
feit dem Ende des fünften bis zum Anfange des neunten 
Fahrhunderts aufgezeichnet worden find, Verſchwörungen ges 
gen den Staat und Verlegungen des Regenten die einzigen 
Handlungen, welche mit faft allgemeiner Webereinftimmung 
als Verbrechen angefehen und mit Strafe an Leib oder 
Leben bedrohet werden ?). Verletzungen, welche dem Ein» 
zelnen an Leib, Ehre oder Gütern angethan werben, find 
nach diefen Volksrechten zunächſt ebenfalld nur eine Privat- 
fache zwifchen dem Werlegenden und dem Werlegten ober 
feiner Familie 1). Diefe Fonnten wegen der Beleidigung 
Fehde erheben gegen den Beleidiger und ſich die Entfchädi- 
gung und Genugthuung willfürlich erzwingen 5). Der Ver⸗ 


erfannt wurde. Außerdem Eonnten auch bie Priefter in gewiſſen Be⸗ 
ziehungen Strafgewalt ausüben, namentlich gegen Diejenigen, welche 


in der Volksverſammlung der Ordnung zuwider handelten, Tacit. b. c. 


cap. 11, und während des Krieges, wo fie den Einzelnen feſſeln und 
felbft geißeln durften, nicht auf Befehl des Heerführers, fondern gleich- 
fam auf göttliche Gingebung, Taeit. b. c. cap. 7. Ueber die Stellung 
und Gewalt der altteutfchen Priefter vergl. v, Woringen, Beiträge 
zur Gefchichte des teutſchen Strafrechtes, 1836. S. 130 ff. 

2) Tacitus b. c. cap. 12. 

3) Lex Ripuar. LXIX. $. 1. Lex Allemann. XXIV et XXV. 
Lex Bajuvar. II. cap. 1. $. 1. Lex Visigot. lib. II. tit. 1. $. 7. 

4) Bergl. darüber im Allgemeinen Henke, Grundriß einer Ge- 
fhichte des deutſchen peinlichen Rechts, 1. Theil, 1809. ©. 18 ff. 

5) Die Verwandten hatten fogar die Pflicht, Die Blutrache für 
Einen der Ihrigen zu übernehmen, Taeit. b. c. cap. 21. Ueber das 
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legte Eonnte aber auch, wenn er ſich dem Gegner nicht ge= 
wachfen glaubte oder wenn er es vorzog, den Frieden zu 
erhalten, bei dem Volksgerichte Klage führen, von welchem 
alsdann der Beleidiger zu der im WBolfsrechte beftimmten 
Buße. (compositio) verurtheilt wurde ©). Die compositio 
war die Sühne für die Beleidigung, oder das Mittel, bie 
Selbithülfe und. Selbitrache abzufaufen, und die Größe der— 
felben wurde  beftimmt Theil nach der Größe der Beleidis 
gung, Theils nach der Größe des angerichteten Schadens 7). 
In manden Fällen Eonnte neben der Gompofition nod) bes 
fonderer Schadenserfag (capitale et delatura) gefordert 


Fehderecht des Beleidigten vergl. v. Woringen a. a. O. ©. 35 ff. 
Wegen unabfihtliher Beihädigungen durfte aber der Verletzte Eeine 
Tehde erheben. Vergl. Abegg, Unterfuchungen aus dem Gebiete der 
Strafrechtswiſſenſchaft, 1830. ©. 239, Note 199. 

6) Diele behaupten, 4. B. Rogge, das Gerichtöweien der Ger- 
manen, 1823. ©. 19 ff. und Abegg a. a. D. ©. 2337, daß fogar der 
Beleidiger Die Wahl gehabt habe, die Buße zu bezahlen oder es auf 
die Fehde ankommen zu laffen. Allein vergl. Dagegen v. Woringen 
a. a. O. ©. 36 ff. Ueber die Gefammtbürgfchaft Hinfichtlih der Buße 
f. v. Woringen a. a. O. ©. 42 ff. 

7) Die compositio war daher nicht bloßer Schadenderfaß, fon- 
dern auch Genugthuung, um die Fehde beizulegen. Deßwegen Eonnte 
die compositio verfchieden fein, ungeachtet der zugefügte Schaden glei) 
war. Co war die compositio für die Tödtung eines freien Franken 
200 Scillinge, und wenn Diefelbe Heimlicher und mörderifcher Weiſe 
verübt war, 600 Schillinge. Bergl, meine Abhandlungen aus dem 
Strafrechte, 2. Theil, 1840, ©. 450 ff. v. Woringen a. a. O. ©. 67, 
Nach demfelben Principe war Die compositio verfohieden nach. dem 
Stande des Getödteten, weil bei höherem Stande eine höhere Belei- 
Digung angenommen wurde. Auch mußte eine compositio bezahlt wer- 
den, wenn zwar Fein Schaden, aber doch eine Beleidigung zugefügt 
war, 3. B. 62 Shillinge, wenn der in mörberifcher Abficht abgefchof- 
fene Pfeil fehl gegangen war. Bergl. meine Abhandlungen, 4. Theil, 
1836, S. 309 ff. . 
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werben 8). Jedes Falles war Die compositio Feine Strafe, 
welche vom Staate genommen wurde. wegen ber. begangenen 
Verlegung bes objertiven Rechtes, fondern nur eine Privat- 
genugthuung, zu welcher der Beleidiger von Der. Staats- 
gewalt genöthigt werben konnte. Wie aber darin die An- 
‚erfennung lag, daß Derjenige, det Die compositio -ver- 
wirft Hatte, Unrecht gethan und ‚dem gemeinen Frieden zu- 
wider gehandelt habe, fo mußte auch neben der compositio 
dem Volke eine Buße für. den gebrochenen Frieden gegeben 
werden. Schon Tacitus erzählt, daß der König oder das 
Bolt einen Antheil von der. Buße erhalten haben, die der 
Beleidiger zu entrichten Hatte). Damit übereinftimmend 
legen die Volksrechte dem Beleidiger auf, in den Fönig- 
lichen Fiscus eine Buße zu bezahlen, welche fredus genannt 
wird 10). Diefe Buße war infofern eine wirkliche Strafe, 
als fie vom Volke oder vom König genommen wurde, und 
nur bezahlt zu werden brauchte, wenn die Verlegung wirk- 
lich mit verbrecherifcher Schuld zugefügt war 11). Aber fie 
erfcheint, diefe Buße, als untergeordnet im Werhältniß zur 
Eompofition 12); Feines Falles war fie eine Strofe in dem 


8) Bergl. v. Woringena. a. O. © 1 md ©. 74 

9) Taeit..l. c. cap. 12. Roßhirt a. a. O. $.1 will den An⸗ 
theil des Königs an der Buße auf das Kriegsftrafrecht beziehen. Allein 
Diefer Antheil iſt ficherlich Nichts Anderes als der in den Volksrechten 
vorkommende fredus. | 

10) Weber den fredus. vergleihe Grimm, teutſche Rechtdalter- 
thümer, 1828, ©. 656, und v. Woringen a. a. O. ©; 90 ff. und 
©. 123, 

141) Bei fehlender Zurechnung und zufälligen Befchädigungen fand 
die Buße nicht Statt, ungeachtet -componirt werden mußte; vergl, 
v. Woringen dd O. ©, 115. 

‘ 42) In den lex Ripuar. LXXXIX. iſt ausdrüdlich vorgefchrieben, 
daß der fredus nicht eingeforbert werden könne, bevor die compositio 
Luden Strafrecht, I. | 5 
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Sinne, in welchem gegen Denjenigen, der fic durch Ver— 
rath an dem gemeinen Weſen vergangen hatte, Strafe ver- 
hängt wurde. Der Friedensbruch, wegen deſſen ber fredus 
entrichtet werden mußte, wurde daher noch nicht, wie Hoch» 
verrath und Meajeftätsverbrechen, für ein eigentliches Ber- 
brechen angefehen.. Uber immerhin lag. in der Anordnung 
des fredus die Anerkennung, daß durch Die Verlegung fub- 
jeetiver Rechte auch das objertive Recht und der Staat bes 
teoffen werden fünne. ine ähnliche Anerkennung lag der 
Königsbannbuße (bannus 22) zu Grunde, welche unter den 
fränfifchen Königen für einzelne ſchwere Werlegungen einge- 
führt wurde, und in einer‘ Buße beitand;, Die Derjenige dem 
Könige entrichten mußte, der Handlungen begangen hatte, 
welche unter Königsbann, d. h. unter befonderem föniglichen 
Befehl, verboten waren !*). 


g. 22. 


Ausdehnung des Strafrehted auf Handlungen, dur 
weldhe Einzelne in ihren Rechten verlegt werden. 


Das Eompofitionssyiten war nur ein Mittel, der Selbft- 
hülfe und Rache entgegen zu treten, zu welcher ſich der Be— 
leidigte gereizt fühlt. Derfelbe follte durch die Höhe der 
Buße beftimmt werden, Frieden zu halten mit dem Belei— 


erlegt fei._ In der Regel war der fredus viel niedriger ald die com- 
positio; in einigen Fällen freilih auch höher; vergl. v. Woringen 
a. a. O. ©. 1%. 

13) Ueber die allgemeine Bedeutung von bannire und bannus ſiehe 
v. Woringen a. a. O. ©, 124 ff. 

14) Bei. Königäbann, der 60: Schillinge betrug, waren verboten 
Verlegungen von Kirchen, Wittwen, Waiſen und Schwachen, welde 
von. Alters her unter einem befondern Frieden geitanden hatten, deſſen 
Bruch höhere Buße nach ſich z0g, und Raub, Gewalt und Brand; 
vergl. v. Woringen a. 0. D. ©. 142. 
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diger, damit die erfte Beleidigung nicht Die Duelle ungemef- 
fener Störungen der Rechtsordnung würde !). Dem Com 
pofitionsfyfteme lag eine-befchränkte Auffaffung von dem Be⸗ 
griffe und. der Aufgabe des Staates zu Grunde. So lange 
die bürgerliche Gejellfehaft nur eine Vereinigung fein follte, 
welche zu dem Zwecke getroffen worden, Schu und Stärfe 
nad) Außen und Frieden im Inneren zu ‚gewähren, Fonnte 
die Handlung, durch welche der Einzelne verlegt wurde, nur 
in Beziehung auf die Erhaltung bes Friedens. berücjichtigt 
werben, um Dafür zu forgen, daß der eine Friedensbruch 
nicht zu weiteren Friedensbrüchen führe ?). Aber der Bes 
leidiger hätte nicht zur Compofition und noch überdieß. zum 
Fredus oder zur Bannbuße verurtheilt werden können, wenn 
in der Handlung defjelben nicht. ein Unrecht erblickt worden 
wäre. Und dieſes Unrecht mußte in feiner Eigenfchaft als 
Verbrechen, welches öffentliche Strafe verdiene, erfannt wer 
ben, fowie man. nur zu dem Bewußtfein gelangte, daß ber 
Staat mehr als eine bloße Friedensverbindung fei, und daß 
. fi) feine Aufgabe auch auf Handhabung des Rechtes und der 
Gerechtigkeit erſtrecke. Zu diefer Erkenntniß, welche fich 


1) Wie hoch die Compoſitionen geweſen ſeien, ergiebt ſich daraus, 
daß ein fränkiſcher solidus dem Werthe einer Kuh gleich Fam; vergl. 
Wiarda, Geſchichte und Auslegung des ſaliſchen Gefeges, 1808. $. 107 ff. 
Bei manchen Bölkern wurden die Compofitionen erhöhet, um fie dem 
Beihädigten deſto annehmbarer zu machen. Leg. Langobard. lib. I. 


. tit: 7. 1.15: „In omnibus istis plagis ac feritis superius descri- 


ptis, quae inter homines liberos eveniunt, ideo majorem compo- 
— sitionem posuimys,' quam antiqui nostri, ut faida, quod est ini- 
micitia, post compositionem acceptam postponatur et amplius non 
requiratur , nec dolus teneatur, sed’ cadsa sit finita, amicitia ma- 
nente.‘‘ 

2) Ueber die Natur der alten teutfchen Genoſſenſchaften vergleiche 
Zuden, Gefchichte der. Teutſchen, 1. Band, 1842. ©. 156 ff., und 
v. Boringen a. a. O. ©, 32. 

5% 
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jedem Staate aufdrängen muß, jo wie er ſich zu größerer 
Bildung erhebt, mußten. auch Die. chriftlich = germanifchen 
Staaten gelangen, welchen noch überdieß von. der Kirche ge- 


lehrt wurde, Daß es die Pflicht und das Wecht chriftlicher 


Fürften fei, Mörder, Räuber und andere Hebelthäter zu bes 
ftrafen und ihre Schwert gegen diefelben zu gebrauchen 3). 
Das Eompofitionsiyitem Fonnte aber nicht fogleich gänzlich 
von dem Syiteme der öffentlichen Strafen verdrängt werden; 
vielmehr dauerte. e8 noch Jahrhunderte lang fort, nachdem 
das Syſtem der öffentlichen Strafen anerkannt und vorge- 
fchrieben war. Denn während fchon am Ende des fechsten 
Zahrhunderts in einem Gapitulare des fränfifchen Königes 
Childebert für Das Verbrechen der Tödtung, des Raubes 
und des. Diebitahles Todesitrafe vorgefchrieben und die Com— 
pofition ausdrüdlich ausgefchloffen. war, findet fich diefelbe in 
den fränfifchen Gapitularien des achten und neunten Jahr- 
hundertes für Diefe Werbrechen wieder .beftätigt *). Diefe 
Fortdauer des Compofitionsfyftemes neben dem Syſteme der 


3) Can. 23. 29. 39, Caus. XXIII. qu. 5. 

4) Decretum Childeberti vom Jahre 595, cap. 5 und 7, ver 
glihen mit Capitular. I. Carol. Magn. vom Jahre 802, cap. 32. 
und Capitular. III. vom Jahre 813, cap. 2—4. Auch in den Volks⸗ 
rechten findet ſich ſchon für einige Verbrechen, durch welche Ein- 
zelne verlegt. werden, öffentlihe Strafe, nicht allein in der Lex Vi- 
sigothorum, Burgundionum und dem. edietum Theoderiei, mel- 
he Gefege, weil fie umter dem Einfluffe des römifchen Rechtes ent- 
ftanden, ‚die meiiten Diefer Verbrechen mit öffentlicher Strafe bedro⸗ 
ben, jondern auch in dem Gefeßen, welche rein germanifshes echt 
enthalten. Namentlih ijt der Diebftahl mit Todesftrafe bedrohet in 
der Lex Ripuar. Tit. LXXIX, $. 50; Bajuvar. Tit. VIII, ce. 8; 
Saxon. Tit. IV, c. 1—7, wenn aud nicht unbedingt, Doc wenig« 
ftend in jchwereren Fällen. Der Grund, aus weldem der Diebftahl 
fhon mit öffentlicher Strafe belegt wurde, während andere ſchwe— 
rere DBerlegungen noch mit Geld gebüßt werden Eonnten, liegt viel- 


3. Cap. Ausdehnung bes Strafrechtes ıc. 8 


öffentlichen Strafen hatte ihren Grund in der Schwäche der 
öffentlichen Gewalt, welche es nur allmälig durchzuſetzen ver» 
mochte, dem öffentlichen Strafrechte Geltung zu verfchaffen. 
Denn bei einem unciwilifirten Wolfe mag der Einzelne im 
Gefühle feiner- Kraft nicht Teicht darauf. verzichten „i fich felbft 
Recht und Wache zu verſchaffen, und e8 dauerte in Veutfch« 
land ſehr lange, ehe die öffentliche Gewalt im Stande war, 
Durch Unterdrückung der. Fehde - den. Landfrieden aufrecht zu 
erhalten, Zwar wurde fehon von den Garolingifchen Königen 
der Gebrauch der Fehde unbedingt verboten, indem ‚den Bere 
legten befohlen wurde, die Goinpofition anzunehmen, und Kei— 
nem, der fie anbiete, den Frieden zu verweigern °): allein 
es fehlte an der Gewalt, diefem Verbote Achtung zu vers 
fhaffen ©). Ebenſo wenig vermochte der von der Kirche im 
eilften Jahrhundert errichtete und von der weltlichen Macht 
beftätigte Gottesfrieben (treuga dei), nad) welchem Die Zeit 
vom Donnerstags Abend bis zum Montags Morgen befriebet 
fein und Keiner während derfelben bei Wermeidung geiftlicher 
und weltlicher Strafen Fehde erheben oder fortfegen follte, 
den Gebraud) derfelben mit Erfolg zu unterbrüden 7)... Es 
mußte fchon für einen Gewinn gehalten werden, daß im Jahre 
1187 auf einem Reichstage zu Nürnberg vom Kaiſer Friedrich I 
befohlen wurde, daß jede Fehde drei Tage vorher abgefagt 
werden müſſe 8). Noch im fünfzehnten Sahrhunderte Fam 
leicht darin, dab in dem Diebftahl am Wenigften eine perfönliche Bes 
leidigung enthalten iſt, welche den, Befchädigten oder deſſen Verwandt. 
ſchaft zur Nahe und Fehde reizen Fönnte. Ä 

5) Capitul. Carol. Magn. yom Jahre 802, cap. 32. - 

6) Vergl. Henke, Gefhichte des peinl. Rechts, I. ©. 36. 

7) Berg, über den im Jahre: 1083 zu Cöln errichteten und 1085 
von. Heinrich IV zu Mainz beftätigten Gottesfrieden, Roßhirt a. a. D. 
Zheil I. ©. 68. 

8) Neue Sammlung dev Reihsabichiede, Th. 1. ©. 1? u, 13, 
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man nicht weiter, als den Landfrieden auf eine beſtimmte 
Reihe von Jahren zu errichten 9), bis endlich im Jahre 1495 
unter Kaiſer Marimilian der ewige Landfriede errichtet wer« 
den Fonnte 19). Wie aber das Compoſitionsſyſtem nur ein 
Mittel fein follte, den Beleidigten zur Erhaltung des Frie- 
dens zu beftimmen, fo mußte e8 ſich auch im Gebrauch er= 
halten, fo lange der Gebrauch der Fehde von der öffentlichen 
Gewalt nicht unterdrüdt werden Fonnte. Daher war zwar 
in der Theorie des mittelalterlichen gemeinen Strafrechtes, 
welche der Sachjfenfpiegel und der Schwabenfpiegel aufitellen, 
die Strafbarfeit der Verbrechen, durch welche Einzelne in 
ihren Rechten verletst werden, im Allgemeinen anerkannt, 
aber Daneben dem Gompofitionsfyiteme noch in mehrfacher 
Beziehung Einfluß zugeftanden. Dahin gehört die Buße und 
die Wette, von welchen Die erftere Der compositio, Die ans 
dere dem fredus der früheren Beit entfpricht 11). Diefe 
Geldftrafen wurden zwar der Regel nad) nur noch ange- 


— — — 


9) Die Landfrieden von 1466, 1467, 1471, 1474 und 1486 f. 
in der neuen Sammlung der ReichSabfchiede, Theil I. S. 200 — 204, 
216 — 282, 


10) Ueber den ewigen Landfrieden ſ. Gerſtlacher, corp. jur. 
German. 1. Band, ©. 153 f. Merfwürdiger Weife ift felbjt noch in 
der peinlichen Gerichtsordnung Karl’3 V, Art. 129 von gewiſſen Fällen 
. erlaubter Fehde die Rede. Indeſſen find in den fpäteren Reichsabſchie— 
den von 1548, 1555 und 1594 diefe Fälle nicht mehr anerkannt. 

11) Die Buße beftimmte ſich Theild nach Dem Range des Verletz⸗ 
ten, Eachfenfpiegel 11. 16. $. 1. 111. 45, Theil nach der Beichaffen- 
heit des zugefügten Schadens, Sachfenfpiegel 11. 27. $. 4. 47. Die 
Wette oder Gewedde richtete fich vorzüglich nad) dem Stande des Rich— 
ters, dem fie entrichtet werden mußte, Sachfenfpiegel III. 64. Bergl. 
tm Allgemeinen über Buße und Wette Haeberlin, speculorum 
Saxon. et Suevici jus ceriminale, 1838. $. 2. Mit Buße und Wette 
nicht zu verwechjeln iſt Das Mehrgeld, welches den Preis bedeutete, zu 
welchem ein Menſch angeichlagen war, und nach welchem der Kamilie 
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wendet bei leichteren Verletzungen, namentlich bei Schlagen 
und Raufen, welches keine Verwundung zur Folge gehabt 
hatte 12): aber auch bei ſchwereren Verletzungen, welche mit 
verſtümmelnder Strafe bedrohet waren, hatte der Verletzte 
die Wahl, ob er auf Criminalſtrafe oder auf Buße und 
Wette klagen wollte 73). Damit hängt zuſammen, daß 
überhaupt nicht anders als auf erhobene Anklage gegen den 
Verbrecher verfahren wurde 14), und daß derſelbe unter ber 
Boransfegung, Daß er den Schaden erfegte, fich mit Geld 
von der verwirkten. Strafe loslöſen Fonnte 15). Auch iſt 
es dem Einfluffe des Compoſitionsſyſtemes zuzufchreiben, daß 
das germanifche Strafrecht bei der Beftrafung, wie man e8 
auszudrücken pflegt, von dem objertiven Gefichtspuncte aus» 
geht, und die Größe ‚der Strafe beftimmt nicht bloß nad) 
dem Erfolge, der in dem Willen des Handelnden gelegen, 
fondern auch darnach, ob der Erfolg wirklich hervorgebracht 
worden war 19), Nach diefem objectiven Gefichtspuncte wur⸗ 
de das bloß verfuchte Werbrechen gelinder geftraft als das 
vollendete, weil Die geringere Verlegung, welche bei jenem 
vorlag, eine geringere Compoſition nach fich gezogen hatte 17). 
Nach demſelben Gefichtspunete wurden Diejenigen, welche 
bei einem Verbrechen bloß geholfen hatten, im Allgemeinen 
gelinder geftraft als der eigentliche Urheber, in deſſen Thä⸗ 
deffelben, wenn er getödtet worden, Echabenderfag geleiitet werden 
mußte, Haeberlin l. c. 


12) Sachſenſpiegel III. 37. 

13) Sachſenſpiegel Il. 16. Schwabenſpiegel (ed. Senkenberg.) 
ce. 118. $. 6. Ä | 

14) Sachfenipiegel I: 66. 

15) Sachſenſpiegel I. 38. IlI. 50. 

16) Vergl. über diefen objectiven Standpunct im Allgemeinen meine 
Abhandlungen, I. ©. 302 ff. 

417) Bergl. meine Abhandlungen a. a. D. S. 309 ff. 
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tigkeit Die Verlegung den eigentlichen Grund ihres Daſeins 
hatte 18), ! 


$. 23. 
Ausdehnung des Strafrehtes auf Handlungen gegen 
Sitte, gute Ordnung und Religion. 

Ein weiteres Entwieelungsmoment des teutfchen Strafs 
rechtes Iag darin, daß es ausgedehnt wurde auch auf folche 
Handlungen, welche der Sitte, der guten Ordnung und Der 
Religion zumwider laufen. WBielleicht wurde grobe Unzucht 
fhon im älteften Strafrechte mit Zodesftrafe geahndet 7). 
Es wäre wohl begreiflich, daß ein Volk von lauteren Sitten 
das Lafter eher in feiner Eigenfchaft als Verbrechen auffaßt, 
als Handlungen, duch welche Einzelne verlegt werden ?), 
Denn gerade weil das Laſter feinen Ginzelnen verlett, konnte 
das Compoſitionsſyſtem auf daffelbe Feine Anwendung finden, 
während Doch nicht verfaunt werden Fonnte, daß es in ber 
Geſellſchaft nicht geduldet werden dürfe, Es bleibt aber 
gleichwohl zweifelhaft, ob im älteften teutfchen Strafrechte 
die öffentliche Strafbarfeit der Unzucht fohon anerkannt ge— 
weſen ſei; denn in den fpäteren Volksrechten finden ſich 





18) Bergl, meine Abhandlungen a. a. D. ©. 360 ff, und II. S. 376, 
Tote 1 und ©. 392, Note 1. j 

1) Wenn nämlich unter corpore infames, welche nad) Taeit. 
Germ. cap. 12. verfenft wurden, Unzüchtige zu verjtehen find, wel—⸗ 
he muliebria passi sunt oder anderer unnatürlicher Luft fröhnen. 
Henke a. a. O. S. 4 und Tittmann, Gefhichte d. teutfchen Straf— 
gefetze, F. 3 beziehen den Ausdruck auf Diejenigen, Die ſich ſelbſt ver- 
ſtümmelten, um ſich dem Kriegsdienſte zu entziehen. Das ſtimmt aller⸗ 
dings zu dem oben $. 20 angedeuteten Entwickelungsgange des Straf⸗ 
rechtes, wornach Handlungen, die das Gemeinweſen unmittelbar ver— 
legen, am Natürlichſten zuerſt in ihrer verbrecheriſchen Eigenſchaft er« 
Fannt werden. | 

2) ©. auch v. Woringen a. a. O. ©. %3 m. 2. 


“ 
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Geſchlechtsvergehungen nur inſofern eine Beleidigung oder 
Verletzung durch ſie zugefügt wird, berückſichtigt, um die 
Compoſition zu beſtimmen, welche dem Beleidigten oder Ver⸗ 
legten dafür gegeben werden müſſe ?). Dagegen ſorgte die 
Kicche dafür, daß Handlungen gegen Sitte und Bucht nicht 
unbeftraft blieben. Bu dieſem Zwecke wurden: jährliche Send⸗ 
gerichte i gehalten, auf welchen gerügt werden mußte, was 
nach Maßgabe der zehn Gebote fündhaft erfchien ?). Die 
Strafen, welche von dem geiftlichen Gerichte zuerkannt. wur- 
den, konnten zwar an und für fich nur Firchlicher Natur fein 
und in Büßungen oder Ercommunication beftehen: aber die 
Büßungen waren oft fehr hart, und die Kirche fand in Aus- 
. Übung ihrer Strafgerichtsbarfeit Unterftügung bei ber welt- 
lichen Macht; welche mit ‚bürgerlichen Bwangsmitteln gegen 
den Widerfpänftigen verfuhr, der fich der Kirche nicht unter⸗ 
werfen : wollte 5), Ueberdieß war unter dem Einfluffe des 
römischen Rechtes die weltliche Strafbarkeit der gröbften Ar- 
ten der Unzucht ſchon in den fränkifchen Gapitulerien aner— 
kannt ©), fo wie fie ouch fpäter in berfelben Weife in der 


3) Nur. die lex Visigoth. IH. c. 5. 8.5 erwähnt die Päderaſtie 
unter Androhung der Gajtration and Einfperrung in ein Klofter. Ueber 
die Volksrechte Hinfichtlih Der Fleifchesverbredhen f, Heineccius, 
elementa jur. Germ. tom. 11. lib, II. tit. 24. 

4) Ueber diefe Eynodal= oder Send + Gerichte vergl. Eiöhsen 
Grundfäge des Kirchenrechts, 2. Band, 1833, ©. 73 f. und Walter, ° 
Lehrbuch. des Kirchentechts, 8. Aufl. 1839, $. 182 und 183. Auf den 
Sendgerichten wurden übrigens nicht bloß Unſittlichkeiten gerügt, fondern 
auch. Tödtung, Diebitahl und ähnliche Berbrechen, welche gleichfalls ge- 
gen die chriftlihe Moral verſtießen. So. lange diefe Verbrechen noch 
nicht mit weltliher Strafe verfolgt wurden, lag in der Kirchenbuße die 
eigentlihe Strafe für den Verbrecher; vgl. Eichhorn a. a. O. ©. 75. 

5), Walter a. a. D. $. 183. 

6) Namentlich Iucef, Sodomie und Päderaitie. Capitul. VII: 356. 
Addit. Capit. IV. 160. 
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peinlichen. Gerichtsordnung Carl's V ausgeſprochen wurde ?). 
Huch gegen leichtere Unzuchtsvergehen wurde feit dem ſechs— 
zehnten Jahrhundert von der. weltlichen Strafgewalt einge- 
fehritten, wobei aber bis in das achtzehnte Jahrhundert in 
der fogenannten Kirchenbuße ein Theil von der Firchlichen 
Strafe erhalten wurde 3). - Im Allgemeinen wurde Die 
NAufrechterhaltung guter Sitten vorzugsweife Sache der Pos 
lizei, unter deren Begriff und Strafgewalt auch viele Hand- 
lungen anderer Art gezogen wurden, welche mit‘ der allge 
meinen Sicherheit und Wohlfahrt nicht verträglich zu fein 
ſchienen )). 

Auf der anderen Seite blieben aber Theils Religiond« 
eifer, Theils Aberglauben nicht ohne Einfluß auf die Geftals 
tung des Strafrechtes. Unter dieſem Ginfluffe wurde auch 
der Glaube des Menichen dem Rechte unterworfen, und aus 
der Keterei ein Verbrechen gemacht, welches zwar von ber 
weltlichen Gewalt nicht beurtheilt werden dürfe, aber von 
verfelben, nachdem das geiftliche Gericht Darüber erkannt, mit 
den härteften Strafen verfolgt werden müſſe 10). Cbenfo 
wurde die Gottesläfterung als eines der fchweriten Werbre- 
chen angefehen, welches die göttliche Rache herabrufe auf 


— — — — — 





7) Art. 116 und 117. 

8 Wächter, Abhandlungen aus dem Strafrecht, 1. Band, 1835. 
©. 178. | 
9) Z. B. wucherliche Handlungen, VBagabundiren, “übertriebener 
Rurus und Mehnliches. Ueber die Gefchichte und den Inhalt der Reichd« 
Polizeiordnungen von 1530, 1548 und 1577 vergl. Gorſtlacher corp. 
jur. Germ. 1. Band, ©. 429 ff. ©. auch im Allgemeinen Roßhirt, 
Geſchichte und Syſtem, 3. Theil, ©. 160 ff. 

10) Eichhorn a. a. O. ©. 85 und ©. 116 ff. ©. auh Bam 
bergiiche Halsgerichtdordnung, Art. 130: „Item wer durch den orden- 
fihen geiftlihen Richter für eynen ketzer erkannt und dafür dem welt« 
lichen Richter geantwort wurde, der foll mit dem feuer vom leben zum 
todt geitraft werden.‘ 
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den Staat ‚Der: es dulde, und deßwegen mit: der härteſten 
Strafe geahndet werden müſſe 11). Nicht gerade Durch das 
Ehriftenthum hervorgerufen; aber: von demſelben auch nicht: 
unterdrüdt. war der Glaube an Hererei und: Bauberei, und 
an die Befchädigungen, welche Durch Diefe Künſte hervorge⸗ 
bracht werden könnten 12). In dieſem Glauben mußten die | 
Heren und Bauberer der fchwerften Strafen für würdig ge- 
halten werden 13). In engerem Bufnmmenhange mit dem 
kirchlichen Dogma ftand die Weife, in welcher vorzüglich im 
fechszehnten und fiebenzehnten. Jahrhundert die Hererei aufs 
gefaßt und verfolgt wurde.. Nach dieſer Auffaflung wurde 
an einen perfönlichen Teufel geglaubt, mit welchem die Men- 
ſchen in Bündniß treten wid Buhlerei treiben Fönnten: Es 
gehörte nicht viel dazu, um in ben Verdacht zu Fommen, 
daß man in folcher Weile von Gott abgefallen fei, und der 
Verdacht wurde in den meiften Fällen zur Ueberführung, da 
man in ber Tortur ein ficheres Mittel hatte, das Einge— 
ftändniß eines Bündniffes mit dem Teufel zu erhalten 1%). 
So lange man bei Verfolgung der Hererei vorzüglich. den 
Schaden im Auge hatte, der durch fie angerichtet worden, 


141) Capitul, VI. 101. Königliche Satzung von Gottesläfterern vom 
1495 (Neue Sammlung der RU. 2. Thl. S. 28). R.P.D. von 1530, 
1548 und 1577, Zit.1. P.G.O. Urt. 106, 

12) Karl der Große in dem capitul. de partib. Saxoniae cap. 6 
erklärte zwar den Glauben an Heren für eine Cingebung- des Teufels, 
fowie auch in den langobardifchen Gefegen, lib. I. tit: XI. 6. 9. gefagt 
wird, Daß Chriften nicht an Hexen glauben dürften. Allein die ſpä— 
tere Gefeßgebung und Praxis beweifet, wie wenig. ſolche Erklärungen 
* halfen, 

13) Nah dem Sachſenſpiegel Buch II. Art. 13 war die Strafe 
der Bauberei der Feuertod; ebenfo nah der P.G.D. Art. 109, wenn 
durch Diefelbe Schaden zugefügt wäre. 

14) Ueber diefe neue Auffaffung der Hererei vergl. Roßhirt, 
Geſchichte und Syftem, 3. Theil, ©. 151 ff. | 
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mag Die Anzahl:der Opfer, welche dem unfeligen Aberglau- 
ben gefallen find, verhältnigmäßig gering geweſen fein,’weil 
der Mangel eines eingetretenen Schadens oder Die Nachwei- 
fung, daß derjelbe aus natürlicher Urfache entitanden ſei, 
den Beweis der Unfchuld Tiefern Fonnte: aber gegen. ben 
Verdacht, daß man mit dem Teufel im Bunde ftehe, um 
mit demfelben zu buhlen, konnte es Feine foldje Entlaftung 
geben. ‚Daher ftieg im fechszehnten und fiebenzehnten Jahr⸗ 
hundert die Anzahl der Herenproceffe in's Unglaubliche, und 
felten mag ein folcher Proceß einen anderen Ausgang gehabt 
haben, als daß der Unglüdliche nach vorher gegangener Tor⸗ 
tur verbrannt wurde 15). 


g. 24. 


Einfluß des Principes der Vergeltung und der Ab: 
fhredung auf Die Wahl der Strafmittel und den 
Maßſtab der Strafbarkeit. 


Das pofitive Recht Fann Feine Handlung für ftraf- 
bar erklären, ohne zugleich die Strafe zu beftimmen, mit 
welcher viefelbe belegt werden fol. Denn wie jede Beftra- 
fung die Bufügung eines beitimmten Strafübels ift, fo muß 
das pofitive Recht, wenn es in gewiſſen Fällen Beitrafung 
vorfchreibt, auch die Strafübel angeben, welche in denſelben 
angewendet werden follen. Daher müſſen dem pofitiven 
Strafrechte jeder Zeit gewiſſe Anfichten zu Grunde liegen, 
ſowohl über die Art der Strafübel, welche im Allgemeinen 
als zuläfjig erfcheinen, als auch über das Maß, in wel- 
chem die einzelnen Verbrechen ftrafbar fein follen. In bei- 
den Beziehungen werden Die Anfichten abhängen von dem 


15) Den Beleg geben die zahlreichen Zodesurtheile gegen Heren, 
welche in Carpzor practica rerum criminal. Pars I. qu. 50. 
ſtehen. 
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größeren oder geringeren Grade der Deutlichkeit, im welcher | 
man fich des wahren Wefens ‚der Strafe und des Grundes, 
auf welchem die Nothwendigkeit derfelben beruht, bewußt ift. 
Die Nothwendigkeit: der Strafe an und für fich ergiebt ſich 
zwar. zu jeder Zeit, auch wenn ein Staat noch auf den er» 
fen Stufen feiner Entwieelung fteht,. von felbft mit dem 
bloßen Dafein des Staates. Denn Derfenige, welcher den 
Bedingungen zuwider handelt, auf welchen die Eriftenz des 
Staates beruht, Tann nicht mehr als berechtigtes Mitglied 
deffelben angefehen werden, ohne daß der Staat die, Gültig» 
Feit jener Bedingungen aufhebt und. damit fich felbit aufgiebt. 
Aber fo lange: ſich der-Staat des wahren Grundes_ diefer 
Rothwendigkeit nicht bewußt ift, kann er bei Wusübung des 
Strafrechtes Leicht. zu Strafübeln greifen, welche ſich mit ber 
wahren Natur der Strafe nicht. vereinigen. laſſen. Die äl— 
tefte Strafe im teutſchen Strafrechte iſt zuverläflig Die To— 
besitrafe gegen Denjenigen, der fic durch Verrath an dem 
gemeinen Wefen vergangen !). : Daß der Werräther nicht 
mehr als berechtigtes Mitglied der. Gefellfchnft leben dürfe, 
Eonnte dem natürlichen Rechtsgefühle nicht: zweifelhaft bleiben. 
Bwar folgte daraus nicht die Nothwendigkeit und Rechtmä⸗ 
Bigfeit der Zobesftrafe, weil Das Leben überhaupt. gar Fein 
Recht, fondern nur eine factifche Vorausſetzung der Rechte 
ift, welche dem ‚Einzelnen zuitehen und ihm. durch Die Strafe 
entzogen werben :fönnen 2): aber :man hielt ſich für. berech* 
tigt, die Todesftrafe "zu. verhängen, weil Durch. fie. am Si- 
cheriten die durch das Verbrechen verwirkten Rechte. entzogen 
wurden, um fo mehr, da der Werräther ein Feind war, 
gegen welchen die Todesſtrafe den ficherften Schu gewährte. 
Diefer urfprüngliche Gebrauch der Todesitrafe feheint aber 
41) Siehe oben $. 20. 
2) ©. oben $. 9. 
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auf natürliche Weile von großem Einfluß auf bie weitere 
Ausbildung des Strafrechtes geworden zu fein. Ihrer Na— 
tur nach iſt die Todesftrafe geeignet, in zweifacher Bedeu⸗ 
tung zu erjcheinen, Theils als Wergeltung für. das Böfe, 
deſſen fich der Beſtrafte fchuldig gemacht, Theils als. Ab» 
ſchreckung für die Uebrigen, - gleiche Verbrechen zu verüben. 
Vergeltung und Abfchreefung find zwar an und für fich nur 
Wirkungen, welche die Zodesitrafe haben kann: aber diefe 
Wirkungen Fönnen leicht als Zwecke der Strafe aufgefaßt 
werden, da fie überdieß gerecht und der: Wohlfahrt des 
Ganzen erfprießlich zu fein fcheinen. In der That. wurden 
Vergeltung und Abfchredung die Zwecke, welche man. ber 
Strafe unterlegte, und von welchen man. jich beftimmen: ließ, 
fowohl bei der Wahl der Strafmittel, welche im Allgemei- 
nen zuläfiig feien, als auch bei Aufitellung des Maßſtabes 
der Strafbarfeit, nach welchem die einzelnen Verbrechen bes 


. 


ftraft werden follten. Denn die meiiten Strafen, welde . 


man anmwendete, gingen nad) dem 'mittelalterlichen Sprad- 
gebrauch an Hals und Hand, indem fie entweder Todesitra- 
fen oder verftümmelnde Strafen waren ?). Man begnügte 
fih nicht ein Mal mit der einfachen Todesftrafe, - fondern 
fuchte Diefelbe durch graufame VWollziehung noch abfchredien- 
der zu machen ?). Bei den veritümmelnden Strafen war 
häufig Darauf Rüdficht genommen, daß der Verbrecher an 
dem Gliede gejtraft würde, welches er bei Begehung feines 
Verbrechens vorzugsweife gebraucht Hatte 5). Die gelins 


3) Sachfenfpiegel IT. 13 und 26. Heineccius element. jur. 
Germ. II. pars II. $. 13. Haeberlin ſa. a. O. F. 3 u. 4. 

4) Ueber die älteren ſchauderhaften Leibes- und Lebens-Strafen 
vergl. Grimm, Nechtsalterthümer, ©. 682 ff. 

5) B. B. Meineidigen wurden die drei Schwurfinger abgehauen 
und Gottesläfterern die Runge ausgefchnitten, 


NS 
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defte Strafe war diejenige, welche an Haut und Haar ging 
und in Ausgeißelung des Werbrechers beftand ?). Gefäng« 
nißftrafe -fcheint urſprünglich unter den eigentlichen. Straf. 
mitteln Feine felbititändige Stelle gehabt zu haben, fon« 
dern mehr als Mittel der Sicherung gebraucht worden zu 
fein ?), Aus ähnlicher Rücfiht wurde hin und wieber, 
namentlich in den Städten, Die Strafe der Verweifung ans 
gewendet, Durch: welche man fich. gefährlicher Subjerte. auf 
leichte Weiſe entledigen. Eonnte ®), Im Allgemeinen aber 
konnte man, nachdem. man ein Mal Bergeltung. und. Ab- 
fchrefung zu Zwecken der Strafe. erhoben, die Gränze für 
die Graufamfeit der Strafen nur ‘in der Unmöglichkeit fin- 
ben, noch graufamere Strafen zu erfinnen. Indem man 
aber. auf Diefe Weife Das Strafrecht zu einem wirklich pein⸗ 
lichen ‚Rechte machte, in welchem Die grauſamſten Strafen 
gerechtfertigt waren, Eonnte man für Die. einzelnen Ver—⸗ 
brechen feinen: gerechten Strafmaßftab aufitellen. Man bes 
folgte allerdings infofern einen ‚gewiflen Maßſtab der. Straf- 
barkeit, als man Die. verfchiedenen Verbrechen verfchieben 
befteafte, je nachdem fie nad natürlichem Gefühle mehr 
oder minder fchwer zu. fein feheinen: aber bei den ein 
Mal angenommenen Strafmitteln war ein gerechter Straf- 
maßftab unmöglich, Da es Doch immer nur in Frage kom⸗ 
men konnte, Das eine oder andere derfelben in Anwen» 
dung zu bringen ?). 


6) Bergl. Haeberlina. a. O. $ 4 

7) Daß das Gefängnig, welches im Sachfenfpiegel IL. 60, $. 3, 
und im Schwabenfpiegel cap. 204 erwähnt wird, Eicherheitägefängniß 
und nicht Strafgefängniß fei, f. Haeberlin a; a. O. $. 7. 

8) Dergl. Roßhirt a. a. O. I. ©. 46. 

9) Ueber die Beitrafung der Verbrechen nad dem Sachfenfpiegel 
vergl. Roßhirt a. a. O. S. 155 ff. 
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$. 25. 
Einfluß der Neception des römifhen und des canonifchen 
| Rechtes, 

Seit der Reception - des römifchen. und des canonifchen 
Rechtes wurden diefe Rechte auch in Beziehung auf Das 
Strafrecht als eine gültige Wechtsquelle angefehen. Dieſe 
Meception tft zwar auf die weitere Entwickelung des teut- 
ſchen Strafrechtes nicht ohne großen: Einfluß geblieben. Ins 
deſſen befteht dieſer Einfluß weniger darin, daß durch die 
fremden Rechte neue Anfichten und Grundfäge eingeführt 
worden wären über die Handlungen, welche Verbrechen fein, 
und über die Strafen, mit welchen dieſelben belegt werden 
folften, als vielmehr darin, daß in Folge der Weception eine 
andere Strafrechtspflege nothwendig wurde, welche auf Die 
weitere Fortbildung des Strafrechtes von günftiger Wirkung 
fein fonnte. Denn binfichtlich der Frage, welche Handlun- 
gen für Verbrechen gelten follten, hatte fich das einheimifche 
Strafrecht ſchon vor der Reception des römifchen Rechtes 
im Allgemeinen auf den Standpunct erhoben, auf welchem 
Diefes fteht, daß nämlich Werbrechen Theils rechtöverlegende - 
Handlungen fein Fönnen, fowohl gegen den Staat al8 gegen 
Einzelne begangen, Theils Handlungen, Durch welche ber 
Eitte und guten Drdnung zuwider gehandelt. wird, Das 
römische Recht war allerdings ein vollftändig Durchgebildetes 
Recht, in welchem mit feiner Gafuiftif Die verfchiedenen 
MWeifen, in welchen Die einzelnen Verbrechen begangen wer- 
den können, forgfältiger und vollitändiger angegeben und un- 
terfchieden waren, al3 das im einheimifchen Rechte der Fall 
war, wie denn auch die gefellfchaftlichen Werhältnifje der 
Römer in der Kaiferzeit mannichfaltigere und ausgefuchtere 
Meilen, die Verbrechen zu begehen, erzeugt haben mögen, 
als Die einfacheren Buftände des älteren und mittelalterlichen 
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Zeutfchland’8: aber in Anfehung des Principes, nach welchem 
das menfchliche. Handeln unter den Begriff des Verbrechens 
fubfumirt werden müfle, brauchte das einheimifche Recht bei . 
den fremden Rechten Feine Belehrung zu fuchen. Einzelne 
verbrecherifche Handlungen waren im römifchen Strafrechte 
nad) anderem Gefichtspunete aufgefaßt als im einheimischen 
Rechte: aber es läßt fich nicht behaupten, daß Die einheimi- 
ſche Auffaflungsweife im Allgemeinen von der römifchen ver- 
drängt worden wäre !). In einer Beziehung fand ein ſehr 
wejentlicher Unterfchied Statt zwifchen dem römifchen und 
dem einheimischen Wechte. Denn jenes ging bei Ausmeſſung 
der Strafbarkeit, wie man es auszubrüden pflegt, von dem 
fubjeetiven Standpunete aus, und beftrafte den Verſuch des 
Verbrechens ebenfo hart als die Vollendung deſſelben, die 
Hülfeleiftung und Theilnahme nicht minder als die Urheber- 
fchaft, weil in allen ’diefen Fällen der Wille, Daß das Ber- 
brechen begangen werde, in gleicher Weife vorhanden ift 2), 
während das einheimifche Wecht auch den objectiven Gefichts- 
punet beobachtete, und bei Beftimmung der Strafbarkeit nicht 
bloß den Willen, den der Verbrecher gehabt, fondern Daneben 


1) B. B. der Diebftahl, deffen Begriff nach teutfchem Rechte be- 
ſchränkt iſt auf das Hinwegnehmen einer fremden Sache aus dem Ge- 
wahrfam eines Anderen, während es die Römer auch zum furtum 
rechneten, wenn Jemand feine eigene Sache aus der Detention eines 
Anderen entwendete, oder wenn er eine ihm anvertrauete Sache ver- 
untreuete. Das Verbrechen der Nothzucht wird im teutfchen Rechte 
vorzüglich aufgefaßt als ein gewaltfamer Angriff auf die weibliche Ehre, 
während das. römifche Recht dabei bloß die der Perſon angethane Ges 
walt berüdfichtigt, und an der Etelle-der teutjch-rechtlichen Nothzucht 
ein bloßes crimen vis annimmt, welches aber auch an männlichen Per 
fonen begangen werden kann. 

2) Bergl. darüber meine Abhandlungen I. ©. 78 ff. und II. 
S. 362 ff. 
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auch den Erfolg, ben er Durch feine Thätigkeit hervorgebracht, 
berücfichtigte 3). Uber diefer objective Gefichtspunct hat fich 
auch nach der’ Wereption des römifchen Rechtes in dem teut- 
fchen Strafrechte erhalten. Ebenfo wenig war die Reception 
der fremden Rechte von wefentlichem Einfluffe auf die Ent» 
fheidung der Frage, welche Strafübel der Staat berechtigt 
jei gegen den Verbrecher zu verhängen. Denn das römische 
Strafrecht beruhete im Wefentlichen ebenfalls auf dem Prin- 
eipe der Abſchreckung und Vergeltung. Es zeugen dafür 
nicht nur viele Stellen des römifchen Rechtes, in welchen 
namentlich die Abſchreckung ausdrücklich als Zweck der Strafe 
hervorgehoben wird, fondern auch die unverhältnigmäßig har- 
-ten Strafen, mit welchen viele Verbrechen bedroht find ?)., 
Das römifche Recht ftand dem germanifchen nicht nad) an 
häufigem Gebrauche der Todesſtrafe und an Graufamfeit in 
BVollziehung derfelben, fowie auch demjelben verſtümmelnde 
Strafen und körperliche Büchtigung nicht unbefannt waren °). 
Durch) die Reception des canonifchen Rechtes hätte Das teut- 
ſche Strafrecht allerdings einen menfchlicheren Charakter er= 
halten Fönnen. Denn das Strafrecht, welches fi) in der 


— 


3) ©. oben ©. 71. 

4) ©. diefe Stellen bei Abegg, die verfchiedenen Etrafrechtd- 
theorieen, ©. 81 f. Abegg a. a. O. S. 78 f. nimmt zwar Dad 
römifche Recht in Schutz gegen den Borwurf, daß es vorzüglich dem 
Abſchreckungsprincipe huldige, indem vielmehr im Ganzen dad SPrincip 
der Gerechtigkeit darin herrſche, nad welchem die Strafe nad), der 
Größe der Schuld beftimmt worden ſei. Es kommen allerdings viele 
Stellen vor, in welchen es heißt, daß Die Strafe pro modo admissi 
oder pro ratione delicti beftimmt werden folle. Allein das ift ein 
Grundfaß, den jede Theorie und jedes Gefegbuch behaupten muß. Es 
fommt nur darauf an, weldhe Strafe die verdiente fei, und bier muß 
die Entfcheidung verfchieden ausfallen, je nachdem man dem Abjchre- 
Aungsprineip oder einem anderen Principe huldigt. ©. oben $. 11, 

5) Ueber das römifche Straffyftem f. Heffter, Lehrbuch $. 120 ff. 
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Kirche ausbildete, Theils weil die Geiftlichen wegen der von 
ihnen begangenen gemeinen Verbrechen von der weltlichen 
Gerichtsbarkeit befreiet und nur der geiftlichen Gerichtäbar- 
feit unterworfen waren, Theils weil die Kirche auch Die von 
Laien begangenen Verbrechen, weil fie Sünden waren, ihrer 
Gerichtsbarkeit zu unterwerfen fuchte, verläugnete nicht Den 
hriftlichen Standpunet, und wollte über dem Sünder nicht 
den Menfchen vergeffen haben °). Es fette vielmehr, das 
canonifche Strafrecht, den Zweck der Strafe in die Beſſerung 
des Verbrecher, und gebrauchte nur ſolche Strafen, welche 
mit dieſem Zwecke vereinigt werden Fonnten 7). Zobesitra- 
fen und verftümmelnde Strafen wurden von der Kirche nicht 
gut geheißen 8), welche fogar den Werbrecher in Schuß zu 
nehmen fuchte gegen die weltliche Macht, die dieſe Strafen 
verhängen wollte 9), Aber die Befferungstheorie des cano— 
nifchen Strafrechtes fand Feinen Eingang in dem weltlichen 
Strafrechte, zumal da die Kicche auf der anderen Seite Fein 
Bedenken trug, den Sünder oder Verbrecher, ber fich ihr 
nicht unterwerfen wollte, dem Arme der weltlichen Gerech— 
tigkeit zu übergeben 1%). Die peinliche Gerichtsordnung Kais 
fer Karl's V, in welcher die Hauptgrundfäge Dargeftellt find, 
welche fich nach: der Reception der fremden Rechte in dem 
gemeinen Strafrechte feitgeftellt hatten, Liefert in ihren fchau- 


6) Can. 35. Caus. XXIII. qu. £. 

7) Geldftrafen, Nelegation, Förperlihe Büchtigung und Gefängniß- 
firafe. Bergl. Eihhorn, Grundfäge ded Kirchenrechts, IL. ©. 69. 

8) Ecclesia non sitit sanguinem. 

9) Durch das Afylrecht, nach welchem ein in Die Kirche oder de 
ren Vorhof, oder in das Haus des Bifchofes geflüchteter Verbrecher 
nur ausgeliefert wurde, wenn der weltliche Richter verſprach, ihn mit 
Strafe an Leib oder Leben zu verfchonen, Bergl, Richter, Lehrbuch 
des Kirchenrechts, 1842, $. 212. 


10) Cap. 10. X. de judiciis UI. 1. 
6* 
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derhaften Strafdrohungen den Beweis, daß die beſſeren Grund— 
füge bes canoniſchen Rechtes auf das weltliche Strafrecht kei— 
nen Einfluß zu gewinnen vermochten 11). 


$. 26. 
Fortfegung. 
Die peinlihe Gerihtsordnung Karl’s V. 

Dagegen hatte die Reception der fremden Rechte die 
wichtige Folge, nach und nach eine andere Art der Straf 
vechtspflege herbeizuführen. Vor der Reception waren die 
Gerichte mit. Männern aus. dem Volke beſetzt geweſen, mel- 
che nicht Gelehrte zu ſein brauchten, weil das Recht nicht 
auf geſchriebenen Geſetzen beruhete, ſondern noch lebendig im 
Volke war und zu feiner Anwendung Feiner beſonderen Er— 
lernung bedurfte !). Aber dieſe volfsthimliche Rechtspflege 
fonnte nicht fortbeftehen,, nachdem es ein Mal von dem Kai- 
fer und den Landesherren anerfannt war, Daß die fremden 
Rechte in Teutſchland anmwendbares Recht feien. Mit dem 
römischen Rechte, welches man weniger in feiner quellen- 
mäßigen Geſtalt als in der Verarbeitung Ffennen lernte, Die 
es von den Gloffatoren und italiänifchen Practifern erhalten 
hatte, fand der von Denfelben gebildete Inquifitionsproceß in 
Zeutfchland Eingang ?), der hinfichtlich des Princips, auf 
welchem er beruhete, ein nothwendiger Fortfchritt war, den 
das Strafrecht nehmen mußte ?). Dagegen war es fchlimm, 


11) P.G.O. Art. 192 fi. 

1) ©. Henke, Geſchichte des peinlihen Nechts, I. Theil, ©. 118 ff. 
1. Zheil, ©. 19 ff. 

2) Bergl. meine Abhandlungen, II. Band, ©. 78, Note 1. 

3) Denn wie ed nicht nur Mecht, fondern auch Pflicht des Staates 
ift, jgu ferafen (vergl. oben $. 5.), fo ift auch der Inquiſitionsproceß, 
nach) deſſen Princip es nicht auf die Willkür eines Anklägers ankommt, 
ob gegen den Verbrecher verfahren werden foll, fondern die Unterfuchung 
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daß mit dem römifchen Mechte auch der Gebrauch der Folter: 
eingeführt wurde 1), welche zwar gegen Unfreie ſchon nad) 
den alten Bolfsrechten angewendet werden Fonnte 5), aber 
nach der Reception des römifchen Rechtes allgemein ange: 
wendet wurde und die Beweismittel des einheimifchen Straf- 
procefjes verdrängte, welche, wenn auch nicht minder unvers 
nünftig, Doch weniger graufam waren ®). Anfangs fehlte 
es nicht an häufigen Klagen, welche gegen die Fürften und 
Obrigfeiten wegen diefer neuen Art der Juſtiz erhoben wur- 
den.. Namentlich wurden bei dem oberiten Reichsgerichte 
Klagen darüber angebracht, daß die Fürften „die Leute uns 
verſchuldt ohn Recht und rebliche Urfache zum Todte hätten 
richten Laffen‘ 7). . Diefe Klagen find fehr wohl begreiflich, 
da der inquifitorifche Proceß und die Folter Schrecken ein« 
flößen und e8 jedes Falles etwas Unheimliches haben mußte, 
fi) den Vorfchriften eines unbekannten, in unverftändlicher: 
Sprache gefchriebenen Rechtes unterworfen zu wiſſen. Auf 
der anderen Seite konnte vom Standpuncte Derjenigen, wel« 
he den fremden Rechten ergeben waren, den volksthümlichen 
Gerichten nicht die Fähigkeit zugetrauet werden, Urtheile zu 
finden, welche nach den fremden Rechten gerechtfertigt wer« 
den könnten. Daher wurde von diefem Standpuncte aus 
‚geltend gemacht, „daß oftmals wider Recht und gute Ver⸗ 


von Amtswegen eröffnet wird, dem Begriffe der Strafe entſprechender 
als der Anklageproceß. 

4) S.Mittermaier, das teutſche Strafverfahren, 1. Abtheilung, 
S. 63. v. Jagemaun, Artikel „Frage im Rechtslexicon IV. Band, 
S. 339. 

5) ©. Tittmann, Geſchichte der teutſchen Strafgefege, S. 28. 

6) Ueber die Beweismittel des älteren einheimifchen Proceffes, na- 
mentlicy Gottesurtheile und Eideshelfer, vergl. Henke a. a. O. ©. 88. 

7) Kammergerichtsordnung von 1500. Vergl. Gerftladher, eorp. 
jar. germ. I. ©. 331. 
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nunft gehandelt und entweder die Unfchuldigen gepeinigt und 
getödtet oder aber die Schuldigen durch unorbentliche, gever» 
liche und verlängerliche Handlung den peinlichen Klägern und 
gemeinem Nuten zu großem Wachtheil gefriftet, weggefchoben 
und erledigt würden, weil nach altem Brauch und Herkom⸗ 
men die meiften peinlichen Gerichte mit Perfonen befegt feien, 
die in den fremden Rechten Feine Erfahrung und Uebung 
haben‘ 8). Diefe und ähnliche Klagen hatten zumächit Die 
Folge, daß am Ende des fünfzehnten und am Anfang des 
fechszehnten Jahrhunderts fowohl für mehrere teutfche Län— 
der von ihren Zandesherren ala auch für das gefammte teut- 
ſche Reich vom Kaifer Karl V neue Strafgefeßgebungen er— 
laffen wurden ). Mit diefen Gefeßgebungen beabfichtigte 
man nicht vollitändige Strafgefegbücher zu geben, in welchen 
das ganze Syftem der Verbrechen und Strafen erfchöpft fein 
follte. Denn ein Bedürfniß nad) ſolchen Gefegbüchern Eonnte 
nicht anerfannt werden, da Kaifer und Stände die Gültig- 
keit der fremden Rechte, welche ein ſolches Bedürfniß aus- 
zufchließen fchienen, Theils vorausjegten, Theils befördern 
wollten. Ebenſo wenig beabfichtigte man, die einheimifchen 
Kechtsanfichten Durch neue aus dem römifchen Rechte genoms 
mene Grundfäse gänzlich zu verdrängen. Bwar wurden in 
Diefen Gefetbüchern manche hergebrachte Mißbräuche aufges 
hoben, Die man wohl auch ohne die Kenntniß der fremden 
echte ala Mißbräuche erkannt und abgefchafft haben würde: 
aber im Allgemeinen wurde von den einheimifchen Rechts— 
anfichten in Diefen Gefegbüchern Vieles erhalten, was ohne 


8) ©. die Borrede der peinlihen Gerichtäordnung Karl's V, 

9) Die Moalefizordnung für die Graffchaft Tyrol von 1499, Die 
peinliche Gerichtsordnung für das Bisthum Bamberg von 1507, welche 
im Jahre 1516 auch in der Graffchaft Brandenburg publicirt und ber 
im Jahre 1532 erlaffenen peinlihen Gerichtsordnung Kalfer Karl's V 
zu Grunde gelegt wurde. 


3. Cap. Die peinlihe Gerihtsorbnung Kaifer Karl’ V. 87 


diefelben- von dem römifchen Rechte verdrängt worden fein 
würde. Die Abficht, welche man mit biefen Gefegbüchern 
erreichen wollte, war vielmehr Feine andere, als den Wider⸗ 
fpruch auszugleichen, der darin lag, daß die fremden Rechte 
als gültige Rechte angefehen wurden, während-doch die Ge- 
richte noch mit Männern befegt waren, denen das BVerftänd- 
niß diefer Wechte nicht zugetrauet werden fonnte. Bu dieſem 
Bwede wurde in dieſen Gefegbüchern den ungelehrten Rich— 
tern für Berfahren und Beurtheilung eine Anmweifung ge= 
geben, welche wenigjtens im Wefentlichen mit den Grund- 
fägen der fremden Nechte nicht im Widerfpruche ftand, und 
fo verftändig und zweckmäßig abgefaßt war, Daß fie auch den 
verftändigen Verehrer der fremden Rechte befriedigen Fonnte. 
Aber jedes gefchriebene Recht bedarf zu feiner Anwendung 
einer befonderen Grlernung, und Die neuen Gefegbücher hat» 
ten vor den. fremden Wechten am Ende bloß das voraus, 
was jedoch) für das Verſtändniß derfelben nicht das Wefent- 
lichfte war, daß fie in einheimifcher Sprache gefchrieben wa— 
ren. Schon in dieſen Gefegbüchern felbit, welche Doch zu— 
nächſt für den-ungelehrten Richter gefchrieben waren, wurde 
anerkannt, daß ſich demfelben für Die Entfcheidung feinerer 
und fchwieriger Fragen Feine Anweifung geben laſſe. Es 
wurde den ungelehrten Richtern vorgefohrieben, in allen zwei— 
felhaften Fällen nicht nad) eigenem Ermeſſen zu verfahren, 
fondern ſich bei Rechtsverftändigen, namentlich auch auf den 
hohen Schulen Rath) zu erholen und demfelben Folge zu lei— 
ften 1%). Das mußte aber von felbit dazu führen, daß bie 
ungelehrten Richter allmälig gänzlich von der Etrafrechts- 
pflege verdrängt wurden, und daß dieſelbe ausfchließlich in 
die Hände rechtögelchrter Juriſten gelangte. 


10) P.G.O. Art. 104. 176. 177. 178. 219. 
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Fortbildung bes Strafrehtes durch den Gerichtsr 
| gebraud. 

Auf dieſe Weife wurde Die Mereption der fremden Rechte 
und die Durch Diefelbe hervorgerufene einheimifche Strafgeſetz⸗ 
gebung die Veranlaſſung, daß an die Stelle der früheren 
volfsthämlichen Strafrechtspflege rechtsgelehrte Gerichte tre= 
ten mußten. Namentlich erhielten auch die Juriſtenfacultäten 
auf den teutfchen Univerfitäten, an welche ſchon nad) der An= 
weifung der peinlichen Gerichtsordnung in wichtigeren und 
zweifelhaften Fallen die Arten zum Spruche verfendet wer: 
den konnten, eine Griminalpraris über alle teutfchen Länder. 
An den fremden Rechten und der peinlichen Gerichtsordnung 
hatten dieſe gelehrten Gerichte eine fichere gefchriebene Rechts— 
quelle für ihre Entſcheidungen, während die volfsthümlichen 
Gerichte fich mehr an Gemwohnheitsrecht und Nechtsgefühl ge= 
halten hatten. Die fremden Nechte, deren Gültigkeit reichs⸗ 
gefetlich anerkannt, und die peinliche Gerichtsordnung , wel- 
che jelbit ein Weichsgefeg war, waren „gemeines teutjches 
Recht, deſſen Gültigkeit für ganz Teutſchland als Regel ans 
gefehen wurde. Seit der Weception der fremden Wechte und 
feit der Publication der. peinlichen Gerichtsordnung ift von 
Seiten der Reichsgefehgebung Nichts weiter für die Fort— 
bildung des Strafrechtes gefchehen. Dennoch ift das teut— 
ſche Strafrecht nicht auf dem Standpuncte der Entwicelung 
ftehen geblieben, den e8 in dieſen Duellen einnimmt, wie es 
denn much leicht begreiflich it, Daß dieſer Standpunct den 
Anfichten und Bedürfniſſen der fortfchreitenden Zeit bis auf 
unfere Tage nicht mehr genügen Fonnte. Bei dem Still: 
ftande der Gefegebung wurde aber dieſe Fortbildung durch 
den Gerichtögebrauch vermittelt, von welchem nach und nad) 
ein Strafrecht gefchaffen wurde, welches zum großen Theile 


3. Cap, Fortbildung d. Strafrechts dutch ben Gerichtsgebrauch. 89 


nicht aus jenen gemeinrechtlichen gefchriebenen Quellen ges 
techtfertigt werden konnte. Den gelehrten Gerichten war in. 
. den gemeinteshtlichen. Quellen felbft Die Möglichkeit und Ver⸗ 
anlaffung gegeben, einen von benfelben abweichenden Gerichts- 
. gebrauch zu begründen. Denn von dem römischen Strafrechte 
Eonnte in der Praris Feine genaue Anwendung gemacht wer- 
den, Theil weil in einzelnen Puncten Die germanifche Rechts⸗ 
anficht demfelben widerſprach und in ihrer ferneren Gültig- 
keit auch von der peinlichen Gerichtsordnung anerkannt wur» 
de !), Zheils weil es in Teutſchland an den Ginrichtungen 
gebrach, auf welche das römifche Strafrecht berechnet war 2). 
Ebenſo wenig hielten fich die gelehrten Gerichte für verbuns 
den, fich-ftrenge an Die peinliche Gerichtsordnung zu halten, 
weil Diefelbe ihrer eigenen Angabe nad) Hauptfächlich eine 
Unterweifung für den ungelehrten Richter- fein follte. Much 
verwies Die peinliche Gerichtsordnung in fohrwierigen und zweis 
felhaften Fragen häufig auf das Ermeflen der Rechtsverſtän⸗ 
dDigen?), welche ihren Entjcheidungen das römische Recht, das 
überbieß dem richterlichen Ermeſſen ziemlich weiten Spiel 
raum ließ 2), zu Grunde legen follten. _ Daraus wird bes 
greiflich, Daß Das Strafrecht, welches von dieſen gelehrten 

1) 3. B. hinſichtlich der verfhiedenen Strafbarkeit des Werfuches 
und der Vollendung, der Urheberichaft und der Hülfeleiftung vergl. oben 
$. 25. 

2) 3.2. für die Verurtheilung in Die Bergwerke, welche im rös 
miſchen Strafrechte häufig angedrohet war, konnte man bei dem Man- 
gel an Zucht⸗- und Arbeits » Hänfern nicht ein Mal etwas Analoges an« 
wenden. 

3) ©. oben $. 26, Rote 10. 

4) Häufig findet ſich im römifchen Rechte ‚die Borfchrift, daß bie 
©trafe pro ratione delicti, oder prout res postulat, beſtimmt wer» 
den folle, z. B. L. 11. pr. L. 13. D. de poenis (XLVIII. 19). L. 10. 
D. de extraord. erim. (XLVII. 2), oder daß severe oder graviter 
geitraft werden folle, L. 1. $. 1. L. 5. D. eod. 
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Gerichten angewendet wurbe, abhängig war von den jedes- 
maligen Anfichten ber Rechtsgelehrten, und daß ſich das 
Strafrecht im Verlaufe der Beit fehr veränderte, ungeachtet 
e8 immer die nämlichen gemeinrechtlichen Quellen waren, 
welche angebliche Gültigkeit hatten. So lange fich die ge» 
lehrten Gerichte an Aufklärung noch nicht über den Stand» 
punet erheben konnten, auf welchem die gemeinrechtlichen ges 
fohriebenen Gefete ftanden, wurde aus denfelben in der Praris 
unbedenklich angewendet, was in fpäterer Beit als unvernünf- 
tig und abergläubifch verworfen werden mußte. Die Folter 
wurde als ein Gottesurtheil aufgefaßt und mit dem Glauben 
gerechtfertigt, Daß Gott der Unfchuld beiftehen und nicht zu= 
geben werde, daß ein Unfchuldiger unterliege. In dieſem 
Glauben hielt man fih nicht ein Mal für verbunden, die 
Bedingungen zu beobachten, von welchen nach den Vorſchrif— 
ten der peinlichen Gerichtsordnung die Anwendung bderfelben 
abhängig fein folte. Als aber diefer Glaube, der fhon am 
Arnfange des achtzehnten Jahrhunderts von Einzelnen als uns 
vernünftig angefochten worden war 5), vor der allgemeineren 
Aufklärung, zu welcher ſich die Menfchen feit der zweiten 
Hälfte des achtzehnten Jahrhunderts erhoben, nicht mehr bes 
ftehen Eonnte, Fam auch der Gerichtsgebrauch allmälig von 
ber Anwendung der Folter zurück, auch wo diefelbe nicht 
duch Partieulargefege ausdrüdlic, aufgehoben wurde ©). Der 
Glaube an den perfönlichen Teufel und an den Umgang, den 


— — — 


6) Namentlich von Thomasius, de tortura foris Christiano- 
rum proscribenda, Halae 1705. 

6) Ueber die Aufhebung der Folter in den einzelnen Ländern f. 
Zittmann, Gefhichte der teutſchen Strafgefeße, $. 34. In man- 
hen Ländern ift Die Folter erit in diefem Jahrhunderte ausdrüdlich auf- 
gehoben worden, 3. B. in Hannover im Jahre 1822, während der Ge- 
brauch bderfelben durd den Gerichtögebraud, natürlich ſchon früher auf- 
gehört hatte, 
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er mit den Menfchen pflegen könne, veranlaßte im ſechszehn⸗ 
ten und fiebenzehnten Jahrhundert Herenverfolgungen in weit 
größerem Umfange, als nad) der peinlichen Gerichtsordnung 
zuläffig war ?).. Es bedurfte aber ebenfalls Feiner neuen Ges 
fege, um den Herenproceffen ein Ende zu machen ®). Ebenfo 
wenig konnte fich im achtzehnten Sahrhunderte der frühere 
Glaube halten, daß durch Die Gottesläfterung die Gottheit 
felbft beleidigt werde und nur durch fehwere Strafen gefühnt 
werden könne. Der Gerichtsgebrauch ließ an die Stelle der 
ſchweren LXeibes- und Lebens- Strafen, welche die Gefege 
gegen dieſes Verbrechen droheten, geringe Gefängnißftrafe 
treten. Hinfichtlich der Frage, welche Strafen überhaupt 
zuläffig feien, erhob man fich ‚zwar bis in Die neuefte Beit 
nicht über die Theorieen der Abſchreckung und Vergeltung, 
welche den Gefeen Die graufamften Strafarten eingegeben 
hatten: aber. gegen die Gonfequenzen dieſer Theorieen machte 
ſich die fortſchreitende Humanität geltend, welche fich gegen 
diefe Strafarten auflehnte. Die verftümmelnden Strafen 
wurden durch den Gerichtsgebrauch gänzlich aufgehoben, um 
fie duch Gefängniß- und Zuchthaus - Strafen zu erfegen. 
Dagegen war das Abſchreckungsprincip noch zu mächtig, als 
daß fich der Gerichtsgebrauch zum Aufgeben der Förperlichen 
Büchtigung, die fich freilich auch durch Kürze und Wohle 
feilheit der Vollziehung empfahl, hätte entfchließen können. 
Gegen die Rechtmäßigkeit der Sodesftrafe erhoben fich im 


7) ©. oben ©. 76. 


8) Nachdem Thomasius, de crimine magiae, Halae 1701, 
fich mit kräftiger Stimme gegen den Unfinn der Herenverfolgungen er 
klärt hatte, könnte ſchon im Jahre 1714 Beier in feinen Erläute— 
rungen zur peinlichen Gerichtöordnung ad art. 109 fihreiben, daß die 
quaestiones de pacto et concubitu et choreis cum immundis spi- 
ritibus institutis heutiges Tages unpractifh fein. S. Henke, Ge 
ſchichte des peinlihen Rechts, II. Theil, ©. 300, 
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achtzehnten Jahrhundert viele Stimmen 9), Die zwar von 
ber Unrechtmäßigkeit derſelben nicht überzeugten, aber Doch 
wenigftens gegen bie häufige Anwendung, welche Die Gefete 
vorfchrieben, bedenklich machten. Gegen viele Verbrechen, 
welche die Geſetze mit Todesftrafe bedrohten, wurde Diefelbe 
im Gerichtögebrauche gar nicht mehr erkannt 10), und bei 
anderen Verbrechen machte der Gerichtögebrauch die Anwen 
bung der Zodesitrafe von Erforderniffen abhängig, Die fo 
felten erwiefen werden Eonnten, daß Diefelbe in ber Pegel 
nicht angewendet zu werden brauchte 11), Der Gerichtäges 
brauch konnte aber, wie er von den Geſetzen abgewichen war, 
weil fie der fortgejchrittenen Humanität und Bildung nicht 
mehr entfprachen, aus demfelben Grunde ebenfalls nicht un— 
veränderlich bleiben. Im Allgemeinen wurde er immer ge= 
linder, ohne daß er für die Beitimmung der Strafgrößen 
eine andere Norm hatte, als ein allgemeines Gefühl, nad) 
welchem diefelben der Größe der Verſchuldung angemeffen zu 
fein ſchienen. 


$. 28. 
Nothwendigkeit neuer Strafgefegbüder. 


Der Gerichtsgebrauch, der fich in Der angegebenen Weiſe 
über die Gefege hinwegfegte, war, obgleich an und für ſich 


9) Befonder® von Beccaria, dei delitti e delle pene, zuerſt 
1764, welches Werk, mehrfach ins Zeutfche überfeßt, eine große An— 
zahl von Schriften und Abhandlungen veranlaßte. Die Litteratur über 
Beccaria’d Werk f. bei Böhmer, Handbuch der Litteratur des Eri- 
minalrehts, ©. 193 ff., und bei Kappler, Handbuch der Kitteratur 
des Criminalrechts, ©. 109 ff. 

10) Z. B. gegen Diebitähle. 

11) 3. B. bei Fleifcheäverbrechen, zu Deren Vollendung und voller 
Etrafbarkeit der Gerichtsgebrauch immissio membri et seminis ver- 
langte. 
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eine Anomalie, doch eine Nothwendigfeit, da von Seiten 
der Gefetsgebung Nichts gefchah, das Strafrecht mit den 
Anforderungen der fortfchreitenden Humanität und Bildung 
im Einklang zu erhalten. Ein folcher von den Geſetzen abs. 
weichender Gerichtsgebrauch hatte aber feine großen Hebel» 
fände. Das richtige Verhältniß zwifchen Gefe und Rich— 
ter wurde geradezu umgefehrt, indem der Richter, an Statt 
das Geſetz anzuwenden, den Verbrecher gegen die Härte deſ— 
felben in Schuß nehmen mußte. Es Fonnte fi im Volke 
Feine beftimmte Anficht über die Strafbarkeit der einzelnen 
Handlungen bilden, und die Straferfenntniffe des Richters 
mußten wie Willkühr erfcheinen. Während es allgemein be= 
kannt war, daß fie im Widerfpruch mit den Gefegen ftanden, 
fonnte man Fein beſtimmtes Prineip erfennen, auf. Das fie 
gegründet geweſen wären. Es kam vor, Daß die Erfennt- 
nifje eines und deſſelben Gerichtes mit einander im Wider⸗ 
fpruch ftanden und bald ‚härter, bald gelinder lauteten, je 
nachdem es gerade mit Mitgliedern befegt war, welche mehr 
oder minder zur Härte oder Milde geneigt waren. Noch 
mehr wichen die Erkenntniſſe verfchiedener Gerichte von ein- 
ander ab, nicht allein bei den Gerichten: verfchiedener Länder, 
- fondern auch bei den Gerichten eines und dDeffelben Landes. 
Und dennoch Fonnten die Abweichungen ihren Grund nicht 
haben in der Berfchiedenheit der Gefege, Die von den ver- 
fhiedenen Gerichten in Anwendung zu bringen gewefen wä— 
ven, da es mit Ausnahme einzelner Particulargefege Das ge= 
meine Recht war, welches in den verfchiedenen Ländern 
gleihmäßig angebliche Gültigkeit Hatte. Nur in dem Prins 
eipe ftimmten die Gerichte Ducchgängig miteinander überein, 
daß fie von den Strafvorfchriften des gefchriebenen gemei- 
nen Rechtes abweichen und andere Strafen erfennen müß- 
ten, welche nach der heutigen Anficht dem Grade der Ver: 
fhuldung angemeffen feien. Aber eine weitere Hebereinftim- 
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mung Eonnte nicht Statt finden, da Fein rechtlicher Grund 
vorhanden war, aus welchem die Erfenntniffe des einen Ge- 
richtes für ein anderes zur verbindenden Norm hätte werden 
follen. Eigentlich hatte jedes Gericht feinen eigenen Ges 
richtsgebrauch, der zwar möglicher Weiſe, aber nicht noth⸗ 
wendig mit dem Gerichtsgebrauche anderer Gerichte überein- 
ſtimmte. Ueberdieß brauchte fich ein Gericht nicht für ver- 
bunden zu achten, an feinem eigenen Gerichtögebrauche zu 
halten, da es das Recht haben mußte, denfelben, wie es ihn 
gefchaffen hatte, wieder zu verändern und abzufchaffen. Die— 
fen unverfennbaren Uebelftänden konnte nur Durch neue Ge— 
fegbücher abgeholfen werden, deren Beitimmungen von den 
Gerichten angewendet werden Fonnten, ohne die Rechtsans- 
fichten der Beit zu verlegen. Nur durch folche neue Gejeg- 
bücher, welche fchon in fehr vielen teutfchen Staaten erfchies 
nen und mit Buverläffigfeit auch für die übrigen zu hoffen 
find, konnte das Prineip realifirt werden, nach welchem fich 
die Gerichte für berechtigt gehalten hatten, fi von ben 
Vorſchriften der Gefete zu entfernen, daß nämlich das an⸗ 
gewendete Strafrecht mit den Anfichten der Beit in Heber« 
einftimmung ftehen müſſe. Durch die von den Gefesen ab» 
weichende Praris der Gerichte hatte Diefe Hebereinftimmung 
nicht erreicht werden Fünnen, da jedes Gericht nur feiner 
eigenen Anficht folgte, welche nicht nothwendig die herrſchende 
Anficht der Zeit zu fein brauchte. Denn für die herrfchende 
Rechtsanſicht Fann immer nur diejenige gelten, die nach Maße 
gabe der Rechtsbildung und Erkenntniß, zu welcher man 
fih in der Zeit erhoben, die begründetfte ift; es müflen ba= 
ber vorzugsweife wilfenfchaftliche Gründe fein, welche darüber 
entfcheiden. Die Wiflenfchaft aber hatte für die Praris 
keine officielle Gültigkeit und war berfelben immer mehr 
entfremdet worden, je mehr fie duch das Werbot ber 
Aetenverſendung in Griminalfachen mit ihre außer Verbin—⸗ 
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dung gefegt worden war. Dagegen wurde bei Abfaffung 
ber neuen Geſetzbücher überall hauptfählich die Wiffenfchaft 
zu Rathe gezogen und damit den herrſchenden Kechtsanfichten 
auch wirkliche Herrfchaft in der Wechtspflege verliehen. In 
der. Wiffenfchaft findet zwar in vielen Puncten noch Feine 
Uebereinftimmung der Anftchten Statt, und in Derfelben 
MWeife find auch Die neuen. Gefeßbücher weit entfernt, in 
allen Puncten mit einander überein zu ftimmen: aber. jedes 
Falles ift Durch diefelben größere Gleichförmigkeit des Straf- 
rechtes unter den verjchiedenen teutfchen Staaten hergeftellt 
worden. Es hat nicht an Stimmen gefehlt, welche unferer 
Beit den Beruf zur Gefeßgebung abgefprodhen und Das 
Streben nach neuen Gefeßbüchern als eine Verirrung und 
Zaune der Beit beklagt Haben. Aber der Beruf lag in dem 
Bedürfniffe, und jede Beit ift fähig, neue Gefebücher: her- 
vorzubringen, fowie fie das Bedürfniß berfelben erkannt 
hat. Mean Hat gegen die Bwedmäßigkeit der neuen Gefeß- 
bücher geltend gemacht, daß gegen Die erfchienenen bins 
fichtlich der Form fowohl als des Inhaltes begründete Aus- 
ftellungen gemacht werden Fönnen, daß fich nicht lange nad) 
ihrem Grfcheinen fchon Menderungen und Werbefferungen 
nothwendig gemacht haben, und daß fogar in einzelnen 
Ländern ſchon das Bedürfniß nach einer neuen Redaction 
ber neuen Geſetzbücher ausgefprochen worden ift. Uber bie 
Praris der Gerichte war der Wenderungen und Verbeſſe— 
rungen in noch weit höherem Grade bedürftig und die Ers 
- fahrung Hat gezeigt, daß fie Diefelben ohne die neuen Ge— 
fegbücdher nicht erhalten Hat. Man bat behauptet, daß 
buch Die neuen Gefegbücher der Wiffenfchaft die Möglich- 
Feit abgefchnitten werde, Einfluß auf die Fortbildung des 
Strafrechtes auszuüben. Aber die Stellung der Wiffen- 
fchaft Hat durch die neuen Gefegbücher Feine andere werden 
können, als fie vorher gewefen if. Die Wilfenfchaft des 
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pofitiven Strafrechtes kann als folche niemals die Fortbil- 
dung deſſelben bewirken, fondern nur feine richtige Aus» 
legung und Darftellung zur Aufgabe haben. Wenn bie 
Wiſſenſchaft darüber hinaus gehet und nachweifet, daß eine 
Beitimmung des pofitiven Strafrechtes in ihrer fernern 
Gültigkeit nicht gerechtfertigt werden könne, fo ift aller 
dings nothwendig, Daß das auf Das pofitive Strafrecht von 
Einfluß werde, weil dafjelbe fonft in Widerfpruch mit der 
berrfchenden Rechtsanficht treten würde: aber. die Wiſſen— 
ſchaft Hört alsdann auf, Wiflenfchaft Des pofitiven Straf. 
rechtes zu fein und erhält dieſen Einfluß durch Die Gefeg- 
gebung viel ficherer, al3 e8 Durch den Gerichtsgebrauch mög-⸗ 
lich if. Auch Hier Hat Die Erfahrung gezeigt, Daß Die 
Wiſſenſchaft in dem Gerichtsgebrauche nicht immer Eingang 
gefunden hat, während. fie der Abfaſſung der neuen Gefet- 
bücher als vorzüglichite Grundlage gedient hat, Wenn Die 
Wiſſenſchaft die Mangelhaftigkeit der gegenwärtigen Gefeß- 
gebüungen nachgewiejen haben wird, mag man fich getroit 
zu Verbefferungen und erforderlichen Falles zu neuen Res 
Dactionen berfelben entichließen. 
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Borbemerfung, 


Die Darftellung des Strafproceffes bleibt von dem Plane 
bes Folgenden ausgefchloffen. Das Strafproceprecht ift zwar 
ein integrirender Beftandtheil des Strafrechtes, weil das 
Recht des Staates, zu ftrafen, nur durch Wermittelung des 
Strafproreffes ausgeübt werden Fann: aber in der wifjens 
ſchaftlichen Darſtellung wird zweckmäßig zwiſchen Strafrecht 
und Strafptoceßrecht unterſchieden !). Nach dieſer Unter— 
ſcheidung enthält das Strafrecht die rechtlichen Grundſätze, 
nach welchen in den verſchiedenen Fällen des Verbrechens 
Strafe erkannt und vollzogen werden muß, während den 
Gegenſtand des Strafproceßrechtes die Rechte und Pflichten 
bilden, welche dem Staate zur Ermittelung des einzelnen 
Falles zuſtehen und obliegen. Im Strafrechte wird der ein 
zelne Fall als bewiejen vorausgefegt: im Strafproceßrechte 
werden die Grundfäe aufgeftellt, nach welchen derſelbe be= 
wiefen werden muß, um auf ihn die Grundfäße des Straf: 
rechtes in Anwendung bringen zu können. Das Strafrecht 
mit Ausfhluß des Strafproceßrechtes kann man Strafrecht 
‚ im engeren Sinne nennen, im Gegenſatze des Strafrechtes 


1) Die Frage, über welche die Criminaliſten verfchiedener Meinung 
find, ob der Etrafproceß zum Strafreht oder zum Proceßrechte ger 
höre, ift eine ziemlich müffige. Vergl. darüber Jordan, im neuen 
Archiv des ER. XI. ©. 330 ff. 
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im weiteren Sinne, nad welchem auch Das Strafprocehred;t 
Dazu gerechnet wird. | 

Die Darftellung des Strafrechtes im engeren Sinne wird 
nach der hergebrachten Anordnung in einen allgemeinen und 
einen beionderen Theil ‘zerfallen. Der allgemeine Theil vent- 
hält über Verbrechen und deren Beftrafung Die allgemeinen 
Lehren, Die fich nicht auf das eine oder andere Verbrechen im 
Befonderen, fondern gleichmäßig auf alle Verbrechen beziehen. 
Der befondere Theil behandelt die verfchiedenen befonderen 
Verbrechen, welche in dem teutſchen Strafrechte als foldhe ans 
erkannt und mit Strafe bedroht find. Der allgemeine Theil 
verhält fich zu dem befonderen Theile in folgender Weife. 

Die Aufgabe der Strafgefegebung befteht darin, Ver— 
bote für das menſchliche Handeln aufzuftellen, und die Stra— 
fen zu beſtimmen, welche dem Uebertreter derfelben treffen 
follen, Nach dem Inhalte diefer Verbote beſtimmen fich die 
verjehiedenen befonderen Verbrechen, von welchen der befon- 
dere Theil handelt, deſſen Inhalt mithin Die Darftellung 
der Merkmale, des. Begriffes und der Strafe der : verfchie- 
denen befonderen Verbrechen bildet. Es iſt aber der noth— 
wendige Wille des Gefeßgebers,: daß Strafe nur erfannt 
werde, wenn fie überhaupt verdient ijt, und. Daß nur Dies 
jenige Strafe erfannt werde, welche verdient ift. :Der Ge- 
fegeber muß Diefen Willen gehabt haben für alle von ihm 
erlaffenen Verbote, und deßwegen muß berfelbe gleichmäßig 
für alle Verbrechen gelten. Diefen allgemeinen Willen des 
Gejeßgebers zu erörtern und, die Grforderniffe zu zeigen, 
welche Dazu gehören, damit demfelben genügt werde, ift Die 
Aufgabe des allgemeinen Theiles. Daraus ergiebt fich, daß 
bie Lehren des allgemeinen Theiles nicht philofophifche Leh— 
ten, fondern eben fo gut Lehren des pofitiven Rechtes find, 
als die Lehren des befonderen Theiles. Denn in beiden 
Zheilen foll der Wille des Geſetzgebers, der eben das poſi— 


! 
u 
1351 


— 
* 


Borbemerfung: 99 


tive: Recht ift, dargeftellt werden). Es iſt allerdings we⸗ 
der nothwendig noch zweckmäßig, daß in der Strafgefek- 
gebung ein allgemeiner Theil in derfelben Weiſe aufgeſtellt 
fei, als. er in einem Lehrbuche des Strafrechtes aufgeftellt 
fein muß. Denn die Erforderniffe, welche dazu gehören, daß 
jenem nothwendigen Willen des Gefeßgebers genügt werde, 
find zweifacher Art: Die eine Art bezieht fi) ‚auf Die Grün- 
de, von deren Dafein es abhängt, daß Jemand überhaupt, 
d. h. ohne Rückſicht auf eine beftimmte wider ihn zu ver» 
bängende Strafe beftraft werden könne; Die andere Art be= 
trifft die Gründe, nach welchen die im einzelnen Falle zu 
verhängende Strafe beftimmt werden ſoll. SHinfichtlich der 
Erfordernifie -der erſten Urt thut der Geſetzgeber beffer, Die 
Erörterung ‚derfelben der Wiffenfchaft zu. überfaffen, als ſich 
durch die Aufnahme: in das Gefegbuch der Gefahr auszu— 
fegen, diefelben nicht erfchöpfend. und richtig auszufprechen. 
Denn er Fan. gar nicht den Willen haben, diefe Erforder- 
nifje anders aufzuftellen, als fie von der Wilfenfchaft aufge- 
ftellt werden können, da von einer gerechten Beſtrafung nicht 
die. Rede fein. Fann, ‚wenn es an den Erforderniſſen der. Be— 
frafung überhaupt mangelt’). In. der That find in den 


Quellen des gemeinen. Strafrechtes diefe Erfordernife weder - 


volltändig noch in ihrer allgemeinen Beziehung auf alle Ber: 


2) Daß Feuerbach, Lehrbuch. $. A, Unrecht Hatte, den allge 
meinen Theil des pofttiven Strafrechtes als philofophifchen Theil dem 
beſonderen Zheile als pofitiven Theile gegenüber zu ftellen, und ($. 5) 
unter ‚die Quellen des gemeinen teutfhen Strafrechtes auch. die Philo⸗ 
ſophie des Strafrechtes zu rechnen, iſt wohl jetzt allgemein anerkannt. 
Vergl. Jordan, im neuen Archiv des C.R. XI. ©. 217 ff. 

3) Ueber die Frage, in wie weit es nothwendig und zweckmaͤßig ſei, 
allgemeine Säge über die Anwendung der Strafgefege geſetzlich aufzu- 
ftellen, vergl. Mittermaier;,; die Strafgefeßgebung in ihrer Fort ⸗ 
bildung, 1841, $. 19. 
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brechen angegeben, ohne daß die vollftändige und allgemeine 
Gültigkeit derfelben für alle Werbrechen bezweifelt werben 
Fönnte %). ber die Willenfchaft darf darum nicht für eine 
felbftftändige Duelle des Strafrechtes gelten, indem viele 
mehr ihre Aufgabe auch hier nur darin befteht, Die Willens. 
meinung des Geſetzgebers zu erörtern und darzuſtellen. Da- 
gegen darf die Wiſſenſchaft in dem allgemeinen Theil als 
Millensmeinung des Gefeßgebers hinftellen, was fi) aus 
wiffenfchaftlichen Gründen al8 eine Folgerung des in jedem 
Strafgefege enthaltenen Willens ergiebt, daß Iemand nur 
beitraft werden könne, wenn er Strafe verdient hat 5). Die 
hierauf bezüglichen Lehren des allgemeinen Theiles haben für 
ben befonderen Theil die Bedeutung, daß von der Beitra- 
fung eines befonderen Verbrechens nicht die Rede fein kann, 
wenn es an einem der Erforderniffe mangelt, welche dazu 
gehören, daß Iemand überhaupt beftraft werben kann. Das 
gegen ift e8 allerdings nothwendig oder wenigſtens zweck⸗ 
mäßig, daß der Gefeggeber fich im einem allgemeinen Theile 
über die Gründe ausfpreche, nach welchen die gegen den Ein- 
zelnen zu verhängende Strafe beftimmt werden fol. Die 
Beftimmung der Strafen, mit welchen die. verfchiedenen be- 
ſonderen Verbrechen belegt werden ſollen, gehört zwar dem 





4) Vergl. Abegg, Lehrbuch $. 33. 

5) Es iſt deßwegen nicht ganz richtig, wenn ſich die Neueren, z. B. 
Marezoll, das gemeine teutſche Criminalrecht, 1842, $. 2, dahin 
ausdrücken, daß das poſitive Recht, wenn in ihm ein allgemeiner Theil 
in der angegebenen Beziehung nicht aufgeſtellt iſt, lückenhaft ſei, und 
daß es einer Ergänzung dieſer Lücken durch philoſophiſche Grundſätze oder 
durch die Wiſſenſchaft bedürfe. Eine Ergänzung durch philoſophiſche 
Grundſätze würde immer auf Die Feuerbach'ſche Anſicht hinaus 
laufen, daß der allgemeine Theil in foweit philoſophiſch fei, und es 
kann nicht für eine Lücke angefehen werden, wenn aus der Gefep- 
gebung hinmeggelaffen wird, was beifer nicht in Diefelbe aufgenom«- 
men worden wäre. 
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befonderen Theile der Gefekgebung an und muß auch in ber 
Wiſſenſchaft in dem befonderen Theile dargeftellt werben : 
aber die verfchiedenen befonderen Verbrechen können auf fo 
verfchiedene Weife und unter fo verfchiedenen Umftänden bes 
gangen werden, daß dem Gefetsgeber nicht bei jeder Uebers 
tretung gleiche Strafe verdient erfcheinen Bann. Da foldhe 
Mopdificationen bei allen befonderen Verbrechen vorkommen 
können, thut der Gefeggeber beffer, ſich über den Einfluß, 
den er denfelben auf die Beftimmung der Strafe zugeftchen 
will, in einem allgemeinen Theile zu erfläven, an Statt bei 
jedem Verbrechen befonders Beftimmungen darüber zu treffen. 
Jedes Falles muß in der wiflenfchaftlichen Darftellung des 
Strafrechtes in dem allgemeinen Theile gezeigt werden, nad) 
welchen Gründen ber Gefeggeber die Strafe für die ver- 
fohiedenen Weifen und Umftände, in und „unter welchen ein 
Verbrechen begangen werden kann, beftimmt haben wolle. 
Der allgemeine Theil wird in folgende ſechs Abſchnitte 

zerfallen, deren Nothwendigkeit und Stellung in ber Dar- 
ftellung felbft gerechtfertigt werben wird. | 

Erfter Abfchnitt: Bon den Quellen und der Willen: 
fchaft des teutfihen Strafrechtes. 

Zweiter Abfchnitt: Won dem Werbrechen. 

Dritter Abfchnitt: Bon dem Werbrecher. 

Vierter Abfchnitt: Won der Strafe. 

Fünfter Abfchnitt: Won der Buerfennung der Strafe. 

Sechster Abſchnitt: Bon der Vollziehung der Strafe. 

Die Anordnung des befonderen Theiles wirb vor dem 

Beginne beffelben angegeben werden, da die Rechtfertigung 
dieſer Anordnung auf Gründen beruht, Die erſt im allge- 
meinen heile zur Sprache kommen Fünnen, 
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Allgemeiner Theil. 
Allgemeine Lehren, die fih auf alle 
Verbrechen besichen. 


— 


Erſter Abſchnitt. 
Von den Quellen und der Wiſſenſchaft des teutſchen 
| Strafrechtes '). 


Erjtes Capitel. 
Unterſchied zwiſchen gemeinem und particularem Strafrechte und 
gegenſeitige Bedeutung beider für einander. 


$. 1. 
Unterfhied zwifchen gemeinem und particnlarem 
| Strafredte. 


Die teutihen Staaten Eönnen gegenwärtig nad) ‘den in 
ihnen gültigen Strafrechtsguellen in zwei Claſſen unterfchie= 
ben werden. Die eine Glaffe bilden: die Staaten, die fich 


1) Die Angabe der Quellen des Strafrechtes muß ihre Stelle in- 
nerhalb des Syſtemes erhalten. Gewöhnlich wird Diefe Angabe in den 
Lehrbüchern in die Einleitung verwiefen. Wenn aber überhaupt in dem 
allgemeinen Theile alle Exrforderniffe erörtert werden müffen, welche da- 
zu ‚gehören, damit von Verbrechen und Strafe die Rede fein Eönne, 
muß Die Angabe der in Teutfchland gültigen Strafrechtsquellen den er 
ften Abſchnitt des allgemeinen. Theiles bilden, - Denn es kann nur aus 
biefen Quellen entfchieden werden, welde Handlungen in Teutſchland als 
Verbrechen angefehen werden müffen, In die Einleitung zu- einer wif 
ſenſchaftlichen Darftellung gehören nur Vorkenniniffe, welche die Auffaj- 
fung des darzuſtellenden Gegenftandes vorbereiten und erleichtern, nicht 
aber die Erfordernifje, welche ein fo nothwendiges Merkmal deffelben 
bilden, daß er ohne fie gar nicht vorhanden fein würde, In- vielen 
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noch: des fogenannten 'geineinen Strafrcchtes bedienen. Der 
anderen Claſſe gehörten die Staaten an, in welchen neue 
Strafgefeßbücher erfchienen find. Gemeines Strafrecht ift 
dasjenige, welches nicht auf befonderer Particulargefeggebung 
beruht, fondern aus Quellen hergeleitet wird, denen in der 
Weife gemeine ſubſidiare Gültigkeit zugefchrieben wird, daß 
fie überall in Veutfchlend gelten, foweit ihnen nicht Parti- 
eulargefege entgegenftehen. Die gefchriebenen Quellen des 
gemeinen Strafrechtes find das römifche Wecht, das canoni— 
{che Recht und feutfche Reichsgeſetze. Diefen Quellen wurde 
zur Zeit des teutjchen Weiches gemeintechtliche Gültigkeit zu— 
geſchrieben, weil fie entweder von der gefeggebenden Gewalt 
des teutfchen Reiches ausdrüsflic; ausgegangen, oder wenig- 
ftens von derfelben als gültig anerfannt waren. Die Auflö- 
fung des teutfchen Reiches hat an und für fich auf die Gül— 
tigkeit Diefer Quellen feinen Einfluß haben fönnen, weil bie 
Dauer der Gültigkeit eines Gefeges ‚überhaupt nicht davon 
abhängen kann, daß die Gewalt nod) fortbeftcht, von wel- 
cher es ausgegangen oder zuerit als gültig anerfannt war 2). 
Lehrbüchern wird at der Spite des Syſtemes von dem Etrafgefege ge- 
handelt, was in fofern allerdings richtig ift, als ohne Strafgefeg von 
Verbrehen und Etrafe nicht die Rede fein kann. Statt der Angabe 
der teutſchen Etrafgefege werden aber unter diefer Rubrik in den Lehr» 
büchern gewöhnlich andere Lehren erörtert, welche logifcher Weife ihre 
Stelle erft fpäter im Spyfteme erhalten können. Die nähere Nachweis» 
fung kann erft weiter unten an den Stellen erfolgen, welche diefe Leh— 
ren einnehmen müffen. Um nur ein Beifpiel anzuführen, fo werden 
unter der Rubrit „von. dem Strafgefege‘ gewöhnlich auch die Fragen 
erörtert, inwieweit Strafgefeße auf Verbrechen, welche vor der Pu: 
blication derfelben oder welche im Auslande verübt wurden, bezogen 
werden können. Die. Logik verlangt aber, daß diefe Fragen erft nad) 
der Lehre von dem Berbrechen zur Sprache gebracht werden. 

2) Der Grund der fortdauernden Gültigkeit liegt in der fortwäh- 
renden Anerkennung von Seiten der Staatsgewalt, welcher das Recht 
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Ungeachtet ſich noch gegenwärtig ein großer Theil ber teut- 
fhen Staaten des gemeinen Rechtes bedient, ift doch bie 
Gemeinheit des Rechtes hinfichtlich der Strafen, welche ge= 
gen die einzelnen Verbrechen erkannt werben, mehr dem Na- 
men als der Wirklichkeit nach zwifchen ihnen vorhanden ?). 





zufteht, die von der anderen Staatögewalt audgegangenen Gefege auf- 
zuheben. Diefer Grund war ſchon zur Beit des Neiches der eigentliche, 
aus welchem die Reichsgeſetze in den einzelnen Ländern Gültigkeit hat- 
ten, da die Zandesherren das Recht der eigenen Gefeßgebung, foweit es 
nicht gegen die Fundamentalgefege des Reiches ging, behaupteten und 
demgemäß, wie auch vielfach gefchehen it, eigene von den gemeinrecht« 
lihen abweichende Strafgefege erlaffen Eonnten. Früher wurde wohl 
bin und wieder die Frage aufgeworfen, ob nicht Durch die Rheinbundes» 
acte vom 12. Juli 1806, Art. 2, wo alle Gefege des tentfchen Reiches 
ohne Einſchränkung für nichtig und wirkungslos erklärt werden, Die 
Gültigkeit des gemeinen Strafrechtes, wie auch des Privatrechtes-auf- 
gehoben worden ſei. Allein fchon das praktifche Bedürfniß nöthigte. zu 
einer Reitrictivinterpretation dieſes Geſetzes auf Reichöverfaffungsgefege 
im eigentlichen Zinne, da es an ftrafrechtlihen und privatrechtlichen 
Gefegen fehlte, welche an die Stelle derfelben hätten treten Fönnen. 
Bergl. Tittmann, Borrede zum dritten Bande feined Handbuches der 
Strafrechtswiſſenſchaft, 1. Aufl. 1869. 

3) Das gemeine Strafrecht hat dermalen noch in folgenden teut- 
fhen Ländern jubfidiäre Gültigkeit: 1) Im Preuffifhen in dem früher 
ſchwediſchen Antheile von Pommern nebit der Infel Rügen, und in dem 
ojtrheinifchen Theile des Regierungsbezirkes Coblenz; 2) im Großher- 
zogthum Baden; 3) in den Großherzogthümern Medlenburg- Schwerin 
und Etrelig; 4) im Kurfürftenthume Heffen; 5) in dem Hergogthume 
Eadjen» Meiningen; 6) in dem Herzogthume Sachfen- Goburg » Gotha; 
7) in dem Herzogthume Naſſau; 8) in den Herzogthümern Holitein 
und Lauenburg; 9) in den Herzogthümern Anhalt» Köthen, Bernburg 
und Deffau; 10) in den Fürftenthümern Neuß älterer und jüngerer 
Linie; 11) in den Fürftenthümern Schwarzburg - Rudoljtadt und Eon» 
beröhaujen; 12) in den Fürſtenthümern Hohenzollern » Hechingen und 
Siegmaringen; 13) in ten Füritenthümern Lippe und Schaumburg-Lippe; 
14) im Fürſtenthume Liechtenitein; 15) im Fürftenthume Waldeck; 
16) in den vier freien Städten. 
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Daran ift weniger ber Umftand fchuld, daß in ben einzelnen 
Ländern einzelne Particulargefege erfchienen ſind, durch wel⸗ 
che an dem gemeinen Rechte Zuſätze und Veränderungen ger 
macht wurden, als vielmehr der Gerichtögebrauch, der Darin 
überall einig war, fich von den Strafbeitimmungen des ge» 
fohriebenen Rechtes zu entfernen. Jene Partieulargefege be« 
zogen fich bis gegen das Ende des vorigen Jahrhunderts nur 
auf Einzelnheiten, und hätten im Uebrigen die Gemeinheit 
des Rechtes nicht aufheben können: aber der Gerichtsges 
brauch änderte durchgreifend an dem in den gefchriebenen 
Geſetzen vorgefchriebenen Strafiyiteme, indem er viele Stra- 
fen defjelben gänzlich abjchaffte, und an die Stelle derſelben 
andere Strafen fegen mußte: Es iſt ſchon bemerkt worden, 
daß das in den einzelnen Ländern nicht in übereinftimmender 
Weile gefchehen konnte 1). 

Den Ländern, in welchen das gemeine Strafrecht nad) 
gilt, ftehen in Anfehung der in ihnen gültigen Strafrechts⸗ 
quellen die Länder gegenüber, in welchen neue umfaſſende 
Strafgeſetzbücher erſchienen ſind. Einzelne particuläre Strafe 
geſetze, die in allen teutſchen Staaten in größerer oder 
geringerer Anzahl erſchienen ſind, konnten die Gültigkeit 
des gemeinen Rechtes nicht weiter aufheben, als in den 
einzelnen Puncten, auf welche ſie ſich bezogen 5): aber 
in neuerer Zeit find in vielen teutſchen Ländern umfaſſen⸗ 
de Strafgejegbücher erfchienen, durch welche Das gemeine 
Strafrecht gänzlich außer Gültigkeit geſetzt worden ift ®). 
4) ©. $. 28 der Einleitung. 

5) Ueber die einzelnen Particulargefege, welche in den verſchiede⸗ 
nen teutfchen Ländern erfchienen find, vergl. Kappler, Kitteratur des 
Criminalrechts, ©. 44 ff. und Heffter, Lehrbuch $. 16. 

6) Die Länder, in welchen bis jegt neue Geſetzbücher erſchienen 
find, ergeben ſich aus dem Note 3 gegebenen Verzeichniſſe der Länder, 
in Denen noch Das gemeine Recht gilt. 
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Dennoch hat das gemeine Strafrecht ſowohl für ‘die Län- 
ber der’ einen als für bie ber anderen Claſſe Su ud Be- 
— 


42. 
Bebentung ded gemeinen Strafredtes. 

Die gegenwärtige Bedeutung de3 gemeinen Strafrechtes 
ift eine verfchiedene je nach der Verfchiedenheit der in den 
einzelnen Zändern gültigen Rechtsquellen. 

1) Inden Ländern, in welchen feine neuen Strafgefeß- 
bücher erfchienen find, hat es noch unmittelbare fubfidiare Gül- 
tigkeit. Soweit in diefen Ländern nicht befondere, auf ein- 
zelne Verbrechen bezügliche Zandesgefege vorhanden find, ift 
ed unmittelbare Quelle für die richterlichen Entfcheidungen. 
Aber man würde eine unbeflreitbare gefchichtliche Thatſache 
unberücfichtigt Iaffen, wenn man gegenwärtig für alle in den 


gemeinrechtlichen Geſetzen enthaltenen Strafvorfchriften, die 


nicht Durch Partieulargefege aufgehoben worden find, Gültig- 
feit behaupten wollte. Die Strafvorfchriften des gemeinen 
Mechtes, welche die Art und Größe der gegen die einzelnen 
Verbrechen zu erfennenden Strafe beftimmen, find vielmehr 
überall in Zeutfchland durch milderen Gerichtsgebraud auf: 
gehoben worden 1). Dagegen hat das gemeine Recht in 
Diefen Ländern noch Gültigkeit in Anfehung der Frage, wel« 
he Handlungen überhaupt verboten und als Verbrechen an« 
zufehen feien. Denn der Gerichtögebrauch hat nur zeitge- 
mäße mildere Strafen einführen, aber nicht verbotene Hand— 
— zu erlaubten machen können ?). Ebenſo iſt das ge— 


- +4) ©. oben ©. 91. 

2) Einzelne Handlungen, die in den gemeinrechtlichen Gefeßen als 
Berbrechen aufgeführt find, werden zwar heutiged Tages nicht mehr für 
Verbrechen gehalten, 3. B. Hererei und Bauberei; allein der Grund 
liegt nicht darin, daß diefe Handlungen gegenwärtig für erlaubte gelten, 
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meine Recht: noch vollkommen gültig für das gegenfeitige 
Verhältniß, in: welchem ſowohl die verfchiebenen Weifen, in 
welchen einem Verbote zumider ‚gehandelt werden kann, als 
aud) die Webertretungen der verfihiedenen Werbote : oder Die 
verfchiedenen Verbrechen ftrafbar find. Denn durch Den durch⸗ 
gehends milderen- Strafmaßſtab, welchen der Gerichtsgebrauch 
aufſtellte, hat nicht aufgehoben werden können, baß die eine 
Handlung nad) den gemeinrechtlichen Gefegen minder ftrafbar 
ift als die andere, und daß fie nach demſelben Werhältnifie 
auch noch gegenwärtig als minder ftrafbar angefehen werden 
muß. Deßwegen Fönnen auch in der heutigen Darftellung 
bes gemeinen Rechtes die Strafen, welche in den gemtein- 
rechtlichen Gefegen für: die einzelnen Verbrechen TR 
ben find, nicht übergangen werden ?). 

2) In den Ländern, in ichn neue Strafgeſetzbücher 
erſchienen ſind, iſt die unmittelbare Gültigkeit des gemeinen 
Strafrechtes gänzlich aufgehoben worden. Dennoch iſt dafs 
felbe für dieſe Länder fortwährend von der größten Beden- 
tung, zwar nicht als pofitives Recht, auf welches eine- rich- 
terliche Entfcheidung gegründet werden Fönnte, aber als Wif- 
fenfchäft und als unentbehrliches Hülfsmittel für die richtige 
Auslegung der neuen Gefegbücher. Dieſe Bedeutung kann 
fich jedoch nicht auf die Art und Größe der zuzuerfennenden 
Strafe beziehen, da in’ diefer Hinficht das gemeine Straf: 
reiht nicht ein Mal mehr Gültigkeit hat in den Ländern, in 
welchen Feine neuen Strafgefegbücher erfchienen find, fondern 
nur auf die Beftimmung der Handlungen, welche als Ver— 
brechen angefehen werden müffen. Es ift nicht anders mög— 
lich, als daß in dieſer Beziehung das gemeine Recht in den 


foubern nur ‚darin, daß mcht mehr an die Möglichkeit beefeiben ger 
glaubt wird. 
3) Vergl. Marezoll, das gemeine teutfche — $.:38, 


— 
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neueren Gefegbüchern im Weſentlichen wieder enthalten fein 
muß. Denn wie jedes pofitive Strafrecht nur ein Ausfluß 
ber fittlichen- und rechtlichen Anſicht fein Fann, die fich im 
Bolfe gebildet hat über die Frage, welche Handlungen ver» 
boten fein und als Verbrechen angefehen werden müſſen, fo 
Bann auch ein neues Geſetzbuch in dieſer Beziehung nur unter 
der Vorausfegung neue Grundfäge aufitellen, daß die Volks— 
anficht in Widerſpruch getreten it mit den in dem biäheri« 
gen Rechte darüber enthaltenen Beitimmungen. _ Ein folcher 
Widerſpruch it aber nicht die Urjache geweien, aus welcher 
die neuen Gejebücher nothwendig geworden find ?). Im 
Allgemeinen jind die Handlungen, welche nach dem gemeinen 
Rechte jtrafbar find, auch nach den neueren Geſetzbüchern 
ftrafbar, fowie umgekehrt die neueren Gefegbücher im. All: 
gemeinen Feine Handlung mit Strafe bedrohen, die nicht 
auch in dem gemeinen Rechte mit Strafe bedroht wäre 5). 
Daraus folgt zwar nicht, Daß der Richter in einem Lande, 
in welchem ein neues Gefegbuch erfchienen. ift, das Recht 
habe, nad) dem gemeinen Rechte zu entfcheiden, welche Hand⸗ 
lungen er als Verbrechen beitrafen folle; aber weil die in 
ben neuen Gejegbüchern darüber enthaltenen Beitimmungen 
aus dem gemeinen Rechte hervorgegangen find, Fann es ihm 
nur duch Vermittelung des gemeinen Rechtes möglich wer: 
den, den wahren Sinn derjelben zu fallen. Selbft wo in 
den neuen Gefeßbüchern einzelne Verbrechen von einem an« 
deren Gefichtspuncte aus aufgefaßt find, als in dem gemei— 


4) ©. oben $. 28. 

5) Gegen einzelne Handlungen, Die in den neuen Gefeßbüchern mit 
Strafe bedroht find, giebt ed zwar in dem gemeinen Rechte kein Straf- 
gefeß, 3. B. gegen Duell und manche Fälle von Gejundheitöverlegungen 
und Sahbefhädigungen: allein diefer Handlungen find. fehr wenige, und 
überdieß Hat die gemeinrechtlihe Praris auch oftmals nicht ermangelt, 
Strafen gegen biefelben zu verbängen. 
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nen Rechte, wird bie neue Beftimmung nur durch -Wermittes 
lung. ber älteren Beftimmung, von welcher abgemichen wer» 
ben follte, vollfommen verftanden werden können. Diefe Bes 
deutung des gemeinen Strafrechteß für die neuen Gefegbücher 
Fann nicht verfarnt werden, wenn man erwägt, daß es für 
ben Gefetgeber äußerft fehmwierig, vielleicht unmöglich ift, feine 
wirkliche Willensmeinung in fo unzweifelhafte Worte einzu« 
Eleiden, daß nicht nad) der bloß wörtlichen Auslegung Hand⸗ 
hungen unter. einer Strafbeftimmung begriffen werden Fünns 
ten, bie er nicht mit Darunter begriffen haben wollte, oder 
daß umgekehrt feine Strafbeitimmung auf Handlungen nicht 
bezogen werden könnte, auf welche er biefelbe auch bezogen 
haben wollte ®). Dem gemeinen Strafrechte läßt ſich zwar 
in dieſer Beziehung Fein Vorzug vor den neueren Gefeg« 
büchern nachrühmen: aber. e8 hat vor denfelben voraus, daß 
an feiner richtigen. Auslegung und Anwendung Theorie und 
Praris viele Jahre hindurch gearbeitet haben. Daher muß 
die Wiflenfchaft des gemeinen Strafrechtes, weldye den wah— 
ren Sinn der in demfelben enthaltenen Strafbeitimmungen 
lehrt, auch für die richtige Auffaffung der neuen Strafgefeg- 

bücher ein unentbehrliches Hülfsmittel bleiben 7). 9 


$. 3. 


Bedeutung der neuen Strafgefegbüder für Dad gemeine 
Strafredt. 


An einer anderen Beziehung find die neuen Strafgefeg« 
bücher für das gemeine Strafrecht von großer Bedeutung, 


6) Bergl. Mittermaier, die Etrafgefepgebung iu ihrer Fort 
bildung, 1. Beitrag, ©. 160 ff. 

7) Die bekannte Regel, daß Land» und Stadtrechte ex jure com: 
muni zu interpretiren feien, muß für die neuen Strafgefegbüder ohne 
Einfhränkung gelten, da fie fämmtlih aus dem gemeinen Rechte her- 
vorgegangen und mit Rüdficht auf daſſelbe verfaßt find. 
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für die Beſtimmung der Strafen nämlich, welche gegen die 
einzelnen Verbrechen erkannt werden müſſen. Es iſt That— 
ſache, daß die in den gemeinrechtlichen Geſetzen Darüber ent⸗ 
baltenen Beftimmungen durch übereinſtimmenden Gerichtsge- 
brauch außer Gültigkeit gefegt worden find. Daneben ift 
es aber auch Thatfache, daß Diefer Gerichtögebraud, bloß in 
dDiefer negativen Hinficht- ein _ficherer und übereinftimmender 
ift, nicht in pofitiver- Hinficht, indem die Praxis der Ges 
richte Feinesweges: gleichförmig ift in Anfehung der Stras 
fen, welche an die Stelle der in gemeinrechtlichen Gefeßen 
vorgefchriebenen Strafen gefeßt werben follen. Einiger Ma- 
Ben übereinftimmend ift ‚der Gerichtsgebrauch nur hinfichtlich 
der Strafarten, indem: einzelne der in. den gemeinrechtlichen 
Gefegen vorgefhriebenen Strafarten, namentlich die verſtüm— 
melnden Strafen gar nicht mehr im Gebrauche find und im 
Allgemeinen die nämlichen Strafarten überall in Teutſchland 
angewendet werden. Dagegen finden die größten Schwan- 
ungen darüber Statt, -welche Strafen auf die einzelnen Ver⸗ 
brechen in Anwendung zu bringen ſeien, namentlich bei den 
Strafarten, die ihrer Natur nach in größerem oder geringe— 
rem Maße zugefügt werden können. Von der Todesſtrafe, 
bei welcher ihrer Natur nach von einem verſchiedenen Maße 
nicht die Rede fein kann !), läßt ſich allerdings zugeben, daß 
ihre Anwendung durch übereinjtimmenden Gerichtögebrauch auf 
wenig Fälle befchränft worden fei, und vielleicht auch, Daß 
fie bei einzelnen. wenigen Verbrechen nach übereinjtimmendem 
Gerichtsgebrauche noch regelmäßig erkannt werde: aber bei 
allen Arten der Freiheitsftrafe giebt der Gerichtsgebraud) 
feinen ficheren Anhaltepunet, um die längere ober Fürzere 





1) Denn die verfchiedenen Weifen,. in welchen Die Todesſtrafe voll 
zogen werden Fann, begründen feine Berfchiedenheit des Maßes, da bei 
allen der Beitrafte gleichmäßig um Das Leben gebracht wird. 


” 
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Dauer derſelben zu beſtimmen. In der That iſt ein Gericht, 
welches ‚nach gemeinem Rechte eine. Freiheitsſtrafe von be—⸗ 


ſtimmter Dauer erkannt hat, nicht im. Stande, einen ande⸗ 


ten Grund als Die ſubjecrtive Anſicht ſeiner Mitglieder Dafür 
anzugeben, Daß es Die Dauer nicht auf. einige Jahre. mehr 
oder weniger beſtimmt Hat. Diefe fubjective Anficht iſt aber 
eine Entſcheidungsquelle von fehr zweifelhaften Merthe,. weil 
Das. Weſen der rechtlichen Enticheidung. gerade Darin beiteht, 
ihren Grund nicht in der fubjectiven Anficht des Einzelnen 
zu haben, fondern in der objecfiven Anficht des Gefammt: 
willen3, ‘der. in: dem poſitiven Rechte enthalten if. Eine 
vollitändige Abhülfe Diefes unverfennbaren Uebelftandes kann 
zwar nur von neuen Gefegbüchern fommen: in Grmangelung 
-berfeldben findet aber. der Richter, der noch nad gemeinem 
Rechte eine Strafe; auszufprechen hat, in den für andere 
Staaten gegebenen neuen Gefebüchern einen beiferen Ans 
haltepunct, ala ihm in den Angaben der Schriftfteller über 
den gemeinrechtlichen Gerichtsgebrauch geboten wird 2). In 
diefen Gefegbüchern find fowohl hinfichtlich der Strafart. ala 


2) Wanche neuere Shriftiteller, 5. B. Martin und in der Regel 
auch Feuerbach in ihren Lehrbüdern, laſſen ſich gar nicht auf den 
Gerichtsgebrauch ein, indem fie. fih darauf beſchränken, Die-in den Ge- 
ſetzen angedrohte Strafe anzugeben. Aber für ein Lehrbuch des heuti- 
gen Strafrechted kann das offenbar nicht ausreichen. Um fich aber von 
der Unbrauchbarkeit der Angaben ‚über Den angeblichen. gemeinrechtlichen 
Gerichtögebraud zu überzeugen, braucht man nur zu. vergleichen, mas 
von den verfrhiedenen Schriftitellern. Darüber vorgetragen wird; 4. B. 
bei dem Todtſchlage behauptet Heffter, Lehrbuch $. 242, Daß die in 
der Carolina angedrohte, Schwertitrafe jegt noch im Gebraude fei, was > 
auh Wächter, Lehrbud $. 105, Note 33, wenigitens in Beziehung 
auf. Die neuere Würtembergifche Praxis beftätigt; dagegen behaupten 
Zittmann, Handbuch (1: Auflage) $. 195 und Henfe, Handbuch, 
heil II. ©. 88, daß nach Gerichtsgebrauch nur noch ‚bei dem Dafein 
befonderer Schärfungsgrände Zodesitrafe, fonft aber. lebenslänglidye oder 
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ber Strafgröße beftimmte Anſätze aufgeftellt, ohne darum 
dem richterlichen Ermeſſen dem nothmwendigen Spielraum ab« 
zufchneiden, um Die verfchiedenen Mopdificationen eines Wer- 
brechens, welche der Gefeßgeber bei Beftimmung der Strafe 
berüdjichtigt haben wollte, berüdfichtigen zu können ?). Diefe 
Strafanſätze drücken für das einzelne Land die herrfchende 
objective Anficht aus über die Art und Größe, in welcher 
das einzelne Verbrechen beftraft werden muß, weil fie hers 
vorgegangen. find aus einer forgfältigen und fachverftändigen 
Erwägung der Strafwürbigkeit der einzelnen verbrecherifchen 
Handlungen. Gejetliche Gültigkeit Fönnen fie zwar nur ha— 
ben in den Zändern, in deren Gefebüchern fie ftehen: aber 
fie Haben in diefen Ländern nur darum gefegliche Gültigkeit 
erhalten, weil fie für die richtigen gehalten worden jind. 
Gerade darum können fie aber auch in den Ländern, welche 
auch mehrjährige BZuchthausitrafe in Anwendung gebracht werde, und 
Zittmann.a. a, D. Note b. führt zwei Urtheile der Tübinger Fa— 
cultät aus dem Anfange Ddiefed Jahrhunderts an, in welchen auf‘ ferhs- 
jährige und achtjährige Zuchthausſtrafe erkannt worden if. Vom Kin- 
dermorde behauptet Tittmann $. 213, daß in Ermangelung erfchmwe- 
sender Umſtände fünf- bis zehnjährige Buchthausftrafe eintrete, und 
Henke, Theil II. ©. 102, daß der Gerichtsgebraud an die Stelle des 
von der Garolina vorgefchriebenen Ertränfens früher die Schwertitrafe, 
fpäter eine Freiheitsitrafe gefegt habe; Dagegen behauptet Wächter, 
F. 171, Note 55, daß Die neuere Praxis in Ermangelung befonderer 
Milderungsgründe nicht unter die Schwertſtrafe heruntergehe. Wehn- 
lihe Schwankungen in den Angaben über den Gerichtögebraud Fönnten 
faft bei allen anderen Verbrechen angeführt werden. 

3) Die meiften Etrafgefege in den neuen Gejegbüchern find foge- 
“ nannte relativ unbeitimmte Strafgefege, welche ein Maximum und ein 
Minimum der Strafe angeben, damit der Richter innerhalb dieſer Gräns» 
zen die Strafe für den einzelnen Fall beitimmen könne. Aber er darf, 
um fich bei der Ausmeſſung der Strafe der einen oder der anderen 
Gränze zu nähern, nur ſolche Gründe berüdfichtigen, derem Berüdfich- 
tigung von dem Geſetze ſelbſt vorgefchrieben wird: 
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. noch folder Strafanjüge entbehren, zu Grunde gelegt werden. 
Denn auch in biefen Ländern follen die Strafen nach der 
herrſchenden Anficht beftimmt werden, und die Schwierigkeit 
liegt nur darin, Daß Fein Gericht. Durch feine Praris eine 
Anficht aufzuftellen vermag, welche von ihm felbft und von 
anderen als die herrfchende anerkannt zu. werden braucht. 
Die Länder, in welchen neue Gefebücher erfchienen find, 
haben mit den Ländern, in welchen noch Das gemeine Recht 
gilt, früher ein gemeinfames Recht gehabt; Die neuen Gefe- 
bücher find hervorgegangen aus der .‚gemeinrechtlichen Rechts— 
bildung, die man zur Zeit ihrer Abfaffung gewonnen hatte. 
Sie können deßwegen angefehen werden als die Fortbildung, 
die man dem gemeinen Wechte in den einzelnen Ländern zu 
geben für nothwendig gefunden hat. In der Verfchiedenheit 
der Gefchichte, der Wationalität und des Charakters Liegt 
fein Grund, aus welchem dieſe Fortbildung in dem einen 
teutfchen Lande anders hätte ausfallen müſſen als in dem 
anderen, und aus welchem die Fortbildung, welche man dem 
gemeinen Rechte in dem einen Lande gegeben, nicht auch in 
einem anderen angenommen werben könnte ?). Zu läugnen 
ift freilich nicht, daß die neuen Gefebücher in ihren Straf- 
beftimmungen häufig von einander abweichen, Da fie zu ver- 
fohiedenen Beiten entftanden find, und es auch nicht anders 
möglich war, als daß ſich bei ihrer Abfaſſung individuelle 
Anſichten ihrer Verfaſſer geltend gemacht haben. Die Be— 
nutzung derſelben kann deßwegen dem Richter, der nach ge— 
meinem Rechte ſprechen ſoll, keinen jo feſten Anhaltepunct 
geben, als es zu wünſchen iſt. Aber keines Falles ſind die 
——— durch welche die neueren Geſetzbücher, zu— 


9 Haben doch auch einzelne Staaten die Geſetzgebung eines ande⸗ 
ren Staates im Ganzen zu der ihrigen gemaht, 3. B. Oldenburg die- 
Baierifchez Weimar und Altenburg die königlich Sächſiſche. 

Luden Strafrecht. & 8 
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mal Diejenigen, die feit dem letzten Jahrzehnt entitanden find, 
von einander abweichen, fo groß als die Schwankungen, wel: 
che in der Praris der Gerichte Statt finden, die noch nad) 
gemeinem Rechte zu fprechen haben. Und jedes Falles Fann 
eine Strafbeitimmung, welche der Strafe gleich Eommt oder 
wenigftens fich nähert, die nach einem oder mehreren der 
neuen Gefeßbücher hätte erfannt werden müſſen, im Sinne 
des gemeinen Rechtes damit gerechtfertigt werden, daß fte 
von den Gerichten anderer Länder, die ebenfalls Hiflorifch auf 
dem Boden des gemeinen Nechtes ftehen, auch hätte erfannt e 
werden mäffen. 


Zweites GCapitel. 
Ton den Quellen des teutfchen Strafrechtes im Ginzelnen. 


4 
Das Römifhe Recht. 

Das juftinianifche Recht ift auch in Anfehung des Straf: 
rechtes in Zeutfchland recipirt worden. Es Hat neben den 
anderen in Zeutfchland gültigen Wechtsquellen in demfelben 
Verhältnifie Gültigkeit, als bei dem Privatrechte !). Die 
ftrafrechtlichen Beitimmungen Haben in den juftinianifchen 
Rechtsbüchern eine eigenthümliche Form und Anordnung. 
Ausſchließlich dem Strafrechte gewidmet find in den Pan— 
decten das 47. und 48. Buch, die fchon von Juftinian ter- 
ribiles libri genannt werden ?), in dem Goder das 9. Buch, 
und in den Snftitutionen der 1. 2. 3. 4. 5. und 18, Titel 
des 4. Buches, während fich außerdem noch an anderen Stel- 
len des corpus juris ftrafrechtliche Beftimmungen zerftreut 





1) Wächter, Lehrbuch $. 10. Rote 34. 
2) L. 2. $. 8. C. de vetere jure enuel. I. 17. 
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finden. Ein fogenannter allgemeiner Theil, in welchem all- 
gemeine, auf alle Verbrechen zu beziehende Grundfäge aufge 
ftellt wären, ift in ber juftinianifchen Compilation ‚nicht zu 
finden ?). Die Zitel in den Pandecten und in dem Codex, 
in welchen von den einzelnen Verbrechen gehandelt wird *), 
find zweifacher Art, wie ſchon aus der verfchiedenen Art 
hervorgeht, in welcher "fie überfchrieben find. 5). Gin Theil 
‚berfelben bezieht fich auf ältere, meiftens von Sulla, oder 
Cäſar, oder Auguftus herrührende Strafgefege, und enthält 
in den einzelnen Stellen die Befchreibung. der Falle und 
Handlungen, Die entweder nad) der Interpretation der Ju—⸗ 
riften oder nach. fpäteren Senatusconfulten oder Faiferlichen 
Gonftitutionen unter dieſe Gefege fubfumirt und nach denfel- 
ben beurtheilt werden müffen ©). Dabei laffen fich die ver- 


3) Einzelnes dem allgemeinen Theile Angehörige kommt allerdings 
hin und wieder vor, namentlih in den Titeln de accusationibus; 
XLVIII. 2, de poenis, XLVIII. 19, de regulis juris, L. 17. 

Vergl. A begg, Lehrbuch $. 33. 
j 4) Ein Theil der in diefen Büchern befnbtiäen Titel enthält 
hauptſãchlich Progeffualifches, namentlich die drei eriten und die nem 
legten Zitel des 48. Buches. 

5) Eie find, aberſchrieben entweder nach einem früheren Strafge— 
ſetze, z. B. ad legem Juliam majestatis, XLVIII. 4, de lege Cor- 
nelia de falsis, XLVIII. 10, oder nach dem Verbrechen, von wel- 
hem darin gehandelt wird, 3. B. de furtis, XLVII. 2, de injuriis, 
XLVII. 10. Eine allgemeinere Rubrif hat der Titel de extraordina- 
riis criminibus, XLVII. 11 ‚ in welchem von mehreren verjchiedenarti- 
gen DBerbrechen die Rede ift. 

6) Die einzelnen Gejege find Die lex Julia —— (von Cäſar, 
vergl. Diek, hiſtoriſche Verſuche über das Criminalrecht der Römer, 
1822, S. 90 ff.), die leges Juliae de adulteriis, de vi publica, de vi 
privata, Die lex Cornelia de sicariis et veneficis, Die lex Pompeja 
de parricidiis, die lex Cornelia de falsis, die leges Juliae repetun- 
darum, de annona, peculatus et de sacrilegiis et de residuis, am- 
bitus und Die lex Fabia de plagiariis. Bergl, über dieſe Gefege 
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fohiedenen unter ein Strafgefet gehörigen Handlungen Feines- 
weges immer unter den Begriff und die Benennung eines 
Verbrechens fubfumiren, indem vielmehr oftmals in dem näm= 
lichen Strafgefeße von ganz verfchiedenartigen Verbrechen die 
Rede ift ’). In den Ziteln der anderen Art werben Dage- 
gen nicht folche ältere Strafgefege in der angegebenen Weife 
behandelt, fondern beftimmte Werbrechensbegriffe angenommen 
und aufgeftellt, und die einzelnen Stellen in dieſen Titeln 
befchäftigen fi mit der Grörterung und Berlegung Diefer 
Begriffe, um die einzelnen Fälle zu beftimmen, die unter 
diefelben gehören. In den Pandecten find-diefe beiden Ar— 
ten der Zitel auch in der äußeren Stellung auseinander ge- 
halten, indem die Titel der letten Art in dem. 47., die der 
eriten Art in dem 48. Buche ftehen. Diefe Verfchiedenheit 
hat ihren Grund in der eigenthümlichen Entwickelung ber 
römifchen Strafgefegebung und Strafrechtspflege. Ein voll 
ftändiges Strafgefeßbuch, welches fich auf alle ftrafbaren 
Handlungen erſtreckt hätte, iſt zu Feiner Beit des römifchen 
Staates erfchienen. Am Ende der Republif und am Ans 
fange des Kaiferreiches hatte man eine Reihe einzelner Straf: 
gefege, in welchen die Handlungen, die nach denfelben be- 
ftraft werden jollten, im Einzelnen angegeben waren. Diefe 
Strafgefege wurden leges judiciorum publicorum genannt, 
weil die in ihnen bedrohten Handlungen zur Competenz der 
ordentlichen Griminalgerichte (judicia publica, perpetuae 


Heineccius, antiquit. roman. syntagma, lib. IV. tit. 18, und 
Zachariä, 2. Cornelius Sulla, 1834, S. 128 ff. und Abtheilung 2, 
©. 37 ff. j 

7) B. B. nad) der lex Julia de vi publica wurde beftraft, wer 
in feiner Behgufung auf unerlaubte Weife Waffen aufhäuft, wer Leute 
gujammenruft, um Jemanden zu mißhandeln, wer bei einer Feuers 
beunft entwendete, wer mit Gewalt Jemanden zur Unzucht gebrandt. 
T. T. D. ad leg. Jul. de vi publica, XLVIIT. 6. 
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-quaestiones) gehörten 8). Handlungen, Die nicht unter ein | 
ſolches Strafgefeß gezogen werden Fonnten, waren urfprüng- 
lich gar nicht ftrafbar, oder höchftens ala Privatdeliete, Die 
nur mit einer dem Verlegten zu bezahlenden Geldftrafe ge— 
büßt wurden. Aber in jenen Strafgefegen zufammengenoms 
men war Feinesweges die Gefammtheit der Handlungen mit 
Strafe bedroht, deren Strafwürdigkeit in einem nur einiger 
Maßen ducchgebildeten Staate nicht verfannt werden Fann, 
und auch in der juftinianifchen Gefeggebung anerkannt ift 9). 
Um ſolche Handlungen dennoch betrafen zu können, wurde 
in der Kaiferzeit den mit der Griminaljurisdiction befleide- 
ten Beamten das allerdings gefährliche und nad) unferen Bes 
griffen mit einer geordneten Staatseinrichtung unverträgliche 
Recht zugeiprochen, extra ordinem (sc. judiciorum publi- 
corum) über diefelben zu erkennen und die Strafe auszu— 
fprechen, Die verdient fchien 19), da in Ermangelung eines 
eigentlichen Strafgefeges auch Feine quaestio perpetua für 


8) Die ordentlihen Griminalgerichte, die urfprünglich wirkliche ju- 
dicia publica, d. 5. Volksgerichte waren, beftanden in den quaestio- 
nes perpetuae, von welden für jedes einzelne Strafgeſetz eine befon- 
dere eingefeßt war. Vergl. über Diefe quaestiones perpetuae und über 
die vor denfelben für jede einzelne Griminalunterfuhung vom Volke fpe-” 
ciell gewählten quaesitores s. quaestores Roßhirt im N. A. des 
ER. XI. S. 399 ff., und Danz, Lehrbud der Gefchichte des römi« 
ihen Rechtes, 1840, $. 42. j 

9) So fehlte es z. B. an einem folden Strafgefege gegen. den 
Diebitahl. 

10) Man muß übrigens nicht denken, daß es ganz von der Willführ 
der Beamten abgehangen habe, in welchen Fällen und in welchem Maße 
fie extra ordinem beftrafen wollten. Daß die cognitio extraordina- 
ria auch ihre beftimmten Negeln hatte, die nicht willkürlich überfchrit- 
. ten werden durften, beweifet fehon der Umſtand, daß überhaupt von ihr 
in den Gefegen Die Rede it. Vergl. auh Birnbaum im N. A. des 
ER. VIII. ©. 678 fi. 
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folhe Handlungen vorhanden war, um nad) dem ordo ju- 
diciorum publicorum gegen biejelben zu verfahren. Seit 
Garacalla’8 Zeit wurde freilich gegen alle Verbrechen, auch 
gegen Diejenigen, die unter eine lex judiciorum publico- 
rum gehörten, infofern extra ordinem verfahren, als Die 
gefammte Sriminaljurisdiction Eaiferlichen Beamten übertras 
gen wurde, die nicht mehr nach der Ordnung der früheren 
perpetuae quaestiones verfuhren 11): aber jene leges ju- 
diciorum publicorum blieben immer die Grundlage für die 
Beurtheilung der unter fie gehörigen Handlungen. Nicht 
allein die Zuriften in ihren Echriften, fondern auch die Kai— 
fer in ihren ftrafrechtlichen Gonftitutionen fuchten fich foviel 
als möglich an diefe Strafgefetze anzufchließen, und Darum 
mußten fie auch dem ftrafrechtlichen Theile der juftintanifchen 
Kechtsbücher zu Grunde gelegt werden. Won den nad) Die- 
fen Gefegen ftrafbaren Handlungen mußten alsdann die übri- 
gen ftrafbaren Handlungen infofern einen Gegenfaß bilden, 
als für ihre Strafbarfeit nicht auf ein folches Strafgefeh Be— 
zug genommen werden Fonnte. Das Princip des römifchen 
Stantörechtes, daß die mit der Eriminaljurisdiction befleide- 
ten Beamten das Recht haben, gewiffe Handlungen” extra 
ordinem, d. 5. ohne durch ein Strafgefeß Dazu ermächtigt 
zu fein, zu. beftrafen, Fann natürlicher Weife nicht mehr als 
gültig anerkannt werden; aber die Handlungen, die nad) rö⸗ 
miſchem Rechte extra ordinem beſtraft wurden, müſſen we— 
gen der allgemeinen Reception des römiſchen Strafrechtes 
auch nach heutigem gemeinen Rechte als ſtrafbare Handlun— 
gen angeſehen EN 


— — — — — — 


11) Vergl. Mittermaier, Das teutſche Strafverfahren, 1. Ab— 
theilung, S. 46, und Danz a. a. O. $. 84. 
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$. 5. 
Das tanonifhe Recht. 

Das corpus juris canonici ift in der nämlichen Weife 
als Das juftinianifche Wecht in Teutſchland reripirt worden. 
Da fih in der Kirche ein eigenthümliches Strafrecht gebildet 
hatte, nach welchem das Verbrechen als Sünde angefehen 
und die Strafe ald Mittel der Zucht und Reinigung ange 
wendet wurde, fo fehlte es auch der canonifchen Gefeßgebung 
nicht an Veranlaſſung, ftrafrechtliche Beftimmungen zu treffen. 


Einzelne berfelben finden fich in dem ganzen corpus juris 


canonici zerftreuet; vorzugsweife Dem Strafrechte gewidmet 


iſt das 5. Bud der Deeretalenfammlung Gregor IX und 


das 5. Buch der Deeretalenfammlung Bonifacius VII. 
Die Wechtslehrer ftimmen darin überein, das canoniſche 
Recht, ſoweit es recipirt iſt )), unter die Quellen des ge- 
meinen teutſchen Strafrechtes zu rechnen. Allein die Bedeu⸗ 
tung des canoniſchen Rechtes als Quelle des Strafrechtes iſt 
eine ſehr untergeordnete. Denn das Strafrecht, von wel- 
chem das canonifche Recht handelt, iſt das Firchliche Straf- 


recht, welches die Kirche felbititändig neben dem weltlichen 


Strafrechte ausübte. Die Strafen, welche die Kirche ver- 
hängte, waren anderer Natur als die weltlichen Strafen, 
indem die meiften und wichtigften Strafen des weltlichen 
Strafrechtes von ihr geradezu mißbillige wurden ?). Die | 





1) Bekanntlich hat ſich die Reception nur auf das erſtreckt, was 
man das corpus juris canoniei clausum zu nenten. pflegt, fo daß die- 
beiden Grtravagantenfammlungen eine Gültigkeit haben. 

2) Namentlih enthielt fih die Kirche aller Zodesitrafen, ſowie 
auch. der verftümmelnden, Strafen, ‚f; oben ©. 83. Wenn auch die 
Kirche im Uebrigen ſich theikweife ‚der nämlihen Strafen als die welt- 
liche Macht bediente, indem fie Gelditrafen, Gefängnißftrafen und felbit 
förperliche Büchtigung anwendete, fo ergiebt ſich doch fchon aus ihrer 
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Handlungen, welche die Kirche beftrafte, fielen zwar zum 
Theil zufammen mit den Handlungen, die auch nad) weltlis 
chem Rechte ftrafbar waren. Denn viele Handlungen, wel— 
che der Staat bejtrafte, wurden auch von der Kirche wegen 
ber in ihnen Tiegenden Sünde unter ihre Gerichtsbarker: ges 
zogen 3), fowie auch umgekehrt der Staat manche Handiun- 
gen, Durch welche zunächft nur die Kirche betroffen wurde, 
mit feinen Strafen verfolgte, weil das die Pflicht eines 
hriftlichen Staates zu fein ſchien *). Bei manchen Werbre- 
chen hatten fich fogar Kirche und Staat in der Art in das 
Beitrafungsrecht getheilt, daß daſſelbe im einzelnen Falle 
von demjenigen Theile ausgeübt werden follte, der zuerit 
feine Gerichtsbarkeit geltend gemacht hätte >). Allein beide 
Theile beftraften bei jedem Verbrechen nur nach ihrem eige— 
nen Rechte und Gefichtspunete, und der Grund, aus welchem 
der eine Theil eine Handlung beftrafte, lag für ihn nicht 
Darin, daß diefelbe von dem-anderen Theile für ftrafbar ge 
halten wurde. Das Eirchliche Strafrecht hat in Folge. der 
veränderten Stellung, welche die Kirche in neuerer Zeit er— 
halten, nicht allein in den evangelifchen, fondern auch in 
den Fatholifchen Ländern Zeutfchlands bedeutende Ginfchrän- 
fungen und Modifieationen erhalten, deren nähere Angabe in 


Derwerfung Der Leibes- und Lebens-Srafen, daß. ihr Strafiyften ein 
ganz anderes war, Vergl. über die Natur der Firchlichen Strafen 
Richter, Lehrbuch des Patholifhen und evangelifchen Kirchenrechts, 
1842, 8. 198 ff. 

3) Bergl. Just. Henn. Boeh mer, jus ecclesiast. Protestant. 
tom. V. ad lib. V. decret. tit. => et 2. 

4) Namentlich Keperei, Apoftäfie und Schisma, vergl. Richter 
a. a. O. $. 205. BE iR 

5) Diefe Handlungen find die von den Ganoniften fogenannten de- 
licta mixti fori, im Gegenfage Der delieta mere ecclesiastica und 
mere eirilia. Bergl. Boehmer l c.$.'2, und Richter a. ad. 
$. 207, RF — 
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die Darftellung des Kirchenrechtes verwiefen werden maß ®). 
Für das weltliche Strafrecht. ergiebt fich: aber aus dem Bis: 
herigen, daß die Beſtimmungen des canonifchenr Mechtes Feine 
Entſcheidungsquelle darüber ſein können, welche Handlungen 
ſtrafbar ſein und mit welcher Strafe dieſelben belegt werden 
ſollen ’). ° Da aber gerade hierin der hauptſächliche Inhalt 
einee Duelle des Strafrechtes beiteht, fo bleibt nicht viel 
übtig, wofür man noͤthig hätte, das canoniſche Recht als 
Entſcheidungsquelle zu gebrauchen. Zwar finden ſich in dem 
canonifchen Strafrechte Hin und wieder Grundſätze aufgeſtellt, 
bie auch für das weltliche Strafrecht als gültig anerkannt 
werden Fönnen und müffen 3): aber Theils find dieſe Grund- 
füge auch) in den Quellen des weltlichen Strafrechtes ausdrüd- 
lich anerkannt, Theils verſtehen fie fich zu fehr von felbft, als 
daß man jie aus dem canonifchen Rechte herzuholen brauchte. 
Dagegen kann nicht geleugnet werden, daß die Kirche mit 
ihrem Strafrechte auf die Geftaltung des weltlichen. Straf- 
rechtes von mehrfachen Einfluffe gewefen if. Dahin gehö- 
ven die weltlichen Strafgefege, in denen ſolche Handlungen, 
duch welche zunächft nur Die Kirche verlegt wird, auch für 
bürgerlide Verbrechen erflärt werden 9). Vielleicht ift es 
auch dem Einfluffe des canonifchen Rechtes zuzufihreiben, daß 
mit der Einführung des römiſchen Rechtes das Princip des 
älteren germanifchen rechtes, daß die Gehülfen bei einem 


6)- Berge. Walter, Lehrbuch des Kirchenrechts, $. 196, um 
Richter a. a. O, 8. 204 und 205. - 

T) Bergl. auh Mittermaier im N. U. des ei IL ©. 6, 
Rote 10, und Abegg, Lehrbuch $. 12. 

8) 8. 2. der Satz, daß Noth Fein Gebot hat (Can. 11. Dist. I. 
cap. 4. X. de R. J. V. 41.), oder daß Wahnfinnige und Kinder für 
ihre Handlungen nicht verantwortlich gemacht werden können. Cap. un. 
Clem. * homicidio, V. 4. cap. 1. X. de delictis — V. 28. 

9) S. Note Sin dieſem 8. 
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Berbrechen in geringerem Grade ftrafbar feien als der ei- 
gentliche Urheber, - nicht aufgehoben worden iſt 1%). Auch 
läßt fich von manchen einzelnen Beitimmungen des weltlichen 
Strafrechtes nachweifen, daß fie aus dem canoniſchen Rechte 
hervorgegangen find 14). Im diefen Beziehungen ift das ca= 
nonifche Recht wenigftens gefchichtlich eine Duelle des Straf» 
rechtes, während es für den dogmatifchen Standpunet viel- 
leicht „richtiger ift, daſſelbe nur für ein Hülfsmittel zum 
Berjtändniffe des weltlichen Strafrechtes auszugeben. Den 
wichtigften Einfluß Hat das canonifche Recht auf die Entwi- 
ckelung des teutfchen Strafproceifes gehabt, worüber jedod) 
das Nähere der Darjtellung des Strafproeeſſes felbit vor- 
behalten bleiben muß 12). 


$. 6. 
Reichsgeſetze. Im Befonderen die Garolina'). 


Eine wichtige Duelle des gemeinen Strafrechtes find die 
teutfchen Reichsgeſetze. Da Das teutſche Weich Die verfchiede- 





. 40). Denn das canonifche Net, cap. 6. X. de homicidio, V. 12, 
erfennt in Uebereinſtimmung mit, dem objectiven Gefichtäpuncte des ein- 
heimifchen Rechtes Die geringere Strafbarfeit der Gehülfen an, während 
nach dem jubjectiven Gejichtspuncte des römifchen Rechtes Gehülfen und 
Urheber im Allgemeinen gleich ftrafbar find. &! oben S. 71. 

11) 3. B. die in Art. 133 der Carolina gemachte Unterfcheidung 
zwifchen lebendiger und noch nicht lebendiger Zeibesfrucht bei dem Ver— 
‚brechen der Kinderabtreibung ift aus der von den Kirchenvätern ge» 
machten Unterfcheidung zwifchen foetus- animatus und non janimatus 
hervorgegangen: Can. 8. 9. 10. Caus. XXXII. qu. 2. 

12) Vergl. Roßhirt, Gefhichte und Syitem des teutjchen Straf⸗ 
rechts, 3. Band, 1839, $. 269 und 273. 

1) Die ältejte befannte Ausgabe ift vom Monat —— 1533, - 
Mainz, bei Ivo Schöffer, ob es gleih micht unwahrfcheinlich iſt, daß 
ſchon im Jahre 1532 ein Abdruck fertig geworden fei. Vergl. Rein- 
hold Schmid in der Vorrede zu feiner Ausgabe der P.G.O. 1826. 


\ 
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nen zu ihm gehörigen Länder zu einem ftantsrechtlichen Gan⸗ 
zen verband, fo Hatten die Reichsgeſetze als folche in jedem 
Reichslande verbindliche Kraft 2), obgleich dadurch das Mecht 
der Reichsitände nicht ausgejchloffen war, abweichende Parti« 
eulargefete zu erlaffen ?). Die fortwährende fubfidiare Gül- 
tigkeit der Reichsgeſetze kann auch nach der Auflöfung des 
Reiches Feinem Bweifel unterliegen 4). Ginzelne ftrafrecht- 
liche Beitimmungen, Die fich auf dieſe oder jeme ſtrafbate 
2. Ausg. 1835. Die beiten Handausgaben der Carolina find von Koch, 
1. Ausg. 1769, 8. Ausg. 1824, die fi jedoch, ſowie auch die 7, Aus« 
gabe 1821, von den früheren in Anfehung der Correctheit ſehr zu ihrem _ 
Nachtheile unterfcheidet, von Reinhold Schmid, der in der 2. Aus: 
gabe auch die Abweichungen der beiden Projecte von 1521 und von 1529 
angiebt, und von Zöpfl, 1841. Die Ausgaben von Schmid und 
- Böpfl enthalten auch Abdrüde der Bambergifchen und Brandenburgi- 
fhen Halsgerihtsordnungen. Bergl. über die Ausgaben im Allgemeinen 
Kappler, Handbuch der Litteratur des C.R. F. 8. — Ueberfegungen 
und Iateinifche Bearbeitungen der Carolina von Justinus Gobler, 
Caroli Y de capitalibus judiciis constitutio in latinum versa, Ba- 
silicae 1548, und Georg Remus, nemesis Carolina, Herborn. 
1594, 5. Ausgabe, Francof. 1618. Beide Ueberfegungen, von welchen 
° Die eritere unter die größten litterarifchen Seltenheiten gehörte, find aufs 
Reue herausgegeben von Abegg, 1837. Ueber die Bedeutung derfelben 
vergl. Abegg in der Vorrede zu feiner Ausgabe. 

2y.Die Beichlüffe Des teutſchen Bundes, die auch ‚hin und wieder 
das Etrafrecht betroffen haben und betreffen können, haben als foldhe 
in keinem teutjchen Lande verbindlihe Kraft, da der Bund nur eine J 
völkerrechtliche Verbindung iſt und: Die verſchiedenen Bundesſtaaten nicht 
zu einer ſtaatsrechtlichen Einheit verbindet. Dagegen kann aus ſeinem 
Verhältnig zum Bunde für Denseinzelnen Bundesſtaat die Verpflichtung 
entſpringen, einen Bundesbeſchluß bei ſich zu publiciren und ihm dadurch 
verBindlihe Kraft zw verleihen. Vergl. Mittermaier, Grundfäge 
des teutjchen Privatrechts, $. 20. 

3) ©. oben $. 1, Rote 2, und Gerftladher, Corp. jur. ger- 
manici, Band 1, ©. 33. .ı «ii. 2 

4) S. oben 6. 1, Rote 2. ° 
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Handlung beziehen, find in vielen Reichsgeſetzen zerftreut zu 
finden 6); ein umfaflenderes Reichsftrafgefeß, Das jedoch Fei- 
nesweges ein vollftändiges Strafgefegbuch, fondern eine Hals- 
gerichtsordnung fein follte, in welcher nur von. den fehwereren - 
an Leib oder Leben gehenden Verbrechen die Rede war, - ift 
die im Jahre 1532 erlaffene peinliche Gerichtsordnung des 
Kaifers Karl V, von deren Entftehung und Charakter ſchon 
die Rede geweſen it ). Die Eiferfucht der Reichsftände 
auf ihre Selbititändigkeit gab” nicht zu, daß Diefes Reichs— 
gefeß, welches man die Garolina zu nennen pflegt, anders 
bekannt gemacht wurde als mit der falvatorifchen Glaufel des 
Inhaltes, daß durch daffelbe den Kurfürften, Fürften und 
Ständen an ihren alten Gebräuchen, wenn fie wohlhergebracht, 
— und billig ſeien, Nichts benommen ſein ſolle 7). 

5) Zuſammengeſtellt findet man dieſelben bei Gerſt lacher, Hand⸗ 
buch der teutſchen Reichsgeſetze, Theil XI, ©. 2943 ff. 

6) ©. oben $. 26 der Einleitung. Der Berfaffer der Garolina ift 
der Freiherr Johann von Schwarzenberg und Hohenlandsberg, infofern 
von ihm Die im Jahre 1507 erlaffene Bambergifhe Halsgerichtsordnung 
verfaßt ift, welche der Garolina zu Grunde liegt und Die mater Caro- 
linae genannt zu werden pflegt. Vergl. darüber, fowie über Die im 
Jahre 1516 publicirte Brandenburgifche Halsgerichtsordnung, Die ſoge— 
nannte soror Carolinae, ober $. 26, Mote 9. Die Litteratur über 
den Herrn von Schwarzenberg  f. bei Kappler, Handbuch der Litte- | 
ratur des ER. $.9. Den dafelbit genannten Schriften iſt noch hinzu- 
zufügen: Herrmann, Johann Freiherr. zu Schwarzenberg, ein Bei 
trag zur Gefchichte des Criminalrechts und der Gründung der proteftan- 
tifchen Kirche, 1842. — Ueber. die Geſchichte der Caroline: Mal . 
blank, Gefhichte der P.G.D. Kar: V, 1783; Henke, Geſchichte 
des peinlichen Rechts, Theil II, S: 1läff. Waechter, ad histor. 
C.C.C. Symbol. P. 1. 1835. Dazu: Mittermaier im Archiv des 
C.R. 1836, ©. 312 ff. ” 

7) Ueber die Gefchichte der ſalatoriſchen Clauſel, Die in der Bor- 
rede der P.G.O. fteht, vergl. Gerſthacher, eorp. jur. germ. Band I, 
S. 353 ff. 
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Die falvatorifche Clauſel fprach zwar den Reichsſtänden nicht 
das Recht zu, nah der Publication der Carolina noch 
neue, von derfelben abweichende Strafgefege in ihren Lan— 
den zu erlaffen: indeffen wurde Diefes Recht vermöge. der 
Landeshoheit unbedenklich - von ihnen in Anſpruch genom⸗ 
men und in Ausübung gebracht 8). Dennoch wurde die Ca— 
rolina in allen teutfchen Ländern die Grundlage für Rechts— 
pflege und Landesgejeßgebung ?), fowie fie auch der Mit- 
telpunet für die wiflenfchaftliche Bearbeitung des Strafrech- 
te8 werden mußte, und bleiben muß ungeachtet der viel- 
fachen Abweichungen, Durch welche fich Gerichtsgehrauch und 
Landesgeſetzgebung von ihr entfernt haben. Ungefähr die 
Hälfte der Garolina ift ftrafproceffwalifchen Inhaltes, da das 
Bedürfniß, welches fie hervorrief, nicht minder für den Straf- 
proceß als für das eigentliche Strafrecht vorhanden war. 
Daß das römifche Recht neben ihr Gültigkeit haben folle, 
namentlich in den Wuneten, die von ihr felbſt nicht anders 
entjchieden feien, ift ausdrücklich in ihr anerfannt 10). Im 
Allgemeinen find Die einzelnen Beftimmungen der Carolina 
Theils aus dem einheimifchen Gemwohnheitsrechte, Theil aus 
den reripirten Wechten gejchöpft, und oftmals find die Grund» - 
fäge des einheimifchen Rechtes und der fremden Rechte auf 
äh — in einander verſchmolzen 11). Vorzüg⸗ 


8) ©. Note 3 in dieſem $. 

9) Ueber die Einführung der Carolina in — Ländern und 
über die Richtung der Landesgeſetzgebung vergl. Tittmann, Geſchichte 
der teutſchen Strafgeſetze, $. 80, und Abegg, Lehrbuch des Griminal- 
proceifes, $. 18. 

10) An vielen Stellen, 3. B. Art. 104 und 105, wo unter dem 
kaiſerlichen Rechte immer das römifche Recht zu verftehen ift.. 

41) Ueber die Quellen der. Bambergifchen Halsgerichtsordnung, 
namentlich. ob Schwarzenberg die Tyroler Malefizordnung: von 1499 
(abgedrudt in Weisfe, Abhandlungen aus dem Gebiete Des teutfchen 


126 Erfter Abfıhnitt. Zweites Capitel. s 


lich diente Dabei zur Richtſchnur Die Weiſe, in welcher von 
den italiänifchen Practifern feit dem Dreizehnten Jahrhunderte 
das römifche Wecht neben einheimijchen Gewohnheiten und 
Statuten in Anwendung gebracht wurde 77). 


Rechtes, 1830, ©. 185 ff.) und die Halögerichtsordnung für die Stadt 
Ratolphzel von 1506 (herausgegeben von Waldner in Dalmwigf 
und Fald, Granien zum teutfchen Privatrecht, 2, Lieferung, &. 67) 
benugt habe, vergl. Mittermaier im N. X. des ER. IX. ©. 44 ff. 
und von Wendt, die Tyroler Malefizordnung von 1499 wirklich Duelle 
der Bambergenfis und Carolina, 1834. Ueber dieje Abhandlung: Mit— 
termaier im X. des ER. 1836, ©. 312 ff. Leber ein alted Bam— 
berger Stadtrecht aus dem 14. Jahrhundert ald Duelle der Bamber- 
genfis vergl. Böpfl, das alte Bamberger Stadtrecht als Quelle der 
Garolina, 1839, vorzüglih ©. 158 ff. Es tit auch behauptet worden, 
daß die Bambergenfi3 ans Toörquemada's Injtruction für das heilige 
Dffieinm von’ 1484 und 1488 gefchöpft fi. Gerstaecker, progr. 
num origo constitutionis eriminalis Bambergensis a Torquemadae 
instructionibus atque generatim ab inquisitione hispanica proba- 
biliter repeti possit, 1837. ©. aber Biener, Beiträge zur Gefchichte 
des Ingquifitionsproceffes, ©. 151. 

12) Diefe italiänifhen Practifer find für das Verſtändniß der Ca— 
rolina ungleich wichtiger ald die in der vorigen Note 11 angegebenen 
Geſetze und Rechtsbücher, welhe durchgängig von der Carolina an 
Klarheit und Ausführlichkeit übertroffen werden. Bon den Staliänern 
müfjfen vorzüglich genannt werden: Albertus de Gandino libel- 
lus super maleficiis (1262), Jacobus de Belvisio (7 1335) 
_ practica eriminalis, Bartolus.a Saxoferrato (7 1357), Bal- 
‚dus (7 1400) mit ihren reichhaltigen Gommentaren zu den juitiniani- 
fhen Rechtsbüchern ; Bonifacius de Vitellinis de Mantua, 
super maleficiis, Angelus de Gambilionibus de Aretio 
tractatus de maleficiis (1437). Zwar läßt fih von Keinem diefer 
Practiker im Beſonderen nachweiſen, Daß er vorzugsweife bei Abfaſſung 
der Bambergenſis benußt worden fei. Aber ed war im Allgemeinen die 
von ihnen gemachte Anwendung des römifchen Rechtes, die in der teut- 
ſchen Praris Cingang fand und auch der Bambergenfis zu Grunde ge- 
legt wurde. Darum iſt es für dad Verſtändniß der Garolina au 
wichtig, Die gleichzeitigen und etwas fpäteren Practiker gu berüdjich- 
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$. 7. 
Die neuen Strafgefegbüder. 


Die Nothwendigkeit und Bedeutung der neuen teutfchen 
Strafgeſetzgebungen ift fehon befprochen worden !). Bis jetst 
find in folgenden Staaten neue Gefegbücher erfchienen, durch 
welche die fubfidiare Gültigkeit des ua gemeinen Rech- 
te8 aufgehoben worden ift. 


tigen, da in ihnen ebenfalls die damalige Auffaffung und Anmendung 
des römiſchen Rechtes, die in Der Carolina vorherrfht, enthalten ift. 
Die wichtigiten unter denfelben find Julius Clarus (+ 1575); re- 
ceptarum sententiarum liber quintus, und fein Beitgenoffe Ja co- 
bus Menochius, de arbitrariis judicam quaestionibus et causis, 
Tiberius Decianus (7 1581), tractatus criminalis, und Pro- 
sper Farinacius (f 1613), opera omnia eriminalia. Bergl. 
über Die, italiänifhen Practiter auch Biener, Beiträge zur Gefchichte 
des Ingquifitionsprocefies, ©. 93 ff. inige derfelben, fowie viele An- 
dere hier nicht genannte findet man in der Sammlung von Franc. 
Modius, rerum criminalium praxes et tractatus omnium nobi- 
lium Jureconsultorum, Francof. 1587. Neben den Staliänern find 
auch die älteften teutfchen Bearbeitungen des römifchen Nechtes zu ver- 
| gleichen, namentlih Niederer, Spiegel der wahren Rhetorik aus M. 
Tullio Cicerone und Anderen geteutfcht, 1493, Sebaftian Brand, 
richterlicher Klagfpiegel, 1479, und Ulrich Tengler, Laienfpiegel 
von rechtmäßiger Ordnung in bürgerlichen und peinlichen Negimentern, 
1509. Meber den tractatus criminalis von Jacob Salwechter, 
auf den Birnbaum, im R. A. des ER. XII. ©. 390 ff., großes 
Gewicht Iegt, "vergl, Wächter im Arhiv des ER. 1834, ©. 82 ff. 
Dagegen wieder Birnbaum im U. des ER. Ueber die teutfche cri- 
minaliftifche Litteratur des 16. Jahrhunderts vergl. Wächter im N. 
A. des ER. 1836, ©. 115 ff. 

1) Der Napoleonifhe code des delits et des peines von 1810, 
der in den teutfchen Ländern des linken Rheinufers, fowie in einem gro» 
‚ben Theile des Großherzogthums Berg Gültigkeit hat, bleibt in dem 
Folgenden unberüdfichtigt, weil er nicht im Bufammenhange mit der ge- 
MERERWEENDEN Rechtsbildung fteht. 
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1) Im Königreich Preuffen, deilen allgemeines 
Landrecht von 1794 im zwanzigſten Titel des zweiten Theiles 
das Strafrecht enthält 2). Im Verlaufe der Zeit find eine 
Menge von Verprdnungen und Minifterialverfügungen Dazu 
gefommen, Durch welche das allgemeine Landrecht ergänzt, 
erläutert und abgeändert worden ift ?). Da in dem preuſſi⸗ 
ſchen Landrechte der erſte Verſuch einer vollſtändigen Straf— 
geſetzgebung gemacht iſt, bei welchem man ſich natürlich nicht 
über die ſtrafrechtlichen Anſichten der damaligen Zeit erheben 
konnte, ſo darf man ſich nicht wundern, daß man ſchon ſeit 
längerer Zeit die Nothwendigkeit einer neuen Strafgeſetzge— 
bung erkannt hat. Bereits ſind mehrere Entwürfe zu einem 
neuen Strafgeſetzbuche erſchienen, und es ſteht von der näch— 
ſten Zukunft zu erwarten, daß der letzte Entwurf von 1840 
mit Geſetzeskraft verſehen werden wird 9). 

2) In den kaiſerlich öſtreichiſchen teutſchen 
Erbſtaaten, wo im Jahre 1803 ein Geſetzbuch über Ver— 
brechen und ſchwere Polizeiübertretungen befannt gemacht 
wurde ‚und vom 1. Januar 1804 an gefegliche Kraft er- 


2) Allgemeines Landrecht für die preuſſiſchen Staaten, Berlin 1794, 
4 Bande; neueite Ausgabe 1835. | 

3) v. Strombed, Ergänzungen des preufitfchen Strafrechts, 
5. Ausgabe, 1835. Handbuch des preuffiichen Strafrechts, oder Br 
fammenitellung des 20. Titels des 2. Theild des allgemeinen Landrechts, 
mit den Gefegen, Berordnungen und Neferipten, welche denſelben er— 
gänzen, abändern. oder erläutern, herausgegeben von einem. practifchen 
Juriſten (F. 3. Hafemann), 1830. Mannkopf, das preufiifche 
Griminalrecht , 1838. 

4) Die Revifion der Gefeggebung, die ſchon 1826 begonnen hatte, 
brachte 1830 einen Entwurf hervor, dem 1833 ‚ein revidirter und 1836 
ein neuer revidirter Entwurf folgte. Der legte revidirte Entwurf 
von 1840 iſt nach öffentlichen Nachrichten bereits am 9. Mai 1840 
vom Juftizminifterium für Die Gefeßgebung dem Könige vorgelegt 
worden. 
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hielt 5). - Daf man bei diefem Gefetbuche, das fich vor dem 
preuſſiſchen durch Einfachheit, Kürze und Ausſcheidung fol 
her Beftimmungen auszeichnet,’ die zwerfmäßiger der Wiflfen« 
ſchaft überlaſſen bleiben ®), in der Gefeggebungsfunft bedeu⸗ 
tende Fortfchritte gemacht hat, bezeugt am Beiten der Um⸗ 
fand, daß fich verhältnipmäßig weit weniger Erläuterungen 
und Abänderungen bei demfelben nothwendig gemacht haben ?). 
Indeſſen ift die Eaiferliche Hofeommifjton in Zuftizgefeßfachen 
bereits feit längerer Beit :mit der Bearbeitung eines Ents 
wurfes zu einem neuen Geſetzbuche befchäftigt $), da bas in 
bem jetigen Gefeßbuch angenommene, Hauptfächlic; von dem 
Abjchredungsprincip eingegebene Strafſyſtem ber ha 
ficht der Gegenwart nicht mehr genügen Eann. 

3) Im Königreich Bayern wurde im Jahre 1813 
ein neues Strafgefegbuch erlaffen ?). Der Berfafler deſſel⸗ 
ben, Feuerbach, konnte dieſem Geſetzbuch alle die Bor: 
- züge verleihen, die fein Lehrbuch auszeichnen, Klarheit, Be- 
ſtimmtheit, logiſche Schärfe und Conſequenz. Aber auf der 
anderen Seite war Feuerbach zu wenig im Stande, bei 
Abfaſſung des Geſetzbuches fein Lehrbuch ſoweit zu vergeſſen, 


5) Geſetzbuch über Verbrechen und ſchwere Polizeiübertretungen; 
1. Theil über Verbrechen; 2. Theil über ſchwere — 
Wien 1803. | 

6) ©. oben ©. M. 

7) Bifini, Handbuch der Gefege und ee, die hinfiche 
lich des Geſetzbuches über Verbrechen vom 3. September 1803 bis zu 
Ende des Jahres 1831 erſchienen find, 1832. Vergl. auch das Notizen⸗ 
blatt zur Zeitſchrift für öſtreichiſche Rechtsgelehrſamkeit und politiſche 
Geſetzeskunde, herausgegeben vom Wagner, 1825 und folgende Jahr— 
gänge, 

8) Vergl. Mittermaier, die Strafgefepgebung in ihrer Fort 
bildung, ©. 32. 

9) Strafgeſetzbuch für das Königreich Bayern, Münden 1813. - 

Luden Strafrecht. 1. 9 
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um aus jenem Alles herauszulafien, was nur in dieſes ge— 
hörte 2%). Auch führte das Abſchreckungsprincip, von dem 
er fich Leiten ließ, zu manden Härten, mit welchen das 
natürliche Rechtsgefühl nicht übereinftimmen kann. Einzelne 
Gapitel des Strafgefegbuches mußten bald nach) feiner Ent» 
ftehung abgeändert werden 11), und fchon im Jahre 1822 
und fpäter zu wiederholten Malen 7?) wurden auf Berans 
lafjung der Regierung Entwürfe zu einem neuen Strafgefeß- 
buch ausgearbeitet, ohne Daß es bis jetzt zu einem Refultate 
gekommen wäre. 

4) Im Großherzogthume Dibenburg ift — 
Patent vom 10. September 1814 das Bayeriſche Strafgeſetz⸗ 
buch eingeführt worden 13), jedoch nicht ohne mannichfache 
Abänderungen und Verbeflerungen 7%). Auch find nach der 
Einführung mehrere wichtige Abweichungen von dem Bayeri» 
ſchen Gefegbuche nöthig befunden worden 1°). Ä 

5) Im Königreih Sachſen wurde am 30. März 
1838 ein neues  Strafgefetsbuch- erlaffen 10), nachdem man 


10) 3. B. die Aufftelung algemeiner Säge, wie fie in den allge- 
meinen Theil der Lehr- und Hand- Bücher gehören, die Glaffification der 
einzelnen Verbrechen nach gewiſſen in der Damaligen Doctrin hergebrach- 
ten Gefichtöpaneten, viele rein theoretifche Definitionen und Diftinctionen, 
vgl. Mittermaier, die Strafgefeßgebung in ihrer Fortbildung, S. 18 ff. 

11) Vergl. über das Gefeg wider den Diebitahl vom 25. März 1816, 
Gönner, im N. A. des ER. VIL. ©. 1 ff. 

12) Im Sahre 1827 und 1831, vergl. Die Litteratur über dieſe 
Entwürfe bei Kappler, Handbuch der Litteratur des ER. $. 52. 

13) Unter dem Titel: Strafgefege für Die herzogli oldenburgifchen 
Rande. Didenburg 1814. 

14) Eine Bufammenftellung derfelben bei Mittermaier, im N. 
A. des ER. IV. ©, 162 ff. 

15) S. Mittermaier, die Strafgefebgebung in ihrer Fortbil- 
dung, ©. 25. 

16) Griminalgefegbuch für das Königreih Sachſen, Dresden 1838, 


4 


Y 
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fchon feit dem Zahre 1810 mit Entwürfen Dazu umgegangen 
war 17), Dem Sächitfchen Gefeßbuhe mußten Theils Die 
Erfahrungen zu Gute kommen, die man feit der Bayerifchen 
Gefeggebung in dieſer Kunſt gemacht hatte, Theil die beſ— 
feren Anfichten, die jeitdem von der Willenfchaft des Straf: 
rechtes aufgeftellt worden waren. . Im Allgemeinen war der 
Sehler, der dem Bayeriſchen Gefeßbuche zum Vorwurfe ge- 
macht werden Fann, Daß es zu compendienartig abgefaßt 
war, glücklich vermieden. indem nur wenige rein. dDortrinelle 
Beitimmungen aufgenommen und die einzelnen Verbrechen 
nicht nad einem fohulgemäßen Syfteme, fondern nad) einer 
zweckmäßigen Reihenfolge aufgeführt wurden. Bon dem Ab- 
fohreefungsprineipe hatte man fi) zwar noch nicht gänzlich 
loszufagen vermocht, aber demfelben doch bei Weiten nicht . 
den Einfluß zugeitanden, den es in. den früheren Gefeßge- 
bungen erhalten hatte 13). Da über manche Artikel des Ge— 
febuches in der Praris bereits Zweifel und verfchiedene Aus« 
legungen vorgefommen find, hat ſich die Regierung veranlaßt 
‚gefunden, die wichtigiten berfelben duch ein am 16. Juni 
1840 publicirtes Geſetz zu entfcheiden. 

6) Im Königreih Würtemberg iſt am 1. März 
1839 ein neues Strafgefebuch erfihienen. Schon feit dem 
Jahre 1808 war in Würtemberg an Entwürfen zu einem 
neuen Strafgefeßbuche gearbeitet worden, bis der im Jahre 
1835 erjchienene Entwurf die Grundlage zu dem jet gelten- 
ben Geſetzbuche wurde 19). : Wenn auch dafielbe an Kürze, 
17) Weber die Entwürfe von Tittmann 1810, von Erhard 


1816 und von Stübel 1824 vergl, en Handbuch der LKitte- 
ratur des ER. $. 59. 
18) Ueber den Charakter des Sächſiſchen Geſetzbuches vergl. Mit— 
termaier, die Strafgefeßgebung in ihrer Fortbildung, ©. 32 ff. 
19) Bergl. darüber Kappler, — der. Litteratur des C. R. 
$. 61. 
9 * 
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Einfachheit und Ausſcheidung des bloß Dortrinären dem 


+ 


Sächſiſchen nachfteht, fo ift e8 doch ebenfalls aus dem Stand: 
punete der heutigen Strafrechtswiflenfchaft hervorgegangen, 
und in feinem Strafiyftem im Allgemeinen ber heutigen 
Nechtsanſicht entfprechend 2°). 

7) Am Großherzogthbume Weimar wurde Durcd) 
Patent vom 5. April 1839 ein neues Gefegbuch mit Ges 
feßesfraft vom 1. Auguft an eingeführt 21), welches im 
Wefentlichen das Föniglich ſächſiſche Strafgefegbuch war, nur 
mit einigen Mbänderungen, welche hauptſächlich Durch bie 
Verſchiedenheit der Werhältniffe geboten fehienen 22). 

8) Im Herzogthume Braunfhweig ift mit dem 
4. Detober 1840 .ein neues Griminalgefegbuch in Kraft ges 
treten, das fich vor den übrigen durch Einfachheit und Kürze 
auszeichnet, und auch in anderen Beziehungen als ein Fort 
fchritt anerfannt werden muß 23). i 





20) Ueber den Charakter dieſes re vergl. Mittermeier 
a. a. O. ©. 47. 

21) Strafgeſetzbuch für das Großherzogthum Sachſen-Weimar- 
Eiſenach, Eiſenach 1839. Mitunter, z. B. bei Abegg, Lehrbuch $. 30, 


und bei Marezoll, Lehrbuch ©. 34, findet man die Behauptung, 


daß im Meimarifchen früher Das Bayerifche Geſetzbuch gegolten habe, 
Das ift aber nicht der Fall gewefen, indem nur im Jahre 1818 den 
Etänden die Propofition gemacht wurde, das Bayerifche Geſetzbuch nach 
einer vorzunehmenden Bearbeitung im Großherzogthume einzuführen. 
Da die zu dieſer Bearbeitung eingefegte Commifflon bis zum Jahre 1823 
nur mit dem allgemeinen Theile zu Stande gekommen war, fo konnte 
von dem damaligen Landtage über die Annahme nicht berathen und be- 
fchloffen werden, 

22) Bufammengeftellt bei Groß, — zu dem Geſetz: 
Erläuterungen zu einigen Artikeln des Criminalgeſetzbuches, 1840, 
©. 65 ff. j 

23) Griminalgejegbuch für das Herzogthum Braunfchweig, Braun- 
fhweig 1840, Wergl. Darüber Mittermaier a. a. ©. $.7. 
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9) Im Königreih Hannover hat ein neues Straf» 
gefegbuch am 1. November 1840 ‚Gefegesfraft erhalten, wel- 
ches am Meiften von den Gefesbüchern der neueren Beit dem 
Abſchreckungs⸗ und Warnungs- Principe huldigt 2%). 

10) Im Herzogthume Sahfen- Altenburg if 
am 3. Mai 1841 ein neues Strafgefegbuc mit Geſetzeskraft 
vom 4. Detober an erlaffen worden. Daſſelbe ift im Wer 
fentlichen. dos. königlich ſächſiſche Gefetsbuch, obgleich mit- bes 
deutend mehr Abweichungen. von demfelben, als man im 
Großherzogthume Weimar nöthig befunden hat ?>5). 

11) Im Großhergogthume Heffen iſt mit dem 
4. April 1842. ein neues Strafgeſetzbuch gültig geworben, 
welches zwar mitunter eine. etwas zu doctrinäre Faſſung hat, 
aber in feinen Strafbeftimmungen den Einfluß der Willens 
fhaft und geläuterter Rechtsanſicht nicht verfennen läßt 20), 


; $. 8. 
Gewohnheitäreht. Im Befonderen Herihisgehrand, 
E3 it ſchon angegeben worden, in welchem Umfang im 
gemeinen Strafrecht ein Gerichtsgebrauch herrſcht, der im 
Widerſpruche mit dem gefchriebenen Rechte fteht !). Der 
Gerichtsgebrauch ift. eine Form des Gewohnheitsrechtes und 


24) Allgemeines Criminalgeſetzbuch für Das Königreich Hannover, 
Hannover 1840. Bergl. darüber Mittermaier a.a. D. $.8. — 
Yeber die früheren hannöverfchen Entwürfe vergl. Kappler, nern 
der Litteratur des E.R. $. 55. 

25) Bufammengeftellt find dieſe Apweihungen von Schüler in den 
neuen Jahrbüchern für jähjlihes Strafreht von Wagdorf u. Sieb. 
drat, 1. Band, 2. Heft, ©. 66 ff. 

26) Strafgejfegbud für das Großherzogthum Heffen, Darmftadt 
1841, Ueber den Entwurf: und die Schickſale deffelben bei den Stände 
verhandlungen vergl. Mitter ma ier a. a. O. 8:9, 

1) ©. oben ©, 104, 
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beiteht in der Gleichförmigkeit vichterlicher Urtheile hinficht- 
lich eines Rechtsſatzes, der nicht aus dem gefchriebenen Rechte 
hergeleitet. werden Famı ?). Daher entfteht die Frage, ob 
und wieweit das Gewohnheitsrecht als zuläfiige Diuclle des 
Strafrechtes anerkannt werden könne. | 

1) Es liegt in der Natur der Sache, daß im Straf« 
rechte das Gewohnheitsrecht nur in der Form des Gerichts- 
gebrauches ericheinen Eann. Denn jeder ftrafrechtliche Eat 
Fann nur die Frage betreffen, ob und in welchem Maß eine 
Handlung beftraft werden fol, und:die Beitrafung kann nicht 
von den Einzelnen, fondern nur vom Staate durch die Ver— 
mittelung der richterlichen: Urtheile ausgehen. Daß daher 
ein ftrafrechtlicher Sat gewohnheitsrcchtlich gelte, kann ſich 
nicht aus den Handlungen der Einzelnen, fondern nur Daraus 
ergeben, daß er in. richterlichen. Urtheilen gleichfürmig zur 
Anwendung gebraht wird. Dabei Darf aber der Gerichts 
gebrauch nicht als eine befondere Art, oder als die Duelle, 
oder der Gültigkeitsgrund Des Gewohnheitsrechtes, fondern 
nur als der Beweis für das Vorhandenfein deſſelben ange— 
fehen werden ?). Das Gewohnheitsrecht, welches Durch den 


2) Bergl. v. Saviguy, Eyitem des heutigen römischen Rechts, 
1. Band, 1840, €. 97. 

3) Häufig, 3. B. bei Grolman, Lehrbuch $. 128, und bei 
Wächter, Lehrbuch $. 12, findet man die Behauptung, daß Gewohn- 
heitsrecht im eigentlichen oder engeren Sinne im Strafrechte nicht vor- 
kommen Fönne, fondern nur Gerichtsgebrauch möglich fei. In der Negel 
liegt der Unterfcheidung zwifchen Gewohnheitsrecht im eigentlichen Sinne 
und zwifchen Gerichtsgebrauc die falfche Anficht zu Grunde, daß jenes 
durch gleichförmige Handlungen der Ginzelnen, dieſes Durch gleichförmige 
Handlungen der Gerichte entftehe.. Das Gewohnheitsrecht entiteht aber 
nicht durch gleichformige Handlüngen, fondern diefe find nur der Be— 
weis, Daß e3 vorhanden ift. Weder die Einzelnen noch die Gerichte 
können einen Rechtsſatz Durch gleichförmiges Handeln erzeugen, weil, 
Diefes für Dritte Perfonen nicht zur verbindenden Norm werden Fann. 
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Gerichtsgebrauch ausgefprochen wird, hat vielmehr durchaus 
die Natur des Gemwohnheitsrechtes im Allgemeinen, deſſen 
Duelle nnd. Gültigkeitsgeund nur in ber durch. feine allge⸗ 
meine Befolgung dargelegten Rechtsüberzeugung liegt, baß 
e8 befolgt werden müſſe *). | 

2) Das Gewohnheitsrecht iſt ebenfo gut Duelle bes 
Strafrechtes als das gefchriebene Recht, da ein ftrafrechtli- 
her Rechtsſatz auch außerhalb. eines ausdrüdlichen Gefetes in 
der allgemeinen Wechtsüberzeugung beitehen und, weil er. in. 
derjelben befteht, zur Anwendung gebraht werden Fann-°): 
Nach dem natürlichen Entwicelungsgange ber Staatsbildung 
beruht das Recht eines Volkes urfprünglich fait nur auf Ge- 
wohnheiten, und auch das teutfche Strafrecht beftand eher 
aus Gewohnheitsrecht, ald aus ausdrüdlichen Strafgejegen. 
Da die heutigen Staaten über dieſen Zuſtand längſt hinaus 
find und gefchriebenes Recht Haben, fo kann für das heutige 
Recht nur die Frage entftehen, ob neben dem gefchriebenen 
Rechte und gegen daifelbe noch Gewohnheitsrecht als Quelle 
bes Strafrechtes vorkommen fünne. Für dag gemeine Straf: 
recht iſt Diefe Frage thatfächlich entfchieden, da ein. großer 
Menn ſich aber aus der fortgefegten und gleihförmigen Befolgung eines 
Rechtsſatzes ergiebt, daß derfelbe wirklich Gültigkeit hat, fo liegt darin 
der Grund, Daß er auch ferner angewendet werden muß. Infofern dag 
Gewohnheitsreht in der Beit vorhanden ift, muß auch die Entitchung 
deffelben in irgend eine Zeit fallen. Aber die Frage nach feiner Ent- 
ftehung kann bei der Frage nach feiner Gültigkeit gar nicht in Betracht 
fommen, Da das Gewohnheitsrcht erſt durch feine Befolgung erkennbar 
‚wird, und erſt aus feiner Gültigkeit gejchloffen werden kann, Daß es 
sentitanden fein müſſe. Vergl. Puchta, das Gewohnheitsrerht, 1. Band, 
1838, ©. 180 F. 2. Band, 1837, ©. 5. ff. und ©. 254 ff. 

4) Daß der Gültigfeitäögrumd des Gewohnheitörechtes weder in einer 
vorausgefegten Genehmigung wi Gefepgeberd, noch in einer Autonomie 
des Volkes liege, vergl. Pudrha a. a. D. 2. u, S. 11 f. 

5) Bergl. Pudhfaa.m O. 2. Band, ..242 und 257, 
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heil deffelben nur auf Gewohnheitsrecht beruht. Diefe Be- 
deutung. des Gewohnheitsrechtes ift aber nicht bloß eine That= 
fache, fondern eine rechtliche Nothwendigkeit, die fich immer 
geltend machen muß, wenn Das gefchriebene Recht der all- 
gemeinen Rechtsüberzeugung nicht. genügt: oder derfelben wi- 
berftreitet )). Denn der legte Grund, aus welchem über- 





6) Feuerbach, Lehrbuch $. 5 in ber Rote behauptet, der Ge- 
richtsgebrauch Fönne wohl mit der Nothwendigkeit entichuldigt, aber 
nimmermehr aus Gründen des Rechtes in der Theorie gerechtfertigt und 
ald Duelle verpflichtender Rechtänormen betrachtet werden, Er fei nur 
anzuerkennen, wie man auch Staatsrevolutionen anerfenne, als Ihat- 
fache und nicht als Recht. Diefe Behauptung ift ohne Zweifel hervor- 
gegangen aus der unrichtigen Auffaffung des Gewohnheitsrechtes, daß 
> 08 dur Die von den Gefehen abweichenden Urtheile zur Entftehung 
komme. Darnac würde das Gewohnheitsrecht in feiner Entitehung im⸗ 
mer Unrecht fein und mithin niemals ald Recht beitehen fönnen, Aber 
die Gerichte machen nicht den von dem Gejeße abweichenden Rechtsſatz, 
- fondern fie wenden denfelben an, weil er in der allgemeinen Nechtsüber« 
zeugung begründet it. — Aus ähnlihem Grunde behauptet v. Preus 
ſchen, die Gerechtigfeitätheorie, 2. Theil, S. 11, daß der Gerichtäges 
brauch; nur in Anſehung der Auslegung der Etrafgefege, aber nicht als 
felbitftändige Duelle des Etrafrechtes vorfommen könne. Der auf Aus- 
legung der Gefege fich beziehende Gerichtögebraudy ift aber gar Fein Ges 
wohnheitsrecht, da eine unrichtige Auslegung, wenn auch norh fo viele 
Präjudicien für fie angeführt werden könnten, immer aufgegeben wer» 
den muß, fowie man die Unrichtigkeit erkannt hat. Bergl. Puchta 
a. 0.9. 2. Band, ©. UILf., und v. Savigny a. a. D. 1. Band, 
S. 95, % und S. 173. — Grolman, Lehrbuch $. 128, will dem 
Gerichtsgebrauche nur unter der Vorausfegung Gültigkeit einräumen, 
daß entweder die unvolllommene Gefeßgebung über die in der Rechts— 
fprehung angenommene Theſis gar Feine oder nur eine dunkele Beftim- 
mung enthalte, oder daß die gefegliche Beftimmung als ſtillſchweigend 
von dem Gefeggeber aufgehoben betrachtet werden könne. Allein da 
Grolman das Gewohnheitsreht aus der Autonomie der Privaten 
und im Beſonderen den Gerichtsgebrauch aus der Uebereinkunft der Ge- 
richtöbeifiger herleitet, müßte er confequenter Weiſe Gemwohnheitsrecht 
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haupt ein Wechtsfag Gültigkeit bat, liegt nur darin ‚daß er 
als vernünftig und nothwendig anerkannt worden ift, und 
e8 kann feinen, Unterfchied machen, ob dieſe Anerkennung 
ausgefprochen wird Durch eine Erflärung des mit ber geſetz⸗ 
gebenden Gewalt befleideten Organes, oder Durch -andere 
Handlungen, wenn nur in ihnen der Beweis Liegt für die 
allgemeine Rechtsüberzeugung, Daß ein Rechtsſatz befolgt wer⸗ 
den müſſe 7). Es bedarf zu. diefer Bedeutung ‚des Gewohn⸗ 
heitsrechtes Feiner befonderen gefeglichen Erklärung, in-wels 
her ihm dieſelbe eingeränmt wird. «Der; Gefeßgeber Fann 
zwar durch ein neues Geſetz einen gewohnheitsrechtlichen Sag 
in berfelben Weife aufheben als einen geſchriebenen Rechts— 
faß: aber es ijt darum die Gültigkeit des Gewohnheitsrech— 
te3 nicht von feiner Erklärung abhängig. Im jedem Gefete 
liegt die Willenserklärung des Gefeggebers, daß es befolgt 
werden foll, fo daß darnach ein dem Geſetze entgegenftehen- 
des Gewohnheitsrecht gar nicht vorfommen könnte: aber wie 
das Gefeß nur als fingirter Ausdruc der allgemeinen Rechts: 
überzeugung Gültigkeit hat, fo muß auch die Gültigkeit defs 


und Gerichtsgebraud im Strafrechte unbedingt verwerfen, Vgl. Puchta 
a. a. O. 2. Band, S. 24. _ Ä 
7) Der. Unterfchied zwiſchen Gefeg und Gewohnheitsrecht liegt nur 
darin, daß bei. dem eriteren der Gefeßgeber- ald Repräfentant der: all 
gemeinen. Rechtöüberzeugung fingirt wird, während dieſelbe durch Die 
Gewohnheit fih in Wirklichkeit zu erkennen giebt. L. 32. $. 1. D. de 
legibus I. 3: ;‚Inveterata consuetudo pro lege non immerito eu- 
stoditur, et höc est jus, quod dieitur moribus constitutum. : Nam 
cum ipsae leges nulla alia ex-causa nos teneant, ‚quam quod ju- 
dieio populi receptae sunt, merito et ea, quae sine. ullo scripto 
populus probavit, tenebunt omnes; nam quid interest, suffragio 
populus voluntatem suam declaret, an rebus ipsis et factis? 
‚Quare rectissime etiam illud receptum est, ut’ leges non solum 
suffragio legislateris sed .etiam tacito consensu omnium per con- 
suetudinem abrogentur.‘ 
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felben als aufgehoben betrachtet werden, wenn ſich aus fort- 
gefegter gleihförmiger Nichtbefolgung ergiebt, daß eine ans 
dere Rechtsüberzeugung ‚vorhanden if. In ber Garolina 
werben vorhandene gute Gewohnheiten ausdrücklich beſtä— 
tigt, "während die neueren Gefegbücher mit der Aufhebung 
der bisherigen Strafrechtsquellen auch das vorhandene Ge⸗ 
wohnheitsrecht für ungültig erklärt haben. In Beziehung 
auf new entſtehendes Gewohnheitsrecht iſt in der gemeinrecht⸗ 
lichen Geſetzgebung nicht minder als in den neuen Straf- 
gefegbüchern die Erklärung ausgefprochen, daß bie in bem« 
felben enthaltenen Geſetze gehalten und mithin Durch Fein ent« 
gegenftehendes Gewohnheitsrecht aufgehoben werden follen ®). 





8) Mittermaier- in ter Bufaßnote zu Feuerbach, Lehrbuch 
8,5, behauptet, der Gerichtsgebrauch fei zwar im gemeinen Strafrechte 
eine Rechtöquelle, aber nicht nach den neueren vollitändigen Gefeggebun« 
gen, nad welden mit-Aufhebung alles früheren in Dem Staate gelten» 
den Rechtes nur das durch den Gefeggeber beitimmte Die einzige Norm 
für den Richter fein Dürfe. In der Garolina werden zwar vorhandene 
gute Gewohnheiten mehrfach beitätigt, 3. B. in der am Schluſſe der 
Borrede ftehenden clausula salvatoria, und in Art. 107, während übele 
Gewohnheiten aufgehoben werden, 3. B. Art. 137 und 218; aber nir- 
gends wird in der Carolina anerkannt, daß ein neues Gewohnheitsrecht 
gegen die in ihr enthaltenen gejeglichen Beltimmungen auffommen folle. 
Daß in den neuen Geſetzbüchern das gefammte bisherige Net, ſowohl 
das Gewohnheitsrecht als das gejchriebene Recht aufgehoben worden ift, 
kann die zukünftige Gültigkeit derogatorifchen Gewohnheitsrechtes nicht 
ausſchließen, Da Die fogenannte clausula derogatoria, die ausdrüclich 
oder ſtillſchweigend in jedem neuen Gefeße enthalten ift, der Natur der 
Sache nad) nicht anf die Zukunft bezogen werden kann, felbft wenn fi 
das Geſetz eiteler Weife eine lex in perpetimm valitura nennen follte. 
Daß die neuen Geſetzbücher volftändig in dem angegebenen Sinne fein 
wollen, Tann ebenfalls Nichts ausmachen, da dieſe Volftandigkeit Die 
Möglichkeit zukünftiger Mbänderumgen der Darin enthaltenen Beſtimmun⸗ 
gen nicht ausſchließen kann. Bergl. Pucht a a. a. O. 2.3. S. 246 fi. 
— Für dad gemeine Strafrecht machen Abegg, Lehrbuch F. 15, und 
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Defienungeachtet find die gemeinrechtlichen Gefege Durch ent» 
gegenftehenden Gerichtsgebrauch vielfach aufgehoben worden, 
und es würde cin entfchiedenes Unrecht fein, wenn ein Rich— 
ter diefe Aufhebung Heutiges Tages unbeachtet laſſen wollte. 
Auch die neueren Gejeßbücher werben einem gleichen Schick— 
fale nicht entgehen Fönnen, wenn fie nicht mehr in Ueber— 
einjtimmung mit der herrfchenden Nechtsüberzeugung ftehen. 
Das Gewohnheitsrecht ift -immer. wegen feiner fchwierigeren 
Erfennbarfeit und. der. damit verbundenen Rechtöunficherheit 
die minder vollkommene Form, in welcher da8 Recht er: 


Heffter, Lehrbuch $. 14, die Beichränfung, daß Durch Gewohnheitd« 
recht Feine Strafe an Leben, Ehre, Leib oder Gliedern eingeführt wer- 
ken Löhne, Lie nicht in den kaiſerlichen Rechten anerkannt fei. Allein in 
dein Art, 104 der Garolina, auf welchen fie fih Dafür berufen, ift Den 
Richtern nur verboten, in anderen Fällen, ald in welchen bie Faiferlichen 
Rechte e3 geftatten, peinlihe Strafe zu erkennen. Ein zukünftiges Ges 
wohnheitärecht konnte aber durch Diefe Vorſchrift nicht betroffen werden, 
da kein Gefepgeber zum Voraus zukünftige Recht für ungültig erflis- 
ren kann. Vergl. Puchta a. a. O. 2.3. S. 250 f. — Gerftäder, 
im N. A. des ER. VI. ©. 488, behauptet, daß durch den Gerichts» 
gebraudy nur mildere, nicht härtere Strafen eingeführt werden könnten. 
Ein innerer Grund läßt ſich dafür nicht anführen, obſchon es für das 
gemeine Recht richtig und begreiflich. iſt, daß Das Gewohnheitsrecht 
bauptjächlich .eine mildernde Wirkung gehabt hat. Nur muß man mit 
der Möglichkeit, daß durch Gewohnheitsrecht härtere Strafen eingeführt 
werden fönnen, nicht die dem Richter niemals zuftehende Befugniß ver« 
wechſeln, härtere Strafen zu erkennen, ald das pofitive Strafrecht, 
zu welchem aber auch das Gewohnheitsrecht gehört, geftattet. . Beral. 
Puchta a. a. O. 2 Band, © 352. Auch fehlt ed im gemeinen 
Rechte nicht an einem Beifpiele von gewohnheitsrechtlicher Einführung 
einer härteren Etrafe, als die Gefeße vorfihreiben, indem die Strafe 
tes mehrfachen Erjages, welde die Carolina Art. 157 und 158 für 
den kleinen Diebitahl vorſchreibt, durch unbeſtreitbares Gewohnheits 
recht’ in Gefängnißſtraſe, die Doch ofenbar Härter, umgewandelt wor⸗ 
den iſt. 
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ſcheint )), und Die geſetzgebende Gewalt thut zuverläſſig 
gut, dem Gewohnheitsrechte die Form des ausdrücklichen 
Geſetzes zu verleihen: aber nie würde ihr gelingen, dem 

Gewohnheitsrechte die Eigenſchaft einer Rechtequene zu be⸗ 

— 


- 


. Drittes Gapitel,. 
Von der Wiſſenſchaft des teutfchen Strafrechtes. 

| 6. 9. 
Begriff und Bedeutung der — — ———— 

Strafrechtes. 
Die Wiſſenſchaft des teutſchen Strafrechtes in’ im Soße 
jeetiven Sinne. die Erfenntniß des in Teutſchland gültigen 
Strafrechtes, im objectiven Sinne der fyitematifche Inbegriff 
beffen, was den Inhalt diefer Erfenntnig ausmacht. Wie 
. alles Eriftirende einen Grund feiner Eriftenz hat, und wie 
die Weife, in welcher es eriftirt, aus dieſem Grunde her— 
vorgeht, ſo kann die Erkenntniß oder die Wiſſenſchaft einer 
Sache auch nur darin beſtehen, daß man ſich ihrer dermali— 
gen Exiſtenz nach ihrem Grunde bewußt iſt. Im fubjectiven 
Sinne iſt daher die Wiſſenſchaft des teutſchen Strafrechtes 
nicht ein bloßes gedächtnißmäßiges Innehaben der einzelnen 
ſtrafrechtlichen Begriffe und Grundſätze, ſondern das Begrei⸗ 
fen derſelben nach ihrem Grunde und nach dem Zuſammen⸗ 
hange, der aus dieſem Grunde hervorgeht. Ebenſo iſt dieſe 


9) Es iſt ſchon bemerkt worden (oben &. 110), daß. der gemein- 
rechtliche ‚Gerichtögebrand). nur negativ ein ſicherer ift, indem ‚Die ger 
feglich vorgefchriebenen Strafen der; Aut und Größe nach aufgehoben 


- find, nicht aber pofitiv hinfichtlih der Strafen, die an die Stelle der 


aufgehobenen ‚treten follen. Ueber die Aushülfe, welche in diefer Der 
jiehung die neuen Geſetzbücher gewähren, ſ. oben ©. 111. 
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Wiſſenſchaft im objeetiven Sinne nicht ein Anbegriff bloß zus 
fällig zufammengeworfener Begriffe und Grundfäge, ſondern 
ein Syſtem, in welchem das Eine durch das Andere bedingt 
iſt und organiſch mit ihm zuſammenhängt. Die Wiſſenſchaft 
kann in dem teutſchen Strafrechte, wie überhaupt in jedem 
poſitiven Strafrechte nur eine beſondere Erſcheinungsform des 
philoſophiſchen Strafrechtes erkennen, welche durch Geſchichte 
und Nationalität ihre beſondere Geſtaltung erhalten hat !). 
Indem fie auf der einen Ecite den leßten Grund des pofl« 
tiven Strafrechtes in der Idee der Gerechtigkeit findet, er 
geben fih ihr die oberften Grundfäge, die fo nothwendig in 
jedem pofitiven Etrafrecht enthalten find, daß es ‚ohne Die» 
felben gar nicht mehr Strafrecht fein würde ?). Indem fie 
auf der anderen Seite durch dieſe philoſophiſche Wbleitung 
des Pofitiven zu der Einficht gelangt, daß in der Wirklich 
keit Fein anderes Recht gelten kann als pofitives, ſucht fie 
das Pofitive nach den nationalen und gefchichtlichen Zuſtän- 
ben des Volkes, für welches es gilt, zu ergründen. Ohne 
die angegebene philofophifche Auffaffung Fann Das pofitive 
Recht nur als Product der Willführ und des Bufalles er» 
fcheinen; ohne die gefchichtliche Auffaſſung kann es nicht 
nad) feinem wahren Einn und Geift begriffen werden. Phi⸗ 
Iofophifche und gefchichtliche Auffaffung und Behandlung de3 
Rechtes find nicht Gegenfäge, die ciner Bereinigung oder 
Vermittelung bedürften: fie find vielmehr ungertrennlich ver— 
bunden und in biefer Ginheit die MWiffenfchaft des Straf: 


— — — 


1) S. oben S. 6. 

.2) E83 find dieſes die Sätze des allgemeinen Theiles, von welchen 
oben S. 98 und 99 geſagt worden iſt, der Geſetzgeber thue gut, gar 
keine Beſtimmungen darüber zu treffen, weil er gar nicht den Willen 
haben fönne, Diefelben anders aufzuſtellen, als fie von der m. 
aufgeſtellt werden. 





— — 
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rechtes 2). Ohne diefe Willenfchaft ift eine richtige. Anwen 
dung des Strafrechtes nicht möglich, und die Bedeutung ber 
Wiſſenſchaft befteht gerade darin, dieſe Anwendung möglich 
zu machen ?). 

3) Ueber die wiſſenſchaftliche Methode vergl. Abegg, Lehrbuch 
g. 31. 

4) In neuerer Beit wollen Viele, z. B. Heffter, Lehrbuch $. 14, 
und Abegg, Lehrbuch $. 16, die Wilfenichaft mit zu den Quellen des 
Strafrechtes rechnen. Das beruht aber auf emem Mißveritändniife. 
Das teutfche Strafrecht it der Gegenftand, den die Wiffenfchaft behan- 
delt, den ſie aus feinen Quellen berleitet. Folglich Fann die Wiſſen— 
fchaft nicht felbit zu dieſen Quellen gehören, fo lange fie Nichts An« 
deres fein fol als Miffenfchaft des pofltiven Rechtes. Die Wilfenfchaft 
fann Einfluß auf die Gefeßgebung haben, wenn fie bei Abfaffung der 
Geſetze zu Rathe gezogen wird; aber Die eigentliche Rechtsquelle ift 
alsdann das Gefeß, in weldhem die wiſſenſchaftliche Anſicht Aufnahme 
gefunden hat. Auch kann ein Satz, den die Wiſſenſchaft lehrt, Ger 
wohnheitsrecht fein, wenn der Gerichtögebraud, den Beweis liefert, daß 
er wirklich gültig ift: aber alsdann ift die Wilfenfchaft ebenfalls nicht 
die eigentlihe Duelle, aus welcher feine Nechtsgültigkeit Herfommt. 
Die communis Doctorum opinio, oder das wiſſenſchaftliche Necht, oder 
das Juriſtenrecht muß zwar in der Prarid eine große Autorität ger 
nießen, aber nur aus dem Grunde, weil der Practifer, wenn er nicht 
in der Rage ift, eine felbititändige Prüfung anzuftellen, in der’ Ueber⸗ 
einftimmung angefchener Rechtslehrer den Beweis für die Richtigkeit 
der aufgeitellten Anficht finden Bann. Bergl. Puhta, das Gewohn- 
heitsrecht, 1. Band, S. 166 und Savigny, Syſtem des heutigen rö- 
mifchen Rechts, $. 19 und 20. Ob aber eine juriftifche Anficht nad) 
dem pofitiven Rechte richtig ift, kann nur davon abhängen, ob fie von 


der Wiffenfhaft aus den Quellen beffelben hergeleitet werden kann. 


‚Der Gefeßgeber thut gut, mande Säge nicht felbit aufzuſtellen, fon 
dern die Aufitelung derſelben der Wilfenfchaft zu überlaffen (vergl. oben 
©. 98 f.): aber aud bier iſt die Wiffenfchaft nicht Rechtöquelle, weil 
fie den Rechtsſatz nicht erzeugt, fondern nur aus dem Geſetze ableitet. 
Heffter und Abegg berufen fih auf die Carolina, in welcher fo 
häufig auf den Rath der Rechtöverftändigen verwiefen werde, um der 
Wiſſenſchaft die Bedeutung einer Rechtsquelle zu vindieiren. Aber Die 


Wiffenfchaft des teutſchen Strafrechtes. | 143 


810. | 
Bon der Auslegung der Strafrehtögnellen. 


Das teutiche Strafrecht ift in feinen Quellen enthalten. 
Der wahre Inhalt diefer Quellen muß durch die Wiſſen⸗ 
Schaft zum Bewußtfein gebracht werben, um Anwendung fins 
ben zu Fönnen. Das hierzu nothwendige Verfahren ift bie 
Auslegung, die ein wiflenfchaftliches Gefchäft und die Grund« 
lage der Strafrechtswiffenfchaft ift ). Die Auslegung hat 
die Aufgabe, den in den Duellen enthaltenen Rechtsfag her⸗ 
auszubringen. - Bei dem Gemwohnheitsrecht liegt es in ber 
Natur der Sache, daß die Auslegung Feine Schwierigkeit 
haben kann, da der. in demjelben enthaltene Rechtsſatz fich 
aus der Anwendung, ohne welde er überhaupt nicht Ge» 


Meinung bei diefen Berweifungen kann nur dahin gehen, daß die Rechts, 
verftändigen ihren Rath nach ben Eaiferlihen Rechten und nach der 
Carolina ertheilen folen. Bergl. Carolina, Art. 105. . 
1) Eine foheinbare Ausnahme macht die fogenannte authentifche 
Interpretation, welche allerdings Feine wiſſenſchaftliche Auslegung ift. 
Aber Die authentifche Interpretation. tft eigentlich gar Feine Auslegung, 
fondern nur die deutlichere Faffung eines urfprünglich undeutlich gefoße 


ten Geſetzes. Daher kann die authentifche Interpretation felbit wieder - 
der Gegenſtand einer ‚wiffenfchaftlihen Auslegung werden. Die ſoge⸗ 


nannte Uſualauslegung tt immer wiſſenſchaftliche Auslegung, deren Gülr 
tigkeit von ihrer Richtigkeit abhängt, wenn von ihr behauptet wird, daß 
ein Gejeg diefen oder jenen Sinn habe. Bergl. oben $. 8, Rote 6, 
und v. Savigny, Syſtem des heutigen römiſchen Rechts, I. Band, 
S. 208 und 209. Es kann aber auch in Beziehung auf: ein Gefeg in 
der Art ein Gewohnheitäreht vorhanden fein, daß ohne Rüdficht auf 
den durch die wiffenfchaftliche Auslegung zu ermittelnden Sinn ein bes 
Kimmter Sinn deffelben angenommen werden muß. Gin ſolches Ges 
wohnheitöreht Fans zwar nur in der Form bes Gerichtögebrauches 
umb ber Ufunlauslegung erfcheinen: aber dieſelbe ift hier Feine Ausle⸗ 
gung, fondern die ufuelle Anwendung des gewohnheitsrechtlichen Rechts⸗ 
ſatzes. 


144 Erfter Abſchnitt. Drittes Capitel. 


wohnheitsrecht ſein würde, unmittelbar zu erkennen giebt ?). 
Die Auslegung der Strafgefege unterliegt denfelben Regeln, 
bie über die Auslegung der Gefege überhaupt “gelten ?). 
Jedes Strafgeſetz ftelt für gewiſſe Falle: einen Rechtsſatz 
auf, in welchem es die rechtlichen Folgen vorfchreibt, die in 
denselben eintreten follen. Die Auslegung hat Theils dieſe 
rechtlichen Folgen, Theils die Fälle: zu beitimmen, auf wels 
Hefte in Anwendung kommen follen. Es kommt dabei nur 
datauf an, in beiden Beziehungen die wahre Willensmeinung 
bes Gefetsgebers zu ergründen, und ber Auslegende muß alle 
Meittel anwenden, die Dazu führen können #). Er muß das 
Geſetz zunächſt grammatifch behandeln, da die gebrauchten 
Worte den eriten Anhaltepunct geben. müflen, die Willens 
meinung des Gefegebers zu finden 5); Daneben muß er das 
Geieh logiſch verarbeiten, um einen vollſtändigen, logiſch 


2) Vergl. v. Savigny a. aD. ©. 207, 
3) Berge. Wächter, Behpbae) $. 39, md Abegg, gehrbuch 
8 
Hu Berge. Mittermaier in Feuerbach's Lehrbuch 8.75, a. 
6) Hierzu dienen philologifche Kenntniffe. Für. das Verſtändniß 
der vömifchen NRechtöfprache iſt zu bemerfen: B. Brissonius, de 
verbörum,. quae ad jus civile pertinent, significatione, studio 
Heineccii et J. H. Boehmeri, 1743. Wunderlich addi- 
tamentorum ad Brissonii opus volumen 1778. Cramer supple- 
menti ad: Brissonii opus de verb. sign. specimen 1..1813. Dirk- - 
sen,. manuale latinitatis‘ fontium juris civilis Roman. 1837. — 
Für die Kenntniß ‚der lateiniſchen Sprache des Mittelalter: Carol: 
du Fresnc,. dominus da: Cange, glossarium ad scriptores me- 
diae atque infimae latinitatis, 1678. — Für die Kenntniß der. tents 
fhen Sprache des Mittelalters: Wachter, glossarium germanicum, 
1736, und Halthaus, glossarium‘germanicum medii aevi, 1758. 
Für die Spradie der. Garslinı: Walch, glossarium germanicum 
ioterpretationi Const. crim. Carol. inserviens,:1790,: Für Die Aus» 
legung der Carolina find and) die $. 6,Note 1 angeführten — 
Bearbeitungen derſelben von Wichtigkeit. 
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tichtigen Gedanken aus ihm herauszubringen, da das: Gegen- 
theil nicht: darin enthalten fein: kann ©). Um dieſen Ges - 
danken zu finden, muß er das Gefe nach dem 'gefchicht- 
lichen Bufammenhange betrachten, in welchem es zu bem 
bisherigen, denfelben  Gegenftand betreffenden Rechte ſteht, 
da der Geſetzgeber es mit Rückſicht auf Diefes Recht er= 
laffen haben muß r), Auch muß er, der Auslegende, bes 
fyfterhatifchen , inneren Bufammenhanges eingedenf fein, der 
alle Borfchriften eines pofitiven Strafrechtes untereinander 
verbindet, indem auch der Geſetzgeber ſich dieſes Zuſammen⸗ 
hanges bewußt geweſen ſein muß. Nicht immer hat der 
Geſetzgeber ſeine Ausdrücke ſo beſtimmt und richtig gewählt, 
daß ſchon die bloße grammatiſche Auslegung den Sinn er⸗ 


* 





6) Ueber das grammatiſche, logiſche, hiſtoriſche und ſyſtematiſche 
Element der Auslegung und ihr nothwendiges Zuſammenwirken * 
v. Savigny a. a. O. ©. 213 ff. 


7) Hierzu dient die Kenntniß der Geſchichte des Straftechtes 
Außer den Die geſammte römiſche und teutſche Rechtsgeſchichte umfaſ⸗ 
ſenden Werken ſind für das Strafrecht im Beſonderen zu bemerken: 
Abegg, de antiquissimo Romanorum jure criminali, 1823. Bes— 
serer, commentatio ‘de indole juris, criminalis Romanorum us- 
que ad imperatorum 'tempora, 1827. Henke, Grundriß einer Ge 
ſchichte des teutichen peinlihen Rechts, 1809. Tittmann, Gefhichte 
ber teutſchen Strafgefeße, 1832. Roßhirt, Gefchichte und Syſtem 
des teutſchen Strafrechts, 1838, . v. Woringen, Beiträge zur Ge— 
fhichte des teutſchen Strafrechts, 1836; und Wilda, ‚Gefchichte des 
teutſchen Strafrechtes, 1. Band, 1842. Bon den Quellen des frühes 
ven Strafrechtes find vorzüglich zu bemerken das vorjuftinianifche Recht, 
bie fogenannten leges barbarorum, der Sachſen⸗ und. Schwabenfpies 
gel. und die $. 6, Note 11 angeführten Strafgefeßgebungen. Für die 
Carolina find die $. 6, Note 12. angeführten. italiänifchen Practiker, 
und. für. die neuen Strafgefegbücher das gemeine — die Quelle, = 
vorzüglich berüdfichtigt werden muß. 

Luden Strafrecht: "1. k 10 
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gäbe, von welchem nach dem logiſchen, geſchichtlichen und 
ſyſtematiſchen Geſichtspunete angenommen. werden muß, daß 
er ihn habe ausdrüden wollen 5). Alsdann — die Aus⸗ 





9 Daß die Auslegung eines Geſetzes lediglich aus den Worten 
deſſelben genommen werden müſſe und daß nur dieſe über den wahren 
Sinn des Geſetzgebers Auskunft und Entſcheidung geben dürfen, wie 
Schaffrath, Theorie der Auslegung conſtitutioneller Geſetze nach 
eonſtitutionellem Staats⸗ und gemeinem teutſchen Necht, 1842, behaup⸗ 
tet, iſt ein entſchieden unrichtiger Satz, Da das Wort bes Geſetzes nur 
aus dem Grunde verbindliche Kraft hat, weil es ‚den Willen des Ger 
ſetzgebers ausdrückt, und alſo nur ſoweit gelten kann, als das wirklich 
der Fall iſt. Der Wille des Geſetzgebers muß freilich durch das Wort 


ausgeſprochen ſein, um als Geſetz gelten zu können. Darum ann zwar 


nicht für den Willen des Gefchgebers gelten, was gat nicht aus den 
gebrauchten Morten entıiommen werden Fann: aber die Morte müſſen 
in bem Sinn ausgelegt werden, Der fich nad) den angegebenen Ges 
fihtspuncten als der Einn des Geſetzgebers ergiebt. Für die Aus 
legung der in neuerer Beit entitandenen Gefeße find’ die mannichfachen 
Schriften und Verhandlungen von Wichtigkeit, die. nach den neueren 
Berfaffungen der Erlaſſung des Geſetzes vorherzugehen pflegen. „Hier 
ber gehören namentlich die Motive, mit welchen entweder die Regie 
rungen die Gefeßentwirfe den Kammern vorlegen, oder mit welden 
die Kammern. ihre. Beichlüffe erläutern. Wenn der motivirte Entwurf 
oder Beichluß von der Behörde, deren Buftimmung nöthig ift, um ihn 
sum Gefeße zu erheben, angenommen wird, ohne daß gegen die Moti— 
virung etwas erinnert worden wäre, fo Darf daraus. wohl gefchloffen 
werden, daß auch die Motive genehmigt worden feien, fo Daß Ddiefe, 
obgleich ſie nicht ſelbſt Gefeg find, Doch einen fiheren Anhaltepunct ge 
währen, Das aus ihnen hervorgegangene Gefeg zu erklären. Weniger 
wichtig find ‚die von ftändifchen Commiſſionen oder von einzelnen Stän« 
demitgliedern zur Begründung ihrer Anträge gegebenen Motive, wenn 
nicht aus der Weife, in welcher der Antrag angenommen wird, herr 
vorgeht, daß Die Annahme aus den gegebenen Motiven gefchehen fei. 
Die Erklärung der Regierung oder der Stände, einen Entwurf oder 
einen Beichluß nur unter der Bedingung zu geriehmigen, daß er in 
diefem oder jenem Einne verjtanden werde, giebt ebenfall3 eine be- 
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legung aus unbeftimmten, zweibeutigen Geſetzen ben Sinn 
herausfinden, den der Gefeßgeber gehabt hat ?), und wenn 
er ſich unrichtiger Ausdrücke bedient hat, nach welchen ſich 
das Geſetz auf mehr oder weniger Fälle zu beziehen ſcheint, 
als auf welche es der Geſetzgeber bezogen haben wollte, ent⸗ 
weder durch Reſtrietivauslegung oder Extenſivauslegung den 
wahren Sinn des en feſtſtellen 10). 


— — 


ſtimmte Auslegungsnorm, wenn von dem anderen Theile kein Wider⸗ 
ſpruch gegen dem bedungenen Sinn erhoben wird. Auch die Verwer⸗ 
fung eines Antrages kann für die Auslegung von Wichtigkeit fein, weil ö 
daraus gefchlojfen werden Fann, daß der vermworfene Antrag nicht an 
einer anderen Stelle des Gefeßbuches genehmigt fein werde. Vergl. 
über‘ Diefe Punete Mohl, über die Benutzung ſtändiſcher Verhandlun⸗ 
gen zur Auslegung von Geſetzen im A. des C.R. 1842, ©, 214 ff. und 
&; 340 ff., wo noch die zum’ Theil abweichenden Anſichten von Wäch⸗ 
ter und Mittermaier befprochen find. Nur Bann ich der Behanp- 
tung nicht beiftimmen, die Mohl a. a. O. ©. 350 aufitellt, daß Die 
von den verfchiedenen Fartoren Der Gefeßgebung angegommene Er— 
Flärung, einen Sag aus dem Grunde nit in das Gefeß aufzunch- 
men,‘ weil ſich derfelbe von felbit verjtehe, einer gefeglichen Anerfen- 
nung dieſes Satzes gleich zu achten fe. Denn da die Motive nur 
ein :Hülfsmittel der Auslegung und nicht ſelbſt Gefeg find, fo fehlt 
es bei einem hinmweggelaffenen Satz an einem Gefeße, zu deifen Aus⸗ 
fegung der Grund, da ſich der Satz von felbft verftehe, gebraucht wer⸗ 
den fönnte. 





9) Ueber die Auslegung von Gefegen, die wegen unbeftimmten . 
Ausdrudes mangelhaft find, vergl. Savignya. a. D. $. 36. Für 
das Etrafrecht befonderd wichtig ift Die allgemeine Interpretationd« 
regel, daß in dubio Die benignior interpretatio anzunehmen ift. 
L. 56. 168 pr. 192. $. 1: D. de R. J. L. 17. L. 42. D. de poenis. 
XLVIII. 19. 

10). Die Buläffigkeit der Ertenfivinterpretation im Strafrechte folgt 
aus dem unbejtreitbaren Satze, daß der wahre Einn bes Gefeges zur 
Anwendung kommen muß, und ift auch in unferer Beit Baum mehr be» 
ftritten. - 
10 * 
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$. 11, 
Bon der Analogie im Strafrechte. 


PR RL Die von — Extenſivauslegung weſentlich verſchie dene 
- Analogie. iſt die Entſcheidung eines Falles nach einem Ge⸗ 
ſetze, das nicht für denſelben gegeben war. Die Analogie 
iſt nothwendig, um die Lücken der Geſetzgebung auszufüllen, 
da jedes poſitive Recht vollſtändig ſein muß, und kein Fall 
unter dem Vorwande, daß daſſelbe keine Entſcheidung dafür 
biete, unentſchieden bleiben darf !). Die Analogie beruht 
auf einer Schlußfolgerung aus dem Grunde, aus welchem 
die gefetliche Gntfcheidung eines Falles hervorgegangen ift, 
indem, wenn der Grund dieſer Entfcheidung auf. einen im. 
Gefeß übergangenen Fall völlig paßt, für denfelben in Er— 
mangelung einer ausdrücklichen gefetlichen Entfeheidung die 
nämliche Entfcheidung angenommen werden muß. Es geht 
aber aus dem eigenen Wefen der Analogie hervor, daß die— 
felbe im Strafrechte durchaus unzuläffig ft. Denn es Fann 
bier eine folche Lücke, Die duch Analogie ausgefüllt werben 
müßte, gar nicht vorkommen. 

: Alle. Strafgefege können nur die Geiben tagen betref: 
fent ob’ eine Handlung überhaupt beftraft und in welchem 
Maße Diefelbe beftraft werden folle. Hinfichtlich der erften 
Frage Fann auch nicht ein Mal fcheinbar eine Lücke vor— 

kommen, da die Vollftändigkeit in Diefer Beziehung in der 

Natur der Strafgefeggebung liegt. Denn Die Strafgejeß- 
gebung kann nur. diejenigen Handlungen ausbrüdlich angeben, 
die ftrafbar fein follen, nicht auch Diejenigen, : Die ftraflos 
fein follen. Aus dem Verzeichniffe der für ftrafbar erklärten 
Handlungen ergiebt fich aber deutlich und vollftändig, welche 


1) Bergl. v. Savigny a. a. O. $. 42, 
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Handlungen ſtraflos ſein ſollen. Niemand wird es für eine 
Lücke in der Geſetzgebung halten, daß Handlungen, deren 
Strafloſigkeit ſchon das natürliche Gefühl eingiebt, nicht 
ausdrücklich für ſtraflos erklärt worden ſind. Ebenſo wenig 
kann aber eine Lücke angenommen werben, wenn Handlungen 
nicht mit Strafe bedroht find, Die aus allgemeinen Gründen | 
ftrafwürdig zu fein. ſcheinen. Selbſt wenn das Princip, aus 
welchem ber: Gefegeber eine andere Handlung für ftrafbar 
erklärt hat, die. Strafbarfeit der im Geſetze übergangenen: 
Handlung ergeben follte, würbe eine folche Lücke nicht an— 
genommen werden Fönnen, Da in jener Uebergehung immer 
die Erklärung des Gefeßgebers liegt, daß diefe Handlung 
nicht beitraft werden ſolle 2), Nur ijt mit ber Analogie, 





2) Die Eriminaliften find indeffen keinesweges einverftanden dar» 
über, daß Hinfihtlih der angegebenen Frage Feine Analogie Statt finde. 
Man pflegt zwifhen Gefehesanalogie und Rehtsanalogie zu 
unterſcheiden. Gefegesanalogie nennt man die Anwendung einer Strafe 
auf eine im Gefege nicht bedrohte Handlung, weil für die Beitrafung 
berfelben Die nämlichen Gründe fprechen, aus welden in einem beftimm« 
ten einzelnen Gefege ‚eine andere Handlung mit Strafe bedroht iſt. 
Unter Rechtdanalogie dagegen verfteht man die Anwendung der Strafe 
auf eine Handlung, für deren Beftrafung die Gründe nicht ein Mal 
aus einem beftimmten einzelnen Gefege, fondern nur aus dem fogenann- 
ten ganzen Geifte der Gefeßgebung hergehoft werden können. Vergl. 
Wächter, Lehrbuch $. 41; Mittermaier $. 75a. in Feuer« 
bady’s Lehrbuh. Die Dichrzahl der neueren Griminaliften iſt für Die 
Gefegesanalogie ,. z. B. Wächter a. a. D., Abegg, Lehrbuch $. 18, 
Heffter, Lehrbuh $. 3; Marezoll, Lehrbuch ©. 57. Eie beru- 
fen fi) dafür zum Theil auf die Carolina, vorzüglich. aber auf das 
sömifhe Recht. In der Garolina Art. 104 ift vorgefchrieben, daß in 
Saden oder derfelben gleihen, in welchen das Faiferlihe Recht 
Peine peinlihe Strafe fege, darwider auch von Richtern und Urtheilern 
keine folche erkannt werden ſolle. Diefe Vorſchrift bezieht fich ‚aber gar 
nicht auf Die Analogie und nicht ein Mal auf die‘ Ertenfivinterpretation, 
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nicht zu verwechſeln Die Extenſtvauslegung eines Strafge- 
fees, die daſſelbe nicht auf übergangene, fondern gerade auf 
die von dem Geſetzgeber gemeinten Fälle bezicht, und deß—⸗ 


und will Nichts Anderes jagen, als daß in Feinerlei Sachen Jemand 
gegen die Vorfchriften des römiſchen Rechtes mit peinliher Strafe be» 
legt werden fole. In L.3—6. 10. 12. 13. 27. 32. D. de legibus 1.3. 
wird nur anerkannt, daß die Analogie im Allgemeinen nothwendig fei, 
um. Lüden der Gejeggebung zu fuppliven. Aber Darans folgt RNichts 
für die Analogie im Strafrechte, weil die Nichtbedrohung einer Hand« 
lung gar nicht für eine Lüde der Gefeßgebung angefehen werden kann. 
Die Etellen, welhe Wähter a. a. D. Note 93, und Abegg a. a. O. 
Note 8 für die Geſetzesanalogie im Strafrechte anführen, handeln mei—⸗ 
ftend nur von Ertenfivinterpretation, indem ſie von Fällen fprechen, Die 
zwar nicht nad) den Worten, aber nad) der sententia eines Geſetzes 
nach demfelben beitraft werden müffen. Scheinbar für die Analogie’ find 
nur folhe Stellen, in welchen, wie in L. 7. $. 3. D. ad leg. Jul. 
majest. XLVIII. 4, im Gegenfaße von einer Beitrafung ex scriptura 
legis, von einer Beftrafung ad exemplum legis die Rede if. Aber 
mit Diefer Beitrafung ad exemplum legis ijt nicht eine von Dem 
Richter zu macende analoge Anwendung eines Strafgefeßes gemeint, 
fondern die von der gefeßgebenden Gewalt ausgehende Ausdehnung eines 
Strafgefeges auf Fälle, die urfprünglich nicht in demfelben enthalten 
waren, Eine folche Ausdehnung, Die duch Eenatusconfulte und Faifer« 
liche Referipte oft gemacht wird, z. B. L! 3. $. 2.3.4. D. ad leg. 
Corn. de siear. XLVIII. 8., L. I. D. de lege Corn. de falsis 
XLVIII. 10, geht allerdings davon aus, daß Grund zu ihr vorhanden 
fei, ‚wie am Ende jedes Gefeg feinen Grund haben muß: aber ald Act “ 
der gejeßgebenden Gewalt ift fie eben Feine Analogie. — In Anfehung 
der Rechtsanalogie find Die neueren Eriminaliften bedenklicher, dieſelbe 
zuzulaſſen; Heffter $. 22, Marezoll ©. 57, Note 2. Dafür 
aber ift Abegg $. 18. Die von ihm angeführten L. 1. 6. 1. D. si is 
qui testamento XLVII. 4. und L. 9. D. de extraordin. crimin. 
XLVH. 11. ſprechen aber gar nicht von Analogie, fondern geben nur 
bie Gründe an,-aus welchen eine gefegliche Beitimmung. getroffen iſt. 
Ebenjo wenig folgt etwas aus Art. 106 der Garolina, mo nur vor 


+ 


* 
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wegen "immer nothwendig iſt, wenn: derſelbe feine Willens» 
meinung zu enge ausgedrückt hatte, Auch it es Feine Ana» 
logie, fondern. nur Auslegung eines Gefees, wenn. man 


gefehrieben ift, Daß Nichter und Urtheiler in Fällen, die in der Ga- 
rolina übergangen, oder nicht deutlich genug entichieden feien,' ſich Rath 
erholen follen, wie der Garolina und dem römifchen Rechte am Ges 


“ mäßeften gehandelt: werde. Daß übrigens zwifchen Gefeßesanalogie. und 


Rechtsanalogie, nienn die erſtere wirklich etwas von der Extenſivausle⸗ 
gung Verſchiedenes fein ſoll, Fein, eigentlicher Unterſchied Statt findet, 
vergl. Eicher, die Lehre vom jtrafbaren Betruge, 1840, ©. 16, und, 
Mittermaier $. 75a. in Feuerbach's Lehrbuch. Viele verftehen, 


aber unter Gefegesanalogie in der That Nichts Anderes als Ertenfir« 


ausfegung, und Pönnen auch, wenn fie Diefelbe für zuläffig erflären und 
daneben die. Rechtsanalogie verwerfen, Nichts Anderes darunter vers 
ftehen, weil außerdem Gefegedanalogie und Rechtsanalogie zufammen- 
fallen, und beide entweder geftattet oder verworfen werden müßten, 
Das ift der Fall gewefen bei den Berhandlungen über das Föniglich, 
Sächſiſche Strafgeſetzbuch, nah deſſen Entwurf Art. 1 alle Handlun- 
gen beftraft werden follten, Die in den Beitimmungen des Geſetzbuchs 
entweder ausdrücklich oder nach deren unverkennbaren Geiſt 
und Sinn mit Strafe bedroht ſeien. Nach den Anträgen und Be— 
ſchlüſſen der Kammern wurde in dem Geſetzbuche ſelbſt der Artikel fo: 
gefaßt, daß nur Handlungen, die den Worten oder dem Sinne nad). 
bedroht feien, beftraft werden follten. Die Regierung trat diefer Faſ— 
fung mit der Erklärung bei, daß die Gefeßesanalogie nicht ausgefchlof- 
fen fein fole, womit ſich auch die Kammern einverftanden erklärten, 
Obgleich man nach Diefen Verhandlungen annehmen muß, daß in dem 
Sächſiſchen Gefegbuche Art. 1 die Gefeßesanalogie erlaubt fei, fo ift 
Doch, indem nicht nach dem Geifte, -fondern nur nach dem Einne des 
Geſetzes geftraft werden foll, nur Ertenfivauslegung darunter verftan 
den. Bergl. Mittermaier im U. des ER. 1838, ©. 4. In ah 
licher Weije ſollen nach dem Braunfchweigifchen Gejegbuche Art, 4 alle 
Handlungen ftrafbar fein, die entweder nad den Worten, oder nach 
dem Sinne, oder nah dem Grunde bes einzelnen Geſetzes als un« 
zweifelhaft darin enthalten anzufehen ſeien. Obgleich die Regierung 
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einen feiner Natur nach auf alle Verbrechen anwendbaren: 
Grundjag, der fich in der Gefeßgebung nur bei dem einen 
oder dem anderen Werbrechen angewendet findet, auch auf 
andere Verbrechen anwendet, fo lange nicht befondere gejet- 
liche Gründe vorhanden find, welche die Anwendung aus- 
fchließen. Denn es iſt Dabei nicht, wie bei der Analogie, 
die Rede von der Anwendung eines Gefeges auf Fälle, von 
welchen man weiß, daß fie von dem Gefegeber nicht ge= ' 
meint gewefen feien, fondern nur von der allgemeineren 
Anwendung eines Grundfages, die ihre Wechtfertigung darin 
findet, daß der Gefeßgeber in einem einzelnen Falle Anwen- 
dung davon gemacht hat ?). 

Hinfichtlich der anderen Frage, in weldem Maße eine 
Handlung ftrafbar fein folle, Fann ebenfalls Feine Lüde in 
der Gefetgebung - vorkommen, die durch Analogie ausgefüllt 
werden müßte. Wenn ein Mal der Gefetgeber beſtimmt 
hat, daß eine Handlung ftrafbar fein foll, muß er auch über 
die Größe der Strafe irgend eine Meinung gehabt haben. 
Es Fann fein, daß die Ausdrudsweife des Gefeßgebers ins, 
fofern mangelhaft ift, -ald das von ihm gewollte Strafmaß 
durch bloße grammatiſche Auslegung nicht gefunden werben. 
kann. Die Auslegung muß alsdann den logiſchen und ſy— 
een Geſi chtspunet zu Hülfe nehmen, um die wahre 





— — 


in den Motiven ausdrücklich erklärt, daß Damit nicht bloß die logi⸗ 
ſche Interpretation, ſondern auch die Geſetzesanalogie für zuläſſig er 
Eärt fei, fo kann doch damit nur Ertenfivauslegung gemeint fein, 
da dieſe Alles, was. unzweifelhaft im Gefege enthalten ift, aufauſu. 
chen hat. 

3) So iſt z. B. in der Carolina die größere Strafbarkeit des vor⸗ 
ſätzlichen als des nicht vorſätzlichen Verbrechens, und die gleiche Straf- 
barkeit der Complottanten nur bei dem cin der Toödtung ausge⸗ 
ſprochen. 


A 
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Willensmeinung bes. Geſetzgebers zu erkennen: aber dieſes 
Berfahren iſt ebenfalls Feine. Analogie, da e8 fi) Dabei 
nicht davon : handelt, eine Entjcheidung über einen unent⸗ 
fohieden gelaffenen Punct zu geben, fondern nur Davon, Die - 
Entfheidung, die der Gefeggeber wirklich im Sinne gehabt, 
beutliher und vollftändiger, als von ihm gefchehen, u 
ſprechen ?). 


$. 2. 

Bon den Hülfswiffenfhaften der Straftechta⸗ 

wiſſenſchaft. 

Von Hülfswiſſenſchaften der Strafrechtswiſſenſchaft kann 
in zweifachem Sinne die Rede ſein. Zuvörderſt kann man 
darunter die Wiſſenſchaften verſtehen, die zur Erlernung des 
Strafrechtes nothwendig ſind. Hierher gehören Theils das 
Naturrecht oder die Rechtsphiloſophie, Theils philologiſche 
und hiſtoriſche Kenntniſſe. Das Naturrecht iſt zwar keine 


Quelle des Strafrechts in dem Sinne, daß es in Ermange— 


lung poſitiver Normen zur Anwendung kommen könnte, da 
in einem gegebenen Staate kein anderes als poſitives Recht 
Gültigkeit Haben kann 1): aber es könnte gar Fein poſi— 
tives Strafrecht geben, wenn nicht die Rechtsphiloſophie das 
Recht zu ſtrafen zu begründen vermöchte. Auch find in jes 
bem pofitiven Strafrechte wegen feines Urfprungs aus ‘dem 
‚natürlichen Strafrechte gewiſſe Säte fo nothwendig enthals 
ten, daß e8 ohne Diefelben gar nicht mehr Strafrecht fein 
würde 2). Eine wiſſenſchaftliche Auffaſſung des pofltiven 


— — —— 

4) Mit Unrecht wird dieſes Verfahren ſehr häufig mit zur Ana-⸗ 
logie gerechnet, z. B. von Wächter, Lehrbuch $. 41, Rote: 94, 

1) S. oben S. 5 und b. 

2) ©. oben ©. 141, Note 2. 
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Strafrechts it Daher nicht möglich, ohne daß man die phi— 
lofophifche Begründung. -deffelben, die dem Naturrechte ans‘ 
gehört, erkannt hat 2). Philologiſche und gefchichtliche: 
Kenntniſſe find infofern Hülfswilfenfchaften des Strafrechtes, 
als ohne ſie eine a Auslegung der. —— — 
erreicht werden kann 2). 6 7.1897 

An einem anderen Sinne nennt man —— 
der Strafrechtswiſſenſchaft die Wiſſenſchaften und Kenntniſſe, 
die in einzelnen Fällen dem Nichter nothwendig ſind, um die 
Vorſchriften des Strafrechtes richtig in Anwendung bringen 
zu können 5). Die einzelnen Strafgeſetze, deren Inbegriff 
das Strafrecht bildet, beziehen ſich auf: beſtimmte Fälle 
menfchlicher Handlungen, indem fie bie -ftrafrechtlichen Fol— 


3) Dagegen ift die Criminalpolitit nicht eigentlich eine Hülfswiffen- 
ſchaft der Wiſſenſchaft eines poſitiven Strafrechtes, obgleich ſie häufig 
dafür ausgegeben wird. Die Criminalpolitik iſt eine Wiſſenſchaft de 
lege ferenda, und beſchäftigt ſich mit den Grundſätzen, nach welchen 
für einen gegebenen Staat aus Rückſicht auf ſeinen Culturzuſtand und 
feine geſammten Verhältniſſe Die Strafgeſetzgebung am Beſten einzu⸗ 
richten ſei. Die Strafrechtswiſſenſchaft iſt vielmehr umgekehrt eine 
Hülfswiſſenſchaft für die Criminalpolitik, die ohne dieſelbe gar keinen 
feſten Boden haben würde. (Die Litteratur über Criminalpolitik ſJ bei 
Kappler, Handbuch der Litteratur des C.R. F. 46.) Auch die Cri— 
minalpolizei, welche die Mittel aufſucht, Verbrechen zu verhüten und 
zu vermindern, iſt nicht Hülfswiſſenſchaft der Strafrechtswiſſenſchaft, 
ſondern der Criminalpolitik, und fällt in gewiſſer Hinſicht mit dieſer 
zuſammen. S Kappler a. a. O.) Ebenſo verhält es ſich mit der 
Griminalftatiftit, welche Die Nachweiſungen über den Stand der Ver— 
brechen und der Etrafrechtöpflege in gegebenen Staaten giebt. Woersl. 
Darüber -Knpplerva. m..0; 8393.) 


4) »Vergl. die F. 10, Note 5 und’ 7- cifirten Werke. 


5) Bergl. Henke, Handbuch, des REN. eher Theil, 
S. 156. 
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gen angeben, die in dieſen Fällen: eintreten ſollen. Die 
Beſtimmung Diefer Fälle -gehört zwar dem Strafrecht: an, 
und es ijt die Aufgabe der Strafrechtswiſſenſchaft, aus den 
Duellen deffelben die Eigenſchaften diefer Fälle zu erörtern 
aber es gehören oftmals andere, nicht ftrafrechtliche. Kennta, 
niſſe dazu, um zu entfcheiden, ob der einzelne vorgefommensi 
Fall der im, Strafrechte gemeinte sfei. Denn Die Eigen⸗ 
fchaften, wegen welcher. ein: Fall unter eine ſtrafrechtliche 
Vorſchrift gehört, ſind Shatfachen und factiſche Zuſtände, 
zu deren Erkenntniß im einzelnen Falle. Die Kenntniſſe nicht! 
ausreichen Fönnen, Die ‚der :Richter als Juriſt und Dann. 
von Bildung und gefundem. Verſtande Haben. muß. Gine ers 
ſchöpfende Angabe. der hierher gehörigen Kenntnifje iſt nicht: 
möglich, Da bei feinem Zweige menfchlichen Willens die Mögs: 
lichkeit ausgefchloffen ijt, daß duch ihn ein für das Straf: 
recht wichtiger factifcher Buftend aufgeklärt werden Fann ©). 
Für den Juriſten läßt ſich bloß das Princip aufitellen, daß 
er in allen Fällen, zu deren Aufklärung befondere _ Kennt: 
niſſe gehören, die einer befonderen Erlernung bedürfen, fich 
an fachverftändige Perfonen wenden muß, um duch. deren 
Gutachten die zur Entfcheidung nöthige Ueberzeugung zu cer= 
halten 7). - ar 


# 





nn — — 


6) So können z. B. theologiſche Kenntniſſe dazu gehören, um 
zu beurtheilen, ob eine Handlung einen Angriff auf die Religion. 
enthalte; medicinifche, ob durch ſie der Tod eines Menſchen ver« 
urjacht ſei; kaufmänniſche, ob eine Waarenfälihung verübt jei, 
u. f. w. | 

7) Darnach beantwortet fich die Frage, deren nähere Erörterung 
in den Griminalproceh gehört, ob dem Nichter eine Prüfung und Ber 
mwerfung des Gutachtens Der Sachverſtändigen zuftehe. Der Richter joll 
durch daffelbe eine Neberzeitgung erhalten, zu welcher er nur durch eine 
Prüfung der Gründe, auf welchen es beruht, gelangen kann. Darum- - 
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Vorzüglich Häufig find mebdicinifche -Kenntniffe zur Auf⸗ 
Härung ftrafrechtlicher Fälle nöthig, weßhalb auch die An- 
wendung ber Mediein auf die Rechtspflege zu einer bes 
fonderen Wiffenfchaft der gerichtlichen Medicin, medici- 
na forensis, ausgebildet worden ift ®). Die Medicin 
kann in zweifacher Hinfiht für die Beurtheilung ftrafrecht- 
licher Fälle nöthig werden, Theile weil. cd in einzelnen 
Fällen in Frage Fommen Tann, ob die Burechnungsfähig- 
keit eines Menſchen durch eine geiftige . Krankheit aufge 
hoben fei ?), Theils weil eine große. Anzahl von Werbres 
chen gegen Xeben und Gefundheit der Menfchen gerichtet ift, 
und nur nach medicinifchen. Grundfägen beurtheilt werden 
fann, ob. und wie weit eine folche Berlegung begangen - 
worden fei 10). 


muß er, wenn ihn diefe Gründe nicht befriedigen, weitere Gutachten 
von Sacverftändigen einholen. 

8) Don Lehr» und Hand» Büchern der gerichtlichen Medicin find 
vorzüglich zu bemerken: Henke, Lehrbuch der gerichtlihen Medi: 
ein, 1812, 8. Ausgabe 1835, und Mende, ausführlihes Handbuch 

- der gerihtlihen Medicin, 6 Theile, 1829— 1832. Die übrige Littes 
ratur f. bei Kappler, Handbuch der Kitteratur des Griminalvechts, 
©. 1165 ff. | | 

9) Der hierauf bezäglihe Theil der gerichtlichen Medicin ift die 
gerichtliche Pſychologie oder die Griminalpfychologie, die auch als bejon- 
dere Wiffenfchaft behandelt wird. Heinroth, Grundzüge der Eri- 
minalpfychologie, 1833. Friedreich, foitematifches Handbuch der ge - 
richtlihen Piychologie, 1835. Die übrige Litteratur bei Kappler 
a. a. O. $. 4. 

10) Hierher gehört auch die gerichtliche —— die vorzüglich bei 
Vergiftungen wichtig iſt. 
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$.- 13: 
Litteratur der teutſchen Strafrechtswiſſen— 
ſchaft. 


Die Litteratur des Strafrechts iſt ſo reich, daß eine 
nur einiger Maßen vollſtändige Ueberſicht derſelben ein ums 
fangreiches Werk ausfüllt. Dem längſt gefühlten Bedürf—- 
niſſe nach einem ſolchen Werke iſt erſt in neueſter Zeit 
auf. eine befriedigende Weiſe abgeholfen worden durch 
Kappler, Handbuch der Lirteratur des Griminalrechts und 
befien philofophifcher und medieinifcher Hülfswiffenfchaften, 
1838. In Diefem Werke, welches mehr als 1200 Sei» 
ten in Lerifonformat umfaßt, find nad) dem Syſteme 
des Feuerbach'ſchen Lehrbuches die feit dem Jahre 
1800 erfchienenen ftrafrechtlihen Bücher und Abhandlun⸗ 
gen mit ziemlicher Wollftändigkeit aufgeführt, während von 
ber älteren Litteratur eine zweckmäßige Auswahl getroffen 
iſt 1). | 

Hier können. von ſraftechtlichen Schriften nur die bes 
beutenderen ber auf das gefanmte Strafrecht ſich beziehen- 
den genannt werden, Die wichtigeren. Schriften, Die: nur 
einzelne Xehren des. Strafrechtes zum Gegenftande haben, 
müflen bei der Darftellung dieſer Lehren angeführt werben, 





1) Die früheren Werfe über Litteratur des Griminalrechtes, die 
Theils fehr unvollitändig, Theil unvollendet geblieben, und überdieß 
jegt zu veraltet find, als daß fie noch fonderlihen Nutzen gewäh- 
ven Eönnten, find von Gruber, Berfuch einer Bibliothek des teut« 
fhen, peinlihen und Lehn- Rechts, 1788; Blümner, Entwurf ei- 
ner Ritteratur des Criminalrechts in foftematifher Ordnung, 1794; 
Brunner, Handbuch der Litteratur der Criminalrechtswiſſenſchaft, 
18045 Böhmer, Handbuh der Litteratur des Griminalrechts, 
1816, * 
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Gine Ueberficht der hier zu nennenden Litteratur kann nad) 
folgenden Rubrifen gegeben werden. 


) Practifhe Werke, in’ melden das Strafrecht 
noch nicht zu einem Syſteme verarbeitet, fondern mehr nad) 
Anleitung der einzelnen Fülle, welche das Leben bietet, be= 
handelt wird. Hierher gehören die $. 6, Note 12 angeführ- 
ten italiäniſchen Practiker. Außerdem Jodocus Dam- 
höuder, Practica rerum criminalium, Antwerp: 1554, 
A:uedit. 1601. Benedict Carpzov, Practica nova 
imperialis Saxonica. rerum -criminalium, 1638; 13, edit. 
1758 2).,O1d enko pp, observationes. criminales practi- 
<a® congestäe et in quinque titulos speciätim: distribu- 
taeiecuim appendice exemplorum injuste.tortorum, 1654, 
3. 8diti:1689 9). J. S. F. Boehmer,; observationes 
selectati ad B. Carpzovii pradtienm novam. rerum'cri-, 
minalium, 1759 4). 7 

2 Commentare zu den Quellen. - Bu dem — 
miſchen Rechte: J. Harpprecht, tractatus crimina- 
lis, ‘plenam et perspicuam aliquot titulorum institutio- 
num explicationem complectens, 1609, ‘4. edit. 1615. 
Anton. Matthaeus commentarius ad L. XLVII et 
XLVIII. D. de criminibus cum suceineta juris- mu- 
nicipalis 'explicatione, 1644, 8. edit. cum notis Nani, 
1803. Ejusdem disputationes VII de eriminibus in 


2) Ueber Garpzov und das fait gefegliche Anſehen, das fein 
Werk lange Beit behauptete, vergl. Böhmer, Handbuch der Litteratur 
des C.R. S. 507. 
| 3) Das Werk ift hauptſächlich gegen Carpzov gerichtet, fowie 
duch von Oldenkopp noch tractatus duo contra B. Carpzovium 
herrühren, die hauptſäãchlich den Criminalproceß angehen. 

4) Ebenfalls gegen Carpzov. 
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Matthaeus, disputationes 1660. Zu dem canoniſchen 
Nechte: Emanuel-Gonzalez: Tellez, comimentä- 
ria. penpetua.. in singulos -texfüs ‚quinque librorum de- 
_ eretälium ‚Gregorii IX, 1699, zuletzt 1716. J. H. 
Böehmer,:jus: eeclesiasticum Protestantium , 1714 — 
1736, 5 Bände, von weldjieh ‚vorzüglich: die beiden: letzten 
hierher gehören... Zu der Carolina. find ſehr viele) Gommen- 
tare erſchienen, die aber. mit menigen. Ausnahmen. für un⸗ 
ſere Zeit bloß. von gefhichtlihem: Werthe find: Vig.e- 
Hus,, constitutiones. Carolinae eum jure‘ communi col- 
latae, 1583, .in fpäteren Ausgaben unter. dem: Ziteli! Con- 
stitütiones: Carolinae  judiciorum . 'publicorum;,): 1613; 
Gilhausen;;arbor. judiciaria criminalis, 1606,74. edit. 
1662; ‚Constitutiones ‚eriminales Caroli.V eum: jure 
communi collatae 1614 won; Petrus:Muscubus;.f. 
Böhmer a.a.Dd. ©.63); Zieritz, notae et.obgerya: 
tiones „nomico -politicae ad constitutionem criminalem, » 
1622, 3. edit. 1676; Stephanus, Caroli V constitu- 
tio publicorum; judiciorum :cum jure communi callata, 
1626, 6. edit. 1702; Bullaeus, in. Caroli V et S. R. J. 
criminales sanctiones,,annotationes, remissiones et ob- 
servationes practicae, 1631; ‚Manzius, commentarius 
in criminalem sanctionem ‚Carolinam rationalis, quate- 
nus de processu criminali .agitur, 1650; Blumbla; 
cher, commentarius in Kaifer Karl’8 V und des H. R. 
Reichs Halsgerichtsordnung, 1670, zulegt 1716;. Otto, 
corpus juris. criminalis.Caroli.V, oder Kaifer Karl’s V. 
peinliche Halsgerichtsordnung mit Griminalconfilien und Ana 
merfungen, 1685; Clasen, commentarius in O. O. O. 
cura et studio Minneri, 1684, 4. edit. 1718; Kirch- 
gessner, -tribunal 'nemesis juste vindicantis, 1706; 
Ludovici,.C.C.C. cum ordinatione ‚criminali ‚Bam- 


U 7° EEErſter Abſchnitt. Drittes Capitel. - 


bergensi et Brandenburgensi ‚ 1707, 2. edit. 1716; 
Frölich v. Frölichsburg;  Commentarius in. Kaiſer 


Caroli V und des H. R. Reichs Halsgerichtsordnung, 1709, 


mit. Dienlichen additamentis verfehen duch, Scopp, 1759; 
Beyer, delineatio juris criminalis secundum C; C. 1714, 
cum additionibus Mylii, 1727, zulegt 1745; Kress, 
commentatio succineta. in C.C.C. 1721, zulegt 1786; 
.. Meckbach, Anmerkungen über Kaifer Karl's V und bes 

H. R. Reichs Halsgerichtsorbnung, 1756; Scopp, Karls V 
und des H. R. Reichs peinliche Gerichtsordnung, 1758; J. 8. 
Fr. Boehmer, meditationes in C.C.C. Accessit ve- 
tus 'ordinatio Bambergensis, Brandenburgensis, Has- 
sica, 1770; Gerftlaher im eilften Bande feines Hand» 
buches der teutfchen Reichögefege, 1793. Die beiten ‚von 
Diefen' Sommentaren find 4 von Kreß und die beiden zu— 
legt genannten. - 

3) Ausführlichere ——— —— “ Renazzi, 
elementa jur. criminal. IV tom. 1773—8. Crema- 
ni, de jure criminali libri tres, III tom. 1791 — 93. 
Kleinfhrod, ſyſtematiſche Entwickelung der Grundbegriffe 
und Grundwahrheiten des peinlichen Rechts nad) der Natur 
der Sache und der pofitiven Gefetgebung, 3 Theile, 1794, 
3. Aufl. 1805. Quiſtorp, Grundfäße des teutfchen pein= 
lichen Wechts, 2 Theile, 1770; 6. Auflage in 3 Bänden, des 
ren erfter von Klein, 1810, zweiter von Konopaf, 1812, 
dritter von Roß 1821 beforgt ift. Ein vierter Band mit - 
Nachträgen von Roß ift 1828 erfchienen. Salchow, Dar« 
ſtellung der Lehre von Verbrechen und Strafen nad gemeis 
nen Rechten, 2 Bände, 1804 u. 1805. Tittmann, Hand- 
buch der Strafrechtswiflenfchaft und’ der teutfchen Strafgefet- 
Funde, A Be. 1806 —10, 2. Aufl. in 3 Bänden 1822— 24. 
Schröter, Handbuch des peinlichen Rechts nach römifchen, 
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eanonifchen und teutfchen Reichsgefegen in ihrer heutigen 
Anwendung, 18185). Henke, Handbuch des Criminal 
rechts und. der Griminalpolitif, 4 Zheile, 1825 — 1839. 
Wirth, Handbuch) der Strafrechtswiffenfchaft und der Straf. 
gefeßgebung 1 — ter Band, 1823; auch unter dem Ti— 
tel: Kritik der Strafrechtötheorieen ®). Jarke, Hand—⸗ 
buch - des gemeinen teutſchen Strafrechts, mit Rückſicht auf 
die Beftimmungen ber preuffifchen, öftteichifchen, bayeri« 
{chen und franzöftfehen Strafgefeßgebung, 4 Bände, 1827 
bis 1839, Schaffrath, Grundwiſſenſchaft des Rechts 
und insbefondere: des Strafrechts, nad) gemeinen teutfchen 
Rechte und den neuen — 1841 (bis jetzt 
2 Hefte). | | 

4) Lehrbüher: Gäertner, institutiones jafie 
criminalis, 1729. Boehmer, elementa jurispruden- 
tiae criminales, 1733, 6. edit. 1794. Kemmerich, 
Synopsis juris eriminalis, 1733, 3. edit. 1777. En- 
gau, elementa juris criminalis Germanico -Carolini, 
1738, 7. edit. 1778. Ch: Fr. 6. Meister, prin- 
cipia juris criminalis Germanine eommunis, 1755, 
5. edit. 1780. - Koch, institutiones juris criminalis, 
1758, 9. edit. 1791. Püttimann, elementa juris cri- 
minalis:commoda methodo adornata, 1779, 2. edit. von 
Biener'1802. G. Jac. Fr. Meister, principia ju> 
ris 'eriminalis Germaniae communis, 1789, 5... edit. 
1811: - Stelzer, "Lehrbuch des teutfchen Griminalrechts, 
179. Klein, Grundfäße des gemeinen teutfchen und preuf- 
— SIR. 1796, 2. Ausgabe 1799. Grol 


5) Iſt nur ein Band — der einen Theil des allgemeinen 


Theiles enthält. 
6) Iſt ebenfalls unvollendet geblieben. 
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man, Grundſätze der Criminalrechtswiſſenſchaft, 1798, Ate 
Auflage 1825. Tittmann, Grundlinien det Strafrechtswiſ⸗ 
ſenſchaft und der teutſchen Strafgeſetzkunde, 1800. Feuer— 
bach, Lehrbuch des gemeinen in Teutſchland gültigen pein- 
lichen Rechts, 18041, 13. Auflage mit vielen. Anmerkungen 
und  Bufaßparagtaphen herausgegeben von Mitterumaier, 
1840. Salchow, Lehrbuch Des gemeinen pofitiven peinlichen: 
Rechts, mit befonderer Rückſicht auf. Das preuffiiche Recht, 
1807, 3. Ausgabe 1823. Dabelom; Lehrbuch des gemeis 
sten teutfchen peinlichen Rechts, 1307: Henke, Lehrbuch 
der Strafrechtswiflenfchaft, 1815. Mart in, Lehrbuch des 
teutſchen gemeinen Eriminalrechts, 1820, 2. Auflage 1829 
Roßhirt, Lehrbuch des Criminalrechts nach den Quellen 
des teutſchen gemeinen Rechts und mit beſonderer Rückſicht 
auf die Darſtellung des römiſchen Rechts, 1821; Wächter, 
Lehrbuch des Nömifch-Zeutfchen Strafrechts, 2 Theile, 1825 
und 1826. U begg, Syſtem der Criminalrechtswiſſenſchaft 
als Grundlage zu hiſtoriſch-dogmatiſchen Vorleſungen über 
das gemeine und preuſſiſche Criminalrecht, 1826. Bauer, 
Lehrbuch der Strafrechtswiſſenſchaft, 1827, 2. Auflage 1833. 
Klenze, Lehrbuch des gemeinen Strafrechts, ein Grundriß 
aus den Quellen des römiſchen, canoniſchen und germaniſchen 
Rechts, 1833. Heffter, Lehrbuch des gemeinen teutſchen 
Criminalrechts mit Rückſicht auf Die nicht excluſiven Landes⸗ 
rechte, 1833, 2. Aufl. 1840. Abegg, Lehrbuch. der, Strafe, 
rechtswiflenfchaft, 1836, Marezoll, das gemeine teutiche 
Griminalvecht, als. Grundlage der neueren teutſchen — 
geſetzgebungen, 1841. 

5) Beitichriften, welche für Handlungen aus dem 
&ebiete der gefammten Strafrechtswiſſenſchaft beftimmt find: 
Archiv des Griminalrechts (gewöhnlich das. alte-Arr 
iv genannt), herausgegeben von Klein, Kleinſchrod 
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und Konopak (vom dritten Bande an), 7 Bände, 1798. 
bis 1810, : Neues Archit des Eriminalrechts von 
Kleinfhrsd, Konopak und Mittermaier, vom Item. 
Bande an von Konopaf, Mittermaier und Roßhirt, 
zu denen ſeit dem 12ten Bande Wächter, und feit dem 
13ten Bande, nahdem Konopaf und Roßhirt ausges 
fhieden, Abegg, Heffter und Birnbaum hinzugetreten 
find, 14 Bände, 1816— 1833. Archiv des Eriminal- 
rechts neue Folge in Jahrgängen von 1834 an, bis jeht 
8 Bände, von den Herausgebern de3 neuen Archivs, zu wels 
chen feit dem Jahrgange 1838 noch Zachariä hinzuges 
kommen iſt. Don früheren, jet eingegangenen. Beitfchriften 
find zu erwähnen: Bibliothek des peinlichen Rechts, 1. Band 
1799, herausgegeben von Grolman, 2. Band, 1800, her- 
ausgegeben von Almendingen, Grolman und Feuer- 
bad. Griminaliftifche Beiträge von Hudtwalker und 
Trummer, 3 Bände, 1824 — 27. | 

7) Sammlungen und Wearbeitungen von 
Strafrehtsfällen: Ch. F. Meifter, Erkenntniſſe und 
Gutachten in peinlichen Fällen, 5 Bände, 1771 — 1785. 
Klein, merkwürdige Wechtsfprühe der Hallifchen Juriften- 
facultät, 5 Bände, 1796 — 1802. J. Eh. F. Meitfter, 
Urtheile und Gutachten in peinlichen und anderen Straf: 
fällen, 1808. Feuerbach, merkwürdige Griminalrechtsfälle, 
2 Bände, 1808 und 1811; Derfelbe, arctenmäßige Dar> 
ftelung merfwürdiger Verbrechen, 2 Bände, 1828 und 1829. 
Pfifter, merkwürdige Criminalrechtsfäle, 5 Bände, 1804 
bis 1820. Schirach, Criminalrechtsfälle, 1815. Zitt- 
mann, Vorträge und Urtheile über merkwürdige Straf: 
fälle, 1815. Bifchoff, merkwürdige Griminalrechtsfälle, 
vier Bände, 1832 — 1840. Bauer, Strafrechtsfälle, vier 
Bände, 1835 — 1839. Wendt, die teutfche Facultätse 
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praris in Steafrechtsfällen, 1836. Scholz; der Dritte, 
merkwürdige Strafrechtsfälle, 2 Bände, 1840 und 1841. 
- Higig, Annalen der teutfchen und ausländifchen Erimis 
naleechtspflege, 47 Bände von 1828 — 1833, feit 4837 
fortgefegt von Demme (und man: ss „jest > 
Bände. 
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Zweiter Abſchnitt. 
Von dem Verbrechen. 





Erſte Abtheilung. 
Begriff und Thatbeſtand des Verbrechens. 


Erſtes Capitel. 
Begriff und Eintheilungen des Verbrechens in formaler 
Beziehung. 


$. 14. 
Unterfhied des formalen Begriffes von dem matertfalen, 
Formaler Begriff des Verbrechens. 

Der Begriff des Verbrechens befteht aus den Merkma—⸗ 
len, welche daſſelbe von dem unterfcheiden, was nicht Ver— 
brechen tft. Diefe Merkinale Fönnen in formale und in ma— 
teriale unterfchieden werden. Die formalen Merkmale find 
diejenigen, welche das Werbrechen äußerlich als folches bes 
zeichnen, fo daß deren Mangel den äußeren formalen Beweis 
giebt, daß Fein Verbrechen vorhanden fei. Da aber das Wer- 
brechen nicht äußerlich als folches erfcheinen Fann, wenn e8 
nicht in der That vorhanden iſt, fo iſt bei Diefen formalen 
Merkmalen nothwendig das Dafein Materialer Merkmale des 
Verbrechens vorausgefegt, in welchen der Grund liegt, daß 
Dafjelbe mit jenen formalen Merkmalen bekleidet iſt und deß— 
wegen als Verbrechen erfcheint. Nach diefer Verjchiedenheit 
der Merkmale des Verbrechens kann ein formaler und ein 
materialer Begriff deffelben aufgeftellt werden. Der formale 
Begriff faßt dafjelbe auf nach dem äußeren Merkmale, an 
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welchem es als Verbrechen erfannt werden kann, der ma— 
teriale nad) dem Grunde, aus welchem es Verbrechen: ift. 
Das Verhältniß des formalen Begriffes zu dem materialen 
muß darin beftehen, daß beide Begriffe bei jeder Handlung, 
die Verbrechen fein fol, zufammentreffen müffen in der Weife, 
daß eine Handlung, die nicht unter den einen fubfumirt wer— 
ben Fann, darum auch nicht unter den anderen gehören kann, 
und daß umgekehrt jede Handlung, Die unter den einen Be— 
griff gehört, darum auch unter den anderen gehören muß !). 


4) In den Lehrbücern pflegt bei der Definition des Verbrechens 
nicht zwifchen dem formalen und dem materialen Begriff unterfchieden, 
fondern nad dem formalen und materialen Gejichtspuncte zugleich defi— 
nirt zu werden. So definiven: Feuerbach, Lehrbuch $. 21, das Ber: 
brechen als eine unter einem Strafgefege enthaltene Beleidigung, oder 
eine durd ein Strafgejeß bedrohete, dem Rechte eines Anderen wider: 
fprechende Handlung; Martin, Lehrbuh $. 67, als eine Bwangs- 
pflihtverlegung, Durch welche ein Necht zu ihrer Beftrafung begründet 
werde; Abegg, Lehrbuch $. 63, als Dem Bruch des Mechtes oder die 
Uebertretung Des Strafgefeged durch ein zuzurechnendes, alfo ſchuld⸗ 
haftes Benehmen, welches die Mothwendigkeit der Strafe herbeiführe; 
Heffter, Lehrbuch F. 29, als ein ſchuldhaftes Handeln wider gemein- 
heitliche unerläßliche Rechtsanforderungen des Staates, wobei nach dem 
in demfelben gültigen Rechte eine wirfliche Strafe gegen den Handeln: 
den begründet ſei; Marezoll, Lehrbuch $. 16, als eine widerrechts 
lie, wegen ihrer Gemeingefährlichkeit mit öffentlicher Etrafe bedrohte 
Handlung. — Dieje Art zu definiven unterliegt aber dem Vorwurfe, 
daß fie, weil ſowohl die formale als die materiale Definition für ſich 
allein den Begriff des Verbrechens erfchöpft, etwas Heberflüffiges ent- 
hält, wodurch der Begriff felbft getrübt wird. Denn nad den angege- 
benen Definitionen, welche nicht die mit Strafe bedrohte Handlung oder 
Unterlaffung ſchlechtweg, fondern nur die Beleidigung, Zwangspflichts⸗ 
verlegung u. f. w. die mit Strafe bedroht fei, für Verbrechen erklären, 
können die nicht mit Strafe bedroheten Deleidigungen, Zwangspflichts⸗ 
verlegungen u, ſ. w. nicht für Berbrechen gehalten werden. Dbgleich 
das an und für ſich ganz richtig ift, fo iſt es doch eben deßwegen nicht 
allein überflüffig, die bedrohte Handlung als Beleidigung u. f. w. zu bes 
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In der wiſſenſchaftlichen Darftellung eines pofitiven Straf: 
rechtes muß aber von dem formalen Begriffe des Verbrechens 
ausgegangen werden, weil baffelbe nur durch das pofitive 
Kecht feine formale Eigenfchaft erhält und erft Daraus ent- 
nommen werden kann, welche Handlungen im pofitiven Straf- 
rechte Die materiale Eigenfchaft des Verbrechens haben. Nach 
dem formalen Begriffe ift Verbrechen jede Handlung oder Un« 
terlaffung, die nach Vorſchrift des in einem Lande gültigen 
Strafrechtes mit Strafe belegt werden muß ?). Das Straf- 


— — 


zeichnen, ſondern auch ſchadlich für die Reinheit des Begriffes, weil 
durch folche Bezeichnung ein Grund angedeutet wird, aus welchem Die 
Handlung mit Strafe bedroht fei, während in der Definition felbft an— 
erfannt. zu fein jcheint, Daß nicht alle Handlungen, bei welchen Diejer 
Grund zutrifft, mit Strafe bedroht feien. Vergl. auch meine Abhand« 
lungen aus dem gemeinen teutjchen Strafreht, Band II. ©. 135 ff. 


2) L. 131. $.1. D. deV.S. (L. 16.) „...poena non irrogatur, 
nisi quae quaque lege vel alio jure imposita est.“ Huch die Be- 
ftrafung einer Handlung als crimen extraordinarium macht davon 
feine Ausnahme, da Ddiefelbe Feinesweges von dem bloßen Ermeifen der 
Beamten abhing; vergl. oben ©. 117, Note 10. Garolina Art. 104: 
„ber fonderlich ift zu merken, inn was fachen (oder derfelben gleichen) 
unfer Keyferlich recht keynerley peinlicher ftraff am leben, ehren, Ieib 
oder glidern feßen, oder verhengen, daß Richter und urtheyler darwider 
auch niemant zum todt oder funft peinlich ftraffen.“ Aehnlich Art. 105. 
Ebenſo ift in den neueren Strafgefeßbüchern anerkannt, Daß feine Hand- 
lung bejtraft werden dürfe, der nicht gefeglich Strafe gedroht fei. All⸗ 
gemeines L.R. für die preuſſ. Et. II. Tit. 20, $. 9. Deitreih. G. B. 
Einleitung, Nr. VI u. VII. Bayer. G.B. Art. 1 u. 2. Sächſ. 6.8. 
Art. 1. Würt. GB. Art. 1. Braunfhw, GB, $.4 Hannov. G. B. 
Art. 6. Heſſ. GB. Art. 1. Die neuen Gefepbücher bedienen fich zwar 
nicht für jede mit Strafe bedrohte Handlung des Ausdruckes Verbre— 
hen, fondern gebrauchen, wie ed auch der Sprachgebrauch des Lebens 
thut, auch die Ausdrüde Vergehen, Uebertretung, Gontravention u. f. w. 
namentlich um leichtere Arten von Verbrechen zu bezeichnen, Die mit ge- 
ringerer Strafe bedroht find, oder von anderen Behörden als von den 

i 2% 
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recht, nach welchem gewiſſe Handlungen oder Unterlaffungen 
beftraft werden müſſen, Fann Theils in ausdrüdlichen Straf: 
gefegen, Theils im Gemwohnheitsrechte beftehen ?). Schon im 
gemeinen Strafrechte find e8 bei Weiten zum größten Theile 
ausdrükliche Gefege, nach deren Vorſchrift gewiſſe Hand- 
lungen oder Unterlaffungen als Verbrechen angejehen werden 
müffen. Aber es fehlt auch nicht an Beifpielen, daß Die 
Strafbarkeit gewiffer Handlungen und folglich ihre Eigen- 
fchaft als Verbrechen nur auf Gemwohnheitsrecht beruht *). 
Jedes Falles muß es dem Principe nach anerkannt werden, 
daß auch nach bloßem Gewohnheitsrechte Handlungen Wer: 
brechen fein können. Bei den neuen Strafgefegbüchern iſt 
man durchaus von dem Gedanken ausgegangen, daß in den— 


für die ſchwereren Verbrechen beftellten zur Unterfuhung und Strafe 
gezogen werden. Vergl. Darüber unten $. 20 und 21. Allein es findet 
zwifchen den Handlungen der einen Art und denen der anderen Art bloß 
ein Unterfehied der Strafe und des Verfahrens, nicht des Begriffes 
Statt, da fowohl die mit ſchwerer als die mit leichter Strafe bedroh- 
ten Handlungen das charakteriftifihe Merkmal haben, daß fie mit Strafe 
bedroht find, 

3) ©. oben $. 8, Nr. 2, 

4) 3. B. Hauöfriedensbruch,, der, foweit er nicht unter den Be- 
griff Des crimen vis fubfumirt werden fann, nach den Geſetzen nur als 
Injurie beſtraft werden könnte, während er nach Gewohnheitsrecht här— 
ter beftraft wird, vergl. Wächter, Lehrbuch $. 131; Heffter, Lehr— 
buch $. 357; Gefundheitöverlegungen, die, wenn fie nicht als crimen vis 
aufgefaßt werden können, nach den Gefegen nur als Injurie beftraft 
werden könnten, während fie nach Gemwohnheitsrecht als ein befonderes 
ftrafbares Verbrechen angefehen werden, wenn der Gefichtöpunet der 
verlegten Gefundheit den der verlegten Ehre zu überwiegen ſcheint; vrgl. 
Wächter a. a. D. $. 174. Auch die fogenannte unfreiwillige Schwä⸗ 
hung, stuprum nec violentum nec voluntarium, die ihrem Begriffe 
nach nicht Nothzucht ift, aber in der Praris auch nicht ald bloßes ein- 
faches stuprum beftraft wird (vergl. Wächter a. a. D. $. 135.), ift 
ein DBeifpiel eines auf Gemwohnheitsrecht beruhenten Verbrechens. 
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felben ein vollftändiges Verzeichniß der ftrafbaren Handlun— 
gen enthalten, und daß mit ihnen das gefammte bisherige 
fowohl auf Gefeg als auf Gewohnheit beruhende Strafrecht 
aufgehoben fein folle 5). Daher Bann nad) den neuen Ge- 
fegbüchern allerdings Feine Handlung für ein Verbrechen ge- 
halten werden, deren Strafbarkeit nicht entweder aus den 
Worten oder aus dem Sinne eines in benfelben ftehen- 
ben Strafgefetses hergeleitet werden kann °). Aber wie 
Durch Fein neues Geſetz zufünftiges Recht mit Erfolg zum 
- Voraus für ungültig erklärt werden kann, fo darf auch 
die rechtliche Möglichkeit nicht in Abrede geftellt werden, 
daß unter der Herrfchaft eines neuen Strafgefegbuches eine 
Handlung nad bloßem Gemwohnheitsrechte Werbrechen fein 
kann 7). Ä 


$. 15. 


Von der Strafbarkfeit, als dem formalen Merkmale des 
Verbrechens. 


Das äußere formale Merkmal, an welchem eine Hands 
lung als Verbrechen erkannt werden kann, ift daher ihre in 
dem pofitiven Strafrechte ausgefprochene Strafbarfeit. Die- 
felbe befteht in derjenigen Eigenfchaft der Handlung, daß fie 
die in der Strafbedrohung gemeinte ift und deßwegen mit 


5) Soweit nicht in den Publicationdpatenten zu dieſen Gefegbüchern 
ausdrüdliche Ausnahmen gemacht find, wie das meiltens der Fall ift 
hinſichtlich der Militärftrafgefege, der akademiſchen Strafgeſetze, der 
Gefege wegen Steuer», Bol», Forft- und Jagd» Gontraventionen, ber 
Difeiplinargefege in den verfohiedenen Bweigen der Staats», Kirchen« 
und Gemeinde» Verwaltung, und der wegen polizeilicher Vergehungen 
vorhandenen Strafbeftimmungen. 

6) Leber die zu dieſem Bwede vorzunehmende Auslegung der Straf- 
gejege vergl. oben $. 10. 


7) Vergl. oben $. 8, Rote 8. 
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der gefeglichen Strafe belegt werden muß !). Durch biefe 
Strafbarkeit unterfcheidet fi das Verbrechen von anderen 
verwerflichen Handlungen, die zwar dem Philofophen und 
Griminalpolitifer fteafwürdig erſcheinen Fönnen, aber ohne Die 
Strafbarfeitserflärung nicht Werbrechen find ?). Denn wie 
das Verbrechen die Strafe als rechtliche nothwendige Folge 
nach fich zieht, fo liegt auch immer in dem Umſtande, daß 
eine Handlung in dem pojitiven Nechte nicht für ftrafbar er- 
Elärt ift, der Beweis, daß fie in dem Staate nicht für ver- 
brecherifch gelte. Die Strafbarkeit einer Handlung kann im- 
mer nur auf der in dem pofitiven Rechte anerfannten Noth— 
wendigfeit beruhen, daß diefelbe in der von dem Geſetze vor- 
gefchriebenen Weife beftraft werden müſſe. Je deutlicher die 
Anerkennung diefer Nothwendigkeit in das rechtliche Bewußt— 
fein getreten ift, befto weniger Fann es das Strafreht von 
individueller Willkür abhängen laffen, ob eine Handlung über- 


1) Feuerbach, Lehrbuch $. 80. Heffter, Lehrbuch $.89 u. 90. 
Marezoll, Lehrbuch $. 21, der fich indeſſen nicht ganz richtig aus- 
drüdt, wenn er das Strafgejeg das äußere Merkmal des Verbrechens 
nennt, da ein Gejeg nicht Da3 Merkmal einer Handlung fein Fann. 

2) In einer volldommenen Gejeggebung muß zwar die ftrafbare 
Handlung mit der ftrafwürdigen zufammenfallen, weil der Grund der 
Strafbarkeit nur in der Etrafwürdigkeit liegen kann: aber im gegebe« 
nen Staate, wo nur pofitives Recht gelten kann, kann nur aus der 
Strafbarkeit entnommen werden, welche Handlungen in demfelben für 
ftrafmwürdig gehalten worden find. Darum können Feine fogenannten 
natürlihden Verbrechen angenommen werden in dem Sinne, daß 
eine aus philofophifhen Gründen zwar ftrafmwürdige, aber im pofitiven 
Rechte nicht für ftrafbar erflärte Handlung mit Strafe belegt werden 
Pönnte. Vergl. Hepp, Berjuche über einzelne Lehren der Strafrechts— 
willenfchaft, Abhandi. 2, ©. 26 ff. Koenigswaerter de juris 
eriminalis placito: nullum delictum, nulla poena sine praevia lege 
poenali, Amstelod. 1835, p. 136. Birnbaum, im Archiv des ER. 
‚neue Kolge, Jahrgang 1836, S. 560 ff. 
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haupt und in welchem Maße diefelbe beitraft werden folle. 
Daher ift es in dem teutſchen Strafrechte als Regel aner« 
kannt, daß es nicht auf Die Anklage des Einzelnen, nament» 
lich des Durch das Verbrechen Verlegten anfomme, ob es zur 
Beitrafung gezogen werben folle, fondern daß von Amtswegen 
zur Unterfuchung der Verbrechen gefchritten werden müfle ?). 
Nur bei wenigen Verbrechen ift in dem teutfchen Rechte die 
Strafbarkeit nicht in diefer unbedingten Nothwendigfeit vor⸗ 
gejchrieben, jondern durch die Worausfegung bedingt, daß 
von dem Verletzten Klage erhoben werde *). Wber auch bei 
diefen Ausnahmen, Die ihren Grund haben Theils in ber 
Rückſicht, daß es bei manchen Verbrechen eine neue Ver— 
legung für den Verlegten fein würde, wenn das ihm ange» 
thane Unrecht gegen feinen Willen durch eine gerichtliche Ver— 
handlung offenkundig gemacht würde, Theils in dem Umftan- 
de, daß bei manchen Verbrechen erft Die Anklage den Beweis 
zu liefern fcheint, daß das Verbrechen wirklich begangen wor— 
den, iſt e8 immer das Gefeg und nicht die Willfür des Eins 
zelnen, worin die Strafbarkeit ihren Grund hat. Denn wenn 
e8 gleich dabei in die Willfür des Einzelnen gejtellt ift, ob 
er Anklage erheben will oder nicht, fo Fann er Darum doch 
nicht an dem durch das Gefeg beftimmten Maße der Strafe 
nach feinem Willen etwas verändern 5). Dagegen ift es Feine 


3) ©. oben $. 2%. 

4) 3.8. bei der Nothzucht, der Entführung, dem Ehebruche, den 
Injurien und dem Familiendiebftahle. Berge. Müller, Lehrbud des 
deutjcyen gemeinen Griminalproceffes, 1837, $. 75. 

5) In der früheren Praxis wurde zwar bei dem Ehebruche häufig 
erkannt, daß der Ehebrecher, wenn ihm feine Ehefrau verzeihen und 
ferner ehelic) bei ihm wohnen wolle, dem heiligen Cheftande zu Ehren 
mit der Zodesjtrafe verjchont und nur. mit Landesverweifung belegt 
werden folle. Vergl. Carpzov, Practica nova rerum rriminalium, + 
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Strafbarkeit im eigentlichen Sinne, wenn die nachtheiligen 
Folgen, von welchen eine Handlung begleitet jein kann, fo> 
wohl Hinfichtlich ihres Eintretens überhaupt al8 auch ihres 
Mafes von der Willlür eines Einzelnen abhängen, oder ei» 
nem Einzelnen zu Gute fommen. Wenn auch Der Sprachges 
brauch des Lebens und der Gefege fich für Diefe nachtheiligen 
Folgen hin und wieder des Ausdrudes Strafe bedienen mag, 
fo find- fie doch Feine Strafe im eigentlichen Sinne, ebenfo 
wenig als die Handlungen, welche fie nach fich ziehen, Ver— 
brechen genannt werden können ®). 


pars II. qu. 55. Dan ift aber jeßt wohl darüber einverftanden, daß 
die Verzeihung nicht in folcher Weife ein Milderungsgrund fein könne. 
Bergl. Wächter, Lehrbuch $. 214, Note 65. 

6) Hierher gehören zunächft die fogenannten Privatſtrafen die Geld⸗ 
ftrafen waren, auf welche nach römiſchem Rechte bei den Privatdelicten 
von den Betheiligten: geklagt werden konnte; (vergl. über die Privat- - 
delicte unten $. 18, und meine Abhandlungen, Band II. ©. 144). 
Obgleich die Größe diefer Strafen durch die Gefeße vegulirt war, fo 
ftand es doch dem Kläger ohne Bweifel frei, diefelben Theilweiſe zu er» 
laffen. Die privatrechtlihe Natur diefer Strafen liefert den Beweis, 
daß die Handlungen, durch welche ſie verwirft werden, noch nicht in 
ihrer eigentlichen Strafbarkeit anerfannt waren, wie auch im älteften 
teutfchen Rechte die Verbrechen, durch welche Ginzelne in ihren Rech— 
ten verlegt werden, Privatverbrechen waren, welche durch Die com- 
positio gefühnt werden Fonnten (vergl. oben $. 21. der Cinleitung). 
Ferner gehört hierher die Züchtigung (vergl. oben $. 1, Note 1 der Ein- 
leitung). Daß aud Die fogenannten Gonventionalftrafen, weil fie ihren 
Grund nur in der Wilfür der Parteien haben, und die Ungehorfams- 
ftrafen im Givilproceffe, wenn man fie auch nicht lediglich aus einem 
Berzichte herleiten will, weil es in der Willkür des Anderen fteht, ob 
und wieweit er von den Vortheilen, die ibm der Ungehorſam des Geg- 
nerd bringen kann, Gebrauch machen will, Peine eigentlihen Strafen 
find, bedarf Feiner weiteren Anseinanderfegung. 
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$. 16. 
Eintheilungen des Verbrechens in formaler Beziehung 
im Allgemeinen. 

1) Unterfhied der formalen Eintheilungen von den 

materialen. 

Eintheilungen des Verbrechens können infofern gemacht 
werden, als die in dem Begriffe defjelben enthaltenen Merf- 
male unter verfchiedenen Modificationen vorfommen können. 
Wie diefe Merkmale Theils formale, Theils materiale find, 
fo laſſen fi) auch Eintheilungen des Verbrechens fowohl in 
formaler als in materialer Beziehung machen !). , Mit diefen 
Eintheilungen ober vielmehr mit den verfchiedenen Verbre— 
chensclaffen, die durch Diefelben aufgeftellt werden Fönnen, 
dürfen aber nicht verwechfelt werden die verſchiedenen Wei— 
fen, in welchen die Verbrechen begangen werden Fönnen. 
Wenn man auch nach Diefen verfchiedenen Weifen verfchiedene 
Benennungen der Verbrechen beobachten Fann, fo liegen doc 
darin Feine eigentlichen Eintheilungen derfelben. Denn Diefe 
verfchiedenen Weifen find nicht Modificationen der in dem 
Begriffe des Verbrechens enthaltenen Merkmale, fondern nur 
verfchiedene Erfcheinungsformen, in welchen die verfchiedenen 
Verbrechen, ungeachtet fie in verfchiedene der nad) jenen Ein- 
theilungen zu machenden VWerbrechensclaffen gehören, in glei— 
cher Weife vorfommen können 2). Da der. materiale Begriff 

1) ©. oben $. 14. 

2) Gewöhnlich wird unter den Eintheilungen des Verbrechens mit 
aufgeführt die Eintheilung in Dolofe und in culpoje, in vollendete und im 
verfuchte Verbrechen. Allein dDiefe Unterfehiede find nicht verfchiedene 
Verbrechensclaſſen, fondern verfchiedene Weifen, in welchen die in. Die 
verjchiedenen Verbrechenselaſſen gehörigen Verbrechen begangen werden 
können. Bon Diefen verfchiedenen Weifen kann erſt weiter unten, im 
dritten Gapitel diefer Abtheilung die Nede fein; ebenfo von der gewöhn- » 
li) gemachten Eintheilung in formale ımd materiale und in Determinirte 
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des Verbrechens erſt weiter unten entwicelt werden kann, fo 
Fann auch von den materialen Gintheilungen deſſelben erft 
fpäter Die Rede fein ?). Die formalen Eintheilungen des 
Verbrechens find herzunehmen von den verfchiedenen Modi: 
ficationen, unter welchen Das formale Merkmal deffelben, die 
Strafbarkfeit, vorkommt. Denn die verfchiedenen Verbrechen 
find nicht fämmtlich in gleicher Weife ftrafbar. Die Straf: 
barkeit derfelben ift vielmehr verfchieden Theils nach der Art 
und Größe der Strafe, mit welcher fie belegt werden, Theile 
nach den Gefegen, in welchen fie ausgefprochen ift, Theils 
nad) den Behörden, welche fie zu erkennen haben. Diefe 
Verfchiedenheiten der Strafbarkeit können allerdings nicht 
ohne Grund in der Gefeßgebung angeordnet fein. Da aber 
bei denfelben gleichmäßig vorausgefegt ift, daß Strafbarkeit 
überhaupt begründet fei, fo hängen fie an und für ſich nicht 
nothwendig zufammen ınit dem Grunde, auf welchem die 
- Strafbarkeit im Allgemeinen beruht. in folcher Zufammen- 
bang würde nur vorhanden fein, wenn dieſer Grund nicht 
bei allen Verbrechen der nämliche wäre, und wenn jene Ver- 
fohiedenheiten der Strafbarfeit nach der Werfchiedenheit Die- 
ſes Grundes, von welcher die materialen Eintheilungen bes 
Verbrechens herzunehmen find, angeordnet wären. Da Diefes 
allerdings Theilweiſe der Fall ift, fo werden infoweit die nach 
der Verfchiedenheit der Strafbarkeit aufzuftellenden formalen 
Gintheilungen unten bei den materialen Gintheilungen des 
Verbrechens in ihrer materialen Bedeutung wieder zur Spra— 


— — — — — — 


und vage Verbrechen, da dieſelbe mit der Eintheilung in vollendete 
und in verſuchte Verbrechen zuſammenhängt. Auch die gewöhnlich ge— 
machte Eintheilung in Begehungsverbrechen und in Unterlaſſungsver⸗ 
brechen gehört nicht unter Die eigentliyen Eintheilungen des Berbre- 
hend, wie im zweiten und dritten Gapitel Diefer Abtheilung gezeint 
werden wird. 

3) Im zweiten Gapitel Diefer Abtheilung. 
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he kommen müſſen. Da aber jene Verſchiedenheiten der 
Strafbarkeit zum Theil auch auf anderen Gründen beruhen, 
fo müfjen jedes Falles die formalen Eintheilungen des Vers 
brechens von den materialen auseinander gehalten werden. - 
Obgleich Die Bedeutung der materialen Gintheilungen des 
Verbrechens weit größer ift als die der formalen, fo ift doch 
auch die Kenntniß der leßteren nothwendig, Theil um ben 
Sprachgebrauch der Gefege fowohl als der Wiffenfchaft zu 
verftehen, Theils um eine Ueberficht der verfchiedenen Arten 
der Strafbarfeit zu erhalten. 


$. 17. 
2) Formale Eintheilungen der Verbrechen im 
Befonderen. 
a) Eintheilung in delicta juris naturalis und juris 
ceivilis. 


Diefe in den Lehrbüchern häufig gemachte Gintheilung 
kann infofern unter die formalen Eintheilungen des Verbre— 
chens gerechnet werden, als fie fich wenigftens fcheinbar auf 
eine Berfchiedenheit der Quellen bezieht, aus welchen Die 
Strafbarkeit der verfehiedenen Verbrechen hergeleitet werden 
fann. Sie gründet fich auf die von einzelnen römifchen Zus 
riften ausgefprochene Bemerkung, daß es Verbrechen gebe, 
deren Derwerflichfeit ſchon das natürliche Gefühl oder der 
gefunde Verftand erkenne, während diefelbe bei anderen Ver: 
brehen nur in den eigenthümlihen Werhältniffen und An— 
fichten eines gegebenen Volkes ihren Grund habe !). Eine 


1) L: 42,D. de R. J. (L. 16.) ‚‚Probra quaedam natura tur- 
pia sunt, quaedam civiliter et more civitatis: ut puta furtunm, 
adulterium natura turpe est; enimvero tutelae damnari hoc non 
natura probrum est, sed more civitatis; nec enim natura probrum 
est, quod potest etiam in hominem idoneum incidere.“ L.1. 8.3, 
D. de furtis. (XLVII. 2.) Viele, z. B. Feuerbach, Lehrbuch 8. 86, 
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praftifche Bedeutung haben die Römer mit Diefer Eintheilung 
nicht verbunden 2), wie fi fchon daraus ergiebt, daß fie 
unterlaffen haben, fi) näher darüber zu erklären, welche 
Berbrechen in die eine oder in die andere Claſſe gehören ?). 
Namentlich Hatte dieſe Eintheilung nicht die Bedeutung, daß 
e8 Feiner weiteren ‚pofitivrechtlichen Anerkennung der Straf: 
barkeit bedurft hätte, um die delicta juris naturalis mit 
Strafe belegen zu Fönnen *). Da aber bei diefen Verbrechen 
ebenfo gut als bei den delicta juris civilis die Strafbarfeit 
in dem pofitiven Rechte ausgefprochen fein mußte, läßt fich 
nicht anerkennen, daß diefer Eintheilung in Wirklichkeit eine 
Berfchiedenheit der Quelle, aus welcher die Strafbarfeit her- 
geleitet werden muß, zu Grunde liege, und daß alfo die Ein» 
theilung felbit in Wahrheit eine formale ſei. Ebenfo wenig 
hängt diefe Eintheilung zufammen mit einer Verfchiedenheit 


Note a, Roßhirt, im neuen Archiv des ER. IX. ©. 507, Abegg, 
Lehrbuch, ©. 95, nehmen delicta juris natnralis mit delicta juris 
gentium für gleichbedeutend, wozu die eine bei dem Berbrechen des 
Inceites vorkommende Unterfcheidung zwifchen incestus juris gentium 
und juris civilis die Veranlaffung gegeben. L. 38. $. 2. D. ad leg. 
Jul. de adult. (XLVIII. 5.) Bergl. dagegen Birnbaum, im neuen 
A. des ER. XI. ©. 101 ff. ©. 118, und neue Folge des Archivg, 
Jahrgang 1836, ©. 560 ff. 

2) Mehrere Griminaliften, 3. B. Feuerbach, Lehrbuch $. 86, 
Tote a, legen diefer Eintheilung die Bedeutung bei, daß bei den delicta 
juris gentium Rechtsunwiſſenheit nicht entfchuldigt werde, während die— 
felbe bei den delieta juris eivilis wenigftens gewiffen Perfonen zu Gute 
fomme. DBergl. Dagegen vorläufig Birnbaum a. a. D., und unten 
Abtheilung 2, Gap. 1 die Xehre von error und ignorantia. 

3) Ein Verzeichniß der delicta juris naturalis fucht anfzuftellen 
Roßhirt a. a. O. ©. 508— 514, aber weniger nach Belegen aus den 
Duelen, ald nad allgemeinen Anfichten über die natürliche Verwerflich— 
keit und Strafwürdigkeit der verjchiedenen Verbrechen. 

4) Beral. oben $. 14, Note ?. 
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bes Grundes, aus welchem die Strafbarkeit der in Die eine 
oder andere Glaffe gehörigen Handlungen in dem pofitiven 
Rechte anerkannt if. Denn bie Handlungen, deren Ber» 
werflichfeit fchon Das natürliche Gefühl ergiebt, ſind bei ei— 
nem gegebenen Volke doch nur darum verwerflich, weil ihre 
BVerwerflichfeit auch in feinem Gefühle anerkannt ift, was 
binfichtlich der delicta juris eivilis in berfelben Weife ber 
Fall if. Daher kann diefe Eintheilung auch in materialer 
Beziehung nicht für eine eigentliche Eintheilung gelten, wie 
denn auch Die römifchen Juriften gar nicht fagen, daß in ih- 
rem echte zwifchen den Verbrechen der einen und der an- 
deren Glaffe unterfchieden werde, fondern mit derfelben nur 
eine Art von naturrechtlicher oder philofophifcher Bemerkung 
über die Wermwerflichkeit der verfchiedenen ftrafbaren Hand» 
lungen machen wollen 5). 


$. 18. 
b) @intheilung in crimina oder delicta publica, 


extraordinaria und privata. 


In den Quellen des römifchen Strafrechtes werden bie 
verfehiedenen Werbrechen Häufig al8 crimina oder delicta 
publica, extraordinaria und privata bezeichnet !). Daher 
fchreibt fich bie hergebrachte, in Der Ueberfchrift angegebene 
Eintheilung der Verbrechen. Das Wort crimen in der Bus 
fammenfegung mit publicum, extraordinarium und priva- 

5) Bergl. über dieſe Eintheilung aud) meine Abhandlungen, Bd. II. 
©. 138 ff. 

1) 8. B. L. 9. C. de accusat. et inscript. (IX. 2.) L. un. C. 
de mulier. quae se propr. serv. junx. (IX. 11.) L. 5. C. si reus 
vel accus. (IX. 6.) L. 6. i. f. C. ad leg. Jul. repetund. (1X. 27.) 
L. 8. C. de paganis. (I. 11.) L.2. 6. 24. D. vi bonor. rapt. 
‘ (XLV11. 8.) Tit. D. de privatis delictis. (XLVII. 1.) L. 3. $. 8. 
€. de vetere jur. enucleando. (I. 17.) 
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tum hat in den Quellen nicht bloß die Bedeutung von Ver— 
brechen, fondern bezeichnet noch häufiger Die Anklage oder 
auch die Procedur, Durch welche ein Verbrechen verfolgt wer— 
den konnte ?). Diefe letztere Bedeutung iſt fogar Die ur— 
fprüngliche, da das Verbrechen nur nach der Verſchiedenheit 
der Anklage oder Procedur, mit welcher es verfolgt werden 
konnte, entweder crimen publicum, oder extraordinarium 
oder privatum genannt wurde 3). Die eigentlichen Crimi— 
nalgerichte waren die judicia publica, die urfprünglich in 
der That öffentliche Wolksgerichte waren *), aber jeit dem 
Anfange des fiebenten Jahrhundert3 nach Erbauung der Stadt 
eine Umgeſtaltung erlitten, indem für einzelne Verbrechen 
ftändige Griminaleommiffionen unter der Benennung quae- 
stiones perpetuae eingerichtet wurden, die im Namen und 
Auftrage des Volkes die Strafurtheile gegen diefelben aus— 


2) L. 3. C. de his qui acc. non ’poss. (IX. 1.) L. 3. C. de 
erimine stellionat. (IX. 34.) L.1. $. 1. D. de column. (III. 6.) 
L. 3. $. 2. D. stellionat. (XLVIT. 20.) L. 83. D. ad SC. Turpill. 
(XLVII. 16.) L. 1. $. 3. D. de poenis. (XLVIN. 19.) L. 3. pr. 
C. ubi Senatores. (III. 24.) 


3) Birnbaum, im neuen Archiv des ER. VII. ©. 396 ff. 
©. 643 ff. IX. ©. 339 ff. fuchte auszuführen, daß das Wort crimen 
in den erwähnten Bufammenfegungen gar nicht Die Bedeutung von Ber» 
brechen babe, weßhalb auch die angegebene Eintheilung der Verbre— 
hen, ald im römifchen Nechte nicht begründet, von ihm verworfen 
wird. Daß er aber darin zu weit gegangen ift, ergeben die Note 1 
angeführten Stellen. Bergl. de Hagen, de quaestione, quale 
sit discrimen inter delicta publica, tam ordinaria quam ex- 


traordinaria, atque privata ex principiis juris romani. 1832, - 


p. 13 seq. Auch bat Birnbaum felbit im Archiv des ER. neue 
Folge, Jahrgang 1835, ©. 320 ff. jene Behauptung theilweife zurück⸗ 
genommen. 

4) Vergl. Geib, Gefchichte des römifchen Griminalproceffes, 1842, 
S. 402 ff. 


Eintheilungen bes Verbrechens in formaler Beziehung. 179 


fprachen 5). Die Competenz diefer Quäſtionen, Die nach und 
nach, vorzüglich unter Sulla, Cäſar und Auguftus für bie 
meiften Verbrechen eingefeßt wurden, beruhte auf einzelnen 
Strafgefegen, die leges judiciorum publicorum genannt 
wurden 9). Für jedes Diefer Gefege beftand eine eigene quae- 
stio, ber ihr Wirfungsfreis und Das von ihr zu beobachtende 
Verfahren eben durch das Gefe angewiefen wurde, für wel- 
ches fie eingefegt war 7). Wie dieſe Gerichte judicia pu- 
blica genannt wurden und auch infofern wirklich waren, als 
die Duaäftionen ihre Machtvollkommenheit vom Wolfe herlei- 
teten, fo hieß auch Theils die Anklage. wegen eines vor die— 
felben gehörigen Verbrechens, Theils das vor ihnen. verhan- 
delte Verfahren erimen publicum, oder auch crimen le- 
gitimum, weil eine lex judiciorum publicorum dabei zu 
Grunde gelegt werden Fonnte und mußte 8). Durch eine 
nahe liegende Uebertragung wurde der Ausdrud crimen pu- 
blicum auch auf die Verbrechen angewendet, welche vor Diefe 
Gerichte gehörten, fo daß darunter ein folches Verbrechen 
verftanden wurde, das nach einer lex judieciorum publico- 
rum verfolgt und beftraft werden Fonnte. In der Kaifer- 
zeit wurde zwar dieſe Gerichtöverfaffung, welche der ordo 

jJudiciorum publicorum genannt wurde, allmählig umge— | 
ftaltet, indem die einzelnen quaestiones perpetuae nad) 
und nad) aufgehoben und für alle Verbrechen neue Gerichte 
eingefeßt wurden, deren Verfahren im Gegenfate zu ber 


5) Die erfte quaestio perpetua wurde durch die lex Calpurnia 
vom Jahr 605 für dad crimen repetundarum eingefeßt. Vgl. darüber 
Geib a. a. O. ©. 169 fi. 

6) L. 1. D. de public. judie. (XRLVIII. 1.) L. 1. S. 3. D. de 
poenis. (XLVIII. 19.) 

7) Vergl. Geib a. a. O. ©, 172. 

8) Vergl. die in der Note 2 eitirten Stellen, und Geibe a. a. O. 
S. 404. 
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früheren Gerichtsordnung extraordinaria cognitio genannt 
wurde ?): aber die Ausdrüde judicium publicum und cri- 
men publicum fonnten um fo mehr beibehalten werben, als 
ungeachtet der veränderten Gerichtsverfaflung die früheren 
leges judiciorum publicorum die gültige Quelle für Die 
Strafbarkeit der in ihnen verbotenen Handlungen blieben 1). 
Das judicium publicum war freilic nur noch infofern ein 
Öffentliches Gericht, als der Negel nach Jeder aus dem Volke 
das. Recht hatte, Anklage vor demfelben zu erheben 1'): 
aber unter crimen publicum wurde fortwährend verftanden 
Theils ein folches Verbrechen, deſſen Strafbarkeit fchon in 
einer lex judiciorum publicorum anerkannt war, Theils 
die Anklage, die wegen deſſelben erhoben werden konnte. 
Nach diefer Terminologie Eonnten aber Feinesweges alle Wers 
brechen crimina publica genannt werden. Denn die leges 
judiciorum publicorum waren infofern fehr unvollftändig, 
als es viele ftrafwürdige Handlungen gab, deren Strafbar- 
Feit nicht in ihnen ausgefprochen war 12). Dagegen fehlte 
e8 zwar nicht an Faiferlichen Gonititutionen, in welchen Die 
Strafbarfeit folcher übergangenen Handlungen ausgefprochen 
war, fowie auch die Faiferlichen Criminalbeamten das Recht 
hatten, nach gewiſſen Regeln Strafe gegen biefelben zu ers 
Eennen 13); aber dieſe ftrafbaren Handlungen waren nicht 
erimina publica in dem angegebenen Sinne, fondern cri- 
mina extraordinaria, weil fie in Ermangelung einer lex 
judiciorum publicorum auch nicht nach dem alten ordo 
Judiciorum publicorum hätten bejtraft werden Fönnen ’*), 


9) L. 8. D. de publ. judie. (XLVIII. 1.) 

10) Bergl. oben $. 4. ©. 118. 

11) $.1. J. de publ. judie. (IV.18.) Bgl. Geiba.a.D. ©. 404. 
12) Bergl. oben $. 4. ©. 117. 

13) Vergl. oben $. 4. Note 10. 

14) L. 3. $. 8. C. de vetere jure enuel. (Il. 17.) Bergl. gegen 
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Im Gegenfaße zu den crimina_publica und extraordinaria 
nannten die Römer delicta privata Diejenigen Verbrechen, 
die nicht mit eigentlicher Griminalftrafe, fondern mit bloßer 
Privatſtrafe belegt wurden 15), auf welche bei manchen Hand- 
lungen von Jedem aus dem Volke mit einer actio popuha- 
ris 16), bei anderen Handlungen von dem Betheiligten mit 
einer Privatklage in dem judieium privatum geflagt wer: 
den konnte 17). Der Unterfchied zwifchen delicta publica 
und extraordinaria war bei den Römern nicht ohne. praf- 
tifche Bedeutung, zwar nicht hinfichtlich des Verfahrens, da 
feit dem Untergange des ordo judiciorum gegen beide Ar: 


die von Birnbaum, im neuen Archiv des C.R. VIII. ©. 661, gege⸗ 
bene Interpretation dieſer Stelle Hagen I. e. p. 18 seq., und da— 
gegen wieder Birnbaum im A. des ER. neue Folge, Jahrg. 1835, 
©. 327, mit der früheren Behauptung, daß es Feine Stelle gebe, in 
welcher das Wort extraordinarium in Verbindung mit crimen in der 
Bedeutung von delictum vorkomme. Wenn aber, was Birnbaum, 
0.0. O. ©. 325, jeßt zugiebt, der Ausdruck crimen publicum in der 
Bedeutung von Verbrechen vorfommt, fo war zur Bezeichnung der Ber- 
brechen, die nicht crimina publica waren, ein anderer Ausdruck noth- 
wendig, der nicht wohl ein anderer als crimina extraordinaria fein 
fonnte. Die crimina publica werden häufig im Gegenfage der extra- 
ordinaria aud) ordinaria genannt, obgleich dieſer Ausdruck nicht eigent- 
lich ein quellenmäßiger it. Vergl. Birnbaum, im neuen Archiv des 
ER. VII. ©. 664, Note 224. 

15) L. 17. $. 18. D. de aedil. edieto. (XXT. 1.) 

16) T. T. D. de popularib. actionib. (XLVII. 23.) 


17) Die Privatdelicte werden auch) delicta ſchlechtweg genannt, 
L. 17. $ 18. D. eit., während fi für Die übrigen fehwereren Verbrechen 
am Häufigiten der Ausdrud crimen findet. Indeffen werden die Aus. 
drüde crimen und delictum aud) ganz gleichbedeutend gebraucht. L. 3. 
D. ad SC. Turpill. XLVIII. 16.) L 1. $.3. D. poenis. (XLVIIT. 19.) 
L.. 19. C. de poenis. (IX. 47.) 


£uden Strafrecht. I. 13 
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ten von Verbrechen gleichmäßig extra ordinem verfahren 
wurde 18), aber hinfichtlich der Beftrafung, indem die Ver— 
urtheilung wegen eines crimen publicum regelmäßig von 
felbft Infamie nach fich zog, und auch bei den Vermögens» 
fttafen der Uebergang auf die Erben bei den erimina publi- 
ca nach einem anderen Principe als bei den crimina extra- 
ordinaria und privata angenommen wurde 19). An und für 
ſich würden diefe praftifchen Folgen des Unterfchiedes auch) 
noch für das heutige gemeine Strafrecht angenommen wers 
den müffen. Cie find aber von felbft unanwendbar gewor> 
den, weil das ganze römische Strafenfyftem Theils Durch 
Gerichtsgebrauch, Theils durch Gefee außer Anwendung ge- 
fommen ift 20). Die römifchen delicta privata haben cben- 
falls Theils durch Gerichtsgebrauh, Theils durch Gefeße 
ihre privatrechtliche Natur verloren, wie ſchon im römiſchen 
Rechte ſelbſt ein großer Theil derſelben als delicta extra- 
ordinaria init eigentlicher Strafe belegt wurde 2!). Daher 
hat Die ganze Eintheilung für Das heutige Strafrecht nur 
noch die Bedeutung, daß ihr Verſtändniß nothwendig ift, 
um den Sprachgebraud der römischen Wechtsquellen zu ver: 
ftehen. Ze 


18) Bergl. oben Note 9. 

19) Vergl. Wächter, Lehrbuch $. 110, Note 50. 

20) Davon unten im vierten Abjchnitt. 

21) Vergl. meine Abhandlungen, Band II. ©. 145. Mit Aus- 
nahme der Injurien, bei welchen wenigſtens gemeinrechtlidy noch Privat- 
ftrafe vorkommt, find heutiges Tages alle Verbrechen infofern öffentliche 
Verbrechen, als fie mit eigentliher Strafe, die dem Verletzten nicht zu 
Gute kommt, belegt werden. Die Handlungen, wegen welder eine 
actio popularis angeftellt werden Tonnte, gehören bei uns in Das Ge- 
biet der Polizei. 
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$. 19. 
ec) In delicta capitalia and non capitalia, in delicta 
atrocissima, atrociora und levia, in einfade und 
in gefeglich ausgezeichnete VBerbreden. 

Diefe Eintheilungen find infofern untereinander verwandt, 
als fie die Verbrechen nad der Art und Größe der auf fie 
zu erfennenden Strafe unterfcheiden. 

1) Die Eintheilung in Capitalverbrechen und in NWichtcapi- 
talverbrechen bezieht fich zunächft auf das römische Strafrecht, 
defien Strafen entweder Gapitalftrafen oder Wichtcapitalftra- 
fen waren 1). Gapitalverbrechen nennt man Die Verbrechen, 
die eine Capitalſtrafe, Nichteapitalverbrechen, die eine andere 
Strafe nad) fich ziehen. Für. eine Gapitalftrafe galt aber 
nicht allein die Zodesitrafe, fondern auch jede Strafe, Die 
den Beftraften feines caput, d. h. entweder feiner Freiheit - 
oder feiner Civität verluftig machte ?).. Wil man für das 
heutige Recht zwifchen Gapitalverbrehen und Wichteapital- 
verbrechen unterfcheiden, fo kann man unter erfteren nur Die 
mit Todesftrafe bedrohten Verbrechen verftehen, da von ei= 
nem caput im Sinne des römifchen Rechtes bei uns nicht 
mehr die Rede ift ?). | i 


1) L. 2. D. de publ. judie. (XLVIML..1.) Berge. Wächter, 
Lehrbuch $. 107 und $. 94. 

.. 2) Bergl. Heffter, Lehrbuch $. 122. 

3) Allenfalls Fann man zu den Gapitalverbrechen auch die Ber- 
brechen rechnen, die den bürgerlichen Tod nad fich ziehen, durch wel- 
chen der Berurtheilte unfähig wird, Vermögen zu befiten oder zu er- 
werben, Kläger oder Beklagter zu fein, Beugniß abzulegen und eine 
Ehe einzugehen oder fortzufegen. Das Inſtitut des bürgerlichen To» 
des Fommt aber nur particularrechtlich vor im Bayerifchen Strafgefeß- 
buche Art. 7, wo es ald regelmäßige Folge der Kettenftrafe vorge- 


fchrieben ift. 
13 # 
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2) Die Eintheilung in delicta atrocissima, atrociora 
und levia ift Feine quellenmäßige, fondern eine Erfindung 
ber älteren Griminaliften *). Die Ausdrüde delicta majo- 
ra, atrociora und leviora finden fich zwar in den Quellen 
bes römischen Rechtes, ohne jedoch eine beftimmte technifche 
Bedeutung zu haben 5). Die Gloffatoren und ihre Nad)- 
folger waren aber der Anficht, daß das römifche Recht ei— 
nen beitimmten technifchen Unterfchied zwifchen leichten und 
fohweren Verbrechen gemacht und praftifche Bedeutung mit 
bemfelben verbunden Habe 6). Diefe angebliche Unterſchei— 
dung wurde von den italiänifchen Praktikern weiter ausge— 
bildet, indem von den delicta atrocia die delicta atrocis- 
sima unterfchieden wurden in der Bedeutung, daß dieſelben 
wegen ihrer Größe delicta excepta feien, bei welchen der 
Richter das Recht habe, die Gefege zum Nachtheile des Ans 
gefchuldigten zu überfchreiten ?). Die Gränze für dieſe Un— 
terjheidungen mußte ſchwankend fein, da e8 an gejetlichen 
Anhaltepuncten fehlte, diefelbe zu beftimmen. Mean half fich 
damit, zu den delicta atrocissima die mit einer gefchärften 


4) DBergl. über diefe Eintheilung im Allgemeinen meine Abhand⸗ 
fungen, Band II. ©. 149 ff. 

5) L.5. $.2. D. de poenis. (XLVIII. 19.) L. 157. D. de 
reg. jur. (L. 17.) L. 37. $. 1. D. de minorib. (IV.4.) Heffter, 
Lehrbuch $. 34, Note 2, halt es für wahrfcheinlich, Daß die Römer 
mit jener Unterfcheidung einen bejtimmten — Sinn verbunden 
haben, der jedoch nicht klar ſei. 


6) Namentlich hinſichtlich der Strafbarkeit des Verſuches, der 
nach römiſchem Rechte nur bei ſchweren Verbrechen ebenſo hart als 
die Vollendung beſtraft worden ſei. Vergl. Zachariä, die Lehre 
vom Verſuche, $. 55 ff. $. 88, und meine Abhandlungen, Band I. 
©. 402 ff. 

7) Jul. Clarus, Sententiae lib. V. $. 1. or. 9. Carpzorv, 
Practica rer. erim. Pars III, qu. 102. ar. 57 seq. 
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ZTodesftrafe, zu den delicta atrocia die mit einfacher Todes: 
ftrafe bedrohten Verbrechen zu rechnen ®). Die Unterfchei- 
dung Fann natürlich für das heutige Recht nicht al3 begrüns 
bet anerfannt werden, ba fich die Folgerungen, welche bie 
frühere Praris davon abhängig machte, von felbft als uns 
haltbar erweifen. 

3) Die Eintheilung in einfache Verbrechen und in ge- 
feglich ausgezeichnete Verbrechen ift in den Lehrbüchern her» 
gebracht ?), obgleich fte eigentlich nur eine fcheinbare Ein- 
theilung if. Die fogenannte gefetliche Auszeichnung eines 
Verbrechens befteht darin, Daß es entweder qualificirt oder 
privifegirt if. Man nennt ein Verbrechen qualificirt, wenn 
es mit einer härteren, privilegirt, wenn es mit einer gelin» 
deren Strafe bedroht ift, als für die Werbrechensgattung, 
zu welcher es gehört, die Regel ift 19), Bei Diefer Eintheis 
lung wird Davon ausgegangen, daß es gewifle Verbrechens— 
gattungen gebe, unter welche fich einzelne Verbrechensarten 
als Species fubfumiren laffen, und daß von einer regelmäs 
Bigen Strafe der Gattung die Rede fein könne. Diefe Ans 
nahme ift aber gänzlich ungegründet, da die Gattung nur 
in einzelnen Arten vorfommen Fann, und alfo von Feiner 
Strafe, mit welcher eine Berbrechensart bedroht ift, gefagt 
werden Fann, daß fie härter oder gelinder fei als die auf 
die Gattung gefegte Strafe, Die Eintheilung hat nur den 
fcheinbaren Grund für ſich, daß es Werbrechensarten giebt, 
die härter oder gelinder. beitraft werden als andere Ver— 
brechensarten, Die unter denfelben Gattungsnamen fubfumirt 


8) Clarus und Carpzov, ll. co. 

9) Vergl. Wächter, Lehrbuch $. 109, 

10) Der Ausdrud „geſetzlich ausgezeichnetes Verbrechen‘ wird in« 
deffen auch noch in anderem Sinne gebrauht; vergl, Feuerbad, 
Lehrbuch $. 26, und Martin, Lehrbuch $. 71. 
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werden können 11). Daß man dabei verſchiedene Verbre— 
chensarten unter eine Gattung ſtellen kann, beruht nur auf 
äußeren, entweder im Sprachgebrauche liegenden oder von 
der äußeren Erſcheinung des Verbrechens hergenommenen 
Gründen 12). In Wahrheit ſind dieſe verſchiedenen Verbre— 
chensarten verſchiedene Verbrechen, die eben deßwegen mit 
verſchiedener Strafe bedroht ſind. | 


$. 20. 

d) Eintheilung in peinlide und bürgerlihe Verbrechen, 
in Griminalverbrehben und in Polizeiverbreden. 
Diefe beiden Eintheilungen beziehen fich auf die Ver— 

fchiedenheit der Behörden, denen Die Unterfuchung und Be— 

ftrafung der Verbrechen zufteht. 

1) Die Eintheilung in peinliche und in nicht peinliche 
Verbrechen gehört dem einheimifchen Wechte an und unter- 
fcheidet Die Verbrechen nach) der auf fie ftehenden Strafe, je- 
nachdem diefelbe eine peinliche oder eine nicht peinliche ift. 
Schon nach der älteren Gerichtöverfaffung wurde nur über 
fchwere Verbrechen in dem Gaugerichte, über leichtere Ver— 
brechen dagegen in dem Gentgerichte entfchieden 1). " Daraus 
entitand der Unterfchied zwifchen hoher Gerichtsbarfeit und 
niederer Gerichtsbarkeit, indem die erftere in dem Rechte be— 
ftand, fchwere Verbrechen zu beftrafen, während Teichte Ver- 
brechen vor die legtere gehörten ?). Für fchwere Verbrechen 





11) B. B. einfache Tödtung und Verwandtenmord, der qualificirt 
ift, oder einfacher Diebitahl und durch Einfteigen oder, Einbrechen qua⸗ 
lificirter Diebſtahl und privilegirter Familiendiebſtahl. 

12) Vergl. meine Abhandlungen, Band II. ©. 152 ff. 

4) Bergl. Eihhorn, teutfhe Staats» und Rechts⸗-Geſchichte, 
Band I. $, 74. 


2) Dergl. Müller, Lehrbuch des Criminalproceſſes, $. 82. 
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galten die peinlichen Verbrechen, die mit peinlicher, an Hals 
und Hand gehender Strafe bedroht waren, für leichtere die 
nicht peinlichen Verbrechen, Die nur mit einer an Haut und 
Haar gehenden Strafe ‚belegt wurden ?). Für das gemeine 
Recht wurde die Eintheilung der Verbrechen und Strafen in 
peinliche und nicht peinliche in dem angegebenen Sinne durch 
die Reception des römiſchen Rechtes aufgehoben. In der 
Carolina wurde zwar der Ausdruck „peinlich“ beibehalten, 
aber nicht in dem früheren Sinne, ſondern mit der Bedeu— 
fung, daß der peinlichen Strafe die bürgerliche Strafe, d. h. 
die dem Verletzten zu zahlende Privatftrafe entgegengefett 
wurde ?). Dagegen hat fich der Unterfchied zwiſchen peinlis 
chen und nicht peinlichen Verbrechen: partieularrechtlich info» 
fern erhalten, als in den meiften Particularrechten die Ein» 
richtung befteht, daß von der Größe der Strafe, die auf ein 


— — nn — — —— 


3) Sachſenſpiegel II. Art. 13. III. Art. 3. Vergl. Müller a. 
a. O. 

4) Gewöhnlich behauptet man, daß auch in der Carolina nur die 
fhwereren Strafen als peinliche bezeichnet werden. Allein im Art. 104, 
wo vorgefchrieben tft, daß das peinliche Gericht nicht gegen die Bor- 
fhriften der Eaiferlihen Rechte Jemanden zu peinlicher Strafe an Leib, 
Leben, Ehre oder Gliedern verurtheilen folle, find offenbar mit der pein- 
lihen Strafe. alle Strafen gemeint, die nicht bloß Privatitrafen find. 
Im Art. 113. wird auch bloße Zandesverweifung ausdrüdlicd zu den 
peinlihen Strafen gerechnet, Im Art. 138 wird von. Todtichlägen ges 
handelt, Die entfchuldige werden entweder nur von peinlicher Strafe, 
oder. von peinlicher und bürgerliher Strafe zufammen. Da mit bürger- 
licher Strafe entfchieden nur die dem Verlegten zu zahlende Privatitrafe 
und Entfhädigung gemeint ift, fo muß unter peinliher Strafe jede 
nicht bürgerliche Strafe in diefem Einne verftanden werden. Nach dem 
Art. 157 in Verbindung mit Art. 168 muß auch die Gefängnißitrafe, 
zu welcher der Dieb bei dem. Kleinen Diebitahle verurtheilt werden foll, 
wenn er nicht im Etande ift, dem Beſchädigten die Bwielpiel zu bezah- 
Ien, als peinlihe Strafe angefehen werden. 
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Verbrechen gefett ift, die Gompetenz der Behörde abhängt, 
Die über dafjelbe zu erkennen hat >). Welche Verbrechen 
peinlich und welche nicht peinlich feien, Tann dabei nur nach 
den in den verfchiedenen Wartieularrechten darüber vorkfoms - 
menden Beitimmungen entfchieden werden. Gin gemeinrecht- 
liches Unterfcheidungsmerfmal des Peinlichen von dem nicht 
Peinlichen kann nicht angenommen werden, da Theils durch 
die Reception des römifchen Rechtes, Theils durch die fort= 
gefchrittene Humanität das Strafenfyftem des älteren ein- 
heimifchen Rechtes, aus welchem der Unterfchied heritammt, 
aufgehoben worden ift. Im Allgemeinen läßt. ſich nur fagen, 
daß in dem einzelnen Lande die ſchwereren Verbrechen pein- 
liche feien, deren Beitrafung nach der Gerichtäverfaffung def- 
felben nur von den oberen QJuftizbehörden erkannt werden 
fann, nicht peinliche die leichteren Verbrechen, über welche 
das Beitrafungsreht den Giviluntergerichten oder wohl aud) 
den Vermwaltungsbehörden zufteht 9). Die Ausdrücke peinlich 


5) Für dieſe Einrichtung fprechen manche Gründe, namentlich Die 
Rückſicht, daß es in den meilten Fällen nicht ohne Nachtheil für den 
guten Ruf und das bürgerliche Fortkommen ijt, bei den eigentlichen 
Griminalgerihten, deren Thätigkeit man fi) hauptfählih auf die Vers 
folgung fehwererer Berbrechen gerichtet denkt, in Unterſuchung zu ges 
rathen. Huch erfordern leichte Straffälle nicht die Förmlichkeit und 
Umftändlichkeit der Behandlung, die bei der Buerkennung fchwererer 
Strafen eintreten muß. Es wäre fait unausführbar oder wenigfteng 
nicht ohne bedeutenden Mehraufwand von Koften möglich, bei leich- 
ten Straffällen die für fihwerere Verbrechen fchlechterdings nothwendige 
Trennung des Unterfuchungsgerichte von dem erfennenden Gerichte und 
collegialifche Befegung Des legteren in Anwendung zu bringen. Natür— 
lich ift damit nicht gejagt, daß es bei leichteren Verbrechen in dem 
Maße fummarifh oder tumultuarifch hergehen dürfe, daß Gefahr von 
ungerechten Berurtheilungen entitehen Fönnte, 

6) Dabei findet in den verfchiedenen Particnlarrehten große Ver« 
fhiedenheit Statt in Anfehung des Strafmarimum, bis zu welchem den 
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und nicht peinlich find aber dem Straffyiteme unferer Beit 
nicht mehr angemeffen; daher pflegt für die fohwereren von 
den DObergerichten zu beftrafenden Verbrechen der Ausdruck 
Griminalverbrechen, für die Jeichteren Verbrechen, deren Bes 
ftrafung von den Giviluntergerichten erfannt wird, der Aus» 
druck Givilverbrechen oder bürgerliche Werbrechen, oder wenn 
einer Verwaltungsbehörde das Beftrafungsrecht zufteht, ein 
von dieſer Behörde hergenommener Ausdruck gebraucht zu 
werden 7). 


2) Die Polizeiverbrechen im Gegenſatze der Criminal: 
verbrechen oder der Verbrechen im eigentlichen Sinne find 
folche Verbrechen, deren Unterfuchung und Beftrafung nicht 
den Zuftizbehörden, fondern den Polizeibehörden zufteht 8). 
Diefe Unterfcheidung ift infofern eine rein formale, als fie 


Giviluntergerichten oder den Verwaltungsbehörden geftattet iſt, Strafe 
zu erfennen. Da es ji) Dabei bloß um die Beitimmung von Come 
petenzverhältniffen und die Drganifation der Behörden in den einzelnen 
Ländern handelt, fo ift es für die Strafrechtöwiffenfhaft von keinem 
weiteren Interefie, auf die betreffenden Beitimmungen der verfchiedenen 
Particularrechte im Einzelnen einzugehen. Vergl. übrigens Mitter- 
maier, die Strafgefeßgebung in ihrer Fortbildung, ©. 223 ff., und 
in Feuerbach's Lehrbuch zu $. 136, Note II. und unten Rote 11. 

7 Berg. Wächter, Lehrbuch $. 107. 

8) Bei dem Gegenfage zwifchen Polizeiverbrehen und Griminal- - 
verbrechen wird diefer letztere Ausdruck freilih in weiterem Sinne ge- 
braucht, als er in der erſten Abtheilung dieſes $. vorgekommen: ift. 
Denn bei diefem Gegenfage begreift er auch die Eivilverbrechen in ſich, 
die dort mit den Polizeiverbrechen zufammen den Gegenfaß der Erimi- 
nalverbrechen in dem Einne, daß peinliche Verbrechen darunter verftans 
den werden, bildeten. Spyftematifch richtiger wäre es vielleicht, den 
Gegenfaß der Polizeiverbrechen Juſtizverbrechen zu nennen, weil jte zur 
Gompetenz der Juftizbehörden gehören. Diefe Suftizverbrechen würden 
alödann in Griminalverbrechen und in Eivilverbrechen eingetheilt werden 
können. 
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nur von der Verfchiedenheit der für Die einzelnen Verbrechen 
zuftändigen Behörden hergenommen ift. Der daraus entites 
hende Begriff der Polizeiverbrechen iſt wefentlich verjchieden 
von dem Begriffe der Polizeiverbrechen im materialen Sinne, 
in welchem fie den Rechtäverbrechen entgegengefegt werden 9). 
Mit diefem Gegenfage wird eine materiale Eintheilung der 
Verbrechen bezeichnet, indem unter Polizeiverbrechen in die— 
fem Sinne Verbrechen verftanden werden, durch welche einer 
ihrem Inhalte nach polizeilichen Vorfchrift zumider gehandelt 
wird; unter Nechtsverbrechen dagegen folche Verbrechen, die 
auf die Verlegung eines, einer phyſiſchen oder moralifchen 
Perfon zuftehenden Nechtes gerichtet find 2%). Dabei ift es 
zwar möglich, daß ein Polizeiverbrechen in Diefem materialen 
Einne auch in formaler Hinficht ein Polizeiverbrechen ift, 
weil e8 zur Gompetenz der Wolizeibehörden gehört; es Fann 
aber auch ein Griminalverbrechen fein, injofern e8 zur Com— 
petenz der Juftizbehörden verwiejen fein Fann. Ebenſo Fann 
ein Rechtsverbrechen ein Polizeiverbrechen in formalem Sinne 
fein, wenn e8 vor die Polizeibehörden gehört, während es 
Griminalverbrechen ift, wenn e8 den Quftizbehörden übermwies 
fen ift. Für das gemeine Hecht kann der formale Unterfchied 
zwifchen Griminalverbrechen und Polizeiverbrechen kaum ge— 
macht werden. Die gemeinrechtlihen Etrafgejege find zwar 
nicht ſämmtlich in der peinlichen Gerichtsordnung enthalten. 
Ein Theil derfelben fteht vielmehr in den fogenannten Po— 
lizeiordnungen, nach welchen die in ihnen bedrohten Hand» 
lungen allenfalls Polizeiverbrechen genannt werden Fönnten. 
Aber die gemeinrechtliche Gefeßgebung hat gar Fein feftes 
Prineip, nach welchem fie einzelner ftrafbaren Handlungen in 


9) Vergl. Wächter, Lehrbuch $. 62 in Verbindung mit $. 107. 
10) Bon den Polizeiverbreihen im materialen Einne wird unten im 
zweiten Gapitel dieſer Abtheilung die Rede fein. 
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ber peinlichen Gerichtsordnung und anderer in den Polizei— 
ordnungen Erwähnung thut, wie fih daraus ergiebt, daß 
mitunter Die nämlichen Handlungen in, beiden Arten von Ges 
fegen mit Strafe bedroht find 11). Keines Falles ift in der 
gemeinrechtlichen Gefegebung daran gedacht, mit der Be- 
Drohung einzelner Handlungen in den Polizeiordnungen das 
Sompetenzverhältniß zwifchen Yuftizbehörden und Polizeibe- 
hörden zu bejtimmen. 

Varticularrechtlich kommt dagegen der Unterſchied zwi— 
ſchen Criminalverbrechen und Polizeiverbrechen in ähnlicher 
Weiſe vor, als der Unterſchied zwiſchen peinlichen und nicht 
peinlichen Verbrechen, indem die Unterſuchung und Beſtra— 
fung mancher Verbrechen nicht den Juftizbehörden, fondern 
den Polizeibehörden überwiefen if. Daß Dabei unter Den 
verfchiedenen Particularrechten Feine Uebereinſtimmung Statt 
findet über die Gränzen zwifchen dieſen verfchiedenen Arten 
der Verbrechen ift leicht begreiflih, da das gemeine Recht 
Feine Grundlage gewährte, auf welcher der Unterfchied eini— 
ger Maßen übereinftimmend hätte ausgebildet werden können. 
In den einzelnen Ländern beſtimmt fich die Gränze nad dem 
Strafmarimum, bis zu welchem es den Polizeibehörden ge= 
ftattet ift, Strafe zu erkennen 12). Darnach kann es kom— 


11) So ift 3. B. Die Gottesläfterung fowohl in der Carolina 
Art. 106 al3 in den Polizeiordnungen von 1530 $. 1, von 1548 und 
von 1577 Zit.1. $.2. mit Strafe bedroht; ebenfo der Ehebruch in der 
Carolina Art. 120. und in der Polizeiordnung von 1577 Tit. 26. $. 2. 
Nach dem weiten Umfange, den der Reichsabſchied von 1551 $. 70 
dem Bwede der Polizeiordnung giebt, daß fie „zur Ausreutung vieler 
unleidliher fträfliher Lafter und ärgerlihen Lebens und zu Pflantzung 
und Aufbauung guter Sitten, Ehrbarkeit und Tugend‘ da fei, könnte 
das gefammte Strafrecht zum Gebiete der Polizei gezogen werden. 

12) In Preuffen find die Gränzen der Criminal», Civil» und 
Polizei » Gerihtöbarfeit im allgemeinen Landreht Theil II. Zit. 17, 
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men, daß eine Handlung in dem einen Lande Polizeiverbre- 
chen ift, die in einem anderen Lande noch unter die Crimi— 
nalverbrechen gerechnet wird. Auch findet unter den verfchier 





$. 10 ff. dahin beitimmt, daß Civil» und Polizeigerichte nicht weiter 
als bis zu 44 Zage Gefängnig oder Strafarbeit oder 5 Thaler Geld⸗ 
ftrafe erkennen dürfen; in Deftereich haben die fogenannten politi» 
ſchen Obrigfeiten die Gerichtsbarkeit über fchwere Polizeiübertretungen, 
und Dürfen bis zu ſechs Monaten Arreft erkennen, fowie auch auf Geld» 
ftrafe, auf Verfall von Waaren, Feilfchaften oder Geräthe, auf Ver— 
luft von Rechten und Befugniffen, auf Förperlihe Büchtigung un) Ab» 
ſchaffung: Gefegbud über ſchwere SPolizeiübertretungen, $. 8 ff.; in 
Bayern dürfen die Polizeibehörden bis zu einmonatliher Detention 
und 50 Gulden Geldftrafe erkennen, vergl. Mittermaier, die Strafe 
gefeggebung in ihrer Fortbildung, ©. 224; im Königreih Sadfen 
geht die Competenz der Polizeibehörden bis zu 8 Wochen Gefängniß, 
Gefeg vom 38. Januar 1835; im Großherzogthum Weimar ift 
durch Gefeg vom 9. April 1839 das Marimum der im Polizei» und 
Verwaltungs» Wege zu verhängenden Etrafen auf drei Monate Gefäng- 
niß und dreißig Ruthenitreihe feitgefegt; in Würtemberg iſt das 
Marimum der Polizeiitrafen verfchieden, je nachdem es höhere oder nie= 
dere Derwaltungsitellen find, welche Diefelben verhängen; die Kreiöres 
gierungen können bis zu ſechs Monaten, die Bezirksämter bis zu acht 
Tagen und die Drtöobrigfeiten bis zu vier Tagen Gefängniß erkennen, 
vergl. Polizeiftrafgefegbuch von 1839, Art. 90— 95; in Hannover 
kann von den Polizeibehörden der Regel nad) nur bis zu 8 Tagen Ges 
fängniß, oder 8 Thaler Gelditrafe erkannt werden, vergl. Oeſterlei, 
über dad Berfahren in Etraffällen in Hannover, ©. 305 in Braum- 
ſchweig geht die polizeiliche Strafgewalt bis zu 14 Tagen Gefängniß 
oder 10 Thaler Gelditrafe; Verordnung vom 3. Februar 1814, $. 30; 
im Großherzogthbume Heffen ift durch eine Verordnung vom‘ 
6. Juni 1832 die gefammte Polizeiftrafgewalt den Stadt» und Land- 
Gerichten und in der Nheinprovinz den Friedensgerichten übermiefen, 
mwodurd aber nicht ausgeſchloſſen ift, Daß gewiſſe Handlungen ald Po- 
lizeivergehen und gewiſſe Strafen ald Polizeiftrafen gelten; vergl. Geſetz 
vom 17. September 1841, die Cinführung des Strafgeſetzbuchs betreffend, 
Art. 23 und 26, 
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denen Particularrechten infofern Werfchiedenheit Statt, als 
in einigen vor die Competenz der Giviluntergerichte verwie- 
fen ift, was in anderen vor die Polizeibehörden gehört 12). 
Es hängt eben Alles von der Weife ab, in welcher in den 
einzelnen Zändern bie Gompetenzverhältniffe der verfchiedenen 
Behörden regulirt find. Keines Falles dürfen die vor bie 
Polizeibehörben verwiefenen Verbrechen als Werwaltungsfa- 
chen angefehen werden, indem vielmehr den Polizeibehörden 
mit der Gompetenz über die Polizeiverbrechen nur ein bes 
ftimmter heil der Griminaljurisdiction übertragen ift, bie 
von ihnen nach denfelben Grundregeln, an welche die Juſtiz⸗ 
behörden gebunden ſind, ausgeübt werden muß. 


g. 21. 
e) Gintheilung in Berbrehen und Vergehen. 


Der Sprachgebrauch unterfcheidet Die ftrafbaren Hands» 
lungen in Verbrechen und Vergehen, je nachdem fie mehr 


12) Nach dem Deftereihifchen Geſetzbuche I. Theil, $. 152 und 
II. Theil, $. 210 gehören 3. B. Diebftähle unter 25 Gulden zu den 
Polizeiübertretungen, während in Preuffen nach Refeript vom 28. Fe⸗ 
bruar 1820 die Unterfuhung und Beftrafung auch der Bleinften Dieb» 
ftähle der Competenz der Gerichte anheimfällt, bei welchen jedoch das 
Berfahren nad) Theil II. Tit. 20. $. 1174 des A.L.R. ein polizeimäßi- 
ges fein muß. Nach dem Bayerifchen Geſetzbuche Art. 379 und 380 
werden einfache Diebitähle unter 5 Gulden polizeilih, Diebitähle bis 
zu 25 Gulden ald Vergehen von den Eivilftrafgerichten, und größere 
Diebftähle ald Verbrechen von den Griminalgerichten beftraft. Ebenfo 
find in Würtemberg, G.B. Art. 321, in Hannover, G.B. Art. 284, 
und in Braunfchweig, G.B. Art. 216 einfache Kleine Diebitähle den 
Polizeibehörden überwiefen, während nah dem Weimarifchen Gefege 
vom 10. April 1839, $. 2, einfache Diebftähle unter 5 Thaler nur von 
der Competenz ber eigentlichen Griminalgerichte ausgenommen und vor 
die Zocalgerichte verwiefen find. 
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oder minder ſchwer zu fein fcheinen !). Für Vergehen pfle- 
gen wohl auch die Ausdrücke Uebertretungen oder Contra— 
venfionen gebraucht zu werden ?). Der damit angedeutete 
Unterfchied zwifchen leichteren und fehwereren Verbrechen muß 
fich natürlich der Sache nach in jeder Gefetgebung infofern 
finden, als für die verfchiedenen Verbrechen verfehiedene Grade . 
der Strafbarfeit anerkannt fein müßten. Den Worten nah . 
wird aber der Unterfchied zwifchen Verbrechen und Wergehen 
in den Quellen des gemeinen Rechtes nicht gemacht 3), fo= 
wie auch in der Sprache der Wiſſenſchaft unter Verbrechen 
ftrafbare Handlungen jeder Art verftanden werden *). Da— 
gegen wird in dem Sprachgebrauche einiger der neuen Geſetz— 
bücher der Ausdruck Verbrechen in einem engeren Sinne ge— 
nommen, indem nur die mit einer bejtimmten höheren Straf- 
art bedroheten Handlungen Darunter begriffen und die mit 
geringeren Strafarten bedroheten Handlungen durch die Aus- 
drüde Uebertretungen oder Vergehen bezeichnet werben °). 


1) Die Ausdrüde Verbrechen und Vergehen entfprechen nicht den 
Ausdrüden crimen und delictum, mit welchen Fein Unterfchied der 
Größe der Verbrechen angedeutet wird; vergl. oben $. 18, Note 17. 
Anders verhält es fi mit der franzöfifchen Eintheilung in crimes und 
deiits, welche der in Verbrechen und Bergehen analog ilt. 

2) Ueber den fonderbaren, aber wohl veralteten Ausdrud „Bes 
günftigung‘ für leichte Verbrechen vergl. Martin, Lehrbuch $. 70, 
Tote 8. 

3) Die in den Quellen am häufigſten vorfommenden Ausdrüde find: 
Verhandlung, Uebelthat, Miffethat, Lafter, ohne daß mit dieſen ver- 
fhiedenen Ausdrüden Unterfchiede der ftrafbaren Handlungen angedeutet 
werden follen. 

4) Vergl. oben $. 14, Note 2. 

5) Nah dem Deftereichifchen G.B. über Verbrechen, $. 9, wer: 
den Verbredhen die Handlungen oder Anterlaffungen genannt, die mit 
Todesſtrafe oder Kerkerftrafe bedroht find und vor die Eriminalgerichte 
gehören; nad) dem Bayerifchen G.B., Art. 2, Diejenigen vorfäglichen 
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An und für fih iſt dieſe Terminologie nur der in Diefen 
Gefeisgebungen angenommene partieularrechtliche Ausdruck für 
den Unterſchied zwifchen peinlichen- Werbrechen, nicht peinli- 
hen Verbrechen und Polizeiverbrechen ®), da fie zufammen- 
hängt mit der Art und Größe der Strafe und der dadurd) 
beftimmten Competenz der Behörden, die über die verfchiede- 
nen Glaffen der ftrafbaren Handlungen zu erkennen haben ?). 


KRechtöverlegungen, die wegen Beichaffenheit und Größe der Uebelthat 
mit ZTodesitrafe, Kettenftrafe, Zuchthaus-, Arbeitshaus-, Feltungs- 
ftrafe, mit Dienftentfegung oder Unfähigkeitserklärung zu allen Würden, 
Staats- und Ehrenämtern verbunden und der Gompetenz der Eriminal« 
gerichte überwiefen find. Die übrigen ftrafbaren Handlungen nennt das 
Deftereichifche G. B. Uebertretungen, und zwar ſchwere Polizeiübertre⸗ 
tungen, diejenigen, die in dem Geſetzbuche über ſchwere Polizeiübertre— 
tungen bedroht ſind und zur Competenz der politiſchen Obrigkeiten ge— 
hören, Uebertretungen ſchlechtweg diejenigen, deren Behandlung und 
Beſtrafung den dazu beſtimmten Behörden nach den darüber vorhande— 
nen Beitimmungen vorbehalten iſt; vergl. die Einleitung zum Defterei- 
chiſchen G.B. über Verbrechen. Nach dem Bayerifhen G. B. find die 
übrigen ftrafbaren Handlungen entweder Vergehen oder Polizeiübertre- 
tungen. Unter Bergehen werten verftanden alle unvorfäßlichen, wie 
aud alle Diejenigen vorfäglichen Nechtöverlegungen, Die wegen ihrer ges 
ringeren Etrafbarfeit mit Gefängniß, körperlicher Büchtigung, Geld» 
ftrafe und anderen geringeren Uebeln geahndet werden und vor die Eivil- 
ftrafgerihte gehören; ‚Polizeiübertretungen werden genannt Handlungen 
oder Unterlaffungen, welche zwar an und für fich felbft Rechte des 
Etaat3 oder eines Unterthand nicht verlegen, aber wegen der Gefahr 
für rechtliche Drdnung und Eicherheit unter Strafe verboten oder ge- 
boten jind, fowie diejenigen geringeren Nechtöverlegungen, die Durch bes 
fondere Gefege den Polizeibehörden zur Unterfuhung und — 
überwieſen find; vergl. Art. 2 und 3. 

6) Bergl. oben $. 20. 

"T) Gegen die in der Bayerifchen Gefeßgebung angenommene Eins 
theilung der ftrafbaren Handlungen in Verbrechen, Vergehen und Po» 
lizeiübertretungen ift viel gefchrieben worden. Vergl. Derfted, Aus— 
führlihe Prüfung des Entwurfs zu einem Strafgeſetzbuche für das 
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Bweckmãßig ſcheint dieſe Terminologie inſofern nicht zu ſein, 
als durch ſie die Gränze zwiſchen Verbrechen, Vergehen und 
Uebertretungen nicht immer nach denſelben Momenten be— 


— — —— — — — — — 


Königreich Bayern, 1823, S. 8. Mittermaier, im neuen Archiv 
des E.R. II. ©. 383 ff., IV. ©. 68 ff., IX. ©. 10 ff. Man wirft 
der Eintheilung in Verbrechen und Vergehen namentlid) vor, Daß es 
an objectiven Gründen fehle, den Unterſchied feitzuftellen. Allein diefer 
Vorwurf betrifft bloß die Ausdrüde, nicht die Eintheilung felbit, da 
mit derfelben eigentlih Nichts Anderes gefagt ift, als daß beitimmte 
Verbrechen mit bejtimmten fehwereren, den fogenannten Berbrechensitra- 
fen, andere mit beftimmten leichteren, den Vergehensitrafen, belegt wer⸗ 
den follen. In diefem Einne muß die Eintheilung der Sache nad) na« 
türlih in allen Gefeßgebungen vorfommen, und die objectiven Gründe 
derfelben find Die nämlichen, aus welchen überhaupt von dem Gefeßgeber 
die größere oder geringere Strafbarfeit der verfihiedenen Verbrechen be— 
ftimmt wird; vrgl. Gönner, im neuen Ardiv des ER. VII. ©. 602 ff. 
Mehr Grund Hat ein anderer der Gintheilung in Verbrechen und in 
Dergehen gemachter Vorwurf, daß fie nämlich zu Gompetenzconflicten 
und zu Verzögerung der Entfcheidung führe. Denn weil für die Vers 
brechen die Griminalgerichte, für die Vergehen die Kiviljtrafgerichte 
eompetent find, und weil fich oft erſt während der Unterfuchung oder 
gar am Schluſſe derfelben herausitellt, ob eine Handlung Verbrechen 
oder Vergehen ſei, kann es fommen, daß Die über einen Fall verhan- 
delten Acten zwifchen diefen verfchiedenen Behörden hinüber und herüber 
geichift werden, wenn fich in der Unterfuchung Umftände ergeben, wel« 
che die Handlung, die zuerſt ald Vergehen angefehen war, ald Verbre— 
hen und alddann wieder ald Vergehen erfcheinen laſſen oder umgekehrt; 
vergl. Mittermaier, im neuen Arhiv, IV. S. 388 — 390. Diefem 
Webelitande könnte indeffen zum größten Theile abgeholfen werden, wenn 
den Griminalgerichten in Fällen, in welchen fie die Unterfuchung wegen 
eines Verbrechens eingeleitet hätten, das fich alsdann ald Vergehen her- 
ausftellte, oder in welden ihnen von den Givilftrafgerichten ein Fall als 
Berbrechen abgegeben würde, in welchem fie nur ein Vergehen erkennen 
fönnten, die Befugniß eingeräumt würde, dad Verfahren wegen Ber» 
gehend fortzufegen und durchzuführen, wie es ja auch Die gemeinrecht« 
liche Lehre ift, daß das Eriminalgericht auch in nicht peinlichen Fallen, 
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ftimmt wird, nach welchen der Sprachgebrauch des Lebens 
hier unterfcheidet. Denn im Sprachgebrauche des Lebens 
wird eine Handlung entweder Verbrechen oder Vergehen ges 
nannt nicht bloß nach den Rückſichten, nach welchen die Art 
und Größe der auf fie gefegten Strafe beitimmt ift, wäh» 
rend nach der Terminologie der Gefege nur die Art und 
Größe der Strafe -über die Benennung entfcheiden kann ®). 
In den meiſten der neueren Geſetzbücher hat man es deß—⸗ 
wegen mit Recht vermieden, zwifchen Verbrechen, Vergehen 
und Yebertretungen einen technifchen Unterfchied zu machen 9), 
obgleich nicht minder in ihnen die Einrichtung getroffen ift, 
daß Die ftrafbaren Handlungen nah Art und Größe der 
auf fie gefegten Strafe vor verfchiedene Behörden verwiefen 








in welchen es die Unterſuchung angefangen, competent bleibt und die 
Sache nicht an den Eivilrihter abzugeben braucht. Vergl. Müller, 
Lehrbuch des teutfchen gemeinen Griminalproceffes, $. 82. 

8) Das ift namentlih der Fall bei den einzelnen Fällen folcher 
ftrafbaren Handlungen, für welche der Sprachgebrauch des Lebens im« 
mer die nämliche Bezeichnung gebraucht, umgeachtet zwifchen ihnen Ber» 
fhiedenheiten Statt finden, nah welden in der Gefeßgebung der eine 
Fall mit Verbrechensftrafen, der andere mit Vergehensitrafen bedroht 
ift. Der Spradgebraud nennt es Diebitahl, ohne einen Unterſchied 
zu machen, ob der Werth des Geftohlenen die Eumme von 5 Gulden- 
nicht überjteigt, oder ob er die Summe von 25 Gulden nicht erreicht, 
oder ob er diefe Summe erreicht oder überfchreitet. Nach dem Geſetze 


, Art. 215, 379 und 380 ift der Diebftahl im erften Falle Polizeiübers 


tretung, im zweiten Falle Vergehen und im dritten Falle Verbrechen, 
während fi) der Sprachgebraud durch den Unterſchied weniger Kreuzer 
nicht beitimmen laffen wird, folche LUnterfchiede zu machen. 

9) In dem MWürtembergifhen G.B. Art. 1, fowie auch in dem 
Großherzoglich Heffifhen G.B. Art. 1, werden zwar bie ftrafbaren 
Handlungen im Allgemeinen Verbrechen oder Vergehen genannt, aber 
ohne weitere Beitimmung des Unterfchieded, der zwifchen ihnen Statt 
findet. 

Luden Strafredht. 1. 14 
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find 10). Es iſt darum nicht gerade nöthig, Daß jede ſtraf— 
bare Handlung nad) diefen Gefeßbüchern Verbrechen genannt 
werde, da ‚diefer Ausdrud allerdings manchen Arten ftraf- 
barer Handlungen nicht angemeſſen ift 11): aber für bie 
rechtliche Auffaffung der einzelnen ftrafbaren. Handlungen wird 
Nichts damit gewonnen, daß man einen Theil derfelben als 
Verbrechen und einen anderen als Vergehen oder Uebertre- 
tungen bezeichnet. 


Zweites Gapitel, 


Begriff und Cintheilungen des Verbrechens in materialer 
Beziehung. 


$. 22. 
Materialer Begriff des Verbrechens. 


Nach feinem materialen Begriffe ift das Werbrechen eine 
Verlegung des Gefetes oder des objectiven Mechtes,- oder 
die Begehung einer verbotenen Handlung '). Denn es Fann 
nicht ohne Grund gefchehen fein, daß gewiſſe Handlungen 

10) E. oben $. 20. 

11) Namentlich pflegt man lieber den Ausdruck Vergehen, Contra— 
vention oder Webertretung bei den Handlungen zu gebrauchen, welche 
Polizeigefegen oder anderen Verwaltungsgefegen zumiderlaufen und im 
Verwaltungswege von den Polizei», Steuer», Forft- Behörden u. f. w. 
oder den Behörden, denen die Befugnis zufteht, Ungehorfams» und 
Difeiplinar » Strafen zu verhängen ($. 38 u. 29), beftraft werden. 

1) Bergl. Abegg, Lehrbuch $. 63. Das Criminalunrecht, ala 
Verlegung des objectiven Rechtes, unterfcheidet fid dadurch von dem 
Givilunvecht, welches nur Verlegung eines fubjectiven Rechtes ift; vergl. 
oben ©. 18, Note 1, Die Verlegung eines fubjeetiven Nechtes ift nur 
Verbrechen, wenn mit ihr zugleich eine Verletzung des objectiven Rechtes 
begangen wird, ſowie auch diefe ohne jene möglich iſt. Vergl. oben 
$. 6 der Einleitung und unten $. 24. 
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durch Die Strafbedrohung für Verbrechen erflärt find. Da 
es unmöglic, ift, daß Jemand die in jeder Strafe enthaltene 
Rechtsentziehung darum erleiden fol, weil er den Geſetzen 
gemäß handelt, fo kann diefer Grund, von welchem bei der 
materialen Definition des Verbrechens auszugehen ift 2), nur 
darin liegen, Daß mit demfelben eine Verlegung des Gefetes 
begangen wird. Die Verlegung eines Geſetzes befteht aber 
Darin, daß eine Handlung begangen wird, Die nach dem 
Willen deffelben nicht begangen werden follte, oder die ver- 
boten war. Das Verbrechen fest deßwegen ein Verbot vor- 
aus, das durch daffelbe übertreten wird. Diefes Verbot ift 
in dem Strafgeſetze ausgefprocdhen, in welchem feine Ueber» 
tretung mit Strafe bedroht if. Man kann darum das Ver—⸗ 
brechen auch als Die Uebertretung eines Strafgefeges Defini- 
ten 2), da mit ihm einem in einem Strafgefege enthaltenen 
Verbote zumider gehandelt wird. Um aber dabei den mate— 
rialen Begriff des Verbrechens rein aufzufaffen, muß man 
das Strafgefes in feine Beftandtheile zerlegen. Denn bei 
jedem Strafgefege find zwei Beitandtheile wohl zu unters 
foheiden: zuvörderft das Werbot, daß eine Handlung began- 
gen werden foll, zweitens die Strafvrohung, die gegen Die 
Uebertretung Defjelben ausgefprochen it. Wenn man Das 
Verbrechen für eine Uebertretung des Strafgefees Definiren 
will, fo ift Elar, dab die Uebertretung nur. auf den eriten 
dieſer Beftandtheile bezogen werden Fann, Der andere Bes» 
ftandtheil des Strafgefeges könnte auf feinen Fal durch das— 
jenige Verbrechen übertreten werden, auf welches fich die 
Strafdrohung bezieht, fondern nur durch ein anderes Ver- 
brechen, das von Demjenigen begangen werden würde, ber 





2) Vergl. oben $. 14. 
3) Wie z. DB. gefwieht von Feuerbach, Lehrbuch $. 1, und 
von Abegg, Lehrbuch $. 63. 
14 * 
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die Strafdrohung in Ausführung zu bringen hätte ?). Beide 
Beftandtheile des Strafgefetes verhalten fich zu einander wie 
Grund und Begründetes: obgleich beide im Strafgefege zu— 
fammen und gleichzeitig zue Erfcheinung Fommen, jo muß 
doch das Werbot von der Strafbedrohung gefondert gedacht 
werden, weil dieſe fonft ohne Grund erlaffen fein würde. 
Eine Handlung kann zwar nicht für ein Verbrechen gelten, 
wenn jie nicht mit Strafe bedroht ift: fie ift aber nicht Ver— 
brechen, -weil fie mit Strafe bedroht ift, fondern fie ift mit 
Strafe bedroht, weil fie Verbrechen ift. Daß eine nicht mit 
"Strafe bedrohte Handlung nicht für ein Verbrechen ange 
fehen werden Fann, hat feinen Grund nur darin, daß ein 
gefegliches Werbot nur unter Androhung einer Strafe gegen 
feine Uebertretung gegeben werden Fann, und daß der Man- 
gel einer Strafdrohung den äußeren Beweis liefert, daß eine 
Handlung nicht verboten fei >). 


$. 23. 
Materiale Eintheilung des Verbrechens. 
1) Im Allgemeinen. 

Eine Handlung ift Verbrechen, weil mit ihr die Ueber- 
tretung eines Verbotes begangen wird. Das materiale Merk- 
mal des Verbrechens ift mithin das Werbotenfein der Hand» 
lung, welche es bildet. Diefes Merkmal befteht in derjeni- 
gen Eigenſchaft er Handlung, vermöge deren fie unter ein 
Verbot füllt und fich als Webertretung deſſelben herausftellt. 


4) B. B. die in dem Strafgefege enthaltene Vorfchrift, daß der 
Diebitahl mit einer gewiffen Strafe belegt werden fol, Eann nicht von 
dem Diebe, fondern nur von dem Richter übertreten werden, der dieſe 
Vorſchrift auszuführen hat. 
5) Damit hängt zufammen, was oben $. 14 über das PVerhältniß 
des formalen Begriffes des Verbrechens zu dem materialen- Begriffe ge- 
fagt worden ift. 
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Materiale Eintheilungen des Verbrechens Fönnen nur info» 
fern gemadht werden, als fich nachweifen läßt, daß Diefes 
Merkmal bei den verfchiedenen Verbrechen in verfchiedener 
Modification vorfommt. Jedes Verbot befteht aber in dem 
Willen des Berbietenden, daß die verbotene Handlung nicht 
begangen werden fol. Werfchiedenheiten des Werbotenfeins 
Fönnen deßwegen nur Statt finden in Anſehung der Hand» 
lungen, die nicht begangen werden follen, und nach der Wer: 
fchiedenheit Diefer Handlungen müſſen mithin Die materialen 
Eintheilungen des Verbrechens gemacht werden. Es läßt 
fi aber darum nicht jagen, daß jedwede Werfchiedenheit der 
verbotenen Handlungen Grund gebe zu einer materialen Ein» 
theilung des Verbrechens in verfchiedene Claſſen. Denn als» 
dann würde e8 fo viele verfohiedene Verbrechensclaſſen geben, 
als es verfchiedene Verbrechen giebt, da fich das eine Ver— 
brechen von dem anderen gerade dadurch unterfcheidet, daß 
mit dem einen eine andere verbotene Handlung als mit dem 
anderen begangen wird. Vielmehr können Eintheilungen des 
Verbrechens in verfchiedene Glaffen nur gemacht werden zwis 
fohen folchen verbotenen Handlungen, zwifchen welchen eine 
Berfohiedenheit des Grundes, aus welchen fie verboten wor— 
den find, Statt findet. Man kann zwar in gewifjer Bezie- 
hung fagen, daß alle Verbrechen einen gemeinfamen Grund 
haben, aus welchem fie verboten find, nämlich die Verlegung 
der rechtlichen oder bürgerlichen Ordnung, .die mit ihnen be= 
gangen wird, da der Gefeßgeber eine Handlung nur darum 
verboten haben kann, weil fte ihn diefer Ordnung zu wider: 
ftreiten fohien. Uber es ift Dabei nur fcheinbar und liegt 
nur im Ausdrude, daß ſämmtliche Verbrechen aus dem näm— 
lihen Grunde verboten feien. Wenn eine wirkliche Gemein- 
famfeit dieſes Grundes für fämmtliche Verbrechen vorhanden 
wäre, fo müßten ſämmtliche verbotenen Handlungen die näm— 
lichen Merkmale miteinander gemein haben, da auf. jeden 
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Fall die Merkmale der verbotenen Handlungen der Grund 
gewefen find, aus welchem fie verboten find. Wenn aber ein 
Theil der verbotenen Handlungen Merkmale hat, die ein an= 
derer Theil derfelben nicht hat, fo muß Diefer Grund noth— | 
wendig verfchieden gemwefen fein. Nach einer ſolchen Ber» 
fchiedenheit der Merkmale müſſen aber fämmtliche Verbrechen 
in zwei Glaffen eingetheilt werden. Die in die eine Glafle 
gehörigen Verbrechen haben miteinander das Merkmal ge⸗ 
mein, daß ſie auf eine Verletzung ſubjectiver Rechte gerichtet 
ſind, während die in die andere Claſſe gehörigen Verbrechen 
ſich von ihnen dadurch unterſcheiden, daß ſie dieſes Merkmal 
nicht haben. Durch dieſe Verſchiedenheit des Grundes, aus 
welchem ſie verboten ſind, entſteht aber die Verſchiedenheit 
des Verbotenſeins der verbrecheriſchen Handlungen, von wel« 
chen die materiale Eintheilung des Verbrechens herzunehmen 
ift. Dagegen gehören Handlungen, welche, weil fie aus 
dem nämlichen Grunde verboten find, die nämlichen Merk 
male miteinander gemein haben, und fich nur durch Die vers 
fchiedenen Modificationen, in welchen diefelben bei ihnen 
vorkommen, von einander unterfcheiden, in eine Claſſe, da 
Durch Diefe verfchiedenen Modificationen die Gemeinſamkeit 
ihrer Merkinale nicht aufgehoben und alfo Feine verfchiedene 
Modification Des Werbotenfeins begründet wird !). Die eins 
zelnen in eine Claſſe gehörigen Verbrechen müffen zwar nad) 
Diefen verfchiedenen Modificationen von einander unterfchies 

1) Die verjihiedenen Modificationen, die bier gemeint find, ent» 
ftehen durch die Verfchiedenheit Der Rechte, auf Deren Verlegung die 
einzelnen Verbrechen gerichtet ſind. Man kann Verbrechen gegen Leben, 
Geſundheit, Freiheit, Eigenthum u. ſ. w. unterſcheiden, während doch 
alle dieſe Verbrechen das Merkmal der Richtung auf eine Rechtsver— 
letzung miteinander gemein haben. Dieſes Merkmal erſcheint aber in 


verſchiedener Modification, je nachdem es ſich auf dieſes oder jenes be— 
ſtimmte Recht. bezieht. 
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den werden, da durch dDiefelben auch bedeutende Modiftcatio- 
nen der Strafbarfeit begründet fein Fönnen: aber dieſe Uns 
terſcheidung iſt Feine eigentliche ſämmtliche Verbrechen ums» 
fajjende Eintheilung, und es müßte zu Eintheilungen ohne 
Ende führen, wenn man biefelbe in die Form von Einthei« 
lungen einkleiden wollte 2). 


6. 24. 
2) Materiale Gintheilung des Verbrechens in Rechts— 
verbrechen und in Gefegesverbreden. 

Die beiden Glaffen, in welche fich alle Verbrechen nach 
der Verſchiedenheit des Grundes, aus welchem fie verbo- 
ten find, -eintheilen laffen, werden paflend Durch die Aus— 
drüde Rechtsverbrechen und Gefetscäverbrechen bezeichnet 1). 





2) Eine folche Unterfcheidung iſt vielmehr nur eine Aufzählung der 
in eine Glaffe gehörigen Arten und Fälle, wie die Logiker jagen, eine 
partitio, Peine divisio. Im Allgemeinen ift es auch nicht herfömmlich, 
Eintheilungen der Verbrechen zu machen nach der Verſchiedenheit der 
Rechte, auf deren Derlegung dieſelben gerichtet find. Nur eine dar« 
auf gegründete Eintheilung findet fih fait in allen Lehrbüchern, ins 
dem man die Verbrechen in Staatöverbreden und in Privatverbredhen 
eintheilt, je nachdem Nechte des Staates oder der Privatperfonen durch 
diefelben verlegt werden. Wenn man aber aus dem Unterſchiede zwi 
jhen Staatsverbrehen und Privatverbrechen eine wirkliche Eintheilung 
macht, Die fi auf alle Verbrechen beziehen fol, kommt man in die 
Berlegenheit, zu den Staatäverbrehen alle Verbrechen rechnen zu müſ— 
fen, durch welche Eeine Privatperfon verlegt wird, und alsdann bei 
vielen Staatöverbrechen Fein anderes Recht des Staates, das durch fie 
verlegt wird, nachweijen zu können, ald das Recht auf Gehorjam ge— 
gen feine Geſetze. Damit geht aber die Eintheilung wieder verloren, da 
diefes Necht auch durch die Privatverbrechen in gleicher Weiſe verlegt 
wird; vergl. Darüber unten $. 24 und 25. 

1) Feuerbach, Lehrbud $. 22, Grolman, Grundfape $. 27, 
und Shaffrath, Grundwiſſenſchaft $. 226, jegen den Rechtsverbre⸗ 
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Die Mechtsverbrechen find verboten, weil fie auf Die Vers 
legung fubjectiver Rechte gerichtet find, die Gefegesverbres 
hen, weil fie in anderer Beziehung der rechtlichen Drdnung 
zuwider laufen. Won beiden Glaffen läßt ſich zwar gleich» 
mäßig fagen, daß fie der rechtlihen Ordnung widerjprechen, 
da fie außerdem nicht von dem objectiven Wechte verboten 
fein würden: aber bei Handlungen, die verboten find, ohne 
auf die Verlegung fremder Rechte gerichtet zu fein, ift Der 
Grund des Verbotenfeins jedes Falles ein anderer als bei 
ben Handlungen, die eine folche rechtöverlegende Richtung 
enthalten ?). Das Merkmal der Wechtsverbrechen iſt ihre 


hen, für welde auch die Ausdrüde Verbrechen im engeren Einne oder 
unmittelbar bürgerliche Verbrechen gebraucht werden, die Polizeiverbre- 
hen entgegen. Der Ausdrud Gefegesverbrechen fcheint aber angemeife- 
ner, da nad dem hergebrachten, freilich ziemlich ſchwankenden Begriffe 
der Polizei Feines Falles alle Verbrechen, die nit Rechtsverbrechen 
find, ald Verbrechen gegen die Polizei angefehen werden’ können; vergl. 
‚darüber unten $, 26, und meine Abhandlungen II. ©. 173 ff. 

2) Feuerbach und Grolman a. a. D. fprechen zwar auch bei 
den Polizeiverbrechen von einer Nechtöverlegung, Die mit ihnen an» 
gethan werde, nämlich dem Etaate, der in dem ihm zufjtehenden Rechte 
auf Gehorfam gegen feine Polizeigefege verlegt werde, Allein Diefes 
Recht auf Gehorfam iſt nicht der Grund, aus welchem die Polizeiver— 
brechen verboten find, fondern folgt erit aus dem Berbotenfein derfelben, 
und jteht Dem Etaate ohne Zweifel in der nämlichen Weiſe zu bin« 
fichtlic) der Verbote, Die durch die Nechtöverbrechen übertreten werden. 
Wäre die Verlegung dieſes Nechtes auf Gehorfam der Grund, aus 
welchem die Berbrechen beftraft werden, fo müßten alle Verbrechen 
gleich ftrafbar fein, Da dieſes Recht Durch jedes Verbrechen in gleicher 
Weife verlegt wird; vergl. meine Abhandlungen a. a. D. ©. 169. 
Schaffrath a. a. D. fept das Wefen der Polizeiverbrechen darein, 
daß Durch fie ein öffentliches Necht der Staatsgewalt als folcher, öffent» 
lihe Sicherheit, Etaatd- und Nechts-Ordnung, Neligiofität und Sitt- 
lichkeit verlegt oder gefährdet werde, während Durch die Rechtsver— 
brechen ein Privatrecht des Ginzelnen oder des Etaates verlegt werde. 
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Richtung auf die Verlegung fubjectiver Rechte, der Gefeges- 
verbrechen ihre Richtung auf eine fonftige Verlegung der 
rechtlichen Ordnung, nach welcher auch andere als auf die 
Verlegung fubjectiver Rechte gerichtete Handlungen verboten 
find. Welche Handlungen Rechtsverbrechen feien, hängt von 
den fubjectiven Rechten ab, deren Dafein überhaupt von dem 
objectiven Rechte anerkannt wird. Denn in jedem Diefer 
Rechte ift von ſelbſt das Verbot folder Handlungen enthal« 
ten, die auf feine Verlegung gerichtet find, und ein fub- 
jeetive8 Recht würde gar nicht als folches anerkannt fein, 
wenn die auf feine Verlegung gerichtete Handlung nicht vers 
boten wäre. Welche Handlungen Gefegesverbrechen feien, be» 
ftimmt ſich nach der im Uebrigen von dem objectiven Rechte 
aufgeftellten rechtlichen Drdnung, da jede Diefer Ordnung 
zuwiderlaufende Handlung verboten fein muß, und da aus 
dem Nichtverbotenfein einer Handlung von felbit folgt, daß 
fie dieſer Ordnung nicht widerftreite. Es laſſen fich zwar 
verfchiedenartige Beziehungen und Rüdfichten unterfcheiden, 
nach welchen Handlungen, Die nicht auf eine Verlegung fub- 
jeetiver Rechte gerichtet find, von dem objectiven Rechte ver— 
boten find, indem namentlich Verbrechen gegen die polizei= 
lihe Ordnung, Verbrechen gegen Die Firchliche und religiofe 
Ordnung und Verbrechen gegen Die Ordnung gewiffer von 
den Gefegen auferlegten allgemeiner Staatsbürgerpflichten 
und fpecieller Dienftpflichten ünterfchieden werben Fönnen 2): 
aber durch dieſe verfchiedenartigen Rückſichten wird nicht aus» 


Allein es ift fehr gezwungen, das Recht des Staates auf feine Eriftenz 
und Verfaſſung für ein Privatrecht auszugeben, weil es dem Privat- 
rechte des Einzelnen auf Leben und Gefundheit correfpondire, während 
z. DB. Das Recht des Staates, dab Niemand Unzucht treibe, ein öffent- 
lihe3 Recht fein fol. 

3) Bon den durd) dieſe verfchiedenartigen Nüdfichten bedingten ein- 
zelnen Arten der Geſetzesverbrechen tft unten, $. 26 ff. Die Rebe. 
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geſchloſſen, daß die nach der einen oder anderen verbotenen 
Handlungen in eine Claſſe zuſammengeſtellt werden können. 
Denn alle haben mit einander das Merkmal gemein, daß 
mit ihnen einer geſetzlichen Verpflichtung zuwider gehandelt 
wird, ohne daß eine Richtung auf die Verletzung ſubjectiver 
Rechte in ihnen enthalten it. Da ein rechtliches Werbot 
nicht denkbar ift ohne Strafdrohung gegen feine Uebertre« 
tung ?), fo kann zwar nur aus der Strafgefeßgebung er« 
Fannt werden, welche Anforderungen fowohl aus Rückſicht 
auf fubjertive Rechte, als auch im Uebrigen von dem obfecti« 
ven Wechte an das Benehmen der Menfchen ‚gemacht werden: 
aber die Strafbedrohung giebt dem Verbrechen nur fein for« 
males Merfmal der Strafbarkeit, bei welchem das materiale 
Merkmal deifelben, nämlich das Verbotenfein der mit Strafe 
bedrohten Handlung vorausgefegt iſt. 


8. 25. 
Ginzelne Arten der Rechtsverbrechen. 


Staatsverbreben und Privatverbreden. 


Da die Daritellung der einzelnen Arten der Rechtsver— 
| brechen dem bejonderen Theile der Strafrechtswiffenfchaft ans 
gehört, fo Fann e8 hier nur auf eine allgemeine Ueberficht 
derfelben anfommen. Im Allgemeinen werden die einzelnen 
Arten dir Wechtsverbrechen beftimmt durch die Werfchieden- 
heit der Nechte, auf deren Verletzung fie gerichtet find ). 
Dabei Fann jedoch aud die Verfchiedenheit der Handlung, 
die in diefer Wichtung unternommen wird, auf Die Beitim« 
‚mung der Urt des Verbrechens von Einfluß fein, indem nad) 


4) Bergl. oben $. 4 der Ginleitung. 

1) Es iſt ſchon $. 23, Note 2 beinerft worden, daß es fich hier 
nur um eine Aufzählung der einzelnen in eine Claſſe gehörigen Arten 
und nicht von einer eigentlichen Gintheilung handelt. 
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diefer Werfchiedenheit gegen das nämliche Recht verfchieden- 
artige Verbrechen begangen werden können. Nach der Ber 
fchiedenheit der Wechte, auf deren Verlegung fie gerichtet - 
find, Eönnen die Rechtsverbrechen in Staatöverbrechen und 
in Privatverbrechen unterfohieden werden, je nachdem dieſe 
Rechte der moralifchen Perfon des Staates oder Privatper- 
fonen zuftehen 2). In einem gewiffen Sinne find zwar auch 
bie Privatverbrechen Staatsverbrechen, infofern nämlich Durch 
fie das Mecht auf Gehorfam verlegt wird, Das dem Staate 
ohne Bweifel in Beziehung auf alle feine Werbote gleich— 
mäßig zufteht. Aber die Verlegung dieſes Rechtes auf Ge- 
horſam ift nicht der Grund, aus welchen die verbrecherifchen 
Handlungen verboten find, und kann daher Nichts dazu beis 
tragen, den Charakter eines Werbrechens zu beftimmen ?). 
Keines Falles Fann durch den Umftand, Daß diefe Verlegung 
mit allen Verbrechen gleichmäßig begangen wird, der Unter: 
fchied aufgehoben werden, Daß ein Theil der Verbrechen au— 
Berdem gegen Rechte des Staates, ein anderer gegen Rechte 
der Privatperfonen gerichtet if. Won den Staatsverbrechen 
können wieder mehrere Arten unterfchieden werden, je nach» 
dem Die Wechte des Staates, auf deren Verlegung fie ges 
richtet find, verjchieden find. Das wichtigfte Recht, das der 
Staat hat, ift das Necht auf feine Exiſtenz und Integrität, 
ſowohl Hinfichtlich feiner dermaligen Verfaſſung, ala auch des 
zu ihm gehörigen Gebietes. Davon verfchieden it das Recht 
der einzelnen Staatsbeamten auf ungehinderte Ausübung der 
verfihiedenen Zweige der Staatsgewalt, für welche fie ans 


2) Daß diefe Unterfcheidung eine ganz andere Bedeutung hat als 
die $. 18 erwähnte Cintheilung in delicta publica und privata ergiebt 
fih von felbit. Für Staatöverbrechen wird fehr häufig auch der Aus⸗ 
drud öffentliche Verbrechen gebraudt. 

3) Bergk $. 24, Wote 2. 
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geftellt find, indem auch dieſes Recht als ein dem Staate felbft 
zuftehendes anzufehen ift, da Die Beamten in ihrer Function 
nur als feine Wepräfentanten erfcheinen. Endlich können dem 
Staate nußbare Regalien und Wermögensrechte aller Art 
zuftehen. Darnad) können unterfchieden werden Staatöver- 
brechen im engiten Sinne, die gegen Eriftenz und Integrität 
des Staates gerichtet find, im weiteren Sinne, Die gegen 
die ungehinderte Ausübung der Staatsgewalt, im weiteften 
Sinne, die gegen nutzbare Regalien und Wermögensrechte 
des Staates gerichtet find *). Ebenſo können die Privats 


4) Die Unterſcheidung in Staatöverbredhen und in Privatverbre- 
hen wird übrigens nicyt von Allen in gleichem Sinne und Umfange ges 
braucht. Manche, 3. B. Martin, beziehen Die Eintheilung auf alle 
Verbred,en, jo daß jedes Verbrechen entweder ein Staatöverbrechen 
oder ein Privatverbrechen ift, nur mit der Modification, daß fie einigen 
Verbrechen eine gemifchte Natur zufchreiben, vermöge deren fie Staats— 
und Privat» Berbrechen zugleich ſeien. Darnach find alle Verbrechen 
Ctaatöverbrechen, durch welche Fein Cinzelner in einem Nechte verlegt 
wird, 3. B. aud die Polizeiverbrechen, wobei man alsdann genöthigt 
ift, das Recht auf Gehorfam gegen die Gefege zu Hülfe zu nehmen, 
um eine Rechtöverlegung gegen den Staat herauszubringen; vergl. oben 
$. 24, Note 2. Andere, 5. B. Feuerbach, beziehen die Gintheilung 
in Staats» und Privat » Verbrechen, wie es auch bier gefchehen, nur 
auf die Nechtöverbrechen, fo daß nicht allein Die Polizeiverbrechen, ſon— 
dern auch Die Verbrechen gegen den Beamtendienſt nicht Darunter be— 
griffen werden. Andere, z.B. Grolman, machen eine Dreigliederige 
Eintheilung der Nechtsverbreden, in Berbrechen gegen Die Rechte ein- 
zelner Individuen, in gemeingefährlihe Verbrechen, und in Verbrechen 
gegen den Staat, zu welchen verfchiedenen Verbrechensarten alddann 
die Polizeiverbrechen den Gegenfag bilden. Henke jtellt in feinem 
Handbuche drei Elaffen von Verbrechen auf, Privatverbrechen, Etaats- 
verbrechen und Verbrechen gegen Das Gemeinwejen; Abegg unter 
fcheidet im Allgemeinen ebenfalls drei Glaffen, Privatverbrechen, Ver— 
brechen gegen das Gemeinwejen, gegen den Staat und deſſen Hoheits- 
rechte, und Verbrechen gegen Sitte und Religion, woneben indefjen 
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verbrechen nach der WBerfchiedenheit der Rechte, auf deren 
Verletzung fie gerichtet find, unterfchieden werden. Man 
Fann Verbrechen gegen Leben, Gefundheit, Freiheit, Ehre, 
Familienrechte, Wermögensrechte und andere erworbene Rechte 
unterfcheiden. Auch giebt es Verbrechen, die gegen mehrere 
diefer Rechte zufammen 5), oder zugleich gegen Rechte des 
Staates und der Privatperfonen gerichtet fein können °), 
Die Art der Handlung, die in ber rechtöverlegenden Rich— 
tung unternommen wurde, Fommt dabei infofern in Betracht, 
als Theils der beitimmte Zweck, den der Handelnde duch 
die Rechtöverlegung erreichen wollte, Theils Die äußere Form 
der Handlung dazu beitragen können, die Art des Werbres 
chens zu beſtimmen. Diefe Rüdfichten find zwar nicht bei 
allen Rechtsverbrechen für bie Beitimmung der Art des Ver- 
brechens entfcheidend, indem dieſelbe bei manchen bloß durch 
die Art des Mechtes beftimmt wird, auf deſſen Verlegung 


— — 





noch eine beſondere Claſſe der ſogenannten formalen Verbrechen aufge⸗ 
ſtellt wird, von welchen in dieſem $. Note 11 noch die Rede fein wird. 
Sn anderen Kehrbüchern, 3. B. bei Wächter, Heffter und Mare 
zoll, ift die Eintheilung oder Unterfeheidung in Staats- und Privat- 
verbrechen ganz vermieden worden. Nöthig ift ed allerdings nicht und 
nicht einmal ziwedmäßig, Diefe Unterfcheidung der Darftellung der ein- 
zelnen Verbrechen zu Grunde zu legen, da eine leichte und natürliche 
Stellung und Ueberficht derfelben nicht damit gewonnen wird. Daher 
ift auch zweckmäßiger Weife in dem Sächſiſchen, Hannoverſchen und 
Großherzoglich Heffifchen Geſetzbuche dieſe Unterfcheidung bei der Auf- 
zählung der einzelnen Verbrechen nicht beobachtet, während fie fi in 
den übrigen neuen Gefegbüchern, obgleich nicht in allen in der nämlichen 
Bedeutung und in gleichem Umfange allerdings findet. 

5) ®. B. Brandſtiftung, die gegen Leben und Eigenthum zugleich 
geht. 

6) Z. B. Münzfälſchung, mit welcher eine Verletzung des Münz- 
regals und zugleich auch der Vermögensrechte des Einzelnen begangen 
wird. J 
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die Handlung gerichtet ift 7): aber bei anderen ift es für 
Begriff und Art des Verbrechens, fo wie für die Größe 
der Strafe von großer Bedeutung, welchen Bmwed der Hans 
deinde duch die Wechtsverlegung erreichen wollte 8), und 
welche Form der Handlung er ſich zur Hervorbringung der 
Rechtöverlegung bediente 9). Es wird dadurch nicht aufge- 
hoben, daß bei allen Rechtsverbrechen Die Richtung auf Die 
Rechtsverlegung der Grund it, aus welchem fie verboten 
find. Denn der mit der Wechtsverlegung beabfichtigte Zweck, 
durch welchen Die Art des Verbrechens bejtimmt wird, ift 
Dabei nicht an und für ſich firafbar, fondern kommt nur in 
Betracht, weil er Durch die Mechtsverlegung erreicht werden 
follte 1%), und ebenfo hat die Form der Handlung Feine 
ſelbſtſtändige ftrafrschtliche Bedeutung, fondern nur infofern 
fie zur SHervorbringung einer Wechtöverlegung angewendet 

7) Z. B. bei Verbrechen gegen die Verfaffung und Integrität des 
Staates macht e3 keinen Unterſchied, ob der Verbrecher ſich ſelbſt oder 
einen Anderen in den Beſitz der höchſten Staatsgewalt verſetzen wollte, 
oder ob er, indem er etwa beſtochen war, peeuniären Vortheil beabſich— 
tigte; ebenſo bei Verbrechen gegen das Leben, ob der Verbrecher den 
Getödteten beerben oder ob er ſeine Rache befriedigen wollte. 

8) Z. B. die Abſicht, ſich mit der Sache zu bereichern, charakte⸗ 
riſirt die Entziehung fremdes Eigenthumes als Diebitahl, während dieſe 
Entziehung nur Selbſthülfe iſt, wenn ſie in der Abſicht geſchieht, ſich 
die Zahlung einer Forderung zu ſichern. 

9) Z. B. die Hinwegnahme aus fremder Detention macht Die ge— 
winnfüchtige Gigenthumsentziehung zum Diebftahle, während dieſe Ent» 
ziehung ohne Detentionsverlegung nur Unterſchlagung iſt. | 

10) Etwas Anderes iſt ed, wenn dieſer Zweck felbft auf ein Ber- 
brechen gerichtet ift, indem durch Die eine Rechtsverletzung eine andere 
hervorgebracht werden foll, 3. B. wenn durch Branditiftung eine Re— 
volution zum Ausbruch gebracht werben fol. In einem folden Falle 
find zwei Verbrechen vorhanden, deren jedes Durch die Art des Rechtes 
beftimmt wird, auf defien Verlegung die Handlung gerichtet war. 
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worden war 11). Dagegen Fönnen der Zweck, der durch Die 
Rechtsverletzung erreicht werden follte, und die Form der 
Handlung, die dazu angewendet war, als Momente für Die 
Beſtimmung der Größe der Strafbarkeit in Betracht kom— 
men, infofern Daraus eine mehr oder minder gefährliche oder 
energifhe Richtung auf die Hervorbringung der Rechtsver—⸗ 
legung erkannt werden kann 12). — 


EG 3 — — 


11) Man ſtellt häufig eine beſondere Claſſe formaler Verbrechen 
auf, der man die Claſſe der materialen Verbrechen gegenüber ſetzt. 
Formale Verbrechen nennt man diejenigen, die ohne Rückſicht auf einen 
beſtimmten Gegenſtand des Angriffs lediglich durch die Form der Hand⸗ 
lung beſtimmt werden, materiale Verbrechen Diejenigen, Die ein beftimm- 
tes Object Ter Verlegung haben, mit deſſen Bezeichnung Die Art des 
Verbrechens bejtimmt ſei; vergl. Abegg, Lehrbuch $. 184 und 211. 
Bu den formalen Verbrechen verhnet man Fälſchung, weil der Begriff 
dieſes Verbrechens nicht Durch die Verſchiedenheit der gefälfchten Gegen» 
ftände verändert werde, und Gewaltthätigfeit, Die in Der verfchieden- 
artigjten Richtung, z. B. als Nothzucht, Entführung, Raub, begangen 
werden könne, chne DaB der Begriff ter Gewaltthätigkeit davon be- 
teoffen. werde. Allein es it weder Fälſchung noch Gewaltthätigkeit 
denkbar, ohne einen beſtimmten Gegenitand, an welchen, und eine be- 
ftimmte Richtung, in welcher diefe HandInngen begangen werden. Wenn 
man auch die Falfhung von Münzen und die Falfchung eines Reife 
pafjes in gleicher Weife Fälſchung nennen kann, jo find es doch ganz 
verfchiedenartige Verbrechen, und die Fälſchung Hat Dabei Feine felbft- 
ftändige Bedeutung, fondern nur ald Weife, ein Verbrechen zu begehen. 
Berge. meine Abhandlungen, 11. ©. 155 ff., und Abegg, $. 211 
u. 212. 

12) So kann z. DB. bei Eigenthumsentziehungen die gewinnfüchtige 
Abſicht als die gefährlichere Richtung gegen fremdes Eigenihum, ferner 
die Form der Handlung, die Hinwegnahme aus fremder Detention, 
und die Ueberwindung befonderer Hinderniffe, etwa durch Einfteigen 
oder Einbrechen, als die energifchere Richtung, auf die Beitimmung 
der Strafgröße von Einfluß fein, kei Tödtungen Die mehr oder min- 
der gefährliche Form Der Begehung, ob Durch Gift oder auf andere 
Weife, ' 
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$. 26. 
Einzelne Arten der Gefegesverbreden. 
1) Polizeiverbreden. 


Polizeiverbrechen in dem hier zu betrachtenden materias 
len Sinne find ſolche Verbrechen, Durch welche einem feinem 
Inhalte nach polizeilichen Verbote zuwider gehandelt wird. 
Das Wort Polizei hat eine doppelte Bedeutung: Theils be» 
deutet e8 die polizeiliche Drdnung, die von den SPolizeis 
gefegen aufgeftellt wird, Theils die im Staate eingerichteten 
polizeilichen Behörden. Den Polizeiverbrechen im materialon 
Sinne liegt die erftere Bedeutung der Polizei zu Grunde, 
während die Polizeiverbrechen im formalen Sinne nad) der 
- anderen Bedeutung beftimmt werden !). Die Polizeiverbres 
chen im materialen Sinne müßten durchaus mit den Polizeis 
verbrehen im formalen Sinne zufammenfallen, wenn bie 
Competenz der Polizeibehörden fich vollftändig und ausfchließs 
lich auf Unterfuchung und Beitrafung von Uebertretungen po— 
lizeilicher Vorſchriften erſtreckte. Ob aber ein Verbot poli— 
zeilichen Inhaltes fei, Fann nicht nach der Behörde beſtimmt 
werden, Die für Die Uebertretung deſſelben compefent ift. 
Denn wenn e8 überhaupt einen beftimmten Begriff von po— 
lizeilicher Ordnung giebt, fo Fann ein nach demfelben poli= 
zeiliches Verbot feine Eigenfohaft als folches nicht dadurch 
verlieren, daß die Competenz über feine Uebertretung einer 
nicht polizeilichen Behörde zugemwiefen ift, ſowie umgekehrt 
ein nad jenem Begriffe nicht polizeiliches Verbot nicht da— 
durch zum polizeilichen werben kann, daß eine Polizeibehör- 
be für feine Uebertretung competent iſt. Der Begriff der 
polizeilichen Verbote und mithin der Polizeiverbrechen im 


1) ©. oben $. 20, Wr. 2. 
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materialen Sinne Fann vielmehr nur nad) dem Grunde be— 
ftimmt werden, aus welchem fie erlaffen find, „indem alle 
Verbote, die aus anderem Grunde als aus Rückſicht auf die 
polizeiliche Ordnung erlaflen find, darum nicht für polizeis 
liche gelten Eönnen., Die polizeiliche Ordnung befteht aber 
in der allgemeinen Bucht und Ordnung, deren Beobachtung 
das fichere, anftändige und gedeihliche Beieinanderleben der 
Menfchen erfordert, deren Michtbeobachtung eine Gefährdung 
und Störung deijelben zu begründen fcheint 2). Was die 
polizeiliche Ordnung von der Handlungsweife der Menfchen 
verlangt, ift in den SPolizeigefegen ausgefprochen, deren 
Webertretungen die Polizeiverbrechen im materialen Sinne 
bilden; im Allgemeinen Fann man Verbrechen gegen Die 


— 





2) Ueber die Begriffsbeſtimmung der Polizei herrſcht bekanntlich 
unter den Publiciften große AUnbeftimmtheit, und man bat fchon die 
Dröglichkeit bezweifelt, Daß überhaupt ein beitimmter Begriff aufgeftellt 
werden könne; vergl. Schmid, Lehrbuch des Staatsrechts, $. 96, 
Note **; Böpfl, Grundfäge des Staatsrechts, $. 141; Zachariä, 
deutfches Staats- und Bundesrecht, $. 158 ff. Indeſſen betrifft die 
Unbeftimmtheit weniger die Anforderungen, Die aus Rüdfiht auf die 
polizeiliche Ordnung an die Handlungsweife des Ginzelnen gemacht wer- 
den, als vielmehr die Frage, die eigentlich auf einen Wortftreit hinaus« 
läuft, ob gewiſſe Functionen Der Etaatögewalt, 3. B. die Eorge für 
Unterriht, Cultus, Handel, öffentlihe Arbeiten, Die Ausübung der 
freiwilligen Gerichtöbarkeit und Aehnliches ald Ausflüſſe der Polizeis 
hoheit anzuſehen ſeien. In Anſehung der von den Einzelnen zu beob—⸗ 
achtenden polizeilichen Ordnung ift von jeher die im Texte angedeutete 
Nüdfiht der allgemeine Gefichtöpunct gewefen, nad welchem fowohl 
in den Neichspolizeiordnungen von 1530, 1548 und 1577 als in allen 
particularen Polizeiordnungen gewiffe Handlungen verboten worden find, 
Daß aber in dem SPolizeigefegen mitunter Handlungen verboten find,. Die 


unter einen anderen Gefichtäpunct fallen, it ſchon $. 20, Rote 11 be- 
merkt worden. 


Luden Strafrecht. I. 15 


214 Zweiter Abfchnitt. Erfte Abtheilung. 


Sittenpolizei ?), gegen die Sicherheitspolizei 1) umd gegen 
bie Wohlfahrtspolizei 5) unterfcheiden. Ein großer Theil 
Diefer Polizeiverbrechen ift particularrechtlich zugleich Polizeis 
verbrechen in formalem Sinne, oder auch Givilverbrechen, 
während Diejenigen, deren Etrafe Das der Competenz der Po— 
lizeibehörden oder der Giviluntergerichte eingeräumte Straf» 
marimum überfteigt, zu den Griminalverbrechen gehören ®). 

Tach der angegebenen Beitimmung unterfcheiden fich von 
den Polizeiverbrechen nicht allein die auf die Werletung be— 
ftimmter fubjectiver Nechte gerichteten Rechtsverbrechen, fon» 
dern auch Die übrigen Arten der Gefeesverbrechen, naments 
lich die Verbrechen gegen die Firchliche und religiofe Drd» 
nung, die Verbrechen gegen die Drdnung gewiſſer allgemei- 
ner Staatsbürgerpflichten, in welchen in beftimmten Fällen 
die Verbindlichkeit zu einem pofitiven Handeln auferlegt wird, 
und die Verbrechen gegen Die Ordnung des Beamtendienftes, 
da die Verbote, welche durch Diefe Werbrechen übertreten 
werden, nicht in der angedeuteten allgemeinen Gefährdung 
und Störung des Beieinanderlebens, fondern in einer fpes 
cielleren Wückficht ihren Grund haben. 


6. 27, 
2) Verbrechen gegen die Firhliche und religiofe Drdnung. 
Die Firchliche und religiofe Ordnung befteht in der von 
der Kirche aufgeftellten Ordnung der verfchiedenen Firchlichen 








3) Hierher gehören namentlich die Fleifchesverbrechen, fomweit nicht 
eine Nechtöverlegung, wie bei der Nothzucht, oder eine Verlegung der 
Birchlihen Ordnung, wie bei dem Ehebruche, in ihnen enthalten ift. 

4) 3. DB. verbotenes Waffentragen, verbotene Verbindungen, fo» 
weit fie nicht ald Complote zu einem Nechtöverbrechen in Betracht kom⸗ 
men, unerlaubter Giftverfauf u. f. w. 

5) 3. B. Hazardfpiele und wucherlihe Handlungen. 

6) Vergl. darüber oben $. 20, Note 12, 
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Anftitute, in welchen das Firchliche Leben fich äußert und 
durch welche den Mitgliedern der Kirche beftimmte Eirchliche 
Pflichten auferlegt werden 1). Werbrechen gegen die Firdh- 
lihe Ordnung oder kirchliche Werbrechen werben daher Dies 
jenigen fein, Durch welche dieſen Werpflichtungen zuwider ge» 
handelt wird. Die Firchlichen Verbrechen unterfcheiden fich 
von anderen Verbrechen dadurch, Daß mit ihnen nicht bie 
vom Staate, fondern Die von der Kirche aufgeftellte Ord⸗ 
nung verlegt wird. Daher find mit den Eirchlichen Ber» 
brechen nicht zu verwechfeln Die gegen die Kirche begangenen 
\ Mechtsverbrechen, da berfelben als einer vom Staate aner- 
Fannten moralifchen Perfon beftimmte Rechte zuftehen, gegen 
welche, wie gegen andere Rechte Verbrechen begangen wer: 
ben Fönnen 2). Ebenfo wenig gehören hierher die übrigen 
gegen die Drdnung des Staates begangenen Rechts- und 
Gefetes = Verbrechen, obgleich Diefelben auch vom Stand» 
puncte der Kirche aus verwerflich fein, und deßwegen ihrer 
Ermahnung und Bucht unterliegen Eönnen 3). Die kirchliche 
Ordnung wird, wie ſie von der Kirche ausgegangen iſt, von 


1) Dieſe Inſtitute find das Symbol, die Liturgie und der Cul— 
tus, die Sacramente (zu welchen bei den Katholiken auch) die Ehe 
gehört, während dieſelbe bei den Evangeliſchen ein beſonderes unter 
der Ordnung der Kirche ſtehendes Inſtitut iſt), Die Sacramenta⸗ 
lien, Eid und Gelübde, Faſten, Begräbniß, Drdend» und Kloſter⸗ 
weſen. 

2) Dahin gehören nicht allein die Vermögensrechte der Kirche, an 
welchen 3. B. Kirchentiebftahl begangen werden fann, fondern auch das 
Recht der Kirche auf Eriftenz und ungeftörte Wirkfamkeit, mogegen 
durch Verlegung, Echmähungen und Beleidigung der Gegenftände relis 
giofer Verehtung und durch Störung der gottesdientlihen und anderen 
religiofen Handlungen: Verbrechen begangen werden bönnen, die aber als 
Rechtöverbrechen aufgefaßt werden müffen. 

3) Ueber den früheren weiten Umfang des Firchlichen Strafrechtes 


f. oben ©. 73 und ©, 119 u. 120, 
| 15 * 





’ 
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ihr ſelbſt Durch Die ihre zu Gebote ftehenden Mittel gehand» 
habt *). Bei dem innigen VBerhältniffe, in welchem Staat 
und Kirche zu einander ftehen, hat aber der Staat die kirch— 
liche Ordnung zum Theil auch zu der feinigen gemacht, in- 
dem er manche Verletzungen berfelben auch mit weltlicher - 
Strafe bedroht hat 6). Durch ſolche Strafbedrohung wer- 
den bie Firchlichen Verbrechen allerdings auch zu weltlichen 
Verbrechen, da der Staat diefelbe nicht erlaffen haben könnte, 
wenn er Das Firchliche Verbot nicht auch als das feinige an- 
genommen hätte 6); aber es wird dadurch nicht aufgehoben, 
daß die Verlegung der Firchlichen Drdnung der Grund ift, 
aus welchem die hierher gehörigen Handlungen verboten find, 
und daß fie deßhalb von anderen Handlungen, Die aus an— 
berem Grunde verboten find, unterfchieden werden müſſen. 


- Die Firchlichen Verbrechen find eine befondere Art der Ge— 


fetgesverbrechen, da die Verlegung der Firchlichen Ordnung 


4) Ueber diefe Firchlichen Bucht» und Strafmittel, welche das welt- 
lihe Strafrecht nicht berühren, vergl. Richter, Lehrbuch des Kirchen- 
rechts, $. 198 ff. 

5) Die Angabe der einzelnen Firchlichen Verbrechen gehört in den 
befonderen Theil. Welche Berlegungen der Firchlihen Ordnung der 
Staat mit weltliher Strafe zu bedrohen für nöthig findet, hängt 
Theild von dem religiofen Standpuncte ab, den er eingenommen hat, 
Theil von der Wichtigkeit, welche einzelne Theile der kirchlichen Ord— 
nung für die Drdhung des Staates zu haben fcheinen. Die eritere 
Rückſicht hat in früherer Beit dazu geführt, Keßerei und Aehnliches 
für Verbrechen zu erflären; aus der anderen Nüdficht Fann der Staat 
nicht umhin, DBerlegung der Ehe und des Eides mit Strafe zu be 
drohen. 

6) Alle mit weltlicher Etrafe bedrohten Handlungen find welt- 
liche Verbrechen, obgleich der Grund der Etrafbedrohung ein Eirchli- 
her fein Fann. Ueber die frühere, jetzt unpraktiihe Unterjcheidung 
in delicta ecclesiastica, saecularia und mixta f. oben ©, 1W, 
Note 5. 
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nicht als die Verlegung eines ber Kirche zuftehenden fubjecti- 
ven Rechtes aufgefaßt werden kann ?). 


$. 28. 


3) Verbrehen gegen die Ordnung allgemeiner Staatb- 
bürgerpflihten zu einem pofitiven Handeln, 
oder Unterlaffungsverbreden. 


In gewiffen Fällen legen Die Gefege eine allgemeine Vers 
bindlichfeit zu einem pofitiven Handeln in der Weife auf, daß 
die Unterlaffung deffelben ein Verbrechen bildet, welches dem⸗ 
gemäß als Unterlaffungsverbrechen bezeichnet werden kann 1). 
Bu diefen Fällen gehört Theils die hinfichtlich mancher Wer 
brechen auferlegte Verpflichtung, Diefelben zu Anzeige zu brin⸗ 
gen ?), Theils die Verbindlichkeit zu manchen Handlungen, 


7) Es Pönnte hier allenfald von einer Derlegung des Rechtes auf 
Gehorfam die Rede fein, den die Kirche von ihren Mitgliedern verlangen 
darf. Uber die Verlegung dieſes Rechtes kann fo wenig bei der Kirche 
als bei dem Staate der Grund fein, aus welchem eine Handlung ver« 
boten ift; f. oben $. 24, Rote 2. \ 

1) Ueber Unterlaffungsverbrechen im Allgemeinen vergl. Spangem 
berg, im neuen Archiv des C.R. IV. ©. 527 ff., und zum Theil das 
gegen meine Abhandlungen, I. 467. ff. und 11. ©. 219 ff. 

2) Die Anzeigepflicht ift im gemeinen Nechte nur ausnahmsweiſe 
anerkannt; hinſichtlich begangener Berbrechen nur bei der Beftechung, 
wo der Beamte, dem der Beitechungsantrag gefihehen war und. auch 
die übrigen Gerichtsperfonen dazu verbunden find; R. K. G. Viſitations⸗ 
Abſchied von 1713, $. 46; vergl, Martin, Lehrbud $. 223, Note 20; 
und bei der Gottesläfterung, N.P.D. von 1548 und 1577, it. I. 
$. 2, 4, 5; Hinfichtlich bevorftchender oder in ihrer Wirkſamkeit noch 
fortdauernder Verbrechen bei der Münzfälfhung, L. 1. C. de falsa 
moneta (IX. 24.), R. Müngordnung von 1559, $. 161 — 163, und bei 
dem Hochverrathe, wenigitend nach der Auslegung, die gewöhnlich ber 
L. 5. $. 6. C. ad leg. Jul. maj. (IX. 8.) gegeben wird, obgleich eis 
gentlich in $. 6 eit. nur fteht, daß die Theilnehmer am Hochverrathe 

"mit gleicher Strenge als Die Hochverräther felbit beftraft werben follen, 
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durch welche Gefahr und Wachtheil von Anderen abgewenbet 
werben Fann 3), Theils endlich die Pflicht, den öffentlichen 
Behörden, foweit fie zum Befehlen berechtigt find, Gehorfam 


und in $. 7 eod., daß fie, wenn fie die Verſchwörung fogleich Anfangs 
anzeigen, belohnt werden, und wenigitend nicht beitraft werden follen, 


wenn fie die Sache erjt fpäter zur Anzeige bringen; vergl. meine Ab» - 


bandlungen II. ©. 250, Note 2. Hinfihtlih begangener Verbreden 
geht von den neuen Gefeßbüchern das Bayerifche am Meiteften, indem 
es Art. 88 bei denjenigen Verbrechen, die Todes⸗, Ketten«, oder Bricht» 
haus» Strafe nach fich ziehen, eine allgemeine Anzeigepflicht aufs 
ftelt, während das Preuffifche, Deftereihifhe, Hannoverſche und Groß- 
berzoglich Hefiifche Geſetzbuch dem Einzelnen, nicht befonders dazu An» 
geftellten eine folhe Zumuthung gar nicht madhen. Das Sächſiſche Ge» 
ſetzbuch Art. 40, das Würtembergifhe Art. 94 und das Braunfchwei- 
gifche Art. 48 legen eine allgemeine Pflicht zur Anzeige Demjenigen auf, 
ber den wahren Berbrecher kennt, und weiß, Daß ein LUnfchuldiger 
zur Unterfuchung gezogen worden. Hinfichtlih bevorftehbender Ver— 
brechen findet unter den neuen Gefegbüchern größere Uebereinftimmung 
Statt, indem in den meiften die allgemeine Verbindlichkeit auferlegt ift, 
entweder der Obrigkeit Anzeige zu machen, oder den Bedroheten zu 
warnen, oder auf andere Weiſe, foweit es ohne Gefahr geſchehen Fann, 
die Begehung zu hintertreiben. Preuſſ. L.R. Th. II. Tit. 20, $. 80-82, 
Defter. G.B. $. 191. Bayer. G.B. Art. 78, Sächſ. G. B. Art, 39, 
Würtemb. GB. Art. 93. Braunfhw. G.B. Art. 48, Im Hannovers 
fhen und Großherzogl. Heffifhen GB, Dagegen ift auch dieſe Pflicht 
nicht allgemein, fondern nur bei einzelnen Verbrechen, namentlich beim 
Hochverrathe auferlegt. Vergl. übrigens noch Hepp, im Archiv des 
ER. neue Folge, 1837, ©. 30 ff. 

3) Hierher achört Die Pflicht, die Verbrechen Anderer zu verhin- 
bern, oder den Bedroheten zu marnen, die dad gemeine Recht dem 
Eohne auferlegt, der von einem Mordanfchlage gegen feinen Bater weiß, 
L. 2. D. de leg. Pomp. de paric. (XLVIII. 9.) Ueber die neuen 
Gefegbücher vergl. Die vorige Note am Ende, Das Preuſſiſche ER, 
Th. II. Zit, 20, $. 782, und das Würtembergifche Polizeiftrafgefegbuch 
Art, 32 fprechen außerdem die allgemeine Verbindlichkeit aus, Andere 
aus Lebensgefahr zu retten, wenn es ohne eigene Gefahr gefchehen kann, 
Auch find häufig in den Polizeigefegen gemeingefährliche Unterlaffungen 
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zu leiften 2). In Diefen Fällen wird das Verbrechen bes 
gangen lediglich durch Die Unterlafjung der Handlung, zu bes 
ren Begehung eine gefegliche Verbindlichkeit vorhanden war. 
Die Unterlaffungsverbrechen find Daher Gefegesverbrechen, da 
fie nicht auf die Verlegung eines fubjectiven Rechtes gerichtet 
find, fondern nur in der Nichterfüllung einer gefeglich aufs 
erlegten Verbindlichkeit beftehen. Denn die Nichtanzeige eis 
nes Verbrechens enthält auf Feinen Fal die Richtung auf 
eine Verlegung des Nechtes, Das durch daffelbe verlegt war 
oder verlegt werben follte. Ebenſo wenig Fann die Unterlafs 
fung folcher Handlungen, durch welche Gefahr und Wachtheil 
von Anderen abgewendet werden kann, als eine Richtung auf 
die Verlegung der gefährdeten Kechte angefehen werden, wenn 
nicht in dieſer Unterlaffung, fondern in einem anderen Um— 
ftande die Urfache Liegt, aus welcher die Verletzung eintreten 
mußte; Endlich Fann der Ungehorfam gegen die Befehle eis 
ner öffentlichen Behörde nicht als eine Wechtsverlegung gegen 
diefelbe und folgeweife gegen den Staat aufgefaßt werden, 
da mit dem bloßen Ungehorfam oder der Nichterfüllung einer 
auferlegten Werbindlichfeit Feine Widerfeglichfeit gegen bie 
Ausübung der Stantögewalt begangen wird. Es ift her: 
fömmlich, die Unterlaffungsverbrechen, delicta omissionis, zu 
einer Gintheilung des Verbrechens zu benuten, indem man 
denfelben die Begehungsverbrechen, delicta commissionis, ges 
genüberftelt, die durch die Begehung einer verbotenen Hand» 
lung begangen werden 5). Allein eine eigentliche Eintheilung 





verboten, 3. B. einen gewiffen Waffervorrath gegen Feuersgefahr zu 
halten; anitedende Krankheiten anzuzeigen und Aehnliches. 

4) Daher haben die Behörden das Recht, ihre Befehle unter 
Androhung von Ungehorfamsftrafen zu erlaffen und dieſelben zu voll« 
ziehen, 
5) Vrgl. Wächter, Lehrbuch 9.65, Feuerbach, Lehrbuch $.24, 
und dazu Wittermaier in der Not 
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des Verbrechens in Begehungsverbrechen und in Unterlaffungs- 
verbrechen kann nicht gemacht werden, da die leßteren als 
folche Feine eigenthümlichen Merkmale haben, welche. den er— 
fteren als folchen abgingen ®). Denn fie haben durchaus Die 
nämlichen Merkmale gemein mit den übrigen Arten der Ges 
fegesverbrechen, die nach jener Eintheilung zu. den Begehungs- 
verbrechen gerechnet werden müßten. Much durch die Unter- 
laffungsverbrechen wird, wie Durch Die übrigen Arten der Ge- 
ſetzesverbrechen, ein gefegliches Verbot verlegt, welches nicht 
aus Rückſicht auf die Verletzung fubjectiver echte erlaffen ift, 
und der Unterfehied befteht nur darin, daß Diefes Werbot bei 
diefen gegen die Begehung beftimmter Handlungen, bei jenen 
gegen die Unterlafiung beftimmter Handlungen gerichtet ift. 
Wie Fein Verbrechen möglich ift ohne ein Verbot, das durch 
baffelbe übertreten wird, fo feen auch die Unterlaffungsvers 
brechen ein folches voraus, welches hier in dem Gebote be= 
fteht, die Handlung zu begehen, deren Unterlaffung verboten 
ift 7). Mit den Unterlaffungsverbrechen find nicht zu ver- 


6) Vergl. oben $. 16, Note 2. 


7) Mit Unrecht behauptet Feuerbach $. 24, daß die Verbind» 
lichkeit zum pofitiven Handeln, die Durch Das Unterlaffungsverbrechen 
übertreten werde, auch durch Bertrag begründet werden könne. Diefe 
Anſicht, die fih auch in meinen Abhandlungen I. ©, 468 findet, aber 
bereits im zweiten Bande ©. 227 ff. von mir berichtigt worden ift, hat 
nachdem wieder angenommen Schaffrath, Theorie des allgemeinen 
Thatbeſtandes, $. 231. Die Nichterfüllung einer Vertragspflicht kann 
zwar eine verbrecherifche Unterlaffung fein, wenn fie nämlich das Mittel 
ift, ein anderes Verbrechen hervorzubringen, wie 3. B. durch Unter 
laffung vertragsmäßig übernommener Alimentation das Verbrechen der 
Zödtung begangen werden Fann: allein Durch dieſe Anterlaffung wird 
kein Anterlaffungsverbrechen begangen, da fie nicht als ſolche, fondern 
nur ald Mittel zu einem anderen Verbrechen in Betracht fommt. Dies 
ſes Mittels kann ſich freilich nur Derjenige bedienen, der die Pflicht 
hatte, die Alimentation zu präſtiren: aber die Nichterfülking der Ali: 
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wechfeln die Anterlaffungen, Durch welche andere Verbrechen 
als Unterlaffungsverbrechen begangen werden Fönnen. Denit 
eine Unterlafjung ift an und für fich Michts Anderes ala eine 
Weiſe zu handeln, da fie nur in ber Begehung einer ande 
ren als der unterlaffenen Handlung befteht. Daher Fönnen 
auch bloße Unterlaffungen unter das Verbot fallen, in wel: 
chem die Begehung beftimmter Handlungen verboten ift, wenn 
nämlich die rechtswidrige Richtung in ihnen gefunden werden 
kann, gegen welche das Verbot überhaupt erlaffen worden ift. 
Solche Unterlaffungen haben die Eigenfchaft eines Werbres 
chens, ohne daß es Dazu eines befonderen Gefeges bedarf, in 
welchen die Unterlaffung als folche verboten ift, da fie nur 
eine der verfohiedenen Weifen find, auf welche einem Ber- 


-— 


mentationspflicht ift nicht Das Verbrechen, auf das es hier ankommt, 
wie es denn auch Niemandem einfallen wird, in der Nichterfüllung eines 
Alimentationsvertrages ohne Weiteres ein Verbrechen zu erbliden. Daß 
die Dienjtverbrechen der Beamten nicht DBerlegungen vertragsmäßiger 
Verpflichtungen find, f. im folgenden $. 29. Nach dem Lehnrechte ver- 
wirft zwar der Vafall durch unterlaffene Vertheidigung des Lehnäheren 
das Lehngut: allein es kann darin Feine Etrafe, fondern nur die ver- 
tragsmäßig bedungene Folge der Felonie gefunden werden, da das Lehns- 
. gut dem Bafallen nur unter der Bedingung der Lehnstreue gegeben war. 
11. Feud. 27.8.2 u.3. — Spangenberg, im neuen Archiv des ER. 
1V. ©. 527 ff. behauptet, daß auch aus den befonderen perfönlichen Ver— 
hältniffen, Die zwifchen Ehegatten, zwifchen Afcendenten und Defcendenten 
beſtehen, fowie aus dem DVerhältniffe des Bormundes zu dem Unmündis 
gen und des Unterthanen zu dem Landesheren die Pflicht entfpringe, fie 
gegen Angriffe zu vertheidigen, und daß die Nichterfüllung diefer Pflicht 
auch in Ermangelung befonderer Pönalfanctionen ein Verbrechen bilde. 
Wenn diefe Pflicht unter einer Strafdrohung auferlegt wäre, fo würde 
Durch Nichterfüllung derfelben allerdings ein Unterlaffungsverbrechen bes 
gangen werden. Allein in Ermangelung einer PWönalfanction kann Diefe 
Pflicht nicht ald eine eigentliche Nechtöpflicht angefehen werden. Vergl. 
meine Abhandlungen 11. S. 238, 





» 
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bote zuwider gehandelt werben kann 85). Die Unterlaffungs- 
verbrechen dagegen ſetzen ein befonderes Gefeß voraus, in 
welchem bie Unterlaſſung als folche verboten ift, und können 
auch durch pofitive Handlungen begangen werden ?). 


$. 29. 
4) Verbrechen gegen die Ordnung fpecieller Dienft- 
pflichten. 

Zu den Geſetzesverbrechen gehören auch die Verletzungen 
der ſpeciellen Dienſtpflichten, zu welchen öffentliche Diener 
durch das Dienſtgeſetz, unter welchem ſie ſtehen, verpflichtet 
ſind. Die Dienſtverbrechen der öffentlichen Diener pflegen 
als beſondere Verbrechen (delicta propria) bezeichnet zu 
werden, weil ſie nur von den im öffentlichen Dienſte Ste— 
henden begangen werden können, im Gegenſatze der gemeinen 
Verbrechen (delicta communia), worunter alle übrigen Ver— 
brechen verſtanden werden !), Mit den Dienſtverbrechen dür⸗ 
fen nicht verwechfelt werden die von öffentlichen Dienern bes 
gangenen gemeinen Verbrechen, deren fich diefelben, wie an- 
dere Perfonen fchuldig machen können. Alle Verbrechen, des 
ren fich auch Andere, als öffentliche Diener, fehuldig machen 
fönnen, find gemeine Verbrechen, und Fönnen auch nicht das 


8) Bon diefen Unterlaffungen kann erjt im dritten Gapitel diefer 
Abtheilung die Rede fein, Vergl. darüber vorläufig meine Abhand» 
lungen II. ©. 224 ff. 

9) So kann 3. B. die Unterlaffung der fcehuldigen Anzeige Dadurd) 
begangen werden, daß man ftatt derfelben etwas Anderes vornimmt. 

1) Diefe Terminologie findet fich fchon im Römifchen Rechte, L. 2. 
D. de re milit, (XLIX. 16.) „Militum delicta sive admissa aut sunt 
propria aut cum caeteris communia, unde et persecutio aut pro- 
pria aut communis est. Proprium militare delictum est, quod 
quis uti miles admittit.“ Ueber die delicta propria vergl. im Allge⸗ 
meinen meine Abhandlungen, II, ©. 146 f, 
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burch zu befonderen Verbrechen werden, daß ber öffentliche 
Diener aus feiner amtlichen Etellung Gelegenheit und Mit» 
tel zu ihrer Begehung genommen hatte 2). Dienftverbrechen 
find vielmehr nur folche Verbrechen, durch welche Nichts wei- 
ter verlegt wird als ‚die Dienitpflicht, und welche deßwegen 
nur von Denen, die berfelben unterworfen waren, begangen 
werben können. Solche Verbrechen dürfen nicht aufgefaßt 
werden als eine Verlegung des vertragsmäßigen Rechtes auf 
Erfüllung der Dienftpflicht, das der Staat duch Abfchließung 
des Dienjtvertrages mit dem öffentlichen Diener erworben 
habe. Denn durch den Dienftvertrag Fann nur das Dienft- 
verhältniß begründet werben, vermöge deſſen der Einzelne 
der Dienftpflicht unterworfen wird, "nicht aber die Dienſt⸗ 
pflicht felbft, die nur auf einem-Gefege beruhen Fann ®). 
Die Dienftverbrechen find daher eine Art der Gefetesverbre- 
Gen, da fie nicht auf eine Verlegung fubjectiver Rechte ger 
richtet find, fondern lediglich in einer Nebertretung des Dienft- 
gefeßes beftehen *). Infofern die öffentlichen Diener durch 


— — 








2) Bu manchen Verbrechen giebt das öffentlihe Dienſtverhältniß 
Gelegenheit und Mittel, Die außerhalb deffelben nicht zu Gebote ftehen, 
wie 3. B. von einem Nichter dur ungerechte Berurtheilung das Vers 
brechen der Tödtung, von-einem General durch Uebergabe einer Feitung 
das Verbrechen des Hocverrathed begangen werden kann, ohne daß es 
fi) hier von anderen ald von gemeinen Verbrechen handelt, L. 4. pr. 
D. ad leg. Cornel. de sic. (XLVIII. 8.) L. 2. 3. D. ad leg. Jul. 
majest. (XLVIII. 4.) } 

3) Bergl. Bahariä, deutſches Staatsrecht $. 114, 

4) Schaffrath, Theorie des allgemeinen Thatbeftandes, $. 226, 
begreift nicht, wie ich in meinen Abhandlungen, II. ©. 180 ff., habe 
verfennen fönnen, daß in den delicta propria die Verlegung eines ſub⸗ 
jeetiven Rechtes liege. . Er fcheint davon auszugehen, daß die Verlegung 
einer Amtöpflicht nicht denkbar fei, ohne die Verlegung eines entipre- 
chenden Rechtes. Aber Die Amtspflicht ift Nichts Anderes, ald das den 
Einzelnen verbindende Amts» oder Dienft-Gefeg, welches eben Gefeh 
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das Dienſtgeſetz vorzüglich zu poſitiven Amtsverrichtungen vers 
bunden find, können die Dienſtverbrechen auch in Unterlaf- 
fungaverbrechen beftehen 5). Die einzelnen Arten der Dienfts 
verbrechen beftimmen fich nach den verfohiedenen Bweigen Des 
öffentlichen Dienftes, Die im Staatsleben vorfommen.. Im’ 
Allgemeinen müffen zu dem öffentlichen Dienfte alle Functio— 
nen gerechnet werden, zu melchen eine öffentliche Beitellung 
und Verpflichtung auf ein Dienftgefeg Statt findet ®). So— 
weit Die Dienftverbrechen nicht mit fo fchweren Strafen bes 
droht find, daß fie zu den peinlichen Werbrechen gerechnet 
werden müſſen 7), pflegen fie Difeiplinar = Verbrechen oder 
Vergehen genannt zu werden, und der Difeiplinarftrafgewalt 
der dem öffentlichen Diener vorgefegten Behörden unterwor- 
fen zu fein 8). 


und defwegen Fein fubjectives Recht ift, auf welches von einem Berech⸗ 
tigten verzichtet werden Fönnte, Dan kann zwar von einem Rechte auf 
-Gehorfam fprechen, Das dem Etaate in Beziehung auf feine Gefeße zus 
ſteht: aber die Verlegung Diefes Nechtes Fann nicht der Grund fein, 
aus welchem eine Handlung Verbrechen ift; vergl. oben $. 24, Note 2, 
Echaffrath a. a. O. maht ſich aber eines argen Widerfpruches ſchul— 
dig, wenn er die delicta propria zu den Nechtöverbrechen rechnet und 
wenige Beilen vorher behauptet, Die unterlaffene Verhinderung oder An—⸗ 
zeige eines Verbrechens fei Fein Nechtsverbrehen. Denn nad) dem von 
ihm angeführten Sächſiſchen Gefegbuche Art. 39 ift die Unterlaffung der 
Anzeige der Negel nach ein delietum proprium, da mit Ausnahme der 
in dem Artikel befonders genannten Verbrechen die —— dazu 
nur auf beſonderer Amtspflicht beruht. 

5) Vergl. $. 28, Note 7. 

6) Daher gehören hierher nicht bloß die Dienſtverbrechen der ei— 
gentlichen unmittelbaren oder mittelbaren Etaatödiener, fondern auch der 
Militarperfonen, Mdvocaten, Aerzte u. f. w. 

7) ©. oben $. 20. 

8) Vergl. Zachariä, deutſches Staatsrecht, $. 117, Nr. III. 


Ihatbeftand bes Verbrechens. 225 


Drittes Capitel. 
Thatbeftand des Berbredens. 


g. 30. 


Begriff des Thatbeftandes. 
Allgemeiner und befonderer Thatbeftand. 


Der Thatbeftand des Werbrechens ift der Inbegriff der 
. Merkmale, die eine Handlung an fic tragen muß, um unter 
ben Begriff des Verbrechens fubfumirt werden zu Fünnen '). 


1) Der Ausdrud „Thatbeſtand“ findet fi) zum erften Male ger 
braucht von Klein, Grundfäge des gemeinen teutfchen und preuffifchen 
peinlichen Rechts, 1796, $. 68. In den Werken der älteren Griminali« 
ften kommt dafür der Ausdruck „corpus delieti‘ vor, den, foviel ber 
Fannt ift, zum erften Male anwendet Farinacius, variae quae- 
stiones et communes opiniones eriminales, 1581, lib. I. tit. 2. 
qu. L und 2, Mit dieſem Ausdrude wurde urfprünglich Die Gewißheit 
eined begangenen Berbrechens bezeichnet, weßhalb auch die Ausdrüde 
veritas oder existentia delieti ganz gleichbedeutend mit corpus delieti 
gebraucht werden, fowohl von Farinacius felbit, ald auch von den 
älteren Griminaliften, die vor und nach ihm gefchrieben haben; vergl. 
das Nähere darüber in meinen Abhandlungen II. ©. 16 ff. Der 
Begriff von dem corpus delieti wurde von den Practikern zunächſt in 
proceffualijcher Beziehung ausgebildet, um damit die nothwendige Bors 
ausfegung zu bezeichnen, die fowohl nad der Natur der Cache, als 
nad) Borfchrift der Gefeße vorhanden fein muß, um gegen eine bejtimmte 
Perfon ald auctor delicti zu verfahren. L. 1. $. 24. D. de SC. Sila- 
niano (XXIX. 5.) L. 1. C. ubi causae fisc. agant. (Ill. 26) Ca— 
volina Art. 6. Diefe Borausfegung, die eben in der Gewißheit ober 
wenigſtens Wahrfcheinlichkeit befteht, Daß wirklich ein Verbrechen bes 
gangen worden, wird bei den Verbrechen, die ihrer Natur nad) bleis 
bende Epuren zurüdlaffen (delieta facti permanentis), in der Regel 
durd) dieſe felbft gegeben, wie denn auch der Ausdrud corpus delicti 
zuerſt bei dem Verbrechen der Zödtung von dem Leichnam des Gemor- 
beten gebraucht wurde. Bei den Verbrechen, die Feine bleibenden Epus 
ven zurüdlaffen, delicta facti transeuntis, konnte von einem corpus 
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Der Thatbeſtand des Verbrechens ift daher etwas Anderes 
als der Begriff deffelben. Diefer befteht aus den Merkna- 
Ien, die eine Handlung als Verbrechen charafterifiren, oder bie 
daſſelbe von dem unterfcheiden, was nicht Verbrechen ift ?): 
jener aus den Merkmalen, durch welche eine Handlung bie in 
dem Begriffe deſſelben enthaltenen Merkmale erhält. Das 
Verbrechen ijt nach feinem formalen Begriffe eine ftrafbare 
Handlung, nad feinem materialen Begriffe eine verbotene 
Handlung 3): der Thatbeftand ift der Inbegriff der Merk— 


delieti nur infofern die Rede fein, ald durch Anzeige, Gerüht, Ges 
ftändnig oder auf andere Weife die Gewißheit oder Mahrfcheinlichkeit 
bergeftellt wurde, daß wirklich ein Verbrechen verübt worden ſei. Wie 
aber ein Leichnam und andere äußere Epuren nur unter der PVoraud- 
ſetzung, daß fie Durch eine verbrecherifche Handlung hervorgebracht feien, 
den Beweis für ein begangenes Verbrechen liefern, und wie überhaupt 
die Gewißheit oder Wahrfcheinlichkeit eines begangenen Verbrechens nicht 
gedacht werden Fann, ohne daß von dem Dafein der Merkmale ausge- 
gangen wird, vermöge deren eine Handlung unter den Begriff ded Ber» 
brechens fubfumirt werden muß, fo ift auch ein corpus delicti in dem 
Einne von veritas oder existentia delieti nicht denkbar, ohne daß zu⸗ 
gleich an ein corpus delieti in dem Sinne gedacht wird, daß darunter 
der Subegriff der Thatfachen verftanden wird, ohne welche eine Hand» 
lung überhaupt nicht ald Verbrechen angefehen werden kann. Daher 
wird dad zur Einleitung der Epecialinquifition nothwendige Erforderniß 
des corpus delicti in dem Einne von veritas delieti von den Practikern 
auch häufig mit der Redendart ‚‚constare debet de corpore delieti“ 
eonftruirt, wobei corpus nicht den Beweis, fondern den Inbegriff der 
zu beweifenden Thatfachen bedeutet. Bon dem corpus delicti in dieſem 
Einne ift bier die Rede. Vergl. meine Abhandlungen, II. ©. 40 ff. 
Häufig bedient man fich noch des Ausdruckes corpus delieti, um Die 
Spuren des begangenen Verbrechens, den Leichnam, die geftohlenen Sa⸗ 
den, die Brandftätte m. f. mw. zu bezeichnen, wofür der Ausdrud That» 
beitand allerdings nicht wohl gebraucht werden kann; vergl, meine 
Abhandlungen, II. ©. 39, Note 2 und ©. 42, Rote 1. 
2) Bergl. oben $. 14, 
3) Vergl. oben $. 15 und $. 23, 
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male, vermöge welcher eine Handlung als die ftrafbare und 
verbotene ober als die in dem Strafgefege gemeinte ange» 
fehen werden muß. Der angegebene Begriff des Verbrechens 
ift aber ein durchaus allgemeiner, der nur auf einer wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Abjtraction beruht und nur in der Wiffenfchaft 
feine Stelle bat; in der Wirklichkeit Fann es nur einzelne, 
beftimmte verbotene Handlungen geben, in welchen jener all 
gemeine Begriff in einer beftimmten Form und Richtung zur 
Erfcheinung kommt. Ebenfo Fann es in der Wirklichkeit nur 
den Thatbeitand diefer einzelnen befonderen Verbrechen geben, 
da eine verbotene Handlung im Allgemeinen nicht vorkommen 
und alfo immer nur davon die Rede fein Fann, ob eine Hands 
lung die Merkmale an fich trage, um als die beftimmte ver- 
botene Handlung angefehen werden zu Fönnen. Der Begriff 
ber einzelnen befonderen Verbtechen wird. beitimmt durch den 
Anhalt des in dem Strafgefee enthaltenen Werbotes, wel- 
ches duch das Verbrechen übertreten wird. Wenn e8 auch) 
nicht nöthig und nicht ein Mal zweckmäßig ift, daß der Be— 
geiff des einzelnen befonderen Verbrechens in dem Strafge: 
fee ausdrücklich aufgeftellt und ausgefprochen werde, fo muß 
baffelbe doch nach feinen Merkmalen in der Art darin bes 
‚zeichnet fein, daß aus benfelben der Begriff conftruirt wer 
den Fann. In derjelben Weife muß der Thatbeftand des ein» 
zelnen befonderen Verbrechens durch den Inhalt des in dem 
Strafgeſetze enthaltenen Werbotes beftimmt werden, Da es 
nur von den Merkmalen, mit welchen die verbotene Hands 
lung in dem Strafgefeße bezeichnet ift, abhängen Tann, wels 
he Merkmale eine Handlung an fich tragen müffe, um Dies 
felben zu erhalten. Wie e8 aber einen allgemeinen Begriff 
des Verbrechens giebt, von welchem die verfihiedenen befon- 
deren Verbrechen nur die verfchiedenen Grfcheinungsformen 
find, und wie fi in dem Begriffe jedes befonderen Verbre— 
chens der allgemeine Begriff des Verbrechens wieder finden 
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muß, fo muß es auch einen allgemeinen Thatbeitand des Vers 
brechens geben, der den bejonderen Thatbeftänden der vers . 
fohiedenen befonderen Verbrechen zu Grunde liegen muß, und 
von welchem diefelben nur befondere Erfcheinungsformen fein 
fönnen. Die Bedeutung dieſes allgemeinen Thatbeſtandes bes 
fteht darin, daß in Ermangelung deſſelben auch nicht der be» 
fondere Thatbeſtand eines beftimmten Verbrechens vorhanden 
fein kann. 


$. 31. 
BeftandtHeile oder Merkmale des Thatbeftandes. 
Eubjertiver und objectiver Thatbeitand. 

Um unter den Begriff des Verbrechens fubfumirt wers 
den zu können, muß eine Handlung zwei Merkmale an fich 
tragen, die in ihrer Vereinigung den Thatbeftand des Ver— 
brechens herftellen. Das eine Merkmal ift, daß fie aus ver- 
brecherifcher Willensbeftimmung hervorgegangen fei, das alt= 
dere, daß fie von folcher äußeren Befchaffenheit fei, daß 
fie als aus der verbrecherifchen Willensbeftimmung hervorges 
gangen angejehen werden muß, Für das erite Merkmal kann 
man den Ausdruck fubjertiver Thatbeftand, für das andere 
den Ausdruck objeetiver Thatbeftand gebrauchen !), obgleich 
nur beide Merkmale zufammen den vollen Thatbeftand aus— 
machen. . 

‚Die verbrecherifhe Willensbeitimmung befteht in dem 
Willen, eine verbotene Handlung zu begehen. Eie ift der 
Widerfpruch des individuellen unvernünftigen Willens gegen 
den in jedem Verbote liegenden vernünftigen Gefammtwillen, 
daß Die verbotene Handlung nicht begangen werden foll. Es 
ift unmögli, daß Jemand dem vernünftigen Gefammtwillen 


41) Bergl. Heffter, Lehrbuch $.59. Ueber die abweichenden An- 
fihten Anderer vergl. $. 32. 
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zumwiber handelt, fo lange feine Handlungen aus einem Willen 
hervorgehen, der mit demfelben übereinftimmt. Darum kann 
nur die aus der verbrecherifchen Willensbeftimmung hervor⸗ 
gegangene Handlung diejenige fein, die in dem Verbote ges 
meint ift, und kann e8 Fein Verbrechen geben, zu deſſen Thats 
beftande nicht der Wille gehörte, die Handlung zu begehen, 
die nad) dem Willen des Werbotes, „welches durch daffelbe 
übertreten wird, nicht begangen werden follte 2). In der 
Wirklichkeit. giebt e8 aber Fein Verbrechen im Allgemeinen, 
fondern nur befondere, beftimmte Verbrechen; ebenfo Fann Die 
verbrecherifche Willensbeftimmung nur in der befonderen Wich- 
tung auf Die Begehung eines beitimmten Verbrechens vorkom⸗ 
men 3). Da dem Verbote, welches Durch das Verbrechen 
übertreten wird, nicht anders als mit der verbrecherifchen 
Willensbeitimmung zuwider gehandelt werden kann, fo kann 
e8 auch nur die befondere Wichtung bderfelben fein, wornach 
eine Handlung unter den Begriff dieſes oder jenes befonde- 
ren Verbrechens fubfumirt werden muß. Handlungen, die 
aus der nämlichen Richtung der verbrecherifihen Willensbes 
ftimmung hervorgegangen find, bilden das nämliche Verbre— 
hen, wenn fie auch ihrer äußeren Erfcheinung nach verfchie- 
den fein follten, fowie umgekehrt Handlungen, die aus ver- 
fehiedener Richtung der verbrecherifchen Willensbeitimmung 
hervorgegangen find, verfchiedene Werbrechen bilden, wenn 
fie auch ihrer äußeren Befchaffenheit nach einander gleich fein 
follten *). 


2) Bergl. oben $. 7 der Einleitung. 

3) 3. B. ald Wille zu tödten, zu ftehlen u. ſ. mw. 

4) L. 53. pr. D. de furtis (XLVII. 2.) ‚Maleficia voluntas et 
propositum delinquentis distinguit.“ Paulus, S. R. v. 23. $. 3. 
„Consilium uniuscujusque, non factum puniendum est.“ L. 14. 
D. ad leg. Cornel. de sicar. (XLVIII. 8.) ‚In maleficiis voluntas 

Luden Strafrecht. I. 16 
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Aus dem einen Merkmale ergiebt fich von felbft das an» 
dere angegebene Merkmal des Thatbeftandes. Wenn nur. Die 
ans der verbrecherifchen Willensbeitimmung hervorgegangene 
Handlung die verbotene fein Fann, fo muß fie auch eine fol- 
che äußere Befchaffenheit haben, daß fie als aus berfelben 
hervorgegangen angefehen werden Fann. Denn fo wenig ber 
bloße Wille, der noch nicht zur Handlung geworden, den 
Thatbeſtand des Verbrechens herftellen kann, da es das Recht 
überhaupt nur mit Handlungen zu thun hat, und alſo nur 
Handlungen verboten fein Fünnen 5), ebenfo wenig kann eine 
Handlung, deren äußere Befchaffenheit von der Art ift, daß 
fie nach einer vernünftigen Beurtheilung nicht aus verbreche- 
riſcher Willensbeftimmung hergeleitet werden kann, als bie 
verbotene angefehen werden °). Außerdem würde man den 
bloßen Gedanken beftrafen, indem eine Handlung, deren äu= 
Bere Befchaffenheit nicht dafür fpricht, daß fie aus Der ver- 
brecherifchen Willensbeftimmung hervorgegangen, gar nicht als 
aus derfelben hervorgangen angefehen werden Fann. Es Fönnte 
zwar Jemand behaupten, daß er bei einer foldhen Handlung 
dennoch die verbrecherifche Willensbeftimmung gehabt habe; 


spectatur, non exitus.“ L. 1. $. 3. D, eod. 3. B. alle Handlun⸗ 
gen, die aus dem Brillen zu tödten hervorgegangen find, gehören zu dem 
Verbrechen der Tinsung, mögen fie in einem gänzlich fehlgefchlagenen 
Angriffe oder in Verwundung oder in vollitändiger Tödtung beftehen. 
Huf der anderen Eeite ift das Hinwegnehmen einer fremden Sache, 
wenn e3 mit dem Willen, fich Daran zur bereichern, gefchicht, ein anderes 
Verbrechen, ald wenn es aus dem Willen, dem Anderen Schaden zu- 
4 Tügen, hervorgegangen ift. 

5) L. 18. D. de poenis (XLVIII. 19.) ‚„‚Cogitationis poenam 
nemo patitur.‘“‘ L. 53. $. 2. D. de V. S. (L. 16.) „Nec consilium 
habuisse noceat, nisi et faetum secutum fuerit.‘“ 

6) L. 1. $. 3. D. ad leg. -Cornel. de sicar. (XLVIII. 8.) 
P.G.O. Art. 178: „ſolcher böfer will, daraus etliche werke, als ob— 
fteht, volgen, ift peinlich zu ſtrafen.“ 
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allein mit einer folchen Behauptung würde er Nichts weiter 
als den Gedanken an das Werbrechen eingeftehen, während 
die äußere Befchaffenheit feiner Handlung den Beweis Liefern 
würde, daß er wenigftens nicht in dieſem Gedanken gehan- 
delt Habe. Ä 

In der Erörterung des allgemeinen Thatbeftandes wer- 
den die beiden angegebenen Merkmale, abgefehen von ihrer 
Richtung auf ein befonderes Verbrechen Hinfichtlich ihres In— 
haltes, ihrer allgemeinen Erforderniffe und der verfchiedenen 
Formen, unter welchen fie vorfommen können, in Betracht 
gezogen. 


$. 32. 
Abweihende Anfihten über den allgemeinen That- 
beitand. 

Die angegebenen beiden Merkmale gehören Theils noth- 
wendig, Theils ausschließlich jowohl zu dem allgemeinen als 
zu dem befonderen Thatbeftande deg Verbrechens. Die Rechts- 
lehrer ſtimmen aber Feinesweges überein über die Frage, wel= 
he Merkmale den allgemeinen Thatbeftand des Verbrechens 
ausmachen. Theils behaupten fie, daß die verbrecherifche Wil- 
lensbeftimmung nicht nothwendig in den allgemeinen Thatbe— 
ftand gehöre, Theils daß noch andere als Die angegebenen bei— 
den Merkmale in denfelben aufgenommen werden müſſen. 

1) Die verbrecherifhe Willensbeftimmung pflegt von den 
Griminaliften nicht in der Weiſe, in welcher e8 ‚hier ge— 
fchehen, als ein Beftandtheil oder Merkmal des allgemeinen 
Zhatbeftandes angegeben zu werden. Dagegen foll nad) der 
gewöhnlichen Lehre zu dem befonderen Thatbeitande vieler be- 
fonderer Verbrechen der dolus gehören, namentlich aller der- 
jenigen Verbrechen, in deren Begriff derfelbe fo nothwendig 
aufgenommen fei, daß ein eulpofes Verbrechen diefer Art ent- 
weder fchlechthin oder doch, ohne den Namen felbit zu verlie- 

46 * 
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ren, unmöglich ſei. Bei Verbrechen aber, die auch culpose 
begangen werden könnten, könne man den dolus nicht zum 
Thatbeſtande rechnen, indem er alsdann, ſowie auch die cul- 
pa, nur ein Grund fei, den Grad der Strafbarfeit zu bes 
ftimmen ?). An dieſer Lehre iſt zwar das richtig, Daß e8 
befondere Verbrechen gebe, zu deren befonderem Ihatbeftande 
der dolus nicht gehöre: Dagegen iſt unrichtig, daß es beſon— 
dere Verbrechen gebe, zu deren Shatbeftande weder dolus 
noch culpa gehöre, oder welche ebenfowohl dolos als culpos 
begangen werden Fönnen. Es giebt allerdings Werbrechen, 
die nicht anders als dolos begangen werden Fönnen ?), fowie 
andere Verbrechen nur culpos verübt werden können 3): aber 
es giebt Fein Verbrechen, zu deſſen Thatbeſtande nicht ent⸗ 
weder dolus oder culpa gehörte. Alle Verbrechen find ent» 
weder doloſe Werbrechen oder culpofe Werbrechen, und es 
kann weder das doloſe culpos, nod) das culpofe dolos began- 
gen werden ?). Denn dolus und culpa find Nichts Ande— 





1) Feuerbach, Lehrbuch $. 82, Note c, verglichen mit $. 55, 
Note a. Wächter, Lehrbuch $. 43, Note 97 a. E., verglichen mit 
$. 46, Note 98. Abegg, $.68, ©. 102, Berbrechen, zu deren That» 
beitand dolus gehört, find z. B. Hochverrath, Diebitahl, Fälſchung, 
Injurie, da dieſelben nicht ohne eine gewiſſe Abficht begangen werden 
fönnen. Ein Verbrechen, zu deſſen Thatbeftande weder dolus noch culpa 
gehöre, foll die Födtung fein, da Diefelbe nicht bloß dolos, fondern auch 
culpos begangen werden könne. 

2) Bergl. die vorige Mote. 

83) 3. B. die culpoſe Tödtung. 

4) Bei einigen Verbrechen, namentlich bei der Tödtung und Brand» 
ftiftung Fann zwar zur Bezeichnung des Verbrechens der nämliche Name 
für das dolofe fowohl als das culpofe Verbrechen gebraucht werden. 
Allein das ift nicht fo zu verftehen, als ob zum Thatbeftande der Töd— 
tung und Branditiftung weder dolus noch culpa gehöre, fondern nur 
in dem Einne, daß es ein Verbrechen dolofer Tödtung und Branditif- 
tung und ein Berbrechen culpofer Zödtung und Branditiftung giebt. 
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res als die beiden Arten der verbrecherifchen Willensbeftim- 
nung, in welchen dieſelbe allein vorzufommen im Stande ift; 
und welde einander in Beziehung auf daſſelbe Verbrechen 
nothwendig ausfchließen müflen °). Da aber dolus und cul- 
pa nur die beiden Arten der verbrecherifchen Willensbeftim- 
mung find, von welchen entweder die eine oder Die andere 
in dem Zhatbeitande jedes Verbrechens vorfommen muß, fo 
muß auch Die verbrecherifche Willensbeftimmung zu dem all» 
gemeinen Thatbeſtande gerechnet werben. 

2) Bon den meiften Griminaliften wird die Burcchnungs- 
fähigfeit für einen Beftandtheil des allgemeinen Thatbeſtan— 
des ausgegeben ®), Wenn man aber unter Thatbeftand den 
Inbegriff der Merkmale verfteht, die eine Handlung an ſich 
tragen muß, um unter den Begriff des Verbrechens fubfu- 
mirt werden zu Fönnen, fo ift £lar, daß die Burechnungsfä- 
higfeit nicht Dazu gerechnet werden fann. Denn die Zurech— 
nungsfähigkeit ift nur ein Buftand, in welchem der Menſch 
ſich ohne fein Buthun befindet, und kann darum nicht für ein 
Merkmal einer Handlung ausgegeben werden ’). Es Eann 
zwar Niemand beitraft werden, der fi nicht bei Berübung 


Es ift ein nur äußerer und zufälliger Umftand, wenn der Sprachge- 
brauch für beide Verbrechen den nämlichen Namen hat, wie denn auch 
der Ausdrud Todtung im Allgemeinen gar Fein bejtimmtes Verbrechen 
bezeichnet. Wo es auf eine nähere Beitimmung ankommt, muß das 
Verbrechen entweder als Mord oder Todtſchlag, womit Die Dolofe Töd— 
tung gemeint iſt, oder als culpofe Tödtung bezeichnet werden, Vergl. 
meine Abhandlungen, II ©. 106 ff. 

5) Bergl. Darüber den nächſtfolgenden $. 33. 

6) Vergl. 3. B. Martin, Lehrbuh $. 23 und 29; Wächter 
Lehrbuch $. 665 Heffter, Lehrbuch $. 58, verglichen mit $. 35 ff.; 
Abegg, Lehrbuch $. 69. 

7) Bon der Burehnungsfähigkeit wird unten im Dritten Abjchnitt 
ausführlich die Rede fein; vorläufig vergl. darüber oben $. 8 der Ein- 
leitung. 
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des Verbrechens im Buftande der Zurechnungsfähigkeit befun- 
ben, und bewegen muß die Burechnung oder das Urtheil, 
daß Jemand dabei zurechnungsfähig gewefen, nothmwendig der 
Beftrafung vorausgehen: aber gerade daraus folgt, daß die 
Burechnungsfähigfeit Fein Beftandtheil der Handlung fein Fann, 
welche zugerechnet wird, oder von welcher Durch Die Zurech-⸗ 
nung geurtheilt wird, daß fich der Handelnde bei ihrer Bes 
gehung in zurechnungsfähigem Buftande befunden 8). Die 
Burechnungsfähigkeit Fann ftrafrechtlich nur in Frage Toms 
men, um auf fie eine verbrecherifche Handlung zu beziehen 9). 


8 Schaffrath, Theorie des allgemeinen Thatbeftandes $. 218, 
eifert fehr gegen meine Abhandlungen, II. ©. 72 ff., wo ausführlich 
gezeigt ift, Daß die Burechnungsfähigkeit niet in den Thatbeſtand ges 
höre. Seine entgegengejegte Anficht fcheint aber mehr Sache des Ges 
fühl ald des Verſtandes zu fein, da er nicht umhin Fann, ©. 188 ein. 
zuräumen, Daß meine Gründe beweifen, daß die Burechnungsfähigfeit 
vom Thatbeitande auszufchließen fei. 

9) Diefen Eat hatte ich in meinen Abhandlungen, II. ©. 80 fo 
ausgedrüdt: die Burechnungsfähigkeit Fönne gar nicht in Frage kommen, 
wenn nicht vorher ausgemacht fei, daß von der Perfon, welcher zuge- 
rechnet werden folle, ein Verbrechen verübt worden fei, Nah Schaff- 
rath, a. a. O. ©. 189, fol darin eine dreifache Unrichtigkeit Liegen. 
Buvörderft, die Burechnungsfähigfeit eines Menſchen Eönne auch ohne 
ein beftimmtes Verbrechen in Frage kommen. Niemand wird das leug- 
sen: aber da ich meine Abhandlungen ausdrüdiich für Abhandlungen 
aus. dem Strafrehte ausgegeben hatte, fo verftand fich wohl von 
felbit, daß ich hatte fagen wollen, die Burechnungsfähigkeit könne ohne 
ein begangened Verbrechen nicht ſtrafrechtlich in Frage fommen, 
Zweitens, e3 fei, Damit die Burechnungsfähigkeit in Frage komme, nicht 
nöthig, daß von einer Perfon ein Verbrechen, fondern nur, daß von ihr 
ein gefegwidriger Erfolg, eine gefeßwidrige That herrühre. Ein Bers 
brechen ift ja aber Nichts Anderes als eine gefeßwidrige That. Drit- 
tens, in meinem Eaße liege eine petitio prineipii, indem es eben in 
Frage fei, ob ein Verbrechen ohne Burechnungsfähigkeit vorhanden fein 
Fönne, Huf Diefe Art wäre jede, auch noch fo gut begründete Anficht, 
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Daher muß die Burechnungsfähigkeit im Syfteme bes Straf- 
rechtes fpäter in Betracht Fommen, ala die Merkmale der 
Handlung, aus welchen der Thatbeſtand des Werbrechens be- 
fteht 19). | 

3) Bon vielen Griminaliften wird auch Die Strafbarkeit 
als. ein Beitandtheil des Thatbeſtandes ausgegeben 11). Es 
liegt ‚aber darin eine Verwechfelung des Begriffes des Ver- 
brechens mit dem Thatbeſtande deſſelben. Die Strafbarkeit-ift 
das Merfmal des Begriffes des Verbrechens und der That— 
beftand der Inbegriff der Merkmale, durch welche eine Hand⸗ 
lung das Merkmal der Strafbarkeit erhält 12). Daß unter 
diefe Merkmale nicht die Strafbarkeit gehören könne, ins 
dem ſonſt gefagt werden würde, daß eine Handlung ftrafbar 


die man in einer Gtreitfrage aufftellt, eine petitio principii, da ich 
den angefochtenen Satz erſt aufitellte, nachdem ich auf den acht vorher. 
gehenden Seiten den Beweis geführt hatte, daß Die Burechnungsfähig: 
keit vom Thatbeitande ausgeſchloſſen werden müſſe. 

10) Da zu diefen Merkmalen die verbrecherifche Willensbeitimmung, 
die nur entweder ald dolus odes ald culpa vorkommen kann, gehört, 
ſo iſt es unrichtig, wenn in vielen Lehrbüchern, 3. B. bei Abegg, 
$. 79 und 82, dolus und culpa nad) der Burechnungsfähigkeit erörtert 
werden, und wenn Die Sache fo Dargeftellt wird, ald ob durch Die Bu- 
rechnung Jemandem eine That entweder zum dolus oder zur culpa zu⸗ 
gerechnet werde. Man kann zwar das Urtheil, daß eine That entweder 
aus dolus oder aus culpa hervorgegangen fei, Zurechnung zum dolus 
oder zur culpa nennen: aber bei dieſem Artheile ift von Der Zurech—⸗ 
nungsfähigkeit noch gar nicht die Rede, Die Burechnung, bie fi auf 
die. Burechnungsfähigkeit bezieht, fegt voraus, daß die Zurechnung zum 
dolus oder zur culpa bereit Statt gefunden habe, indem in derfels 
ben anerkannt. wird, daß der dolos oder culpos Handelnde fich in zus 
zechnungsfähigem Buftande befunden, Vergl. meine Abhandlungen, II. 
& 91 f. 

11) Z. B. von Wächter, Lehrbuch $. 76, verglichen mit $. 47; 
Abegg, Lehrbuch $. 69; Schaffrath a. a. O. ©, 192, 

19) ©. oben $. 30, 
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fein müffe, um ftrafbar zu fein, bedarf Feiner weiteren Aus⸗ 
einanderfeßung. 

4) Bu dem Thatbeftande, wenigitens zu dem befonderen, 
mancher Verbrechen pflegen auch perfönliche Eigenfchaften oder 
Buftände entweder des Verbrecher oder der Perfon, gegen 
welche das Verbrechen gerichtet gewefen, gerechnet zu wer—⸗ 
den 13), Eigenſchaften oder Buftände der Perfon können aber 
nicht Eigenfchaften einer Handlung fein und mithin nicht zum 
Shatbeftande gehören. Bei allen Verbrechen beiteht der That- 
beftand nur in dem Willen, die verboterie Handlung zu bes 
gehen und in der Darlegung dieſes Willens durch eine äußere 
Handlung. Es giebt allerdings Verbote, bei. welchen be= 
fondere Eigenfchaften oder Buftände der Perfon, welche Die 
Handlung begeht, oder gegen welche die Handlung begangen 
wird, vorausgeſetzt find: aber Daraus folgt nicht, daß dieſe 
Eigenfchaften oder Buftände zu dem Thatbeſtande der Ver— 
brechen gehören, durch welche diefe Werbote übertreten wer— 
ben, inden fie vielmehr nur infofern in Betracht Fommen, 
als fie factiſche Vorausſetzung find für den Willen, die in 
biefen Verboten gemeinte Handlung zu begehen 1%), 





13) 3.8, das verwandtfchaftliche Verhältniß, in welchem bei dem 
Verwandtenmorde der Mörder zu dem Ermordeten, oder bei der Blut— 
ſchande die Concumbenten zu einander. ftehen müffen, oder der Buftand 
weiblicher Anbefcholtenheit, in welchem fich Diejenige befinden muß, ges 
gen welche das Verbrechen eigentliher Mothzucht fol begangen werden 
können; im ähnlicher Weife wird zu dem Thatbeſtande der Tödtung 
ein lebendiger Menſch, des Diebftahls eine fremde beweglihe Sadıe, 
als Gegenſtand verlangt, an welchem das Verbrechen begangen wird, 
Stübel, über den Thatbeitand der Verbrechen, 1805, $. 4 ff. nennt Die 
yerfönlihen Verhältniffe und Eigenfchaften, die entweder an der Perfon 
des Verletzten oder an der des Verbrecherd in Betracht kommen, ben 
perfonalen Tihatbeftand, im Gegenfape des realen Thatbeitandes, 
zu welchem er die Handlung felbft nebft ihren Wirkungen rechnet. 

14) Daher brauchen dieſe Buftände nicht in der Wirklichkeit, fon 
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5) Manche Eriminaliften unterfoheiden zwifchen weſent⸗ 
lihem und außerwefentlichem Thatbeftande, und rechnen zu 
dem erfteren bie wefentlichen Merkmale des Verbrechens, 
- ohne welche eine Handlung gar nicht als Verbrechen anges 
fehen werden Fönnte, zu bem legteren die außerweientlichen 
Merkmale, von welchen zwar nicht das Borhandenfein bes 
Berbrechens, aber die Größe der auf daſſelbe zu erfennenden 
Strafe abhängt 15). Nach der angegebenen Definition des 
Zhatbeftandes Fann e8 feinem Bweifel unterliegen, daß nur 
bie wefentlichen Merkmale des Verbrechens zu demſelben ge 
hören 1°), 


Zweite Abtheilung. 
Beftanptheile des Thatbeftandes im Einzelnen. 


Erſtes Enapitel. 
Die verbrecherifhe Willensbeftimmung oder dolus und culpa. 


$. 33. 
Erforderniffe der verbreherifhen Willens— 
beftimmung. 
Die verbrecherifche Wilfensbeftimmung ift der Wille, eine 
verbotene Handlung zu begehen 1). Diefer Wille befteht in 





dern nur in der Vorftellung des Handelnden vorhanden zu fein, weil 
das ausreicht, um den zur Webertretung dieſer Verbote erforderlichen 
Willen zu haben; fo ift es 5. B. um das Verbot der Tödtung zu über 
treten, nicht nothwendig, daß die Handlung gegen einen wirklich leben⸗ 
ben Menfchen gerichtet gewefen fei, da der Wille zu tödten aud bei 
der irrthümlichen Vorftellung, daß Jemand lebe, vorhanden fein Fann, 
Bergl. au meine Abhandlungen, II. ©. 153, Rote 1. 

15) Berg. Wärhter, Lehrbuch $. 43 und $. 46, Note 100, 

16) Bergl. meine Abhandlungen, I. ©. 100, 

1) Bergl. oben $. 31. 





238 -, Zweiter Abjchnitt. Zweite Abtheilung. 


ber Entichließung zu. derjenigen Handlung, welche Die in dem 
Verbote gemeinte if. Daraus ergeben fich zwei Erforderniffe 
ber. verbrecherifchen Willensbeftimmung : zuvörberft die Vor— 
ftellung, daß die Handlung, zu welcher man fich entfchloffen, 
eine beftimmte Handlung werden, einen gewiffen Erfolg ha» 
ben, oder eine gewille Einwirkung auf die Außenwelt hervor- 
bringen werde; zweitens wirkliche Rechtswidrigkeit dieſer Ent- 
fohließung in dem Sinne, daß die Handlung, zu weldier man 
ſich entfchloffen, dem objectiven Rechte wirklich zuwider, oder 
daß fie verboten ift. 

1) Die Vorftellung, die Handlung zu welcher man fich 
entichloffen, werde einen gewiſſen Erfolg haben oder eine ge= 
wife Einwirkung auf die Außenwelt hervorbringen, ift die 
Borftellung, daß zwifchen jener Handlung und dem Erfolge 
oder der Einwirkung Gaufalzufammenhang Statt finde. Ohne 
dieſe Vorftelung würde überhaupt nicht von einem auf eine 
beftimmte Handlung gerichteten Willen die Rede fein Fönnen. 
Denn der Menſch kann überhaupt nur wollen, fo weit er 
denft und kann nur Das wollen, an was er denkt ?). Aber 
es genügt nicht zum Wollen, daß man an etwas denke, fon= 
bern es iſt Dazu noch die Vorftellung erforderlih, daß das 
Gedachte in Folge der Handlung eintreten’ werde, zu welcher 
man fich entfchloffen 3). Diefe Vorftellung ift die Worftels 
lung von dem Gaufalzufammenhange, ohne welche Fein Wille 
möglich ift. Dabei iſt e8 für das Dafein des Willens an 
und für fich gleichgültig, .ob dieſe Vorftellung richtig oder 
unrichtig if. Auch wenn fie unrichtig ift, indem ber vorge- 
ftelte Saufalzufammenhang in ber Wirklichkeit nicht Statt 


2) Bergl. meine Abhandlungen, U. ©, 526 ff. 

3) Hierdurch unterfcheidet fih der Wille vom Wunſche, der fi 
auch auf folche Ereigniffe erfireden kann, Die ohne Die eigene Thaͤtigkeit 
eintreten. : 
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findet, kann doch der Wille der nämliche fein, als wenn fie 
richtig gewefen wäre. Denn durch die Unrichtigkeit jener 


.Vorſtellung von dem Gaufalzufanmenhange wird nicht aus— 


geſchloſſen, daß fie ‚vorhanden ift, und ber Wille befteht 
nur Darin, daß man fich zu einer Handlung entfchließt, von 
welcher man fich vorftellt, fie werde einen gewiſſen Erfolg 
oder eine gewiffe Einwirkung auf die Außenwelt hervor- 
bringen *). 

2) Der Wille, eine verbotene Handlung zu begehen, ift 
aber nicht möglich, ohne daß die Handlung, auf deren Her- 
vorbringung er gerichtet ift, in ber That verboten ift 5). 
Der Wille, der auf eine Handlung gerichtet ift, die nicht 
wirklich verboten ift, kann Feinen Widerſpruch gegen den ver» 
nünftigen Gefammtwillen, der in jedem Verbote ausgeſpro⸗ 
chen iſt und keine Verletzung des objectiven Rechtes enthalten. 
Selbſt durch Die Vorſtellung, die Handlung, auf deren Her⸗ 
vorbringung der Wille gerichtet geweſen, fei verboten, Fönnte 
nicht aufgehoben werden, daß ſich der Wille mit dem ver- 
nünftigen Gefammtwillen in Uebereinftimmung befinde, wenn 
fie nicht wirklich verboten iſt ?). So wenig aber der Wille, 
eine nicht wirklich verbotene, fondern nur für verboten gehal- 
tene Handlung zu begehen, die verbrecherifche Willensbeftims 
mung beritellen Fann, ebenfo wenig Eann Diefelbe ausgefchlofs 
fen werden durch Die Vorftellung, daß eine wirklich verbotene 
Handlung nicht verboten ſei. Denn ungeachtet diefer Vor— 


4) Das Nähere darüber unten im zweiten Gapitel dieſer Abtheilung 
bei der Lehre vom Berfuche, 

5) Bergl. die $. 14, Note 2 citirten Stellen. 

6) ES würde in dieſem Falle nur der Wille, eine für verboten ge 
haltene, aber in der That erlaubte Handlung zu begehen, vorhanden 
fein, worin auf keinen Fal ein Widerfpruch gegen den Willen des Ber- 


botes liegen Fönnte, Bergl, auch Birkler, im Archiv des ER, neue 
Folge, 1839, ©, 436 f, 
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ftellung würde der individuelle Wille immer gegen den Willen 
des Verbotes in dem Widerfpruche ftchen, der die verbreche- 
rifche Willensbeftimmung bildet 7). f 


$. 34. 
Arten der verbreherifhen Willensbeftimmung. 
1) Im Allgemeinen. 


Die verbrecherifche Willensbeftimmung hat zwei Arten, 
bie von der Verfchiedenheit herfommen, in welcher die zu ihr 
gehörige Worftellung von dem Gaufalzufammenhange möglich 
if. Diefe Borftellung ift in doppelter Weife möglich, je 
nachdem fie den Gaufalzufanımenhang zwifchen der Hand— 
lung, zu welcher man fich entfchloffen und der in dem Ver— 
bote gemeinten Handlung entweder als beftimmt vorhanden, 
oder je nachdem fie ihn nur ala möglicher Weife vorhanden 
annimmt. Wenn die Vorftellung darin befteht, daß der Gaus 





7) Daß die Berufung auf Unbekanntfchaft mit dem gefeglichen Ver» 
bote einer Handlung oder mit dem Strafgefege im Allgemeinen nicht von 
Etrafe befreien könne, wird von dem pofitiven Rechte entfdjieden aner- 
kannt. L. ı1. $. 4. D. de his qui notantur. 111. 2. IL. 16. $. 5. 
D. de publicanis. XXXIX. 4 L. 15. pr. de lege Corn. de falsis. 
XLVIII. 10. L. 12. C. de jur. et facti ignor. 1. 18. Preuſſiſches 
2ER. Th. 11. Fit. 20, $. 10 und 11. Deftereichifches G.B. über Ver— 
brechen $. 3, über ſchwere Polizeiübertretungen $.1. Bayerifches G.B. 
Art. 71. Sähfifches GB. Art. 68. Würtembergifhes GB. Art. 99. 
Hannov. G.B. Art. 84. Großherz. Heſſ. ©.B. Art. 41. Braunfchweig. 
G. B. $. 31. Ueber Die von einigen dieſer Gefeßbücder für den Fall, 
da die Unkenntniß des Geſetzes unverfihuldet und unübermwindlich gewe— 
fen, gemachte Ausnahme vergl, unten $. 35. Der Grund, aus welchem 
die Berufung auf Rechtsunkenntniß Feine Berüdfichtigung finden Fann, 
liegt nicht, wie Feuerbach, Lehrbuch $. 86, behauptet, darin, daß 
von. jeder mit Verſtand begabten Perfon Bekanntichaft mit den Strafr 
gefegen angenommen werden muß, fondern nur Darin, daß auch bei wirk- 
liher Unbekanntſchaft verbrecherifhe Willensbeftimmung vorhanden tit. 
Berge. meine Abhandlungen, II. ©. 96. 


Beftandtheile des Ihatbeftandes im Einzelnen, 241 


falzufammenhang beftimmt Statt finde, fo ift auch der Wille 
mit Beftimmtheit darauf gerichtet, Die verbotene Handlung 
hervorzubringen. Der Wille ift alsdann Abſicht, Vorſatz, 
dolus, und der ftärkite Grad der verbrecherifchen Willens» 
beftimmung !). Wenn die Vorftellung nur darin beiteht, daß 
der Gaufalzufammenhang möglicher Weife Statt finde, fo kann 
der Wille nicht darauf gerichtet fein, die verbotene Handlung 
mit Beftimmtheit hervorzubringen. Dagegen ift e8 immer 
noch der Wille, die verbotene Handlung zu begehen, wenn 
man fich zu einer Handlung entfchließt, von welcher man fich 
voritellt, daß man mit derfelben möglicher Weife Die ver- 
botene Handlung hervorbringen werde. Aber der Wille ift 
in diefem Falle nicht Abficht, fondern nur Fahrläſſigkeit, 
culpa ?) und der minder ftarfe Grad der verbrecdherifchen 
Willensbeftimmung 3). 


1) Im Römiſchen Rechte wird diefelbe am häufigſten bezeichnet 
durch Die Ausdrüde propositum, fraus, consilium, voluntas, impe- 
tus, sciens dolo malo, consulto, data opera, und in fpecieller Rich» 
tung animus occidendi, necandi causa u. f. w. In der Garolina 
durch Arglift, vorgefegter Wille und Muth, fürfeglich, geverlich, bos— 
baftig. In den neuen Gefegbüchern durch Vorſatz, Abficht, Zweck und 
ähnliche Ausdrüde, / 

2) Das Römische Recht gebraucht zur Bezeichnung der culpa die 
Ausdrüde lascivia, petulantia, luxuria, auch easus, um ihren Ge- 
genfag zum dolus Hervorzuheben; die Garolina: Unfürfichtigkeit, Un— 
fleiß, Geilheit, ungeverlih, wider Willen, Ieichtfertigli ; die neueren 
Gefegbüher: Fahrläffigkeit, Verſchuldung, Nachläffigkeit, Unvorfichtig- 
keit u. f. w. 

3) In L. 11. $. 2. D. de poenis, XLVIII. 19. fcheint zwar eine 
dreifache Art der verbrecheriſchen Willensbeitimmung angenommen zu 
fein, indem zwiſchen delicta ex proposito, ex impetu und ex casu 
unterfchieden wird. Allein der impetus gehört mit zum dolus, und be- 
beutet nur den im Affect gefaßten dolus im Gegenfaße zu dem mit 
Vorbedacht gefaßten dolus. In L. 5. $. 2 eod. ift auch nur von den 
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Wie die Gattung überhaupt nur in den Arten vorkom- 
men Fann, in welche fie zerfällt, fo kann auch die verbreche- 
rifche Willensbeftimmung nur entweder ala Abficht oder als 
Wahrläffigkeit vorfommen. Daraus folgt, daß in jedem Straf 
gefeße immer nur entweder die abfichtliche oder die fahrläfiige 
Begehung eines Verbrechens gemeint fein kann. Denn ein 
Verbot fann überhaupt nicht anders übertreten werden als 
mit dem Willen, bie verbotene Handlung zu begehen, und 
kann folglich nur übertreten werden entweder mit der einen 
oder mit der anderen ber beiden Arten, in welchen dieſer 
Mille fi zu äußern im Stande if. Da nur Die mit dieſem 
Willen begangene Handlung biejenige ift, Die unter das Wer- 
bot fällt und mithin die wirklich verbotene ift, fo Fann auch 
in einem Werbote immer nur entweder an die abſichtliche odet 
an die fahrläffige Uebertretung deffelben gedacht fein. Jedet 
mit Abſicht zu begehende Verbrechen fett daher ein Verbot 
voraus, in welchem die abfichtliche, und jedes mit Fahrläſ— 
figfeit zu begehende ein Werbot, in welchen die fahrläfiige 
Uebertretung defjelben verboten ift ). Wie aber überhaupt 
die eine Art Die andere nothwendig ausfchließt, fo iſt es 
nicht möglich, daß in dem nämlichen Verbote zugleich an 
abſichtliche und an fahrläffige Hebertretung deſſelben gedacht 
fei, und daß ein abfichtliches Werbrechen aus Fahrläfiigkeit 
und umgekehrt ein fahrläfiges Verbrechen aus Abſicht be— 
gangen werde °). . 


angegebenen beiden Arten der verbrecherifchen Willensbeftimmung Die Rede. 
Bergl. Heffter, Lehrbuch $. 64, Note 1. 

4) Meiftens, z. B. bei Fenerbacd, Lehrbuch $. 55, wird es als 
ein befonderes Erforderniß des culpofen Verbrechens hervorgehoben, daß 
ein Strafgefeß da fei, welches auch die unvorfägliche Rechtöverlegung mit 
Strafe bedrohe: allein ebenfo gut ſetzt Das vorfäßliche Verbrechen ein 
Strafgeſetz voraus, welches die vorfägliche Begehung mit Strafe bedroht. 

5) Vergl. oben $. 32, Note 4. 
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$. 35. 
2) Im Befonderen. 
a) Der dolus. 


Der dolus unterfcheidet fi von der culpa durch die 
Beitimmtheit der Borftellung, die in Beziehung auf den 
Gaufalzufammenhang zwifchen der Handlung, zis welcher man 
fih entfchloffen und der verbotenen Handlung Statt findet ). 
Wie jede Handlung, fo befteht auch die verbotene in einer 
gewiffen factifchen Einwirkung, die durch menfchliche Thätig- 
Peit auf die Außenwelt hervorgebracht. wird. Ihre Eigen- 
fchaft, als verbotene, erhält die Handlung durch den Inbes 
geiff ihrer Merkmale, vermöge deren fie eine folche Cinwir- 
fung ift, als nad) dem Willen eines Verbotes nicht hervor 
gebracht werden fol. Dede Ginwirfung auf die Außenwelt 
fegt gewiſſe factifche Werhältniffe voraus, ohne welche fie 
nicht Statt finden kann, unter welchen fie aber auch nothe 
wendig Statt finden muß, wenn fi der Menfch in einer 
beitimmten Weiſe handelnd oder unterlaffend verhält. Die 


1) Die Begriffäbeftimmung des dolus gehört der Wiſſenſchaft an 
und nicht der Gefeggebung, weil diefer niemals die Abficht zu Grunde 
liegen Bann, einen anderen Begriff anzuerkennen, ald von der Wilfen- 
ſchaft aufgeftellt werden kann; vergl. oben ©. 99; vergl. auch Kitka, 
im Arhiv des ER, 1835, ©. 219 ff.; Mittermaier, im Archiv 
des ER. 1835, ©. 427, 1840, ©. 7, und in der Schrift, die Straf. 
gefeggebung in ihrer Fortbildung, erfter Beitrag, ©. 172. Während 
Diefe Definition auch im römifchen Rechte und in der Carolina übergans 
gen ift, hat man bei Abfaffung einiger der neueren Gefegbücher diefelbe 
aufnehmen zu müflen geglaubt; namentlich im Preuffifchen &.R. Th. II. 
zit. 20, $. 26; Deftereihifhen G.B. 8. 1; Baverifh. G.B. Art. 39; 
Hannod. G.B. Art. 4; Braunfhw. G. B. $. 27; Großherzogl. Heff. 
GB. Art. 58. Daß gegen die in diefen Gefeßbüchern aufgeftellten Des 
finitionen mannichfache Ginmwendungen gemacht‘ werden können, ergiebt 
ſich aus dem weiteren Verlaufe Diefes $. 
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BVorftellung, man werde durch feine Handlung die verbotene 
Handlung mit Beftimmtheit hervorbringen, muß daher darin 
beftehen, daß man fich beftimmten faetifchen Verhältniffen 
gegenüber in einer folhen Weife handelnd oder unterlaffend 
verhalte, daß daraus die beftimmte Einwirkung auf die Aus 
Benwelt hervorgehen muß, die nad) dem Willen des Verbotes 
nicht hervorgebracht werden foll. Die verbotenen Handluns 
gen können im Allgemeinen in Wechtsverbrechen und in Ge- 
feßesverbrechen unterfchieden werden 2). Die Worftellung, 
die zum dolus bei den Rechtöverbrechen erforderlich ift, muß 
daher in der beitimmten Vorſtellung beftehen, daß man fich 
einer phyfiichen oder moralifchen Perfon gegenüber in einer 
ſolchen Weife handelnd oder unterlaffend verhalte, daß man 
fie in einer beitimmten Weife verlegen werde ?). Ebenſo 
muß die Vorftellung, die zum dolus bei den Gefeesverbre- 
chen erforderlich ift, in der beftimmten Worftellung beftehen, 


2) ©. oben $. 24. 

3) Wenn eine Rechtäverlegung vermöge befonderer Eigenfchaften 
der zu verlegenden Perfon ein anderes Verbrechen bildet, als fie ohne 
diefe Eigenfhaften gewefen fein würde, jo muß fich die Vorftellung, die 
zum dolus bei diefem Verbrechen gehört, auch auf diefe befonderen Ei« 
genfhaften mit erftredt haben; z. B. da Beleidigung des Landesherrn, 
Ermordung von Verwandten, Diebftahl an Kirchen andere Verbrechen 
bilden, ald wenn diefe Handlungen gegen andere Perfonen begangen wer» 
den, daß die verlegende Handlung gegen eine diefer Perfonen gerichtet ift. 
Hußerdem ift bloß dolus in Beziehung auf dasjenige Verbrechen vor- 
handen, welches ohne die befonderen Eigenfchaften der Perfon begangen 
gewefen fein würde; vergl. Großherzogl. Heſſ. G.B. Art. 62. Dagegen 
bat ed auf den dolus feinen Einfluß, wenn die Perfon, gegen welche 
die Handlung gerichtet ift, eine andere ift ald der Verbrecher fi) vor⸗ 
ftelt, ohne daß zwifchen den verwechfelten Perfonen eine Berfchiedenheit 
der Eigenfchaften in der angegebenen Weife Statt findet, 3. B. wenn 
er den A zu beftehlen oder zu ermorden ſich vorftellt, und feine Hand» 
lung gegen den B richtet. Vergl. Großherzogl. Heſſiſches G.B. a. a. D. 
und Braunfhw. G. B. $. 238. 
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daß man ſich den factiſchen Verhältniſſen gegenüber, die bei 
den verſchiedenen Geſetzesverbrechen vorausgeſetzt find, in ei— 
ner ſolchen Weiſe handelnd oder unterlaſſend verhalte, daß 
daraus eine beſtimmte Einwirkung auf die Außenwelt hervor— 
gehen werdet). Da die zum dolus bei beiden Arten von 
Verbrechen erforderliche Vorftellung nur fubjeetiv, oder nur 
in dem Inneren des Wollenden vorhanden ift, fo ift fie 
gänzlich unabhängig von dem objectiven Zuftande der äußeren 
DVerhältniffe, auf welche fie fich bezieht. Daher Fann ber 
. dolus nicht dadurch aufgehoben werden, Daß die Voritellung 
von dem Gaufalzufammenhange unrichtig tft, indem entweder 
die Thätigkeit, von welcher der Handelnde die vorgeftellte 
Einwirkung auf die Außenwelt erwartet, von der Art ift, 
daß dieſelbe nicht Dadurch hervorgebracht werden Fann, oder 
indem es an den vorgeftellten äußeren Verhältniſſen man- 
gelt, ohne welche die erwartete Einwirkung nicht Statt fin= 
den kann. In jedem Falle bezieht fich die zum dolus er- 
forderliche Vorftellung nur auf factifche WVerhältniffe, Sheils 
nämlich auf die Art der Thätigkeit, von welcher der Wol- 
lende eine bejtimmte Einwirkung auf die Außenwelt erwar- 
tet, Zheils auf das Dafein der factifchen Werhältniffe, die 
bei der erwarteten Einwirkung vorausgefegt find. Dagegen 
iſt zum dolus nicht erforderlid), daß fich die Worftellung des 
Handelnden auch auf das Werbotenfein der gewollten Hand- 
Iung beziehe. Denn der Wille, die in dem Werbote ges 
meinte Handlung hervorzubringen, ift in gleicher Weife vor- 
handen, mag der Handelnde die Handlung für verboten oder 


4) B. B. bei dem Chebruche, daß es eine verheirathete Perfon, 
bei dem SIncefte, daß es eine verwandte Perfon fei, mit der man con- 
cumbire, bei dem Meineide, daß fih die Sachen anders verhalten, als 
man verjichert u. ſ. w. 
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für erlaubt halten, fowie er nur auf eine in Wirklichkeit ver- 
botene Handlung gerichtet ift °). 





5) Schon in meinen Abhandlungen, II. ©. 94 ff. habe ich Die 
Behauptung aufgeitellt, daß das Bewußtſein der Strafbarkeit oder der 
Strafgefegwidrigfeit nicht zum dolus gehöre. Damals hatte ich aber 
diefe Behanptung nicht fo unbeſchränkt aufgeftellt als gegenwärtig, in⸗ 
dem ih a. a. D. ©. 563 ff. bei den Gefegeöverbrechen die Kenntniß 
oder das Bewußtfein des Berbotes zum dolus erforderte. Es Fann 
aber zwiſchen Rechtsverbrechen und Gefegesverbredhen in dieſer Bezie- 
hung fein Unterſchied Statt finden, da auch bei den letzteren ein dem 
Willen des Geſetzes entgegengejegter Wille vorhanden ift, wenn Jemand, 
obgleich ohne Kenntniß defjelben die Handlung begehen will, die nicht 
begangen werben follte. Daß das römische Recht die Ausdrüde sciens, 
dolo malo nur auf die factifhen Umftände, nicht auf das Berbotenfein 
der Handlung bezieht, hat ausführlich gezeigt Birnbaum, im neuen 
Archiv des ER. XI. ©. 101 ff., befonders ©. 134 ff. Nur bei zwei 
Delicten giebt Birnbaum zu, dag nah römifchen Rechte Kenntniß 
des Strafgefeged zum dolus erfordert worden fei; mir fcheint aber im 
diefen beiden Fällen, die Birnbaum für Eingularitäten ausgiebt, 
keine Ausnahme von dem allgemeinen Prineipe gemacht zu fein; der 
eine ift in L. 7. pr. D. de jurisdictione, II. 1. „Si quis id, quod 
jurisdietionis perpetuae causa, non quod prout res ineidit, in 
albo, vel in charta, vel in alia materia propositum erit, dolo 
datur in eum quingentorum aureorum judicium, 
$. 4 eod. Doli mali autem ideo in verbis 


malo corruperit, 


quod populare est. 
edieti fit mentio, quod si per imperitiam, vel rusticitatem, vel 


ab ipso praetore jussus, vel casu aliquis fecerit, non tenetur.“ 
Es ift gar nicht nöthig, wie Birnbaum felbft andeutet, die imperi- 
tia und rustieitas auf Das Etrafgefeg zu beziehen, indem es viel na» 
türlicher ift, dieſe Ausdrüde von der Unkenntniß des factifchen Umſtan— 
des, daß das, was man befehädige, jurisdietionis perpetuae causa 
propositum fei, zu verftehen. Der andere Fal ift in L. 3. $. 1822. 
D. de SC. Silaniano, XXIX. 5. „Quod ad causam testamenti 
pertinens relictum erit ab eo, qui occisus esse dicetur, id ne 
quis sciens dolo malo aperiendum, recitandum describendumque 
curet, edicto cavetur, priusquam de ejus familia quaestio ex 
SConsulto habita, suppliciumque de noxiis sumtum fuerit. $. 21. 
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$. 36. 


Vom unbeſtimmten dolus. 


Der dolus iſt die Abſicht, eine verbotene Einwirkung 
auf die Außenwelt hervorzubringen, oder die Entſchließung 
zu einer Handlung, von welcher man ſich vorſtellt, daß ſie 


Si quis ignorans occisum, aperuerit, non debet hoc edicto teneri. 
$. 22. Et si sciens, non tamen dolo aperuit, aeque non tenebi- 
tur, si forte per imperitiam, vel rusticitatem, ignarus edicti prae- 
toris vel SConsulti, aperuit.“ Hier ift allerdings davon die Rede, 
daß Nichtkenntniß des Geſetzes den dolus ausſchließe, aber in einem 
ganz anderen Bufammenhange. Nach .dem SC. Silanianum follten die 
Sclaven, deren Herr getödtet worden war, Theils wegen des auf. fie 
fallenden Berdachtes, Theild wegen der unterlaffenen Bertheidigung zur 
Tortur und Strafe gebracht werden. Bevor das gefchehen war, follte 
die Erbfehaft des Getödteten nicht angetreten werden, Damit nicht der 
Erbe, aus Rüdfiht auf feinen Vortheil dad Verbrechen der Sclaven zu 
verheimlichen fuhe. L. 3. $. 29 eod. Bu diefem Bwede beitand auch 
die Vorſchrift, daß vor der Unterfuchung gegen die Sclaven das Teſta⸗ 
ment des Getödteten nicht eröffnet werden ſolle. Der dolus, der zur 
ftrafbaren Eröffnung des Teftamentes erfordert wird, beiteht in der 
Abficht, die gegen die Sclaven zu eröffnende Unterfuhung durch bie 
Eröffnung zu vereiteln. Diefe Abficht kann nur haben, wer das Gefeg 
kennt, nach welchem vor Allem die Unterfuchung gegen die Sclaven er» 
öffnet werden fol. ber es ift Mar, Daß es fich Bier nicht von Kennt- 
niß des Strafgefeges handelt, nad welchem die Eröffnung des Teſta— 
mentes verboten ift, fondern von der Kenntriß eines anderen Rechts⸗ 
ſatzes, ohne welche man nicht Die Abficht Haben kann, die Unterfuchung 
Durch die Eröffnung des Teſtamentes zu vereiteln. Daß ein Rechtd« 
irrthum nicht in Anfehung des Etrafgefeges, fondern hinfichtlich anderer 
Rechtsſätze die beftimmte Abficht ausfchließt, in welcher der dolus bei 
den einzelnen Verbrechen befteht, kommt allerdings auch fonft vor, 3.8. 
$. 1. J. de vi bonor. rapt. IV. 2. L. 25. $. 6. D. de hered. petit. 
V. 3. L.36. $.1. L. 37. D. de usurpp. XLI. 3. Nichtkenntniß des 
Strafgefeßed aber erkennt das römifche Necht unbedingt nicht für einen 
Aufhebungsgrund des dolus an, felbft nicht bei ſolchen Verbrechen, des 
47% 
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mit Beſtimmtheit eine ſolche Einwirkung zur Folge haben 
werde. Daraus folgt von felbit, daß der dolus nur ein be— 
ftimmter jein Fann, und daß er ausgefchloffen fein muß, wenn 





ren Strafbarfeit fi) Feines Weges von ſelbſt verfteht, z. B. L. 15. pr. 
ad leg. Cornel. de fals. XLVIII. 10. L. 16. $. 5. D. de publican. 
XXXIKX. 4 Vergl. im Allgemeinen die im $. 33, Rote 7 citirten 
Stellen. Nur zu Gunften der Frauenzimmer und Minderjährigen macht 
das römifhe Recht bei einzelnen wenigen Verbrechen die Ausnahme, 
dag Rechtsunkenntniß von Strafe befreiet; vrgl. Wächter, Lehrbuch I. 
S. 120 u. 121, und vorzüglid Heffter, im neuen Archiv des ER. 
XII. ©. 262 f. Die meiften Eriminaliften lehren aber, daß Bewußt⸗ 
fein der Etrafbarkeit zum dolus gehöre, 3. B. Kleinfhrod, fyite 
matijhe Entwidelung, $. 14; Klein, Grundfäge des PR. $. 119; 
Feuerbach, Lehrbuh $. 54, und Mittermaier in der Rote zu 
diefem $.; Martin, Lehrbuh $. 34; Heffter, Lehrbuch $. 65; 
Abegg, Lehrbuch $. 835 Marezoll, Lehrbuh F. 26. Indirect neh» 
wen indefjen die genannten Rechtslehrer diefe Behauptung wieder zurüd, 
indem fie einftimmig lehren, daß die Berufung auf Rechtsirrthum der 
Regel nach Eeine Entfehuldigung finden Fönne. Eine Ausnahme wollen 
fie nur geftatten in dem Falle, da der Rechtsirrthum ein unverfchuldeter 
und unüberwindlier gemwefen. Denn Damit. wird zugegeben, daß ber 
überwindlihe und verfchuldete Nechtöirrthbum, der doch auf jeden Fal 
Rechtsirrthum ift, den dolus nicht ausjchließe. Unverfchuldeter Rechtdr 
irrthum fol Statt finden, wenn ed unmöglich gewefen, fi Rechtsbeleh— 
sung zu verſchaſſen. Wächter, Lehrbuch I. ©. 120. Allein gerade, 
wenn Jemand Necdtsbelehrung fuht, ohne fie erhalten zu können, ver- 
dient die Berufung auf Rechtsirrthum gar feine Berüdfihtigung, in 
dem-er alsdann über die Strafbarkeit feiner Handlung wenigftens zweis 
felhaft war, und jie deßwegen lieber hätte unterlaffen folen. In den 
neuen Gejegbücdern finden ſich ähnliche Inconfequenzen und Unrichtig« 
feiten ald in den Lehrbüchern. Eo hat ed nach dem Sächſiſchen G.B, 
Art. 68 und nad) dem Hannoverfhen G.B. Art. 41 den Anfchein, als 
ob Unwiſſenheit über die Etrafbarkeit im Allgemeinen den dolus oder 
die Etrafbarkeit ausfchließe, da bloß gefagt ilt, daß dieſe Ausfchließung 
nicht Statt finden fol weder | bei dem Wahne, die verbotene Handlung 
fei nah dem Gewiffen oder der Religion erlaubt gewefen, 
noch bei Unwiffenheit über Art und Größe der Etrafe Da 


Beftandtheile bes Thatbeftandes im Einzelnen. 249 


die Vorftellung nicht darauf geht, daß die verbotene Einwir- 
fung mit Beftimmtheit eintreten werde. Gleichwohl pflegen 

die Griminaliften zwifchen beftimmtem und zwifchen unbeitimms — 
tem dolus zu unterfcheiden. Beftimmter dolus (dolus de- 
terminatus s. speeialis) wird dabei derjenige dolus genannt, 
ber ausfchließlich auf einen beftimmten gefeßwibrigen Erfolg 
gerichtet gewefen ift 2). Unbeftimmter dolus (dolus inde- 
terminatus s. generalis) ſoll derjenige fein, bei welchem 
ber Handelnde mehrere Erfolge feiner That als möglich vor= 
herfieht und Feinen berfelben von feinem Willen ausfchließt. 
Der unbeftimmte dolus wird wieder in den alternativen und 
in den eventuellen dolus unterfohieden 2). Der alternative 


neben ftellt das Hannoverfhe G.B. Art. 84 den Eaß auf, daß eine 
That nur jtraflos fei, wenn der Thäter diefelbe in unüberwindlicher 
‚unverfchuldeter Unwiffenheit für erlaubt gehalten habe. Aehnlich das 
Würtembergifhe G.B. Art. 55 und 99. Nach dem Großherzog. Hef- 
ſiſchen G.B. Art. 41 ſchließt Nichtwiffen des Geſetzes die Burechnung 
nicht aus, während nad) Art. 37, Nr. 3 keine Beitrafung Statt fin» 
det gegen Perfonen, die die ftrafbare That in einem Buftande verübt 
haben, in welchem das Bewußtfein der Strafbarkeit aufgehoben war. 
Unter diefe Buftände muß Nichtwiſſen des Gefeges doch auch gerechnet 
werden. Richtig gefaßt iſt der $. 31 im Braunfchweigifhen G.B. 

1) Feuerbach, Lehrbuch $. 59. Weber, im neuen Archiv des 
ER. VII. ©. 562 f. 

2) Die Zerminologie der Neueren ift indeffen hier Feines Weges 
gleihförmig. Feuerbad a. a. D., der Feine weitere Unterabtheilung 
des unbeftimmten dolus aufitellt, gebraucht die Ausdrüde dolus indetet- 
minatus und dolus eventualis für gleihbedeutend, Wächter, Lehr- 
buch $. 78, rechnet den dolus eventualis nicht zum dolus indetermi- 
natus s. generalis, unter welchem er nur den dolus alternativas ver» 
ftehbt, fo daß er eine dreitheilige Gintheilung de3 dolus befommt, näm« 
li beftimmten dolus (d. determinatus s.. specialis), unbejtimmten 
(dolas indeterminatus s. generalis) und bedingten (d. eventualis). 
Ebenfo macht Heffter, Lehrbud '$. 65, eine dreitheilige Eintheilung 
in einfachen beftimmten dolus (d. determinatus simplex), in mehrfachen 
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dolus ſoll vorhanden fein, wenn es dem Werbrecher bei fei- 
nem unbeitimmten dolus gleichgültig ift, welcher von den als 
gleich möglich vorhergefehenen Erfolgen eintreten möge, der 
eventuelle dolus, wenn der Handelnde zunächft oder vorzugs— 
weife einen gewiffen minder ftrafbaren Erfolg und den ein- 
getretenen ftrafbareren Erfolg nur infofern mit wollte, als 
biefer bei Werfolgung des erfteren zugleich auch als Leicht 
mögliche Folge vorausgefehen und um den Hauptzwed zu ers 
reichen in feinen Willen mit aufgenommen wurde ?). Die 
practifche Wirkung der Unterfcheidung zwifchen beftimmtem 
und unbeftimmtem dolus fol darin beftehen, daß bei dem 
leteren der dolus angenommen werde nur in Beziehung auf 
den wirklich eingetretenen Erfolg, während bei dem erfteren 
der dolus angenommen werde in Beziehung auf den aus» 
fchließlich gewollten Erfolg, auch wenn berfelbe. Durch die 
Handlung nicht wirklich hervorgebracht fei ?). 


beftimmten dolus (d. determinatus compositus), worunter der dolus 
alternativus und der dolus generalis in dem Sinne, daß der Thäter 
ale Wirkungen und Folgen feiner That im Voraus genehmigte, ver- 
fanden wird, und in eventuellen dolus. Werner, Handbuch des pein- 
lihen Rechts, ©. 170, nennt den bejtimmten verbrecheriſchen Vorſatz 
dolus exclusive determinatus und den unbeftimmten dolus inclusive 
sive alternative sive eventualiter determinatus. Weber a. a. O. 
S. 565 und ©. 576 ff. gebraucht die Ausdrüde dolus generalis und 
dolus specialis in einem anderen Sinne, indem er den erfteren in dem 
Falle annimmt, da der verbrecherifche Entſchluß mehrere auf einen 
Haupterfolg hinwirkende Handlungen oder mehrere Mittel oder Ab- 
fehnitte des Handelns umfaßt, Durch welche das beabfihtigte Verbrechen 
zu Stande kommt, den letzteren in dem Falle, da der verbrecherifche 
Entfhluß auf Hervorbringung des Einen Verbrechens mittelft Einer 
Handlung gerichtet iſt. 


3) Weber a. a. O. ©. 563 und S.569 ff. Mittermaier in 
der Note zu Feuerbach, $. 59, 


4) Mittermoier a. a. O. 
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Die ganze Unterfcheidung ift aber unrichtig und führt zu 
einem logifchen Widerfpruche. Wenn bei dem unbeftimmten 
dolus nur der wirklich eingetretene Erfolg dem Handelnden 
zum dolus zugerechnet werden foll, fo läßt man den einge ' 
tretenen Erfolg darüber entfcheiden, welche Abficht der Han- 
delnde gehabt habe. Diefer Erfolg liegt aber in der Beit- 
folge fpäter als die Mbficht des Handelnden, und es ift 
ſchlechterdings unmöglich, daß dieſe Abficht durch den Erfolg 
anders werde als fie vorher geweſen. Es ift nicht denkbar, 
daß Iemand zu gleicher Beit zwei Erfolge beabfichtigt, von 
welchen der eine die Möglichkeit des anderen ausfchließt. 
Wenn der eingetretene größere Erfolg der Abficht des Han 
delnden zugefchrieben werden foll, ohne daß man feiner Ab- 
fiht etwas zufchreiben will, was in der That nicht in der—⸗ 
felben gelegen, jo muß die Abficht fhon vor dem Eintreten 
auf diefen Erfolg gerichtet gewejen fein: alsdann aber kann 
die Abficht nicht zugleich auf einen geringeren Erfolg gerich— 
tet gewefen fein, und nicht wegen des Nichteintretens des 
größeren Erfolges angenommen werden, daß die Abficht nicht 
auf denfelben gerichtet gewefen fei. Umgekehrt muß, wenn 
der eingetretene geringere Erfolg der Abficht des Handelnden 
zugefchrieben werden fol, diefelbe fchon vorher auf diefen 
Erfolg gerichtet gewefen fein, und alsdann kann dieſe Ab— 
ficht nicht dadurch zu einer auf einen größeren Erfolg gerich- 
teten Abficht werden, daß in der That ein größerer Erfolg 
hervorgebracht wurde. 

In den Quellen des gemeinen Strafrechtes ift auch von 
einem unbeftimmten dolus nirgends die Rede 5). Dagegen 


5) Die gangbaren Ausdrüde, die in den Quellen zur Bezeichnung 
der Richtung des dolus gebraucht werden, laſſen fih nur auf be 
ftimmten dolus deuten, 5. B. L. 1. $. 3. D. ad leg. Corn. de sic. 
(XLVIII. 8.) vulneravit ut occidat, L. 3. pr. D. eod. hominis 
necandi causa venenum fecit, L. 1. D. de leg. Pomp. de parr. 
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ift derfelbe aus den Lehrbüchern in viele der neueren Gefet- 
bücher übergegangen, indem in denſelben vorgefchrieben ift, 
daß, wenn die Abiicht des Handelnden nicht ausfchließlich auf 
einen beftimmten Erfolg, fondern unbeftimmt auf einen oder 
den anderen von mehreren möglichen Erfolgen gerichtet ge⸗ 
weſen ſei, der wirklich eingetretene zum Vorſatz Zugerechnet 
werden ſolle 6). Man würde aber von dieſer Vorſchrift Feine 
Anwendung machen können, ohne mit anderen anerkannten 
Rechtsgrundſätzen in Widerſpruch zu treten. Denn dem Be— 
griffe des unbeſtimmten dolus liegt die Vorausſetzung zu 
Grunde, daß es gewiß ſei, die Abſicht des Handelnden ſei 
auf mehrere der möglichen Erfolge ſeiner Handlung gerichtet 
geweſen. Alsdann würden aber mit einer in ſolchem unbe— 
ſtimmten dolus begangenen Handlung mehrere Verbrechen 
verübt ſein, indem hinſichtlich jedes der beabſichtigten Erfolge 
ein beſonderes Verbrechen angenommen werden müßte. Da— 
bei würden die über das Zuſammentreffen mehrerer Verbre— 
chen geltenden Grundſätze in Anwendung kommen müſſen, nach 
welchen die zu erkennende Strafe auf keinen Fall bloß nach 
dem eingetretenen Erfolge beſtimmt werden könnte 7). Ueber— 
dieß würde, wenn es gewiß wäre, daß neben dem beabſich— 
— kleineren Erfolge, der wirklich hervorgebracht worden, 


uvm. 9.) emit venenum ut patri daret, L. 5. pr. C. ad leg. 
Jul. maj. (1X. 8.) de nece cogitare, L. 21. $. 7. D. de furtis 
(XLVII. 2.) furandi causa conclave intrare. Vergl. meine Ab— 
handlungen, I. ©. 261. 

6) Bayerifches G.B. Art. 4. Sächſ. G.B. Art. A. Würtemb. 
G.B. Art. 57. Hannov. G.B. Art. 43, an. Heſſ. G. B. Art. 60. 
Braunſchw. G. B. Art. 28. 

7) Es würde in dieſem Falle eine fogenannte ideale oder formale 
Goncurrenz der Verbrechen vorhanden fein, über welche, da erjt weiter 
unten im fünften Abfchnitte Davon die Rede fein wird, vorläufig ver- 
glichen werden Bann Feuerbach, Lehrbuch $. 127, und Mitter⸗ 
maier zu Feuerbach, $. 126, Note I und II. 
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noch ein größerer Erfolg in der Abficht des Handelnden ges 
legen, gegen die über den Verſuch des Verbrechens geltenden 
Grundfäge verftoßen werden, wenn die zu erfennende Strafe 
bloß nach dem hervorgebradhten Eleineren Erfolge beftimmt 
werden follte 3). 

Man’ pflegt bei der Annahme des alas dolus 
zu überfehen, daß es für das Dafein defjelben Feine andere 
Erfenntnißquelle geben kann als die eigene Ausfage des An 
gefhuldigten, wenn derfelbe nämlich behauptet, nicht gerade 
den fchlimmften Erfolg, der wirklich eingetreten, oder über: 
haupt gar Feinen beftimmten Erfolg beabfichtigt zu haben. 
Die eigene Ausſage des Angefchuldigten ift aber, für den 
Beweis des dolus ohne Bedeutung, indem vielmehr nach der 
Sachlage des einzelnen Falles, nad) der Art der gebrauchten 
Mittel und Werkzeuge und nach der ganzen Befchaffenheit 
der Handlung beurtheilt werden muß, welche Abficht der Han 
delnde gehabt habe 9). Auch wenn der Thäter leugnet, den 
eingetretenen Erfolg beabfichtigt zu haben, muß dennoch do- 
lus angenommen werden, wenn die Umftände bes Falles den 
Beweis beffelben liefern. In Beziehung auf jeden eingetres 
tenen Erfolg kann immer: nur Die Frage entitehen, ob ders 
felbe beabfichtigt gewefen oder nicht, und, wenn er nicht be= 
abfichtigt gewefen, ob ein größerer oder ein geringerer Er— 
folg in der Abficht des Handelnden gelegen. Selbit wenn 
durch eine Handlung gar Fein Erfolg hervorgebracht worden, 
muß immer aus der Befchaffenheit derfelben entnommen wer- 


8) Denn ed würde im diefem Falle ein auf Die Hervorbringung des 
fchlimmften der beabfihtigten Erfolge gerichteter Verfü angenommen 
werden müffen. Bergl. unten das zweite Gapitel dieſer Abtheilung. 

9) L. I. $.3. D. ad leg. Corn. de sic. (XLV111. 8.) L. 1. $. 2. 
D. de doli mali except. (XLIV. 4.) L. 5. $. 6. D. de re milit. 
(XLIX. 16.) L. 6. C. de dolo malo. (11. 20.) R.X. von 1594, 
$. 69, 


* 
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den, in welcher beſtimmten Abſicht ſie unternommen geweſen 
ſei 10). Jeder auf dieſe Art bewieſene dolus iſt aber ein 
beſtimmter dolus, weil ſeine Richtung in Beziehung auf ei— 
nen beſtimmten Erfolg bewieſen iſt, und ohne den Beweis 
einer ſolchen beſtimmten Richtung würde gar nicht von dolus 
die Rede fein können 11). 


10) Für den Fall, da eine mit angeblichem unbeftimmten dolus 
begangene Handlung ohne allen Erfolg geblieben, giebt die Theorie vom 
unbeftimmten dolus gar Peine Entfcheidung. 5 

11) Etwas Aehnliches wollen die älteren Criminaliſten fagen mit 
ihrer Theorie vom dolus indirectus, über welchen vorzüglic zu ver- 
gleichen it Meifter, im neuen Archiv des ER. I. ©. 106 ff. Die 
Neueren pflegen fehr gegen den dolus indireetus als gegen ein Iogifches 
Unding zu eifern, weil mit ihm dolus in Beziehung auf einen gar nicht 
gewollten Erfolg angenommen werde. Allein von einem dolus in Ber 
ziehung 'auf einen gar nicht gewollten Erfolg ift bei dem dolus indi- 
rectus nicht die Rede, fondern nur von einem indirecten Beweiſe des 
dolns, der im Gegenfage zu dem directen Beweife deffelben Durch Ges 
ſtändniß, aus den Umftänden, unter weldyen der fchlimmere Erfolg her» 
vorgebracht worden, hergenommen werden foll. Bergl. darüber Henke, 
Handbuch des Criminalrechts, 1. ©. 366 u. 378 ff. Gin foldher dolus 
indirectus, der aber ein beftimmter dolus ift, ift bei dem dolus alter- 
nativus und eventualis in dem Falle vorhanden, da der hervorgebradhte 
Erfolg Schlimmer ift, als der Thäter beabfichtigt zu Haben behauptet. 
Es fommt nur darauf an, daß aus den Umftänden der That wirklich 
auf den dolus gefchloffen werden kann, und daß man nicht, wie 3. B. 
Carpzov, Pract. rer. crim. P. I. qu. 1. nr. 33, dolus annimmt, 
wo berfelbe aus den Umftänden des Falles nicht hervorgeht. Scheinbar 
nimmt das Deitereihifhe G.B. über Verbrechen $. 1 einen dolus indi- 
rectus in dem Sinne an, daß ein nicht beabjichtigtes Uebel, wenn Daf- 
felbe nur gemeiniglic) aus der Handlung erfolgt oder leicht erfolgen 
fann, zum dolus zugerechnet werden fol. Allein da $. 2 unter g. 
anerkannt ift, Daß der dolus ausgefchloffen fei, wenn das Uebel aus 
Unwiffenheit der Folgen der Handlung entitanden fei, fo kann die Mei- 
nung des $. 1 nur die fein, daß Beweis des dolus unter Umfjtänden 
auch ohne Geftändniß angenommen werden folle, 
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$. 37. 


Affectvoller und prämebitirter dolus. 
Bon den Graden des dolus. 


Manche Criminaliften fprechen von verfchiedenen Arten 
oder Graben des dolus !), fowie auch in den Gefegbüchern 
von verfchiedenen Graben der bei einem Werbrechen gezeigten 
Böswilligkeit, oder von einer mehr oder minder großen Bös- 
artigfeit und Stärke des auf die Hervorbringung des Verbre⸗ 
chens gerichteten Willens, oder von einer verfchiedenen Größe 
ber Rechtswidrigfeit oder der Geſetzwidrigkeit des Willens 
die Rede ift?). Der geringere Grad des dolus foll Statt 
finden, wenn berfelbe in einer affectvollen Gemüthaftimmung 
gefaßt und zugleich ausgeführt ift, ber höhere Grad, wenn 
er mit Beſonnenheit gefaßt oder ausgeführt wird ?). Ins 


1) Martin, Lehrbuch $. 34. Heffter, Lehrbuch F. 66. Mit 
termaier Rote IV zu Feuerbach, $.54. Schaffrath, Theorie 
des allgemeinen Thatbeftandes, $. 297. 


2) P.6.B. Art. 112. Bayerifches G.B. Art. 90. Saͤchſiſches GB. 
Art. 42, Würtembergifches G.B. Art. 107. Hannoverſches G. B. Art. 91. 
Braunfhweigifhes GB. Art. 63. Großherzoglih Heſſiſches G. B. 
Art, 119, 


3) Verwandt mit der Unterfcheidung in überlegten und in übereilten 
dolus iſt die Unterfcheidung in vorhergehenden dolus (d. antecedens s. 
ex proposito) und in nachfolgenden (d. consequens s. ex re), bie 
von Stübel, Syſtem des allgemeinen peinlihen Rechts, II. ©. 55, 
und von Weber, im neuen Archiv des ER. VIl. ©. 564 und 576 
gemacht wird. Borhergehend wird der dolus genannt, wenn eine Hand- 
lung fogleih vom Anfang an in der Abficht, ein Verbrechen zu verüben, 
vorgenommen wird, nachfolgend, wenn die Abficht gefaßt wird, einer 
aus irgend einer anderen Abficht ſchon angefangenen Handlung den vers 
brecherifchen Ansfchlag zu geben. In diefem Iegteren Falle ift häufig 
Affect vorhanden, wenn nämlich der Thäter durch die fehon angefangene 
Thätigkeit in Haft und Aufregung verfegt ift, 4. B. wenn ed bei einer 
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fofern mit der Aufftellung folcher verfchiedenen Arten oder 
Grade des dolus gefagt werden foll, daß berfelbe in Bezie- 
hung auf das nämliche Verbrechen nicht in jedem Falle in 
gleichem Grade ftrafbar fei, fondern daß die Umftände, unter 
welchen er gefaßt oder ausgeführt worden, auf die Bejtim- 
mung der Etrafgröße von Einfluß fein können, läßt fih Nichts 
Dagegen einwenden ?): aber es liegen darin nicht eigentlich 
Grade des dolus, da der Wille, die verbotene Handlung mit 
Beftimmtheit hervorzubringen, durchaus der nämliche iſt, mag 
er im Buftande ruhiger Heberlegung oder im Zuſtande Des 
Affectes gefaßt worden fein 5). Werfchiedene Grade des do- 
lus fönnten nur unter der Vorausjegung angenommen wer— 
den, daß fich verfchiedene Grade der Beſtimmtheit nachweifen 
ließen, in welchen die Borftellung von dem Gaufalzufanmen» 
hange zwifchen der beſchloſſenen Thätigkeit und der verbotes 
nen Handlung gefaßt werden kann. Solche Grade find aber 
nicht denkbar, da diefe Beſtimmtheit überhaupt gar nicht vor= 
handen ift, wenn die Worftellung, daß der Gaufalzufammen- 
bang Statt finde, nicht vollitändig beftimmt ift, und da eine 
größere Beftimmtheit, als eine volljtändige, nicht gedacht wer= 
den kann. Wenn fich nachweifen ließe, daß durch den Bus 
ftand des Affeetes die zum dolus erforderliche Beſtimmtheit 
der Vorftellung von dem Gaufalzufammenhange gänzlich aus= 
geſchloſſen würde, jo würde bei affertvollen Buftänden gar 
nicht von dolus die Rede fein Fönnen 6), Aber der Affect 





Schlägerei zum Todtichlagen kommt, oder ein durch die gute Gelegen» 
beit veranlaßter Neiz zum Berbreden, 3. B. wenn Jemand eine Sache 
als Depoſitum angenommen hat und nachher unterjchlägt. 

4) Davon Fann erſt unten im fünften Abſchnitte Gapitel 3 die 
Rede fein, 

5) Bergl. auch Abegg, Lehrbuch $. 83, S. 134, und Marezoll, 
Lehrbuch $. 26, Note 3 und $. 42. 

6) Daß nach der Anficht des römifchen Rechtes der Affeet den 
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iſt bloß ein Bewegarund, aus welchem ſich der Wille zu einer 
Handlung beftimmt, und ſchließt Feineswegs die Möglichkeit 
aus, etwas zu beabfichtigen oder fich zu einer Thätigkeit zu. 
entfchließen, mit der Vorftelung, Daß aus derfelben mit Be— 


dolus ausfchliche, behauptet Köftlin, die Lehre vom Mord und Todt- 
flag, 1838, S. 161 ff. Marcian fagt zwar in L. 11. $. 2. D. de 
poenis (XLVill. 19.) ‚delinquitur aut proposito, aut impetu, aut 
casu‘‘: allein es iſt damit nur der Unterjchied zwifchen prämeditirtem 
und affectvollem dolus angedeutet; vergl. oben $. 34, Note3. Die von 
Köftlin citirten I. 38. $. 12. D. de poenis (XLVIIl. 19.) und L. 6. 
$. 7. D. de re milit. (XLIV. 16.) beweifen nur, daß bei der Beitra- 
fung auf diefen Unterfchied Nüdfiht genommen wurde, Ebenfo wenig 
beweifet L. 7. pr. D. deposit. (XVl. 3.), wo es dolo proximum 
(alfo nicht dolus felbft) genannt wird, wenn Jemand im Afferte des 
Mitleidens einen Gefeflelten losbindet, den er zu bewachen hatte. Allein 
bier ift die Entweichung des Gefangenen in der That nur der culpa des 
Wächters zujufshreiben, weil es nicht in feiner Abſicht lag, daß der 
Entfejjelte die Bergünftigung zur Entweihung mißbrauchen folte. Dar 
gegen beweijen bie von Köftlin angeführten Stellen aus der Collat. 
leg. Mosaic. tit. IV. $. 2. 3. 9. 10. geradezu, daß dolus aud bei 
affectvollem Buftande angenommen wird. Denn der Vater, der den im 
Ehebruche mit feiner Tochter Ergriffenen tödtet, ohne zugleich feine 
Zochter mit zu tödten, fol nad der lex Cornelia de sicariis geitraft 
werden, ungeachtet gerade Affect der Grund fein kann, aus weldem er 
feine Tochter verfchonte. Ebenfo fol der Ehemann, der feine im Ehe» 
bruche betroffene Frau tödtet, der nur von dolofer Tödtung handelnden 
lex Cornelia verfallen jein, obgleic) bei der Beftrafung auf feinen ho- 
nestissimus calor Rüuͤckſicht genommen werden fol. In L. 1. $. 3. D. 
ad leg. Corn. de sicar. (XLVIIl: 8.) wird Feines Weges gefagt, daß 
bei Tödtungen, die in Echlägereien vorgefalen find, mo es allerdings 
am Affeete nicht fehlen wird, Fein amimus oceidendi angenommen wer⸗ 
den könne, fondern nur, daß Derjenige, der ohne animus occidendi 
Jemanden erfchlagen, was fi) aus der ganzen Sachlage ergeben müffe, 
nicht wegen doloſer Tödtung beitraft werden könne. Daß die Garolina 
dolus bei Affect annimmt, ergiebt fi aus Art. 137. Auch find bie 
neueren Geſetzbücher Darüber einftimmig. 


258 Zweiter Abfchnitt. Zweite Abtheilung. 


ftimmtheit eine gewiſſe Ginwirfung auf die Außenwelt ber: 
vorgehen werde 7). 


$. 38. 
b), Die ceulpa. 


Die culpa unterfcheidet fi von dem dolus duch die 
Unbeftimmtheit der Worftellung, die in Beziehung auf den 
Cauſalzuſammenhang zwifchen der befchloffenen Thätigkeit und 
der in dem Verbote gemeinten Handlung Statt findet ?). 





7) Manche dolofe Verbrechen werden der Regel nach nicht ohne ei- 
nen gewiffen Affect begangen, z. B. Diejenigen, bei ‚welchen der Affect 
der Sinnlichkeit im Spiele ift. Auch Injurien gehen häufig aus Affect 
hervor, fowie auch Diebftähle in affectvollem Buftande begangen wer« 
den können, während der dolus in folhen Fällen nicht zu bezmei- 
feln ift. 

1) ©. oben $.34. Die- Begriffäbeftimmung der culpa gehört eben- 
fowenig in ein Geſetzbuch als die des dolus; vergl. oben $. 35, Note 1. 
Im Römifhen Rechte wird die culpa im Gegenfage zum dolus am 
Häufigften durch casus oder fortuito bezeichnet, wobei zur Erläuterung 
oft hinzugefegt wird, daß der casus in negligentia, desidia, igno- 
rantia, Iuxuria‘, lascivia oder petulantia beftehe. L. 5. $.2. L. 16. 
$. 8. L. 28. $. 12. D. de poenis (XXLVIII. 29.) L. 9. L. 11. D. de 
incendo (XLVII. 9.) L. 1. $. 3. L. 4. $. 1. D. ad leg. Corn. de 
sicar. (XLVIII. 8.) L. 2. D. de termino mito (XLVII. 21.) Bus 
weilen wird auch der casus der eulpa entgegengefegt, um den ftraf- 
Iofen Zufall von ber ftrafbaren culpa zu unterfcheiden. L. 12. D. de 
eustodia reor. (XLVIM. 3.) In der Carolina Art. 134. 146. 180 
find die Ausdrüde: Geilheit, Unvorfichtigkeit, Unflelß, ungeverlich, wider 
Willen, leichtfertig und verwegentlich gebraucht. Bon den neueren Ges 
fegbüchern hat das Sächſiſche über Fahrläffigkeit Feine weitere allgemeine 
Beftimmung ald im Art. 32 die fih von felbft verftejende Vorſchrift, 
die ſich auch in faft allen übrigen Gefegbüchern findet, daß fahrläffige 
Verbrechen nur in den im Gefege beftimmten Fällen beftraft werden 
follen (vergl. darüber oben $. 34, Note 4), und Art. 42 über Bus 
mejjung der Strafe bei fahrläffigen Verbrechen, wovon unten $. 40 noch 
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Bei der culpa befteht diefe Vorftellung nur Darin, daß der 
Gaufalzufammenhang möglicher Weife Statt finde. Bei Dies 
fer Vorftelung ift e8 nicht möglich, die verbotene Handlung 
mit Beitimmtheit zu wollen oder zu beabfichtigen. Dagegen 
fönnte gar nicht von ftrafbarer culpa die Rede fein, wenn 
fich nicht nachweifen ließe, daß derfelben, ungeachtet fie nicht 
Abſicht it, der Wille zu Grunde liegt, die verbotene Hand⸗ 
lung zu begehen ?). Diefer Wille ift aber in der That vor- 
handen, wenn Jemand eine Handlung unternimmt mit der 
Boritellung, daß der angegebene Gaufalzufammenhang möglis 
cher Weife Statt finde, und daß er alfo die verbotene Hand» 
lung möglicher Weife hervorbringen könne. Denn infofern 
der Wille im Allgemeinen in der Entfchließung zu einer Thä⸗ 


die Rede fein-wird. Dagegen haben die meiften der übrigen neuen Ge 
ſetzbücher Definitionen der Fahrläffigkeit, die fih darauf zurüdführen 
lafjen, daß diefelbe in einer Bernachläffigung der Aufmerkſamkeit, Ueber« 
legung und Bedachtſamkeit bejtehe, die man bei feinen Handlungen be— 
obachten müffe, damit man nicht gegen feine Abficht die Rechte Anderer 
verlege, oder die Gefeße übertrete. Bayeriſches G.B. Art. 64, Wür⸗ 
tembergifches G.B, Art. 58. Hannoverfched GB. Art. 46. Großherz. 
Heſſiſches G.B. Art. 57. Braunfhweig. G. B. $. 29. 


2) Bergl. oben $. 31. Daß die culpa als verbrecherifcher Wille 
und nicht als ein zu vermeidender Verftandesfehler aufgefaßt und nach» 
gewiefen werden müffe, wie von Almendingen, Unterfuchungen über 
das culpofe Verbrechen, 1804, (auch in Grolman’s Bibliothef für das 
peinlihe Recht, Th. 1. Stück 1) behauptet wurde, wird jegt nicht mehr 
beftritten. Bergl. die verfchiedenen Anfichten darüber bei Gaertner, 
finium culpae in jur. crim. regundorum prolusio, 1836, p. 1—28. 
In den Gefegen wird Die culpa freili mitunter der voluntas entgegen« 
gefegt und mit „wider Willen‘ bezeichnet; z. B. L. 1. $.3. D. ad leg. 
Corn. de sicar. (XLVIII. 8.) Collat. legg. Mosaie. tit. 1. g. 6. 
Carolina Art. 146. Wlirtemberg. G.B. Art. 58. Allein der Wille iſt 
dabei in dem Einne von Abſicht gemeint, wie denn auch die culpa im- 
"mer Wille bleiben würde, wenn fie auch von dem Gefeßgeber nicht als 
folder erfannt worden märe. 
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tigfeit beſteht, mit der Vorftellung, daß ein gewiſſer Erfolg 
daraus hervorgehen werde, muß auch derjenige Erfolg dem 
Willen zugefchrieden werden, in Beziehung auf welchen man 
fi den Saufalzufammenhang zwar nicht als gewiß, aber doch 
ala möglich vorgeitellt hatte ?). Diefe Vorftellung hat aber 
der Handelnde in jedem Falle, in welchem er fich nicht vor⸗ 
ſtellt, daß Fein Gaufalzufammenhang zwifchen feiner Tihätig- 
feit und der verbotenen Handlung Statt finde, ohne fich da- 
bei vorzuftellen, daß derfelbe beftimmt Statt finde *). Die 
Vorſtellung befteht alsdann in einem bewußten Nichtwiffen 
darüber, ob er Statt finde, und gerade darin beftcht Die 
Schuld, daß man im Zuſtande dieſes Nichtwiffens handelt, 
während man nur folche Handlungen vornehmen fol, von 
welchen man fich vorjtellt, zu willen, daß Feine verbotene 
Handlung mit ihnen begangen werde 5). Bei den Rechtd« 


3) Bergl. oben $. 33, Nr. 1 und $: 34, ' 

4) Auf dieſes Princip laffen fich Die in den gemeinrechtlichen Quuel- 
len vorkommenden Entjcheidungen culpofer Verbrechen zurüdführen; 3. B. 
L. 7. D. ad leg. Corn. de sicar. (XXLVIII. 8.), wo es culpa lata 
genannt wird, wenn Jemand fich von einer Höhe herabftürzt und durch 
feinen Fall einen Borübergehenden tödtet, oder wenn ein Baumfchnei» 
der, ohne vorher gewarnt zu haben, durch einen herabgeworfenen Ait 
Jemanden erfchlägt; denn in folhen Fallen weiß man nit, ob Je— 
mand vorübergeht, der möglicher Weife getroffen werden kann; eben- 
fo in den Fällen culpofer Zödtung, Die in der Garolina Art. 146 ange 
führt find. 

5) Gewöhnlich wird der der culpa zu Grunde liegende Wille in den 
willfürlihen Mangel an dem pflihtmäßigen Willen gefegt, dasjenige zu 
bedenfen und zır meiden, woraus für die Nechte Anderer ein Nachtheil 
entfpringen kann, oder Die zur Erfüllung feiner bürgerlihen Pflichten 
nöthige Sorgfalt und Aufmerkſamkeit aufzuwenden. Feuerbach $. 55 
und Mittermaier Rote I zu diefem $.; Martin, Lehrbuch $. 35; 
Abegg, Lehrbuh $. 855 Heffter, Lehrbuch $. 67. Allein mit Die, 
fem Mangel an gutem Willen, den man auch negativ böfen Willen ge: 
nannt hat (vergl. Konopak im alten Archiv des ER. IV. ©. 36 ff.), 


- 
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verbrechen muß daher Die culpa in dem beivußten Wichtwiffen 
beruhen, ob die Thätigkeit, zu welcher man fich entfchloffen, 
für andere Perfonen. in einer gewiſſen Weife verletend fein 
werde, bei den Gefegesverbrechen in einem bewußten Nicht: 
wijjen Darüber, ob Die factifchen Werhältniffe vorhanden feien, 
unter welchen durch Die befchloffene Thätigkeit die Einwirkung 
auf die Außenwelt hervorgebracht werden muß, Die nicht hers 
vorgebracht werden fol ®). Dagegen iſt die eulpa immer 


ift offenbar noch nicht erklärt, Daß gerade der Erfolg, der wirklich her— 
vorgebracht worden, in dem Willen des Handelnden gelegen habe, wie 
deun auch 3. B. von Abegg a..a. D. gefagt wird, die culpofe Rechts» 
verlegung unterfcheide fich von der dolofen Dadurch), daß ſie Die nicht ges 
wollte ſei. Wenn aber nicht gerade der hervorgebrachte Erfolg auf den 
Willen zurüdgeführt werden Pönnte, fo könnte nicht von beftimmten cul« 
pofen Verbrechen, z. B. von culpofer Tödtung oder Brandftiftung die 
Rede fein, fondern nur von einem Verbrechen des Handelns mit dem 
Willen, nicht die gehörige Aufmerkſamkeit und Eorgfalt anzuwenden, 
Auch Hat fhon Almendingen a. a. O. ©. 54 mit Necht bemerkt, 
daß es feinen gewollten Irrthum geben kann, weil es eben im Begriffe 
des Irrthums liegt, daß der fich Irrende fi Deifelben nicht bewußt fet. 
Ebenfowenig Fann es einen gewollten Mangel an Aufmerffamkeit in Bes 
siehung auf Etwas Beitimmtes geben, weil man eben fchon aufmerks 
fam auf etwas ift, fowie man ſich vornimmt, nicht Darauf zı merken. 
Begreifliher Weife Bann der Irrthum und der Mangel an Aufmerkfam- 
Feit auch nicht dadurch zum willfürlichen werden, daß man im Stande 
gewejen wäre, fich denfelben zu benehmen, wie Kleinfchrod im neuen 
Archiv des ER. Vi. ©. 48 und 49 behauptet. Denn wenn man fich 
feiner nicht bewußt it, geſchieht es eben auch nicht mit Willen, daß 
man fich ihn nicht benimmt, 

6) Damit ift eine beftimmte Gränze angegeben, von welcher an tms 
vorſätzlich hervorgebrachte Erfolge zur Eriminalculpa zugerechnet wer» 
den müffen. Nach der gewöhnlichen Darjtellung foll es darauf anfom- 
men, ob der Erfolg bei Anwendung mäßiger Eorgfalt babe vermies 
ben werden fönnen, oder ob er ald möglich oder wahrfcheinlid; Hätte 
vorhergefehen werden können oder müffen. Feuerbach 8.58; Mars 
tin $. 35; Heffter 8.670.685 Abegg $.85; Marezoll 8. %6, 

Luden Strafrecht. 1: 18 
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ausgefchlofien, wenn der Handelnde ſich vorftellt, daß der 
Gaufalzufammenhang nicht Statt finde. Auch wenn Diefe 
Borjtellung eine irrige ift und wenn der Handelnde bei An— 
wendung gehöriger Sorgfalt die richtige Worftellung zu haben 
im Stande gewefen wäre, kann ihm ein hervorgebradhter Er- 
folg nicht zur culpa zugerechnet werden, weil er deſſen un— 
geachtet ſich Dabei vorgeitellt hat, daß er denfelben nicht her= 
vorbringen werde 7). 


$. 39. 


Culpa dolo determinata. 


Mit dem Wusdrude culpa dolo determinata pflegt 
man den Fall zu bezeichnen, da aus einer in rechtswidriger 
Abficht unternommenen Handlung ein anderer als der beab- 
fichtigte Erfolg entitanden, den der Thäter als mögliche Folge 
feiner Handlung vorhergefehen habe oder habe vorherjehen 
fönnen !). In einem folden Yale kann in Beziehung auf 





Allein der nicht wirklich vorhergefehene Erfolg kann nicht in dem Willen 
ded Handelnden gelegen haben, weun er auch von ihm hätte vorherge- 
fehen werden fönnen oder müſſen. Die römijchen Juriften jagen aller- 
dings, culpam esse, cum quod a diligenti provideri poterit, non 
esset provisum, L. 31. D. ad leg. Aquil. (IX. 2.) Allein jie jagen 
das bloß Hinfichtlih der privatrechtlichen DBerantwortlichfeit, Die zur 
Entſchädigung verpflichtet. Daß aber die Gränzen der Givilculpa und 
der Griminalculpa nicht zuſammenfallen, ergiebt fih aus L. 45. $. 4. 
D. eod. verglichen mit Carolina Art. 145, fowie aud in L. 7. $. 5. 
D. eod. ein Erfolg der Givilculpa zugefohrieben wird, wegen deſſen 
man auf feinen Fal eriminalvechtlihe VBerantwortlichkeit annehmen kann. 
Vergl. auch meine Abhandlungen, Il. ©. 296 ff. Bu 

7) Tom Irrthume ijt unten $. 43 die Rede, Der culpa liegt nie 
der Irrthum zu Grunde, daß der Gaufalzufammenhang nicht Statt fin» 
de, fondern nur das vom Irrthum wohl zu unterfcheidende Nichtwiſſen, 
ob er Statt finde. 

1) Feuerbach, Lehrbuh $. 60. Man gebraucht auch den Aus« 
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den beabfichtigten Erfolg dolus und hinfichtlich des als mög- 
lich vorhergefehenen culpa vorhanden fein: aber e8 findet dabei 
feine befondere Art der verbrecherifchen Willensbeftimmung 
Statt, fondern nur eine Goncurrenz beider Arten derfelben, 
ohne daß durch das BZufammentreffen Die eine oder die an— 
dere in ihrer Natur und ihren Erforderniffen irgend verän— 
bert wird 2). Die culpa dolo determinata ift Nichts An» 
deres als ein culpofes Werbeechen, neben welchem zugleich 
ein dolojes Verbrechen begangen wird ?). Das culpofe Ver- 
brechen erfordert, daß der Handelnde den eingetretenen Er- 


drud aberratio delicti, um dieſen Fall zu bezeichnen; vergl, Heffter, 
Lehrbuch $. 70, e 

2) Daher ift e3 nicht zweckmäßig, hier von einer Mifchung von 
dolus und culpa zu fpredhen, wie Martin $. 36 thut, ‚weil diefer 
Ausdrud auf eine, von Martin übrigens nicht angenommene dritte 
Art von verbreherifcher Willensbeitimmung hindeutet. Beſſer wird die 
eulpa dolo determinata als ein Bufanımentreffen von dolus und culpa 
in einer Handlung bezeichnet, wie von Wächter, Lehrbuch $. 81, ge» 
fchieht. 

3) Deßwegen braucht auch der Fall der eulpa dolo determinata 
in einem Gefegbucde nicht befonders hervorgehoben zu werden, Denn ed 
Handelt fich dabei eben nur um zwei verfchiedene Verbrechen, auf welche 
die Grundfäge von der Goncurrenz der Verbrechen in Anwendung kom⸗ 
men; f. darüber unten im fünften Abſchnitte. Don den neueren Geſetz⸗ 
büchern haben das Würtembergifche Art. 60, Dad Hannoverfche Art. 44, 
dad Braunſchweigiſche $. 28 und das Großh. Heflifhe Art. 61 über die 
eulpa dolo determinata befondere Artikel, in welden die richtige An—⸗ 
fiht angenommen iſt. Nur find die Artikel in dem Würtembergifchen 
und dem Hannoverfchen Geſetzbuche zu enge gefaßt, indem fie bloß von 
dem Falle fprechen, da der beabfichtigte Erfolg ein minder jtrafbarer 
fei, als der wirklich eingetretene, der zur Fahrläffigkeit zugerechnet wer« 
den fol. Denn der fahrläffig bervorgebrachte Erfolg kann auch ein ges 
ringerer fein, als der beabfichtigte, z. B. wenn das in mörderifcher Ab- 
ſicht vorgefegte Gift von einem Anderen genommen wird und denfelben 
bloß befchädigt, ohne ihn zw tödten. Vergl. auch Henke, Handbuch 
$. 56 unter d. e 

418 * 
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folg ul mögliche Folge feiner Handlung fi) vorgeftellt hatte, 
das dolofe, daß er von der nämlichen Handlung das Eintre» 
ten eines anderen Erfolges mit Beftimmtheit erwartet hatte. 
Die culpa kann dabei nur infofern dolo determinata ge» 
nannt werden, ala Das culpofe Verbrechen durch eine Hand» 
lung hervorgebracht iſt, zu welcher der Thäter durch feine auf 
ein anderes Verbrechen gerichtete Abſicht beftimmt war *). 
Daß aber mit der Handlung, durch welche der nicht beabitch« 
tigte Erfolg hervorgebracht worden, ein anderes Verbrechen 
beabfichtigt wurde, Fann fein Grund fein, denfelben dem Hans 
delnden als culpa zuzurechnen, wenn nicht die Erforderniſſe 
vorhanden find, Die an und für fich zum Dafein eines culpo« 
fen Verbrechens gehören >). 





4) Der umgekehrte Fall eines dolus culpa determinatus, daß der 
Thäter dur feine culpofe Willensbeftimmung zu einer Handlung be 
ftimmt würde, mit welcher er Daneben ein anderes Verbrechen beabfich- 
tigte, kann nicht vorfommen. Dagegen ift möglich, daß Jemand durch 
ein culpofes Verbrechen veranlaßt werden fann, noch ein Dolofes Ver— 
brechen zu begehen. Aber in einem folhen Fale treffen dolus und 
culpa nicht in einer Handlung zufammen, fondern werden nach einan« 
der zwei Verbrechen begangen. Bergl. gegen den von Werner, Hand» 
buch $. 274, aufgeftellten dolus culpa determinatus Henfe, Hand» 
buch $. 54, Note 4 und Heffter, Lehrbuch $. 71. 

5) Es ift nicht richtig, was Heffter im neuen Archiv des ER. 
XU. S. 285 ff. behauptet, daß Demjenigen, der eine an fich unerlaubte 
Handlung begehe, die ohne feine Abficht daraus entjprungenen Folgen 
nach einem anderen Principe zur culpa zugerechnet werden müfjen, als 
wenn die Handlung an ſich eine erlaubte gewefen wäre, weil, wer ei 
Mal in facto illieito verfire, fehlechterdings nicht Demjenigen gleichge- 
jtellt werden fönne, der etwas Grlaubtes thue. Auch ift das nicht Die 
Meinung des von Heffter dafür angeführten preuſſiſchen Landrechts, 
Thl. UI. Tit. 20, 8. 29, wie ſich aus $. 37 und 38 eod. ergiebt. Im 
Würtemberg. G.B. Art. 60 und im Großh. Hell. G.B. Art. 61 wird 
auch ausdrüdlich anerkannt, Daß Die ans einer an und für fi uner- 
laubten Handlung entiprangenen Folgen nur unter der Vorausfegung 
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Db wirklich bei einer Handlung eine folche Goncurrenz 
eines Dolofen und eines culpofen Verbrechens vorhanden, Fann 
nur davon abhängen, ob der Handelnde in der That dabei 
jene zweifache Worftellung gehabt habe. Daß Jemand von 
einer Handlung einen Erfolg mit Beſtimmtheit erwartet und 
zugleich. einen anderen Erfolg als mögliche Folge vorherfteht, 
iſt nur möglich hinfichtlich zweier folcher Erfolge, von welchen 
der eine den anderen nicht ausschließt oder neben demſelben 
beftehen kann ®). Daher kann von culpa dolo determinata 
feine Rede fein, wenn ein Erfolg hervorgebracht worden tft, 
‚der nur unter der Vorausfeung eintreten Fann, daß ein an« 
derer Erfolg, den der Thäter beabfichtigt zu haben behauptet, 
nicht eintreten würde 7). In einem ſolchen Falle Fann nur 
hinfichtlich eines Werbrechens , verbrecherifche MWillensbeitims 
mung und mithin nur ein Verbrechen angenommen werben. 


zur Fahrläffigkeit zugerechnet werden können, daß die allgemeinen Vor— 
ausfegungen der Fahrläffigkeit vorhanden feien. 

6) 3.3. wenn Durch die nämliche Giftmiſcherei der Eine dolos und 
der Andere culpos getödtet wird; oder wenn durch Das Herunterwerfen 
geitohlener Sachen Vorübergehende beſchädigt werden; oder wenn dur) 
Demoliren von Häuſern die Bewohner oder Borübergehende verleßt 
werden. 

7) 3. B. wenn Jemand einen Anderen tödtet und behauptet, nur 
die Abficht gehabt zu haben, ihn zu verwunden. 3 ift nicht denkbar, 
daß Jemand ſich vorgeftellt habe, er werde mit Beftimmtheit einen An— 
deren nicht fo ftark verwunden, daß er fterben werde, und daß er zu- 
gleich die Vorftellung gehabt habe, er werde ihn möglicher Weife töd« 
ten. Ebenſo ift e8 Feine culpa dolo determinata, wenn der Schuß 
oder Schlag, der den Einen treffen follte, fehl geht und einen Anderen 
trifft. Denn die BVorftellung, den Einen mit Beftimmtheit zu treffen, 
fchließt Die Vorftellung aus, den Anderen möglicher Weife zu treffen. 
Bon diefem Falle, der ührigens von dem Falle einer bloßen Berwec- 
felung der Perfonen wohl zu unterfcheiden ift (vrgl. darüber oben $. 35, 
Note 3), wird ünten im zweiten Gapitel diefer Abtheilung bei der Lehre 
vom qualifteirten Verſuche näher die Rede fein. 
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Diefes Verbrechen Fann fein entweder ein dolofes hinſichtlich 
des als beabſichtigt behaupteten Erfolges, wenn nämlich die 
Beſchaffenheit der Handlung dieſe Behauptung beſtätigt, und 
damit den Beweis liefert, daß der wirklich eingetretene Er— 
folg gar nicht in der Vorſtellung des Handelnden gelegen 
habe 8): oder ein doloſes hinſichtlich des wirklich eingetre— 
tenen Erfolges, wenn aus der Befchaffenheit der Handlung 
hervorgeht, daß fich der Handelnde das Eintreten deffelben 
mit Beftimmetheit vorgeftellt habe, wodurch zugleich feine Bes » 
hauptung, einen anderen Erfolg beabfichtigt zu haben, wis 
derlegt wird 9): oder ein eulpofes hinfichtlich des eingetre= 
tenen Erfolges, wenn ſich aus der Befchaffenheit der Hand» 
lung ergiebt, daß fich der Handelnde das Eintreten deſ— 
felben als möglich vorgeftelt hatte, und daß mithin der be= 
hauptete andere Erfolg nicht in feiner Abftcht gelegen haben 
kann 19). 


8) Denn der Beweis des dolus und der culpa Fann immer nur aus 
der Befchaffenheit der Handlung und der ganzen Sachlage entnommen 
werden (vergl. oben $. 36, Note 9), wie z. B. in dem Falle der L. 7. 
$. 5. D. ad leg. Ayuil. (IX. 2.) Hinfichtli der eingetretenen Töd⸗ 
tung welter dolus noch culpa angenommen werden Fann, wenn dem 
Schlagenden die individuelle Körperbefchaffenheit Des Getödteten unbe- 
fannt war, 

9) 3.2. in dem Falle der L. 1. S. 3. ad leg. Cornel. de sicar, 
(XLV11l. 8.) 

10) Hierher gehört namentlich der Fall, da Jemand gefährliche 
Handlungen unternimmt, deren Folgen fich nie mit Eicherheit berechnen 
loffen, 3. B. einem Anderen Schroten in die Beine fchießen, ihn tüchtig 
über den Kopf fchlagen u. dergl. In folhen Fällen wird bei vorgefalle- 
ner Zödtung der Thäter immer fagen, einen geringeren Erfolg beabſich— 
tigt zu haben. Diefed Vorgeben ift immer unmahr, weil er fich Die 
Tödtung als möglich vorftellte, und fich folglich nicht vorftellen Eonnte, 
daß er mit Beftimmtheit nicht tödten werde, 
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$. 410, 
Bon den verfhiedenen Arten und den Graden der 
culpa. 
Die Theorie der Kechtslehrer ftimmt darin überein, ver- 
fchiedene Arten der culpa zu unterfcheiden, Die wieder in 
verfchiedenen Graben vorfommen follen. 


1) Verfchiedene Arten der culpa will man unterfcheis 
den, je nachdem der Handelnde fich des möglichen Cauſalzu— 
fanmenhanges feiner Handlung mit dem gefegwidrigen Er— 
folge bewußt gewefen fei, oder je nachdem er dieſes Bewußt⸗ 
fein nicht gehabt habe !). Die erfte Art der culpa wird 
duch Die Ausdrücke unmittelbare, bewußte oder nahe culpa 
bezeichnet 2). Diefelbe wird für die ftrafbarere Art der cul- 
pa ausgegeben, welche nahe an den dolus gränze, weil ver: 
möge jenes Bewußtfeins der Handelnde den gefegwidrigen 
Erfolg wirklich vorhergefehen, und gleichwohl feine Handlung 
weder unterlaffen noch die ihm zu Gebote ftchenden Mittel 
‚angewendet habe, demjelben zu begegnen. Die andere, mins 
der jtrafbare Urt der culpa wird durch die Ausdrüde mite 
. ‚telbare, unbewußte oder entfernte culpa bezeichnet. Diefelbe 
foll darin beftehen, daß der Handelnde felbit daran fchuld ge— 
wesen fei, den BZufammenhang feiner Handlung mit dem ge— 
feßwidrigen Erfolge nicht vorhergefehen zu haben, weil er 
ſich felbft durch eine freiwillige Handlung in einen Buftand 
verfeßt habe, in welchem er das Verbrechen auch ohne 
dolus und Bu unmittelbare culpa begehen Eonnte, Dieſe 

1) Feuerbach, Lehrbuch $. 56; Grolman, Grundfäge $. : 
Wächter, Lehrbuch $. 80; Seffter, Lehrbuch $. "1; nn 
Lehrbuch, $. 86. 

2) Uumittelbare von Feuerbach, bewußte von Abegg, nahe 
von Grolman und Wächter Abegg a. a. D. gebraudt die Aus 
drude nahe und entfernte culpa, um Grade derjelben zu bezeichnen. 
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Unterfcheidung der culpa aber Fann nicht als richtig ans 
erkannt werden, indem vielmehr das Gebiet der Griminal- 
eulpa nur auf die fogenannte unmittelbare culpa befchränkt 
werden muß. Wenn c8 aud) der Handelnde felbit verfchuls 
det, daß er in einem Buftande fich befunden, vermöge deſſen 
er die Gefährlichkeit feiner Handlung nicht einzufehen ver- 
mochte, fo iſt es doc in feinem Falle möglich, daß ein Er— 
folg in feinem Willen gelegen haben kann, Hinfichtlich deſſen 
er die Vorftellung von dem Gaufalzufammenhange nicht wirk— 
lich gehabt hatte 3). Höchitens würde in einem ſolchen Falle 
ein befonderes Verbrechen daraus gemacht werden Fünnen, 
daß fih Jemand freiwillig in einen Zuftand verfegt habe, in 
welchem er die gefährliche Befchaffenheit feiner Handlungen 
nicht gehörig einzufehen vermochte: aber dem fteht entgegen, 
dag Iemand die gefährliche Befchaffenheit feiner Handlungen 
in der That einfieht, wenn er bei der Handlung oder Unter» 
lafjung, durch welche er ſich in jenen Buftand verſetzt, fich 
voritellt, Daß er fie in demſelben nicht einfehen werde 9), 
und daß ihm, wenn er. diefe Vorftellung nicht hat, gar Fein 
Verbrechen gemacht werden fann aus der Handlung, durch 
welche er fich in den angegebenen Buftand verfegte. Die fo» 
genannte mittelbare culpa fällt alfo entweder mit der un« 
mittelbaren culpa zufammen, oder fie Fann gar nicht als 
eulpa angefehen werden 5), 





3) ©, oben $. 33. 

4) ©. oben $. 38, Note 5, 

5) Die unmittelbare culpa foll im römifchen Nechte Durch Die Aus— 
drücke luxuria oder laseivia, die mittelbare durch negligentia oder - 
jgnorantia bezeichnet werden, Bergl. Hefter $. 67, Note 2 und 3. 
Allein die genannten Ausdrücke werden ganz promiscue zur Bezeich- 
nung unabfichtlicher, aber ftrafbarer Nechtöperlegungen gebraucht, ohne 
eine Andeutung, daß ein Unterfchied oder ein Gegenfag zwifchen ihnen 
Statt finde, Vergl. auch Mittermaier gu Feuerbach $. 56, 
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2) Verſchiedene Grade der culpa werden allgemein an« 
genommen nach der ‚größeren oder geringeren Wahrfcheinlich- 
feit, mit welcher der gefegwidrige Erfolg eintreten mußte ©). 
Wie e8 aber nicht wohl möglich ift, die größere oder gerin- 
gere Wahrfcheinlichkeit eines. Erfolges nach beftimmten Gra- 
den abzumefjen, zumal da es immer nur darauf anfommen 
fönnte, wie wahrfcheinlich oder unmwahrfcheinlich Derfelbe dem 
Handelnden nad feiner individuellen Einficht gewefen fei, 
pflegt man ſich Darauf zu befchränten, im Allgemeinen vers 
ſchiedene Grade anzuerkennen, ohne eine beftimmte Anzahl 
von Graden aufzuftellen ?). — Nach der angegebenen Defi- 





In L. 11. D. de incendio (XLVII. 9.) heißt e3 zwar: Si fortuito 
incendium factum sit, venia indiget, nisi tam lata culpa sit, ut 
luxuriae aut dolo sit proxima. Allein Damit it Bein Gegenfag zwis 
fhen luxuria und einer anderen Art der Griminalculpa, fondern nur 
der Gegenfaß zwifchen Eivilculpa und Criminalculpa ausgedrüdt; vergl. 
oben $. 38, Note 6. In der Carolina fol in Art. 146 mit dem Aus» 
drude Geilheit Die unmittelbare, und mit Unfürfichtigfeit die mittelbare 
eulpa gemeint fein. Allein die in Art, 146 aufgeftellten Beifpiele eul⸗ 
pofer Tödtungen, von welchen gejagt wird, Daß fie aus Geilheit oder 
Unfürfichtigkeit gefchehen, Iaffen ſich durchaus auf die nämliche Art der 
culpa zurüfführen. j 

6) Feuerbach, Lehrbud $. 58. Grolman, Grundfäge $. 50. 
Heffter, Lehrbuch $, 68. Abegg, Lehrbuch 9.86. Marezoll, 
Lehrbuch $. 26. i 

7) Man kann nad) ter größeren oder geringeren Wahrfcheinlichkeit 
des Erfolges drei Grade unterfcheiden, bei deren jedem freilich auch 
wieder ein Mehr oder Minder denkbar ift, nämlich als höchften Grad, 
wenn das Gintreten des Erfolges wahrfcheinlicher iſt, ald das Nicht» 
eintreten, als niedrigften Grad, wenn das umgekehrte Verhältnig Statt 
findet, und als mittleren Grad, wenn der Fall gleicher Möglichkeit vor« 
handen ift; vergl. Abegg $. 86. Bon den neuen Gefekbüchern haben 
das Bayerifche Art. 65 und 68 und das Hannoverfche Art. 48 und 49 
beftimmte Grade der Fahrläffigkeit, indem fte zwiſchen grober und ge- 
ringer Fahrläffigkeit unterfcheiden, Grobe Fahrläffigkeit wird nad) dem 
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nition der culpa können aber gar Feine verfchiedenen Grade 
derfelben anerkannt werden. Es kann bei der culpa nicht 
darauf anfommen, ob der Handelnde den hervorgebradhten 


Bayerifchen G.B. in ſieben verfchiedenen Fällen angenommen, die auch 
in dem Hannoverfchen’G.B. mit Hinzufügung eines achten Falles als 
folhe anerfannt find: 1) wenn der Beſchädiger die Gefährlichkeit feiner 
Handlung felbit eingefehen hatte; 2) wenn feine Handlung in fo hohem 
Grade gefährlid) war, daß er bei geringer Aufmerkfamfeit hätte ein- 
ſehen müffen, daß der rechtswidrige Erfolg leicht daraus entftehen 
könne; 3) wenn der Handelnde duch den Bortheil eigenthümlicher 
Kenntniſſe oder Verhältniſſe vorzüglich im Stande war, die Gefährlich» 
feit feiner Handlungsweife einzufehen oder den nachtheiligen Folgen der» 
felben 'zuvorzufommen; 4) wenn Die fahrläfige Handlung ſchon an ſich 
unerlaubt und rechtswidrig geweſen iſt; 5) wenn der Handelnde außer 
der allgemeinen Berbindlichfeit zu gehöriger Aufmerffamkeit und Ber 
dachtſamkeit noch durch befondere Pflichten des Standes, Berufs, über- 
nommener Verpflichtungen und dergleichen zu vorzüglicher Sorgfalt und 
Veberlegung aufgefordert war; 6) wenn Jemand zur Ausübung einer 
Wiſſenſchaft, Kunſt oder Profeſſion nicht berechtigt ift und ohne drin— 
gende pflihtmäßige Beranlaffung eine Handlung unternimmt, wozu jene 
befonderen Kenntniffe oder Fertigkeiten vorausgefegt werden; 7) wenn 
Perfonen, die mit Bewilligung oder im Auftrage ded Staates eine Rifs 
fenfchaft, Kunjt oder Profeſſion ausüben, aus Mangel oder Vernadjläf- 
figung der hierzu gehörenden gemeinen Kenntniffe eine Rechtöverlegung 
verurfacht haben; 8) wenn der Handelnde fohon früher wegen ähnlicher 
Fahrläffigkeit geftraft oder gewarnt war. — Geringe Fahrläfiigkeit 
wird in vier Fällen angenommen, von welchen jedoch der vierte nur 
den Bayerifchen G.B. angehört: 1) wenn die fahrläffige Handlung mit 
dem gejegwidrigen Erfolge in entferntem BZufammenhange ftand und nur 
als ungewöhnlidye oder unmahrjcheinlihe Wirkung vorausgefcehen werden 

fonnte; 2) wenn Die Handlung zwar in hohem Grade gefährlich war, | 
aber der Handelnde die große Gefährlichkeit wegen Schwäche des Ver— 
ftandes oder aus anderen Gründen nüht leicht einzufehen vermochte; 
3) wenn der Handelnde durch unverfchuldete dringende Umjtände zur 
ſchnellen Entfchließung beftimmt war; 4) wenn die gefährliche Handlung 
in Ausübung einer Amts» oder anderen Pfliht aus bloßem Uebermaß 
des Pflichteifers gefihehen ift. — Die übrigen neuen Gefegbücher erfen- 


x 
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Erfolg als möglich vorherfehen konnte oder mußte, fondern 
nur darauf, ob er denfelben wirklich als möglich vorherge- 
fehen habe. Er hat aber ten hervorgebrachten Erfolg in je= 
dem Falle wirflich als möglich vorhergefehen, da er ſich vor— 
ftellte, nicht zu wiſſen, daß er denfelben nicht hervorbringen 
werde, ohne ihn mit Beſtimmtheit zu erwarten 8). Diefe 
Vorſtellung kann der Handelnde nur entweder haben ober 
nicht haben, ohne daß weitere Gradationen derfelben gedacht 
werden Fönnten. Daß in den Duellen des gemeinen Nechtes 
verſchiedene Grade der Griminaleulpa ausgefprochen oder auch) 
nur angedeutet wären, Fann nicht nachgewiefen werden ®). | 
Dagegen wird in den Quellen allerdings angedeutet, daß bei 
der Beftrafung der. culpa Rückſicht genommen. werden folle 


nen zwar nach der größeren oder geringeren Wahrfcheinlicykeit des rechts. 
widrigen Erfolges verfhiedene Grade der Fahrläffigkeit an, ohne ſich 
aber auf eine beftimmte Gradation einzulaffen, 

8) Im practifchen Refultate wird die hier entwidelte Theorie auf 
die im Bayerifchen und Hannoverfchen G. B. aufgeitellten Fälle der gro- 
ben Fahrläffigkeit hinauslaufen, indem es in allen diefen Fällen nur ala 
eine leere Ausflucht des Angefchuldigten erfcheinen Fann, wenn er be» 
hauptet, den hervorgebrachten Erfolg nicht ald möglich vorhergefehen zu 
haben. Dagegen follte in den unter 1 und 2 aufgeftelten Fällen der 
geringen Fahrläffigkeit gar Feine Fahrläffigkeit angenommen werden. In 
den unter 4 und 5 angegebenen Fällen der geringen Fahrläffigkeit kann 
allerdingd ein geringerer Grad der Strafbarkeit begründet fein, was 
aber etwas Anderes iſt als ein geringerer Grad der Fahrläfligkeit. 

9) Dagegen geht, wie fhon Feuerbach $. 58, Note a bemerft, 
aus mehreren Etellen entfchieden hervor, daß im Nömifchen Rechte bloß 
eulpa lata ftrafbar fei. IL. 9. 11. D. de incendio. (XLVII. 9.) 
L. 7. D. ad leg. Cornel. de sicar. (XLVIII. 8.) Wenn das Wefen 
der lata culpa darein gefeßt wird, non intelligere, quod omnes in- 
telligunt (L. 213. $. 2. L. 223. D. de V. S. L. 16.), fo ftimmt das 
mit der obigen Ausführung überein, da in einem folchen Falle Niemand 
glaubhaft behaupten Fann, das mögliche Eintreten des rechtswidrigen 
(Srfolges nicht vorhergefehen zu haben. 
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auf die Umftände, unter welchen fich der Handelnde zu feiner 
Handlung entſchloſſen, und daß er um fo mehr gejtraft wer» 
den folle, je mehr er WVeranlaffung hatte, die gefährliche 
Handlung zu unterlaffen 10). Allein folche Grade der Straf- 
barkeit dürfen nicht -für Grade der culpa gehalten werden, 
da fie nicht von einer Verfchiedenheit der Stärke des culpo» 
fen Willens, fondern von einer Verfchiedenheit der Umſtände 
herrühren, ‚unter welchen derfelbe gefaßt wurde. 


$. 4. 
Gründe, weldhe die verbreherifhe Willensbeftimmung 
ausfhließen. 
Ueberſicht dieſer Gründe. 


Nach den in dem Früheren angegebenen beiden Erfor— 
derniffen der verbrecherifchen Willensbeftimmung !) müſſen die 
Gründe, aus welchen Diejelbe ausgefchloffen wird, zweifacher 
Art fein. Die eine Art befteht aus den Gründen, aus wel« 
hen die Vorſtellung ausgefchloffen wird, daß zwiſchen ber 
Handlung, zu welcher man fich entfchloffen und zwifchen der 
verbotenen Handlung Gaufalzufammenhang Statt finde. Bu 
der anderen Art gehören die Gründe, aus welchen Die Nechte« 
widrigfeit der Handlung in der Weiſe aufgehoben wird, daß 
es bei dem Vorhandenſein eines derſelben rechtlich erlaubt 
iſt, eine Handlung zu begehen, die außerdem verboten ſein 
würde. 








10) Zwar nicht in Art. 146 der Carolina, wo mit den ſubtilen 
Unterſchieden, welche die Fälle ungeverlicher Entleibungen haben, nur 
der Gegenſatz zwiſchen ſtrafbaren und ſtrafloſen unabſichtlichen Entlei— 
bungen gemeint iſt, aber in Art. 136, nach welchem Jemand um ſo 
mehr wegen Fahrläfiigkeit geſtraft werden ſoll, jemehr er vorher wegen 
der Gefährlichkeit feiner Handlung von der Obrigkeit verwarnt wor⸗ 
den war. 

1) ©, oben $. 33. 
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1) Die Gründe der erften Mrt Fönnen wieder in zwei 
verfchiedene Arten unterfchieden werden. Entweder können 
fie in folchen Zuftänden beftehen, vermöge deren Dem Hans 
delnden die Fähigkeit abgeht, fich überhaupt eine Worftelung 
von der verbotenen Handlung zu machen. Oder fie beruhen 
auf folchen Buftänden, vermöge deren der Handelnde, unge» 
achtet er jene Fähigkeit an und für fich hat, fich nicht vor» 
ftellt, eine mit der verbotenen Handlung im Gaufalzufammens 
bange ftehende Handlung zu begehen. Bei den Buftänden Der 
erfteren Art, die in den Buftänden mangelnder Einfichten und 
Erfenntnißfräfte beftehen, ift Die Vorſtellung von dem Cau— 
falzufammenhange und mithin die verbrecherifche Willensbes 
ffimmung nicht möglich, weil der Handelnde, wenn er die 
verbotene Handlung überhaupt nicht Fennt, auch nicht im 
Stande ift, feinen Willen auf Die Hervorbringung derfelben 
zu richten. Bu den Buftänden der anderen Art gehören 
Theils die Buftände Des aufgehobenen Bewußtfeins, in wels 
chen der Handelnde fich feiner Umgebungen und der Einwir- 
tungen, die er auf dieſelben ausübt, gar nicht bewußt ift, 
Theils der Irrthum, bei weldyem der Handelnde eine der 
Voritellung pon dem Gaufalzufammenhange entgegengefegte 
Vorſtellung hat. Bei diefen Buftänden ijt Die verbrecherifche 
MWillensbeftimmung ausgefchloffen nicht weil der Handelnde 
an und für fich nicht im Stande wäre, feinen Willen auf 
die verbotene Handlung zu erſtrecken, fondern weil er fi 
nicht bewußt ift, eine mit der verbotenen Handlung im Cau⸗ 
- falzufammenhang ftehende Handlung zu begehen. Bei den 
Buftänden der erfteren Art ergiebt fich aus der Unfähigkeit 
des Handelnden, die verbotene Handlung fich vorzuftellen und 
zu wollen, daß er auch Feine Vorftellung von dem Gaufal- 
zufammenhange gehabt haben kann. Bei den Buftänden der 
anderen Art ergiebt fi aus der mangelnden Vorftellung von 
dem Gaufalzufommenhange, daß der Mille des Handelnden 
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nicht auf die Hervorbringung der verbotenen : Sanblung ge: 
richtet gewefen fein kann. 

2) Die Gründe der anderen Art fchließen Die verbre- 
cheriſche Willensbeftimmung aus, weil diefelbe nur in Vezie— 
hung auf verbotene Handlungen gefaßt werden Fann. Bu 
diefen Gründen gehören Nothwehr, Wothftand, verbindlicher 
Befehl, Einwilligung deffen, der außerdem durch die Hand: 
lung verlegt worden fein würde, und befondere gefegliche Er— 
laubniß zu der außerdem verbotenen Handlung ?). 


g. 22. 
1. Gründe, welche die Boritellung von dem Cauſalzuſam— 
menhange ausſchließen. 
1) Gründe, aus welchen der Perſon die Fähigkeit 
abgeht, ſich eine Vorſtellung von der verbotenen 
Handlung zu machen: 


Kindheit und jugendliches Alter, Mangel an Erziehung und Erfahrung, 
Schwäche des Berftandet. 


Das gemeine Necht nimmt bei Kindern unter fieben Jah— 
ven nod) gar Feine Strafbarfeit an !). Für das Alter, das 


— 


2) Die meilten der in dieſem $. ‚angegebenen Gründe, aus welchen 
die verbrecherifche Willensbeftimmung ausgefehloffen wird, werden in den 
Lehrbüchern und auch in den neuen Geſetzbüchern für Gründe der Bus 
rechnumgsunfähigfeit ausgegeben. Allein da auf ter einen Seite die Zu— 
rechnungsfähigkeit entfchieden nicht ‘in den Thatbeitand des Verbrechens 
gehört (f. oben $. 32, Ar. 2), während auf der anderen Eeite die ver« 
brecheriſche Willensbeftimmung jedes Falles zn demfelben gerechnet wer⸗ 
den muß (f. oben $. 32, Nr. 1), jo können die Gründe, aus welchen 
diefe aufgehoben wird, nicht zu den Gründen der aufgehobenen Zurech⸗ 
nungsfähigfeit gehören. Das Nähere darüber in der Reihenfolge der 
nächſten $$. 

1) L. 12. D. ad leg. Corn. de sicar. (XLVIII. 8.) L. 23. D. 
de furtis. (XLVII. 2.) L.5. $. 2. D. ad leg. Aquil. (IX. 2.) Cap. 
un. Ciem. de homiecid. (V. 4.) 
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zwifchen der Kindheit und der Pubertät liegt, wird im ges 
meinen Rechte weder unbedingt Strafbarfeit noch unbedingt 
Straflofigkeit anerkannt, fondern von der Natur der verfchie- 
denen Verbrechen abhängig gemacht, ob in Beziehung auf 
diefelben doli oder culpae capacitas angenommen werden 
fönnen ?). Die neueren Geſetzbücher laſſen e8 allgemein ohne 





2) L. 7. C. de ‚poenis. (IX. 47.) „Impunitas delicti propter 
aetatem non datur, si modo in ea quis sit, in quam crimen, quod 
intenditur, cadere potest.‘“ Cap. 1. X. de delict. puer. (V. 23.) 
„Pueris grandiusculis peccatum nolunt attribuere quidam, nisi ab 
annis 14, cum pubescere coeperint. Quod merito crederemus, si 
nulla essent peccata, nisi quae membris genitalibus admittuntur, 
Quis vero audeat affirmare, furta, mendacia et perjuria non esse 
peccata? At his plena est puerilis aetas, quamvis in eis non ita 
ut in majoribus punienda videantur.‘“ Bei dem der Kindheit noch 
nahe jtehenden Alter muß wie bei dieſer felbft noch Straflofigkeit an- 
genommen werden, Da Die Gefege nur dem pubertati proximus Die 
doli vel cu!pae capaecitas zufchreiben. $. 18. J. de oblig. quae ex 
dek (IV. 1.) L. 14. D. de SC. Silan. (XXIX. 5.) L. 4. $. 26. 
D. de doli mali except. (XLIV. 4.) L. ı11. D. de R. J. (L. 17.) 
Aehnlich wird in L. 3. $. 1. D. de sepuler. viol. (XLVII. 12.) ger 
fagt, Daß die adınodum impuberes doli non capaces feien. Ein bes 
ftimmter Altersabſchnitt, von welchem an Jemand ald pubertati proxi- 
mus anzufehen jei, wird von den römischen Juriften freilich nicht anges 
geben; daß fie aber doch nicht bloß individuelle Neife, fondern nur die 
der Pubertät nahe liegenden Jahre darunter verftehen, ergiebt ſich dar- 
aus, daß fie nicht fagen, der doli capax fei pubertati proximus, fon» 
bern umgekehrt, nur dieſer legtere fei doli capax. Vergl. Wächter,“ 
Lehrbuch F. 71, Note 37. Die Carolina befchränft fi Art. 179 auf 
die allgemeine Beitimmung, daß wegen Jugend Etraflofigkeit eintreten 
könne, während Art. 164 vorgefchrieben ift, daß Feine Zodesftrafe er- 
fannt werden fol, wenn der Dieb oder die Diebin unter vierzehn Jahren 
find, es märe denn, daß fie nahe bei vierzehn Jahren wären und bes 
fondere Bosheit an den Tag gelegt hätten. Daraus folgt wohl ſchwer— 
ih, wie Heffter, Lehrbuch, $. 51, Note 2, will, daß auch ein Züns« 
gerer ald ein pubertati proximus geftraft werden fönne. Dagegen muß 
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Berükfichtigung der Natur der einzelnen Verbrechen von ber 
Erreichung oder Nichterreichung einer gewilfen Altersftufe ab« 
hängen, ob Jemand durch eine Handlung Strafe verwirft 
haben könne oder nicht ?). 


Der Grund, aus welchem nicht beftraft werden kann, wer 
ein gewiſſes Alter noch nicht überfchritten, liegt nur darin, 
daß bei ihm noch nicht die Fähigkeit angenommen werden 
Fann, fich in der Art eine Vorſtellung von der verbotenen 
Handlung zu machen, daß er ſich die Einwirkung vorzuftellen 
vermag, die mit derfelben auf die Außenwelt hervorgebracht 


man nad Art. 164 annehmen, daß in ftrafrechtlicher Beziehung zwifchen 
den beiden Gefchlechtern hinfichtlich des intrittes der pubertas Fein 
Unterfchied Statt finde. 

3) Nach dem Preuffifchen 2&.R. Th. Il. Tit. 20, $. 17 follen Un⸗ 
mündige nur gezüchtigt und niemals nad der Strenge der Gefege ges 
ftraft werden. Nach einem Nefeript vom 25. April 1796 Tann jedoch, 
wenn malitia aetatem übertrifft, auch Griminalftrafe erkannt werden. 
Nach dem Deiftereih. G.B. über ſchwere Polizeiübertretungen $. 4 find 
Kinder bis zu vollendetem zehnten Jahre bloß der häuslihen Züchtigung 
überlaffen; von dem angehenden 11ten bis zum vollendeten 14ten Jahre 
follen Handlungen, Die eigentlich Verbrechen find, nur ald ſchwere Pos 
fizetübertretungen beftraft werden. Nach dem Bayer. G.B. Art. 120 
und 98 find Kinder vor zurüdgelegtem achten Jahre von aller Strafe 
frei, und nur der häuslichen Züchtigung ihrer Vorgeſetzten, jedoch unter 
Mitwirkung der Obrigkeit, überlaffen. Rad) dem Sächſ. 6.B. Art. 66, 
dem Hannover. G.B. Art. 83. und dem Großh. Hefl. G.B. Art. 37 
findet gegen Kinder vor zurüdgelegtem zwölften Jahre Feine Beſtrafung, 
fondern nur Züchtigung Statt; das Mürtemberg. G.B. Art. 95 nimmt 
Straflofigkeit nur an bis zu zurüdgelegtem zehnten Jahre; das Braun- 
ſchweigiſche G.B. Dagegen bis zum vierzehnten Jahre, vorbehältlich po— 
fizeificher Maßregeln und Befferungsmittel. Uebrigens ftimmen die neuen 
Geſetzbücher darin überein, noch für eine Weihe von Jahren über den 
als Gränze der Straflofigkeit angenommenen Altersabfchnitt hinaus eis 
neu bedeutenden Milderungsgrund anzuerkennen, Davon unten im fünf« 
ten Abſchnitt Gap. 3. 
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wird 1). Wenn man auch mit Sicherheit annehmen’ mag; 
daß Kindern unter fieben. Jahren diefe Fähigkeit noch allge 
mein ‚abgeht, fo ift doch gewiß, daß fich Diefelbe nicht gleich" 
zeitig hinfichtlich aller Verbrechen in dem Menfchen entwickelt, 
ſondern daß es Verbrechen giebt, von welchen man fich ſchon 
auf einer niedrigeren Stufe der Entwickelung eine Vorſtel⸗ 
lung. zu machen im Stande ift, ‚während bei anderen Ver— 
brechen eine höhere Stufe dazu erforderlich ijt 5). Daß in 
ben neueren Geſetzbüchern durchjchnittlich für alle Verbrechen 
eine gewiſſe Altersftufe aufgeftellt ift, von deren Erreichung 
die Strafbarkeit abhängen foll, fcheint feinen Grund zu haben 
in ber unrichtigen Anficht, die. fich freilich auch in allen Lehr» 
büchern findet ®), daß Kindheit und jugendliches Alter als 


4) Daher fagen die römiſchen Juriſten, das Kind werde wegen ber 
innocentia consilii nicht beftraft, L. 12. D. ad leg. Corn. .de sic. 
(XLVIII. 8.), und die Etrafbarkeit habe Statt, wenn Jemand ſchon 
des Alters fei, ut rei intellectum capere possit, oder ut intelligat, 
se delinquere. L. 14. D. de SC. Silan. (XXIX. 5.) $. 18. J. de 
oblig. quae ex del. (IV. 1.) 


5) Daß z. B. die verbrecherifche Willensbeitimmung zu Fleiſches⸗ 
verbrechen erjt mit der Pubertät kommen fann, liegt in der Ratur der 
Sache, Bergl. dad Note 2 dieſes $. angeführte cap. 1. X. de delict. 
pueror. Auch bei anderen Berbrecdhen nimmt das römifhe Recht Etraf- 
lofigfeit an bis zur pubertas, 3. DB. bei der Verlegung der Pflicht, 
Falſchmünzer zur Anzeige zu bringen, „quia aetas impuberum, ‘quid 
videat, ignorat,“ L. ı. C. de falsa moneta (IX. 24.); ebenjo bei 
der Mebertretung des SC. Libonianum, 1. 22. D. ad leg. Corn. de 
falsis. (XLVIII. 10.% Bu einer hochverrätherifchen Unternehmung wird 
ſich nicht entfchließen Eönnen, wer noch gar feinen Begriff von Staat 
und Etaatägerwalt hat. Dagegen ijt die Vorftellung von dem Echaden, 
den man durch Tödtung, Brandftiftung, Diebftahl u. f. w. anrichtet, 
fhon früher in dem Menfchen entwidelt. Bergl. auh Roßhirt, Eut- 
widelung der Grundfäge des Straftechts, S. 193 ff. 

6) Feuerbad, $.90. Martin, 8.38. Abegg, $.89. Heff- 
ter, $. 51. Marezoll, $. 27. 

Luden Strafreht. 1. 19 
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Gründe der Zurechnungsunfähigkeit aufgefaßt find ”). ber 
die Unfähigkeit, fi) eine Worftellung von der verbotenen 
Handlung zu machen, ift nicht Bürechnungsunfähigkeit, fon- 
dern Unfähigkeit, verbrecherifchen Willen zu haben, ber nicht 
ohne jene Borftelung gefaßt werden kann. Wer fich im 
Buftande diefer Unfähigkeit befunden, dem kann die in dem 
felben begangene Handlung nicht als Werbrechen zugerechnet 
werben, weil es wegen des fehlenden verbrecherifchen Willens 
on dem Thatbeftande des Verbrechens mangelt, und weil e8 
das Verbrechen ift, was zugerechnet oder burch die Burech- 
mung auf die Burechnungsfähigfeit des Werbrechers bezogen 
wird: aber wie die Burechnungsfähigkeit überhaupt nicht zu 
dem Zhatbeftande des Verbrechens gehört, jo können auch) 
die Gründe, aus welchen ein Beftandtheil des Thatbeitandes 
aufgehoben wird, nicht zu den Aufhebungsgründen der Zu⸗ 
rechnungsfähigkeit gehören »). Wäre die doli und culpae 
capacitas, die bei dem jugendlichen Alter in Frage kommt, 
fo viel als Burechnungsfähigkeit, fo wäre es zunächſt nicht 
Sache der richterlichen, fondern, der ärztlichen Beurtheilung, 
ob fie bei einem Unmündigen angenommen werden fönne oder 
nicht, da fich der Richter mit feinen jueiftifchen Kenntniffen 
nicht zutrauen darf, über Fälle zweifelhafter Burechnungs- 


7) Bergl. Kitka, über die Burechnungsfähigkeit jugendlicher Ver⸗ 
bresher im Archiv des GR. nene Folge, 1834, ©. 117 ff. In dem 
Deftreih. G.B. über Verbrechen $. 2 fteht zwar, an und für fich rich- 
tig, das jugendliche Alter unter den Gründen, welche den böfen Borfag 
ausschließen; allein dieſe Gründe find durchaus mit den Gründen zufam- 
mengeworfen, aus welchen die Burechnungsfähigkeit aufgehoben wird. 
In einem Gefegbuche thut indeffen dieſe unrichtige Stellung weniger 
Schaden ald in einem wiffenfchaftlihen Buche, da die Gründe, welche 
die verbrecherifche Willensbeftimmung ausfchließen ebenfo wie die Grün. 
de der Burechnungsunfähigkeit die Wirkung haben, die Beitrafung auf- 
zuheben. 

8) Vergl. oben $. 32, Nr. 2. 


Beſtandtheile bes Thatbeflandes im Einzelnen. 279 


fähigkeit ‘zu entfheiden )). Aber der Richter bedarf Feines 
Arztes, um zu beurtheilen, ob ein Unmündiger des verbreche- 
rifchen Willens fähig gewefen fei und denfelben gehabt. habe. 
Wie der Beweis beffelben überhaupt nur aus der ganzen Be» 
fchaffenheit der Handlung entnommen werden fann, jo ergiebt 
fih dem Richter auch Hier aus der ganzen Art und Weiſe, 
in welcher Jemand gehandelt, ob eine That aus Findifchem 
Unverftande, oder ob fie aus verbreiherifchem — hervor⸗ 
gegangen 10). 

In derſelben Weiſe kann durch Blödſinn, Stumpfheit, 
Dummheit, Schwäche des Verſtandes 1!) und den Buftand 
gänzlicher Unerzogenheit. und Werwahrlofung 12) die Fähig- 
Feit, fich eine Vorſtellung von der verbotenen Handlung zu 
machen, ausgefchloffen werben !'?% Much biefe Zuſtände ſind 


9) Vergl. Kitka a. a. O. $. 2. 

10) Bergl. die $. 36, Note 9 citirten Stellen. 

11) Vergl. über diefe Buftände Henke, Handbuch I. $. 48. 

12) Hierher gehören auch Taubſtumme, die ohne allen Unterricht 
geblieben jind. | | 

13) In den Quellen des gemeinen Rechtes ift es nicht ausdrüdlich 
ausgefprochen, Daß durch dieſe Buftände die Strafbarkeit ausgeſchloſſen 
werde, werm man nicht den Urt. 179 der Carolina Hierher ziehen will, 
Es ift auch eine befondere gejegliche Anerkennung dazu nicht nöthig, da 
es aus dem Weſen der verbrecheriſchen Willensbeftimmung folgt. Die 
neuen Gefeßbücher bezeichnen diefe Buftände meiſtens duch Schwachſinn, 
Blödfinn oder aufgehobenen Gebrauch der Vernunft oder des Verſtan— 
des. Daneben haben fie häufig einzelne in dieſem allgemeinen Ausdrude 
ſchon begriffene Buftände, wie den Zuſtand ohne Ausbildung gebliebener 
Zaubftummen oder kindiſch gemordener Greife noch befonders hervorges 
hoben, Preuſſ. L.R. Th. II. Tit. 20, $. 17: Deſtreich. 6.8, $. 2, 
Bayeriſch. GB. Art. 10. Saͤchſ. GB. Art. 67. Würtemberg. G. B. 
Art. 97. Hannoverfch. GB. Art. 83, Großh. Heſſiſch. G.B. Art. 37. 
Braunfchweig. G.B. $. 30. Außerdem find diefe Buftände,, wenn fie in 
geringerem Grade vorhanden find, allgemein als Milderungsgründe aners 
Fannt, wovon unten im 5. Abfchnitt Gap. 3 die Rede fein wird: 

19 * 


” 
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nicht, wofür fie allgemein ausgegeben werben, Gründe ber 
Burechnungsunfähigkeit 14), fondern Gründe der Unfähigkeit, 
verbrecherifchen Willen zu haben. Wer vermöge eines fol- 
chen Buftandes nicht im Stande ift fich eine Vorftellung zu 
machen von der Einwirkung auf die Außenwelt, die er her» 
vorbringt, kann auch feinen Willen nicht auf die Hervorbrin- 
gung berfelben erjtreft haben. Dabei ift möglich, daß Je— 
mand vermöge eines folchen Bujtandes fich von dem einen 
Verbrechen Feine Worftellung zu machen vermag, während 
er das hinfichtlich eines anderen Verbrechens allerdings im 
Stande ift 15). Auch bier kann der Richter, ohne eines 
ärztlichen Gutachtens zu ‚bedürfen, aus der Art und Weiſe, 
in welcher fi) Jemand bei einer Handlung benommen, über 
Dafein oder Nichtdaſein der verbrecherifchen Willensbeftim- 
mung entjcheiden 19). | 


$. 48. 
2) Gründe, aus weldhen Die Borftellung aufgehoben wirb, 
eine mit der verbotenen Handlung im Gaufalzufammen- 
bange ftehende Handlung zu begehen. 
a) Buftände der Bewußtloſigkeit. 


Es giebt Buftände, in welchem das Bewußtfein des Han« 
delnden über die Befchaffenheit feiner Handlung in ber Art 
‚aufgehoben ift, daß er fich den Caufalzufammenhang, in wels 
chem fie mit der verbotenen Handlung fteht, nicht vorzuftellen 

14) Bergl. oben Note 6 in diefem $. 

15) Nach ähnlichen Rückſichten, ald oben Note 5 in dieſem $. an- 
gedeutet find. 

16) Daß man in der Praris mitunter gerichtsärztliche Gutachten 
über Blötfinnige zu Hülfe nimmt, hat feinen Grund darin, daß man 
diefen Buftand mit zur Burechnungsunfähigkeit rechnet. ©. ſolche Gut- 
achten bei Henke, Beitfchrift für Staatsarzneikunde, Bd. 28, €. 132 
bis 154. 
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im Stande iſt. Diefe Buftände :beftehen Theils in dem Mans» 
gel der Sinne, die zur Erkenntniß des Gaufalzufammenhanges 
erforderlich find !), Theils in folchen vorübergehenden Buftän- 
den, in welchen das Bewußtfein überhaupt aufgehoben: ift. 
Hierher gehören Schlaf, Schlaftrunkenheit, Nachtwandeln 2), 
bis zur Bewußtlofigkeit gefteigerte Trunkenheit 3) und alle 


1) Hierher gehört namentlich Blindheit und Taubheit, L: 3. $. 9. 10. 
D. de SC. Silan. (XXIX. 5.) Bergl. Henke, Handbuh $. 48, c. 

2). Das. gemeine Recht “hut diefer drei Buftände Peiner befonderen 
Ermwähnunng, außer des Schlafed in cap. un. Clem. de homic. V. 4. 
und cap. 3. X. de his qui fil. oceid. (V. 10.) Es paßt aber auf fie 
Die allgemeine Rubrik des Art. 179 der Carolina über die Webelthäter, 
die Jugend oder anderer Eachen halb ihre Sinne nicht haben. Bon den 
. neueren Gefegbüchern erwähnt nur das Großh. Heffifche Art. 37 Schlaf 
und Nachtwandeln ausdrücklich unter den Gründen der Zurechnungsun⸗ 
fähigkeit; während fie in den übrigen unter den $. 42, Rote 13 ange- 
gebenen allgemeinen Ausdrüden begriffen find. Einen Fal einer im Bus 
ftande des erften Erwarhend verübten Tödtung f. in Klein’s Annalen, 
8. Band, ©. 9 ff. Bergl. über dieſe Buftände im Allgemeinen Henke, 
Handbuch $. 40. 

‚3) -Can. 7 und 9. Caus. XV. qu. 1. In der Garolina fält bie 
bewußtlofe Trunkenheit unter die allgemeine Beftimmung des Axt. 179, 
ebenfo in den nenen Geſetzbüchern unter die $. 42, Note 13 angegebenen 
allgemeinen Ausdrüde; nur das Deitreih. G.B. $. 2, c. fpriht aus 
drüdlich von dem Buftande völliger Berauſchung. Ob ein Trunkener 
criminell verantwortlicy fei für das, was er angerichtet, hängt nur dar 
von ab, ob er fich im Zuſtande der Bemwußtlofigkeit befunden, oder nicht. 
Diefe Trage iſt eine rein factiſche, deren Entfcheidung von der Art und 
Weife, in welcher fi der Trunkene benommen, hergenommen werden 
muß. Daß ein Trunkener fo lange im Buftande des Bewußtſeins fet, 
als er überhaupt die Kraft habe, eine That zu verüben, oder feinen 
Handlungen eine beitimmte Richtung zu geben, läßt ſich nicht unbedingt 
behaupten. Der Trunkene kann noch die Bunge zu Echmähreden oder 
Ausplaudern und Die Hand zu Zhätlichkeiten gebrauchen, ohne zu wife 
ſen, baß er fpricht ober um fich ſchlägt. Ob er ed gewußt, muß im 
einzelnen Falle nach der Weiſe feines Benehmens entjchieden werden. 
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Buftänbe völliger Verwirrung der Sinne und des Verſtan⸗ 
bes 2). Alle diefe Buftände find nicht Gründe der Zurech—⸗ 
Dagegen ift immer Bewußtfein anzunehmen, wenn dur die Trunfenheit 
Degierden, Leidenfchaften und Affecte aufgeregt find, zu deren Befrie- 
Digung gehandelt wird. Diefe Eeelenftimnmngen find bei Bemwußtlofig- 
keit nicht möglich, und es kann hier nur die unten im fünften Abſchnitt 
Cap. 3 zu erörternde Frage entſtehen, ob eine Strafmilderung eintreten 
mäffe, wenn fi) Jemand in der Trunkenheit dem Einfluffe derfelben Hin- 
gegeben. Daher hat Auguſtinus ſchwerlich Recht, wenn er in dem 
- eitirten can. 9. Caus. XV. qu. 1. den Loth nur wegen der Trunken⸗ 
heit, nicht auch wegen des Ineeftes beftrafen wil. Wenn die Trunfen- 
heit den Grad erreicht hat, Daß auch die phyſiſche Handlungsfahigkeit 
aufgehoben ift, können von einem Trunkenen nur durch Unterlaffung der 
Handlungen, die er inzwifchen hätte vornehmen müffen, rechtswidrige 
Erfolge verurfacht werben. Inwiefern bier verbrecherifche Willensbeftim- 
mung angenommen werden muß, f. im weiteren Berlaufe dieſes $. bei 
Note 7. Ueber die verfchiedenen Arten und Stadien der Trunkenheit 
vergl. Mittermaier, im neuen Archiv des ER. Xi. ©. 25 ff. 

4) 3. B. Fieberanfälle mit Delirium, betäubender Schreden, in. 
fofern fich der Handelnde in Diefen Buftänden feiner Umgebungen gar 
nicht bewußt it. Dagegen find Afferte, 3. B. des Zornes, ber Eifer 
fucht, der Rachſucht, des Gefchlecdhtötriebes u. f. w., auch wenn fie im 
höchſten Grade vorhanden find, nicht als folche Buftände anzuerkennen, 
Durch welche die verbrecherifche Willensbeftimmung ausgefchloffen werden 
Fönnte. Denn Die Affeete find nur Beweggründe, aus welchen fih der 
Wille zu den Handlungen beftimmt, durch welche dieſelben befriedigt 
werden follten. Gerade darin, daß der Affectvolle zur Befriedigung feis 
nes Affectes handelt, liegt der Beweis, daß er weiß, was er thut, und 
daß er ſelbſt mit dolus zu handeln im Stande ift; f. oben $. 37. Der 
Affeet Eönnte nur entweder ald Aufhebungsgrund der Burechnungsfähig- 
keit in Betracht kommen, infofern der Affectvolle Durch denfelben ger - 
nöthigt werden Fann, die verbrecherifhe Willensbeftimmung zu faflen, 
was namentlich bei der Eranfhaften Bornmüthigkeit der Fall fein kann 
(davon unten im 3. Abfchnitt), oder als Milderungsgrund, wovon erft 
unten im 5. Abfchnitt Cap. 3 die Rede fein kann. Biemlich einftimmig 
wird der höchſte Grad des Affertes von den Neueren ald Aufhebungs⸗ 
grund der Burechnungsfähigkeit anerkannt. Feuerbach $. 90, und 
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nungeunfähigkeit 5), fondern Aufhebungsgründe ber Verbre- 
cheriſchen Willenbeftimmung, weil in ihnen Die. Vorſtellung 
von dem Gaufalzufammenhange nicht gefaßt werden Tann. 
Ob im einzelnen Falle wirklich in einem folchen Buftande Der 
Bemwußtlofigfeit gehandelt worden fei, ift eine Frage, Die le— 
diglich ber. Richter nach der Art und Weife, in welcher ge« 
handelt worden, zu entfcheiden hat, während diefe Entfchei« 
dung im zweifelhaften Fallen dem Arzte überlaffen werben 
müßte, wenn: die Buftände der Bewußtlofügkeit zu. den Grün⸗ 
den der Burechnungsunfähigkeit gehörten. Inſofern durch diefe 
Buftände bie verbrecherifche Willensbeftimmung ausgefchloffen 
wird, ohne welche ein Verbrechen nicht möglich ift, Fann in 
Anfehung der Handlungen, bie in benfelben begangen wor⸗ 
den, Richts darauf ankommen, ob Jemand mit ober ohne 
feine Schuld in einen folchen Buftand gerathen war. Denn 
auch Durch das Werfchulden der Bewußtlofigfeit wird nicht 
ausgefchloffen, daß der Handelnde Feine Worftellung von dem 
Saufalzufammenhange gehabt hatte ®). 


Mittermaier Bufag $. 90, a; Martin, $. 39; Henke, Hand» 
buch $. 39; Abegg, $. 89, Nr. 3; Heffter, $. 53; Marezoll, 
$. 27. Dabei ift es aber unrichtig, zwifchen gerechtem oder. unverſchul⸗ 
beteim und zwiſchen verſchuldetem Affect zu unterfeheiden und nur dem 
eriteren Strafloſigkeit zuzugeſtehen. Wenn der Affect bie Burechnungs- 
fähigkeit "wirklich aufhebt, kann auf jenen Unterfchied Nichts ankom⸗ 
men, Da ein: Burerhnungsunfähiger in feinem Falle beitraft werden 
kann. Ä 

5) Wofür fie in den $. 42, Note,6 angeführten Lehrbüchern aus« 
gegeben werden. 

- 6) Dad Jemand durch feine eigene Schuld in den Zuſtand der Ber 
wußtloſigkeit gerathen, wird nur bei der Trunkenheit vorkommen fönnen, 
Verſchuldet fol die Zenndenheit fein, wenn Jemand mehr getrunken 
hatte. als gewöhnlich und ald er. wußte, vertragen zu können; dagegen 
unberfchuldet, wenn Jemand in einer Weiſe getrunken hatte, von wel- 
Her er: die Zrunkenheit nicht erwarten Ponnte, oder wenn. der Trinker, 
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Dagegen find von den. Buftänden der Bewußtloſigkeit 
wohl zu unterſcheiden die Handlungen, durch welche fich Je— 
mand in einen folchen Buftand verfeste. Wenn der bewußts 
loſe Buftand in der Art mit der verbotenen Handlung im 
Gaufalzufammenhange fteht, daß fie aus demfelben hervorge 
ben muß ober kann, fo fteht fie auch im Gaufalzufammenhange 
mit der Handlung, durch welche fich Jemand in einen folchen 
Buftand verfetste. Daher Fann Jemand bei dieſer Handlung 
die Vorftellung haben, daß er mit berfelben bie verbotene 
Handlung hervorbringe ’). Es Bann daher in einem folchen 


-_.a-— — — 


ungeachtet er ſich vorgenommen, ſich zu betrinken, vorher Anſtalten ges 
troffen hatte, den gefährlichen Ausbrüchen der Trunkenheit vorzubengen. 
Mittermaier, im.n. Archiv des ER. XII. S. 32 ff. und ©. 41 ff. 
Bei dem höchſten Grade verſchuldeter Zrunfenheit ‚fol nad) gemeinrechts 
lihem Gerichtögebrauhe der in derſelben hervorgebrachte rechtswidrige 
Erfolg zur culpa zugerechnet werden, wenn ſich nicht Jemand in der 
Abficht betrunken hatte, in der Trunkenheit Verbrechen zu begehen, wo 
Zurechnung zum dolus Statt finden fol. Mitter maier a. a. O. 
S. 7 ff. und ©. 32 ff. Die Lehrbücher (vergl. $. 42, Note 6) und 
neuen Gejegbüdher (vergl. $. 42, Note 13) machen auch meiftens zur 
Straflofigkeit das Erforderniß des Unverfhuldetfeind, und verfallen, in 
dem fie Diefe Zuſtände zur Burechnungsunfähigkeit rechnen, in den Wis 
derſpruch, auch gegen Burechnungsunfähige Etrafe erkennen zu wollen: 
Wenn die bis zur wirklichen Bemwußtlofigfeit gehende Trunkenheit eine 
verfehuldete ift, Eönnte, wie auh Mittermaier a. a. O. S. 20 am 
deutet, die Trunkenheit nur als jelbititändiges Verbrechen in Betracht 
kommen, weldes aber alddann in gleihem Maße vorhanden fein würde, 
auch wenn gar Feine rechtswidrigen Erfolge in Derfelben hervorgebracht 
worden wären. Bergl, auh Marezoll, Lehrbuch ©. 79. 

7): Man pflegt die hierher. gehörigen Falle durch ‚den Ausbrud 
actiones liberae in causa oder actiones ad libertatem : relatäe: zu 
bezeichnen. Grolman, Grundfäge $. 51, Rote b.; Martin, $ 97; 
Wächter, $. 74, Note 45; Heffter, $. 72; Abegg, $89, Nr. 3, 
Das Fann namentlich vorkommen bei der Zrunfenheit, durch welche Je⸗ 
mand verhindert wurde, Die Handlungen vorzunehmen; durch Deren Uns 
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Falle die. verbrecherifche Willensbeftimmung vorhanden fein, 
und zwar entweder dolus oder culpa, je nachdem er fich. den 
rechtswidrigen Erfolg entweder als beftimmte ober: ald möge 
liche Folge feines bemußtlofen Buftandes vorftellte 5). Der 
Grund, aus welchem hier Zurechnung zum Verbrechen Statt 
finden muß, liegt aber nicht darin, daß er fich durch feine 
eigene Schuld in den bewußtlofen Zuſtand verfegte, ſondern 
nur darin, daß er mit der Handlung, durch welche er fich 


terlaffung ein Verbrechen begangen wird. Wenn der Grund, ans wel⸗ 
em dieſe Handlungen vorgenommen werden mußten, ſchon vorhanden 
und dem Truntenen befannt war, ald er anfing, zu viel zu trinken, hat 
er ſich auch vorgeſtellt, daß er dieſelben unterlaſſen werde. Auch kann, 
wenn Jemand ſchon früher über die Weife, in welcher er fi in bes 
wußtlofer Trunkenheit benimmt, traurige Erfahrungen gemacht bat, 
wohl angenommen werden, daß er eine Vorftellung gehabt habe von 
den vechtäwidrigen Erfolgen, die ‘er in. bewußtlofem Buftande durch die 
Zhätigkeit feiner Körperfräfte hervorbringt. Es wird in folhem Falle 
zwar nicht Burechnung zum dolus, wohl aber zur culpa Etatt finden 
können. Bergl. auh Mittermatera. aD. ©. 37. 

8, Ein Beifpiel eines culpofen Verbrechens giebt der Gefangenwär» 
ter, während deſſen Trunfenheit die Gefangenen ausbrechen, ohne daß 
eine Berabredung Darüber getroffen war, während im entgegengefegten 
Falle ihm die Entweichung zum dolus würde zugerechnet werden müffen, 
L. 12. D. de custod. reor. (XLVIII. 3) Dagegen gehören nicht hier« 
ber die Fälle, da fi Jemand betrank, um fi) den zur Verübung des 
Verbrechens erforberlihen Muth zu gewinnen, Da in Diefen Fällen 
das Bei echen nicht begangen wird durch die Handlung, durch welche 
fih Jemand betrinkt, fondern durch die Handlungen, die er im trunte 
nen Buftande vornimmt,’ fo kommt ed daranf an, ob die Trunkenheit 
bis zur Bemwußtlofigkeit ging oder nit. Am erfteren Falle kann nicht 
mit verbrecherifäher: Willensbeitimmung gehandelt werden, ſowie e8 auch 
nicht möglich ift, daß Jemand in diefem Buftande das Verbrechen be⸗ 
geht, am’ welches er vor demfelben gedacht hatte, Im letzteren Falle 


Dagegen Fann Durch die Trunkenheit die verbrecherifhe Willensbeftimmung 


und namentlich der dolus nicht — werden. Mittermaier 
a. ar D. S. 30 ff, 
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in denſelben verfegte, eine Hanblung beging, von welcher er 
fich vorftellte, daß er Durch Diefelbe die verbotene Handlung 
hervorbringen werbe. 


- $&. 44 
b) Irrthum. 


Menn der Handelnde fich vorftellt, daß der Cauſalzu—⸗ 
ſammenhang nicht Statt finde, während berfelbe Statt fin« 
bet, befindet er fich in einem Irrthume, der die verbrecheris 
ſche Wilfensbeftimmung ausschließt. Die irrige Worftellung, 
daß der Cauſalzuſammenhang nicht Statt finde, kann entwe— 
der auf Rechtsirrthum (error juris), oder auf factiſchem 
Irrthum (error facti) beruhen !). 

1) Der Rechtsirrthum, der hier gemeint it, bezicht ſich 
nicht auf das Werbotenfein oder Nichtverbotenfein der Hands 
lung, oder auf die Größe der Strafe, die auf bafielbe fteht. 
Denn durch folchen Irrthum kann die verbrecheriſche Willens» 
beſtimmung nicht ausgeſchloſſen werden 2). Dagegen kann 


1) Auch der Irrthum pflegt in den Lehr- und Geſetz- Büchern 
unter die Gründe der da a au geftellt zu werden. Vergl. 
oben $. 42, Note 6, 

2) ©. oben $.35, Note 5. Ueber Nichtkenntniß des —— 
ſind vorzüglich zu vergleichen Heffter, die ſtrafrechtliche Lehre von 
ignorantia und error im neuen Archiv des ER. XII. ©. 130 ff. und 
Roßhirt, „in welchen Fällen kann fh der Verbrecher mit Ühkeuntniß 
des Rechts entfchuldigen ?“ dafelbft IX. ©. 491 ſſ. Eine allgemeine 
Ausnahme davon würde allerdings anerkannt werden müſſen hinfichtlich 
ſolcher Strafgefege, die ausdrücklich Kenntniß des Geſetzes zur Beitra- 
fung erfordern; vergl. Heffter a. a. O. ©. 148 u. 149. Allein ein 
folches Gefeg wäre Bein Mufter eines Geſetzes, wie ſich denn auch im 
gemeinen Rechte fein Beifpiel Davon wird nachweifen laſſen; daß Die von 
Wächter, Lehrbuh $. 73, Note 43 ald Beifpiel angeführte L. 3 
$. 22. D. ad SC. Silanian. (XXIX. 5.) nicht hierher gehört, ift ſchon 
$. 35, Note 5 gezeigt worden. Nach der gangbarem Lehre follen. Die 
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duch: einen Irrthum Hinfichtlich. anderer Rechtsſätze in dem 
Sanbelnden die Vorſtellung entftehen,. daß gar: nicht Die fartis 
fchen Berhältniffe vorhanden feien, die er ſich als vorhanden 


Gefege in einzelnen Fällen dem minderjährigen Alter und dem weiblichen 
Gefchlechte das privilegium geben, daß Rechtsunkenntniß von Strafe 
befreiet, Indeſſen laßt fich jelbit bier die Straflofigfeit meiftens aus 
einem anderen Grunde als aus der Nichtkenntniß des Etrafgefepes her⸗ 
leiten. Namentlich ſollen bei Bollvergehen die Minderjährigen in inte- 
grum. reftitwirt werden, wenn ihnen Fein dolus dabei zur Laſt fällt; 
L. 9.8.5. D. de minorib. (1V. 4.) Der dolus befteht bier in der 
Kenntniß der Steuerbarkeit der eingeführten Waaren, die man freilich 
nicht haben Fann, ohne zugleich zu willen, daß es verboten ift, ſolche 
Waaren umverftenert einzuführen. Wie es aber feine Frage des Etraf- 
rechtes: ift, melde Waaren der Beſteuerung unterliegen, fo iſt and) die 
Kenntniß der Steuerbarkeit der einzelnen Waaren zunächſt nicht Kemt- 
niß des Strafgeſetzes, unter welchem die Defraudationen ſtehen. Die 
Nichtkenntniß iſt daher auch nicht Nichtkenntniß des Strafgeſetzes, ſon⸗ 
dern ber Zollverfaſſung, die freilich Jemand kennen muß, um die Abk 
ſicht, zu defraudiren, haben zu können. Gigentlich, follte für alle Leute 
gelten, was in J. 9. $. 5 eit. ald Privilegium der Minderjährigen aufs 
geführt ift, und es iſt nur aus dem Bolleifer der römifchen Kaiſer zu 
erklären, daß in L. 16. $. & 6. D. de publieanis (XXXIX. 4.) das 
Gegentheil vorgefchrieben iſt. Als ein fernerer Fall, in welchem bie 
Nichtkenntniß des Strafgeſetzes Frauenzimmern und Minderjährigen zu 
Statten kommen fol, pflegt Bas SC. Turpillianum angeführt zu wer⸗ 
den. Allein in L. 1. $. 10. D. h. t. (XLVIH. 16.) gefchieht des 
Rechtsirrthumes gar Feiner Erwähnung und wird ausdrücklich ein gar 
anderer Grund der Straflofigkeit angedeutet. Weiter wird Die Leber 
tretung des SC. Libonianum als ein Fall angeführt, in welchem Nicht⸗ 
kenntniß des Strafgefeßes für das weibliche Geſchlecht Straflofigkeit bes 
gründe, Allein in L. 15. $. 4. 5. ad leg. Corn. de fals. (XLVHF. 20.) 
iſt nur der Mutter, deren Sclave ihr in einem von dem Sohne dietir⸗ 
ten Zeftamente ein Legat zufchrieb, und der Tochter, Die ſich in einem 
von ter Mutter dictirten Teſtamente ein Legat zufchrieb, Straflofigkeit 
zügefichert. Als Bedingung derſelben wird zwar in 8. 5 cit. bei der 
Tochter ignorantia juris angegeben: allein Die ignorantia juris bezieht 
ſich nicht auf dad SC. Libonianum,, fondern auf-die subsequendi ne- 
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vorftellen muß, um den Willen, bie verbotene Handlung. hers 
vorzubringen, haben zu können ?). Ein folcher Rechtsirrthum 
muß die verbrecherifche Willensbeftimmung ausichließen, weil 
ber in demjelben Handelnde gar nicht die Vorſtellung haben 


cessitas und honesta excusatio, von welcher in dem vorhergehenden 
$. 3 die Nede ift, weßhalb denn auch Die Straflofigkeit nicht dem weib- 
lichen Gefchlechte im Allgemeinen, fondern nur der Mutter und Zochter 
gewährt wird, Endlich wird der Inceſt als ein hierher gehöriger Fall 
angeführt, indem zwar nicht bei dem incestus juris gentium, aber 
bei dem incestus juris civilis für Frauenzimmer und Minderjährige 
duch Nichtkenntniß des Strafgeſetzes Straflofigkeit begründet werde. 
Su L. 38. $. 2—4. D. ad leg. Jul,;de adult. (XLVill. 5.) iſt aller- 
Dings anerfannt, daß Frauenzimmer, in jure errantes, si:sola juris 
nostri observatio interveniet, wegen Inceſtes ftraflos fein follen, fo» 
wie auch in Nov. 12. cap. 1 zu ihrer Strafbarkeit ausdrüdlich erfordert 
wird, daß fie das Geſetz gekannt haben. Allein die hier gemeinte Rechts- 
unfenntniß bezieht ſich zunächft auf den Grad der Verwandtfchaft, Bei 
deifen Nichtkenuͤtniß man gar. nicht Die Abficht haben kann, einen Inceſt 
zu begehen. Daher ift ed denn auch in $. 5—7 eod., fowie in L. 6. 
C. de incest. nupt. (V. 5.) ganz allgemein anerkannt, daf der error 
zur Entfchuldigung gereihe, wenn die inceftuofe Verbindung in einer 
Ehe beitanden habe, die man nach Berichtigung des Irrthumes auflöfe, 
— Außerdem wird noch gewöhnlich der Mangel an Rehtsr und Ge 
fchäftsfenntniß, der in den Quellen unter dem- Ausdrude rusticitas 
vorkommt, für eine hierher gehörige Rechtsunkenntniß ausgegeben. Daß 
aber in L.. 7. $. 4. D. de jurisdiet. (II. 1.) und in I. 3. $. 22.:D5 
ad SC. Silan. (XXIX. 5.) Damit nit Nichtlenntniß des Etrafgefeges 
gemeint fei, ift fhon $. 35, Note 5 gezeigt worden. 

3) »$. 1. J. de vi bonor. rapt. (IV. 2.) „Quia tamen ita com- 
petit haec actio, si dolo malo quisque rapuerit, qui aliquo errore 
inductus, suam rem esse 'existimans et imprudens juris rapait, 
... absolvi debet. Cui scilicet conveniens est, noc furti teneri 
eum, qui eodem hoc animo rapuit.“ L. 25. $. 6. D. de hered. 
petit. (V. 3.) L. 36. $. 1. L. 37. D. de usurpp. (XLI. 3.) Bergl. 
Wächter, Lehrbuh $. 73, Note 43, Unter diefem Geſichtspuncte kön— 
nen auch bie in der vorigen Note aufgeführten Fälle der Rechtsunkennt⸗ 
niß aufgefaßt werden. 
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fan, daß er bie. verbotene Handlung hervorbringen werde. 
Der Handelnde irrt ſich dabei nicht ‚über das Verbotenſein 
der Handlung, Die er begehen will, fondern er will eine an« 
dere Handlung als die verbotene begehen ?). 

2) Der factifhe Irrthum bezieht fich auf Die thatſich⸗ 
lichen Verhältniſſe, deren Vorhandenſein bei der Einwirkung 
auf die Außenwelt, die mit der verbotenen Handlung hervorge⸗ 
bracht wird, vorausgeſetzt iſt. Wenn ber Handelnde ſich vor- 
ſtellt, daß dieſe faetifchen Werhältniffe, nicht vorhanden feiem, 
indem er glaubt, entweder, daß er durch feine Thätigkeit gar 
nicht die Urfachen oder Mittel in Bewegung fee, aus wel 
hen bie verbotene Einwirkung auf die Außenwelt hervor- 
gehen muß oder Fann, oder daß es an dem Gegenftand fehle, 
den er fich als vorhanden denken muß, um fich von. feiner 
Thätigkeit eine gewiffe Einwirkung vorftellen zu können, kann 
er nicht den Willen haben, dieſelbe hervorzubringen. Durch 
einen folchen Irrthum muß alfo die Möglichkeit des dohus 
fowohl als der culpa ausgefchloffen werden 5). 


4) Dagegen Eann die verbrecheriſche Willensbeftimmung nicht aus- 
gefhloffen werden durch einen ſolchen Rechtöirrtfum, vermöge deſſen 
Jemand glaubt, die Handlung, die er begehen will, falle nicht unter 
das ihm bekannte Strafgefeß, 3. DB. wenn Jemand glaubt, es ſei er. 
Jaubt, auf den fliehenden Dieb zu ſchießen, oder einen Einwilligenden zu 
tödten, oder ein Spiel gehöre nicht unter die verbotenen. Hazardipiele. 
Ein folder Irrthum bewirkt nicht, daß der. Handelnde eine andere 
Handlung begehen will ald ex wirklich begeht. Die entgegengefegte Ans 
fit wird aufgeftelt von Wähter. a. D. 

5) Die allgemeinen Sätze, die in dem Pandertentitel de jur. et 
facti ignorantia (XXII. 6.) L. 3. $.1. L. 6. pr. L.9. pr. $: 2 u.4 
über Irrthum aufgeftelt werden, beziehen ſich zunächft nicht anf das 
Strafreht, fondern nur auf die Frage, inwiefern Jemand fi zur Ab⸗ 
wendung privatrechtliher Machtheile auf Irrthum berufen könne, oder 
inwiefern. Jemand privatrechtli verantwortlich fei für rechtswidrige Er- 
folge, die er aus Irrthum hervorgebracht. Dagegen kann von diefen 


— 
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Ob fih der Handelnde wirklich im einem ſolchen Irr⸗ 
thume befunden, ift eine factifche Frage und Sache des Be» 
weifes, der, wie Der Beweis der verbrecherifchen Willens» 
beftimmung überhaupt, nur aus den Umftänden des einzelnen 
Falles entnommen werden kann. Dabei darf die Wirkung 
bes Irrthumes, die verbrecherifche Willensbeftimmung auszu⸗ 
fchließen, nicht davon abhängig gemacht werden, ob derſelbe 
verfchuldet oder unverfchuldet war und bei gehöriger Auf 
merkſamkeit hätte vermieden werden können oder nicht 9). 
Denn: auch bei dem Irrthume, der zu vermeiden gemwefen 
wäre, kann der Handelnde nicht die Vorftellung und mithin 


Grumdfägen infofern auch auf das Etrafreht Anwendung gemacht wer- 
den, al Feine Eriminalverantwortlichkeit angenommen werden fann, mo 
wicht ein, Mal privatrechtlihe Verantwortlichkeit Statt findet. Daher 
Bann in den, Fällen, in welden Jemand nicht ein Mal nad) der lex 
Aquilia haftet, 3 B. L. 9. $. 4. L. 30. $. 3. L. 31. L. 52. $. 4. ad 
leg. Aquil. (IX. 2.) noch weniger von Griminalculpa die Nede fein. 
Garolina Art. 146, Aber daraus folgt noch nicht, daß ein Jrrthum, 
der privatrechtlih nicht entfchuldigt wird, auch ftrafrechtlich nicht ent« 
Tchuldigt werde, da jeder wirklich vorhandene Irrthum über den Gaufal- 
zuſammenhang die verbrecherifche Willensbeftinimung unmöglich macht. 
Vergl. oben $. 38, und meine Abhandlungen, 11. ©. 303 ff. 

6) Rah der gewöhnlichen Lehre fol nur der unverfihuldete und 
müberwindliche Irrthum von Strafe befreien, und bei überwindlichem 
Irrthume wenigftens ein culpofes Verbrechen begangen werden. Feuer⸗ 
bad, $. 90; Martin, $. 40; Abegg, $. 89, Nr. 4; Heffter, 
$. 56; Marezoll, $. 38. In ähnlicher Weife unterfcheiden Die neuen 
Gefeßbüher, ob der Irrthum bei einer an fich erlaubten oder unerlaub- 
ten Handlung Statt gefunden hatte, indem ſie im letzteren Falle mwe- 
nigftens Burechnung zur culpa annehmen. Preuſſiſches 2.R. Th. II. 
zit. 20. $. 36— 38. Bayerifch. G.B. Art. 121 u. 65. Sächſ. G.B. 
Art. 68. Würtemberg. EB. Art. 100. Braunſchweig. 6.8. $. 32. 
Großh. Heſſ. G.B. Art. 42, Vergl. dagegen oben F. 39, Note 5. — 
Am Deftreih, GB. über Verbrechen $. 2% f. iſt — Unterſcheidung 
mit Recht weggelaſſen. 
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nicht den Willen gehabt haben, die verbotene Handlung ber» 
vorzubringen. Nur darf mit dem Irrthume, Daß der Caus 
falzufammenhang nicht Statt finde, nicht verwechjelt werben 
das Richtwiſſen, ob er Statt finde. Das Handeln in ſolchem 
Nichtwiſſen ift vielmehr ein culpofes, weil der Handelnde da» 
bei die Borftellung hat, daß er Die verbotene Handlung mög⸗ 
licher Weife hervorbringen werde ?). 


$. 45. 
1. Gründe, welche die Rehtswidrigkeit der Handlung 
ausfchließen. 
1) Rothwehr. 

Nothwehr ift abgenöthigte Werlegung eines Anderen, 
um fih gegen einen ungerechten Angriff deſſelben zu ſchützen. 
Die Straflofigfeit folcher Verletzungen liegt in ber Natur 
der Sache und ift in allen Gefetgebungen anerkannt 1). 
Diefe Strafloftgfeit bezieht fich Telbft anf die Werlegungen, 
die bei Ausübung der Nothwehr einem unfchuldigen Dritten 
‚zugefügt fein follten 2). Bon der Nothwehr verfchieden ift 
bie einfache Selbftvertheidigung, die in bloßer Abwehr bes 
fteht, ohne fich bis zu wirklicher Verlegung des Angreifen⸗ 
ben zu erſtrecken. Infofern mit folher Abwehr feine Ber» 
Tegung zugefügt wird, bie außerdent verboten fein würde, 
Tann es gar nicht in Frage Fommen,-unter welchen Bedin⸗ 





7) Bergl. oben $. 38. 

1) L. 45. 8.4. D. ad leg. Aquil. (IX. 2.) „Qui quum aliter 
se tueri non possent, damni culpam dederint, innoxii sunt; vim 
enim vi repellere omnes leges omniaque jura permittunt.‘“ L. 4. 
pr. D. eod. .„adversus periculum naturalis ratio permittit, se de- 
fendere.“ L. 3. D. de J. et J. (I. 1.) P.G.O. Art. 139. 

2) P.6.D. Art. 145. Dagegen findet in Anfehung folder Ber- 
legungen privatrerhtlihe Verantwortlichkeit allerdings Etatt. L. 45. $. 4- 
D. ad leg. Aquil. (IX. 2.) 
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gungen dieſelbe ausgeübt werden bürfe ?). Dagegen erfor 
dert die eigentliche Nothwehr befondere Vorausfegungen, we⸗ 
gen deren es erlaubt ift, Iemandem eine Verlegung zuzu— 
fügen, die außerdem verboten fein würde. Dieſe Voraus» 
fegungen ergeben ſich aus dem naturrechtlichen Grunde, aus 
welchem das Recht der Nothwehr hervorgeht, daß nämlich 
Das objertive Wecht dem Menfchen nicht die Verbindlichkeit 
auferlegen Fann, ohne feine Schuld eine Kechtöverlegung zu 
erleiden, und daß ihm alfo das Recht zuftehen muß, ben 
Angreifenden zu verlegen, wenn er die Verletzung nicht auf 
andere Weife von fich felbft abzuwenden im Stande ift '). 





3) Bergl. Henke, Handbuch, 1. ©. 209 u. 210. Gegen die Ein- 
theilung der Nothwehr in eigentlihe und uneigentlihe iſt Wächter, 
Lehrbuch, 1. S. 89, was infofern richtig ift, als die nneigentlihe Noth- 
wehr überhaupt gar nicht zur Nothwehr gehört. 

4). Bergl. Abegg, Lehrbuch $. 109, und meine Abhandlungen, 
IH. ©. 480. Aus der Ungerechtigkeit des Angriffes, der abgemendet 
werden fol, kann man das Recht der Nothwehr nicht ableiten, wie von 
Richter, das philofophifhe Strafrecht, S. 135 ff. und von Heffter, 
$. 4 in der Note gefhieht. Es würde daraus folgen, daß man au 
zu anderem Bwede, als ſich felbit zu ſchützen, den Unreht Thuenden 
verlegen dürfe, Gewöhnlich wird ‚die Rechtfertigung der Nothwehr 
darein gefegt, daß Jeder fein natürliches Recht der Eelbitvertheidigung 
nur umter der Bedingung an den Staat übertragen habe, Daß Diefer 
den nöthigen Schuß gewähre, und daß ihm alfo in Ermangelung dieſes 
Schutzes dieſes Recht noch zuſtehe. Feuerbach, $. 36; Henke, 
Handbud, I. ©. 206. Am Wefentlichen läuft das, wenn man von der 
fingirten Uebertragung an den Etaat abjieht, auf die oben aufgeftellte , 
Theorie hinaus, da in keinem Falle der Staat deut Angegriffenen zus 
muthet, das einzige Mittel zum eigenen Schutze unbenutzt zu laſſen. 
Zirkler, im Rechtslexicon, V. S. 148, Note 28, nimmt einigen An⸗ 
ſtoß daran, daß ich die Nothwehr aus dem objectiven Rechte herleite, 
und nicht aus der Berückſichtigung des Subjectiven, welches dabei die 
Hauptſache ſei. Allein unſere Anſichten ſtimmen wohl überein, da ich 
doch auch behaupte, daß das objective Recht aus Rückſicht auf das 
Subject die Nothwehr anerkennen müſſe. 
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Daraus ergeben fich drei zur Ausübung einer rechten 
Nothwehr gehörige Bedingungen: zuvörderſt daß ein Angriff 
vorhanden fei, zu deſſen Abwehr die Nothwehr gebraucht 
werden foll; zweitens, daß die Verlegung des Angreifenden 
das einzige Mittel fei, ſich gegen deſſen Angriff unverletzt 
zu erhalten; drittens, daß der Angriff ein ungercchter und 
nicht von dem Angegriffenen felbft hervorgerufener fei. 

1) Bon Nothwehr kann nicht die Rede fein, wenn ber 
_ Angriff entweder noch gar nicht vorhanden oder wenn der— 
felbe bereit8 vorübergegangen iſt. Für einen gegenwärtigen 
Angriff müflen aber auch bloße, entweder ausdrüdliche oder 
ftilfchweigende Drohungen gehalten werden, wenn bie Er- 
fülung derſelben mit Wahrfcheinlichleit erwartet werden 
konnte 5). Nach beendigtem Angriffe ift die Verlegung bes 
Angreifenden bloße Rache ®), bei welcher indeflen der durch 
ben erlittenen Angriff verurfachte Buftand der Aufregung 
unter Umftänden ala Milderungsgrund in, Betracht kommen 
kann. . | | 

2) Wenn die Verlegung des AUngreifenden das einzige 
Mittel gewefen fein muß, fich felbft unverletzt zu erhalten, 
fo ift rechte Rothwehr nur vorhanden, wenn weder größere 
Berlegungen zugefügt wurden als zur eigenen Vertheidigung 
nothwendig war 7), noch der Gefahr auf andere angemefjene 





25) L.1.C. quando liceat unleuique (111. 27.) P.G.O. Art. 140. 

Eine ftilfchweigende Drohung kann namentlih auch darin, liegen, daß 
mon Jemanden bei nädhtliher Weile auf eine gefährlihe Weife in feiner 
Wohnung betrifft. P.G.O. Art. 150, 

6) L. 45. $. 4. D. ad leg. Aquil. (IX. 2.) „... illum enim 
solum, qui vim infert, ferire conceditur, et hoc si tuendi dun- 
taxat non etiam ulciscendi causa factum sit.“ cap. 18. X. de 
homic. velunt. (V. 12.) P.G.O. Art. 142, 

7) Hierin befteht die moderatio tutelae, die von den Geſetzen ge- 
fordert wird. L. 1. C. unde vi. (VIII. 4.) L. 5. pr. ad leg. Aquil. 

Luden Strafrecht. 1. 20 
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Meife aus dem Wege gegangen 8), noch endlich von der 
Staatögewalt hinlängliher Schuß erwartet werden Eonnte. 
Das Legtere ift unbeftreitbar der Fall bei den Angriffen, die 
gegen Leben, Förperliche Integrität und Freiheit unternom- 
men werden. Denn wenn die Stantögewalt nicht im Stande 
gewefen ift zu verhindern, Daß folche Angriffe unternommen 
wurden, jo vermag fie auch nicht Durch nachfolgende richter- 
liche Hülfe diefen Schuß dadurch zu gewähren, daß fie dem 
Befchädigten zu vollftändiger Entfchädigung verhilft. Dage- 
gen ift fehr beftritten, ob auch gegen Angriffe auf Vermö— 
gensrechte und auf die Ehre Nothwehr gebraucht werden 
dürfe. Das gemeine Necht gejtattet die Nothwehr nur zu 
Rettung von Leib und Leben, jo daß gegen Angriffe auf 
Vermögensrechte und auf die Ehre Nothwehr nur gebraucht 
werden darf, wenn zugleich eine Gefahr für Leib oder Leben 








(IX. 2.) „. - . sin autem, cum posset occidere, maluit occidere 
(furem), magis est, ut injuria fecisse videatur; ergo et Cornelia 
tenebitur.‘‘ DBergl. aud die vorige Note. Preuſſiſches L.R. Th. II. 
zit. 20. $. 519. Oeſtreich. G.B. $. 127. Bayerifh. G.B. Art. 138. 
Sächſ. G.B. Art. 70. Würtemb. G. B. Art. 103. Hannoverfh. G. B. 
Art. 79. Großh. Heſſiſch. G. B. Art. 49. Braunfhw. G. B. $. 166. 
Indeſſen kann die bei einem foldhen excessus defensionis Statt fin» 
dende Aufregung einen Milderungsgrund abgeben. 

8, P.G.O. Art. 140. „.. . und der benötigt kann füglih an fer- 
Yicheit oder verlegung feines leibs, lebens, ehr und guten leumuts nicht 
entweichen. Darnach kann zwar dem Bedrohten nicht zugemuthet Ber- 
den, dem Anderen das Feld zu räumen und ſich als Feigling darzu- 
ftelen: aber auf der anderen Seite darf er auch die Gefahr nicht auf 
fuhhen und dem Drohenden zur Ausführung feiner Drohungen Beran- 
lafjung geben. In den neuen Gefegbücern wird dieſes Erforderniß fo 
ausgedrüdt, daß der Angegriffene nicht Beit und Gelegenheit gehabt 
babe, durch andere ihm nicht unbefannte Mittel fich dem Angriffe ohne 
alle andere Gefahr zu entzichen. Bayerifches G.B, Art. 127, Sädf. 
G.B. Art. 70. Würtemb. G. B. Art. 103. Großh, Sell. GB, Art. 48, 
Braunfbw. G. B. $. 166. 


Beftaudtheile des Thatbeftandes im Einzeluen. 2% 


damit verbunden ift ?). Das iſt, was zunächſt die. Vermö— 
gensrechte betrifft, immer der Fall, wenn dem Angriffe auf 


9) Eon die Redensart „vim vi repellere‘“ (ſ. oben Rote 1) 
deutet auf einen Angriff gegen die Perfon hin, da vis vorzugsweiſe Ge- 
walt gegen die Perfon bedeutet. L.1. $. 3.29. D. de vi (XLIIT. 16.) 
Vergl. Wächter, im neuen Archiv des ER. XI. ©. 635 ff. Aus 
L. 4. $. 1. D. ad leg. Aquil. (IX. 2.) folgt zwar nicht, Daß es ver- 
boten jei, den mit der Sache davon eilenden Dieb zu verlegen, da in 
dDiefer Etelle nur an den Fall gedacht ift, Da der Dieb ergriffen war ' 
oder hätte ergriffen werden können (vergl. Bahariä, im Archiv des 
ER. neue Folge, 1841, ©. 430): Aber in anderen Stellen ift vorge- 
fhrieben, daß der in feinem Beſitze Angegriffene oder deffelben Entfegte 
nur unter der Vorausfegung Nothwehr gebrauchen dürfe, daß er es in 
continenti und nicht ex intervallo thue. L. 3. $. 9. L. 17. D. de 
vi. (XLill. 16.) Aus diefer Vorausſetzung, die auch der L. 1. €. 
unde vi (VIII. 4.) zu Grunde liegt, folgt aber, daß Nothwehr gegen 
einen Angriff auf Vermögensrechte, der nicht zugleich auf die Perfon 
gesichtet ift, nicht für zuläffig erachtet wurde: denn die Gefahr, an 
feinem Vermögen einen Schaden zu erleiden, deſſen Erfaß, vorzüglich 
binfichtli der auf dem Grundftüde befindlichen Mobilien in vielen Fäls 
len nicht erwartet werden kann, wird durch den Verlauf längerer Beit 
nach dem Angriffe nicht gehoben. Ebenfo ift in den Artikeln der Ga- 
zolina, die von der Nothwehr handeln, Art. 139 — 143, immer nur die 
Nede von Rothwehr zur Rettung von Leib und Leben und von tödt« 
lichen Angtiffen, zu deren Abwehr fie gebraucht werden dürfe. In 
Art. 144 wird die Frage, ob ein Mann auch gegen ein Weib in den 
Tal fommen könne, Nothwehr zu gebrauchen, bejahend entfchieden, mit 
der Bemerkung, Daß ein graufames Weib einen weihen Mann, zumal 
wenn fie beſſer bewaffnet fei, zur Dthwehr nöthigen könne, Ich be 
greife niht, daß Zach ar iä a. a. O. ©, 433 nicht begreift, wie auch 
daraus hervorgeht, daß in der Garolina bei der Nothwehr immer gur 
an perfönlihe Angriffe gedacht fei. Ueber Art. 150 der P.G.D. vergl. 
unten Note 10. Ueber das ältere teutfche Recht, durch welches über- 
wiegend die Anficht hindurch geht, daß Nothwehr zum Schutze von Gü— 
‚tern nur unter der Vorausjegung zuläffig fei, daß zugleich eine Gefahr 
für Leib oder Leben vorhanden fei, vergl. Böpfl im Archiv des C. R⸗ 
neue Folge, 1842, ©. 118 ff. und ©. 311 ff. 

20 * 
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das Vermögen Widerftand entgegengefett wird, dem fich der 
Angreifende nicht fügen will, indem er dem Angegriffenen 
entweder den Beſitz gewaltfam zu entreißen oder benfelben 
gewaltfam zu hindern fücht, ſich wieder in den verlorenen 

Befi zu verfegen. Die durch folchen Widerftand hervorge- 
rufene Nothwehr ift zwar veranlaßt durch einen Angriff auf 
das Vermögen; aber fie wird ausgeübt gegen einen Angriff 
auf die Perfon oder zur Nettung von Leib oder Leben. Da 
das Recht, einem Angriffe auf das Vermögen eine von der 
Nothwehr wohl zu unterfcheidende Wertheidigung entgegen= 
zufeßen, fich von felbft veriteht, fo bedarf auch die Befugniß, 
gegen den Widerftand, der gegen diefe Vertheidigung erho= 
ben wird, Mothwehr zu gebrauchen, Feiner befonderen geſetz— 
lichen Anerkennung. Die Frage nad) der Buläffigkeit der 
Nothwehr zum Schuße der Vermögensrechte Fann fich immer 
nur auf den Fall beziehen, da der Vertheidigung derfelben 
fein perfönlicher Widerftand entgegengefegt wird, entweder 
weil der Angreifende Diefer Vertheidigung durch die Flucht 
mit den genommenen Sachen zu entkommen fuchte, oder weil 
der Ungegriffene bei Befchädigung oder Vernichtung feiner 
Sachen fih ger nicht darauf eingelaffen. hatte, Diejgghe zu 
unternehmen. Da Vermögensrechte ihrer Natur er 
bar find, Fann nicht angenommen. werden, daß bei einem An⸗ 
griffe auf Diefelben die Worausfegung der Nothwehr, daß 
fein Schuß von der Staatsgewalt erwartet werden Fonnte, 
vorhanden fei: von den meiiten Nechtslehrern wird aber Die 
Nothwehr zum Schutze derfelben wenigitens in dem Falle zu— 
gelaſſen, da nad) den Umſtänden des einzelnen Falles nicht 
mit Wahrfcheinlichfeit auf Erſatz gerechnet werden Fonnte 
und es jih nieht um Die Gefahr eines ganz unbedeutenden 
Verluftes handelte 10). In den neueren Gefegbüchern wird 





— nn 


10) Manche Eriminaliften, z. B. Grolman, Grundfäge $. 25, ' 
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zwar Die Mothwehr zum Scute der Vermögensrechte aus— 
drücflich geftettet: aber in den meiften fcheint man es bes 


Rote d. und $. 140, Note d. und Abegg, $. 109, gehen noch weiter 
und gejtatten die Nothwehr zum Schutze von Bermögensreihten ohne 
folhe Befchrantung. Dagegen ift Die gewöhnliche Lehre, daß unter den 
Umftänden des einzelnen Falles für den Bedroheten Wahrfcheinlichkeit 
eines unerfeglichen Verluſtes da gewefen fein müffe. Feuerbach, $. 38. 
Martin, F. 45. Marezoll, $. 24, der übrigens im ferneren Ber: 
laufe des $. wieder zurüdzunehmen ſcheint, was er zuvor aufgeftellt bat. | 
Bei ganz unbedeutenden und werthlofen Gegenftänden fließen Das Recht 
der Nothwehr aus Damhouder, prax. rer. crimen. cap. 78. nr. 4, 
Boehmer, in C.C.C. ad art. 140, Hoch, institut. jur. crim. 
$. 449 und Zach ariä a.a.D. ©. 4238 u. 429. Das Hatptargument, 
anf welches fi) Alle berufen, liegt in Art. 150 des P.G.O., wo unter 
den Födtungen, die entfchuldigt werden, auch diejenige aufgeführt wird, 
die Jemand zur Rettung von eines Anderen Gut verübt habe. Man 
fohließt Daraus, daß um fo mehr Die Födtung zur Rettung eigenen Gus 
tes erlaubt fein müffe, und Daß es eine unabfichtliche Auslaffung fei, 
daß in den Artikeln 139 — 145, in welchen von der Nothwehr gehandelt 
wird, des Gutes Feine Erwähnung gethan fei. Allein der Begriff der 
Nothwehr iſt beſchränkt auf Berlegungen zur Abwendung eigener‘ Ge- 
fahr, wie Denn auch Das Romiſche Necht nur von se defendere oder 
tueri fpricht, und in der Garolina Die Tbdtung zur Rettung eined An- 
deren gar nicht mit unter den Fällen der Nothwehr aufgeführt wird, 
obgleich freilich Die neueren Gefegbücer diefen Fall mit hierher zu rech— 
nen pflegen, Mit größerem echte fann man daraus, Daß die Noth- 
wehr zur Rettung eigenen Guted nicht gejtattet ift, den Schluß ziehen, 
Daß fie auch zur Rettung fremden Gutes nur unter der Vorausfegung 
gebraucht werden dürfe, Daß zugleih ein Angriff auf Leib oder Leben 
des Anderen Statt hatte. In demfelben Sinne wird die betreffende 
Stelle des Art. 150 auch von Remus in feiner Paraphrafe aufgefaßt. 
Uebrigens will ih gegen Babariä a. a. O. ©. 435 zugeben, daß ich 
in meinen Abhandlungen, I1. S. 492 zu weit gegangen bin, ‚indem ich 
behauptete, bei der Wertheidigung eine3 Anderen dürfe man nur in dem 
Falle zur Verlegung des Angreifenden fchreiten, da derfelbe Widerftand 
entgegenfeße und Dadurd zur Bertheidigung feiner ſelbſt nöthige. Vergl. 
Darüber unten $. 50. 
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denklich gefunden zu haben fich entichieden über Den Fall aus: 
zufprechen, in welchem allein die Zuläfjigfeit der Nothwehr 
in Frage kommen kann 1"), 


11) Das Preuſſiſche L.R. Th. 11, Tit. 20. $, 522 erlaubt lebens⸗ 
gefährliche Beſchädigung zur Vertheidigung des Beſitzes, wenn 
ſonſt der Schade unerſetzlich ſein würde; Das Deſtreich, G.B. $. 127, 
wenn ſie nothwendig war, das Vermögen zu ſchützen; das Bayeriſche 
G. B. Art. 129 gegen Denjenigen, der bei einem Diebſtahle ertappt wird, 
oder verbrecheriſche Gewaltthaten, die auf Beſchädigung oder Vernich— 
tung liegenden oder beweglichen Eigenthums gerichtet ſind, begeht, oder 
in eines Anderen unbewegliches Beſitzthum auf gewaltſame Weiſe einzu- 
dringen ſucht, wobei indeſſen die Motive zu Art. 129, Th. J. S. 314 
es als erlaubt anerkennen, den entlaufenden Dieb mit einem Schuſſe zu 
verwunden oder zu tödten, wenn es kein anderes Mittel gebe, ſein ge— 
ſtohlenes Gut zu retten; das Sächſiſche G.B. Art. 70 gegen gemalt- 

thätige Angriffe auf Eigenthum, infofern die Art der VBertheidigung im 
gehörigen VBerhältniffe zw der abzumendenden Gefahr fteht, das Hanno—⸗ 
verfhe G.B. Art. 78 gegen unmittelbar. bevorjtehende oder bereit3 be— 
gonnene Angriffe auf Gut, wenn Bein anderer Schuß erhalten werden 
konnte; Das Großh. Heffiihe G.B. Art. 46 gegen Gewaltthaten, Die 
auf Beſchädigung oder Berftörung liegenden oder beweglichen Beſitzthums 

gerichtet ſind, gegen Denjenigen, der bei einem Diebſtahle ertappt oder 
zum Zwecke der Wiedererlangung alsbald verfolgt wird, und gegen Die— 
jenigen, die in eines Anderen Beſitzthum gewaltthätig auf unerlaubte 
Weife einzudringen fuchen; das Braunfchweig. Art. 166 gegen gewalt« 
thätige rechtswidrige Angriffe auf Vermögen und gegen widerrechtliches 
Eindringen in Beſitzthum, und gegen gewaltfamen Biderftand, den man 
bei der Verfolgung des mit der geitohlenen Eache entweichenden Räu— 
bers oder Diebes findet. Während nach diefen Geſetzbüchern dad Recht 
auf Denjenigen, der mit den geftohlenen Sachen davon läuft, oder der 

Fenſter einwirft oder andere Sahbefhädigungen vornimmt, zu fehießen 
Theild abgefprochen, Theil wenigſtens in Bweifel gelaffen wird, wird 
diefe3 in dem. Mürtemberg. G. B. Art, 102 geradezu anerkannt, indem 
Nothwehr geftattet wird nicht bloß gegen gewaltthätiges Eindringen in 
eines Anderen Bejigthbum, fondern auch gegen Gewaltthaten, die auf 
Deihädigung, Hinwegnahme oder Vernichtung liegenden oder beweglir 
hen Eigenthums gerichtet find, mit der ausdrüdlihen Bemerkung, dafi 
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In Anfehung der Ehre wird ebenfalls von einigen Gris 
minaliften behauptet, daß Nothwehr nicht bloß gegen Real- 
injurien, bei welchen fie fi wegen bes damit verbundenen 
Angriffe auf die Perfon von felbft verfteht, fondern aud) 
gegen Berbalinjurien und gegen fymbolifche Injurien ges 
braucht werden dürfe 2). Allein dieſe in dem gemeinen 
Rechte nicht begründete Anficht ift mit Recht nicht in die 
neueren Gefebücher übergegangen 13). Zwar machen bie 


darunter auch der Fall des mit der geftohlenen Sache entlaufenden Dies 
bes begriffen fei. Vergl. auch Hepp, die Theorie von der Burechnung, 
©. 35, und Breidenbah, Commentar zum großh. Hefitihen G.B. 
S. 606 ff. | 

12) Grattenauer, über die Nothwehr, 1806, S. 98 ff. Grä— 
vell, im nenen Archiv des ER. III. S. 291 ff. Henke, Handbuch I. 
&. 214, der jedoh Angriffe auf Ranges» und Etandes-Ehre aus—⸗ 
nimmt, während umgekehrt manche ältere Eriminaliften (f. diefelben bei 
Wächter, 1. S. 89) nur Perfonen höheren Standes und Dfficieren 
die Nothwehr gegen Injurien zugeitehen wollten; Heffter, Lehrbuch 
F. 43, Note 4. Die überwiegende Mehrzahl der Neueren ift aber da- 
gegen: Feuerbad, $. 33; Martin, $. 45; Grolman, $. 28; 
Marezoll, $. 24. Selbſt bei Realinjurien iſt Verlegung des An« 
greifenden nur unter der Worandfegung rechte Nothwehr, daf fie dazu 
dienen follte, den Angreifenden von Ausführung feiner Drohungen oder 
von Fortfegung der Injurien abzuhalten. Vergl. Hepp a.a.D. ©. 30. 
Ueber dad Sprühmprt: „auf eine Maulſchelle gehört ein Dolch“ vergl. 
Eiſenhart, Grundfäge der deutfchen Rechte in Sprüchwörtern, ©. 461 
in der Ausgabe von Dtto. Heffter, $. 43, Note 4 beruft ſich für 
die Nothwehr bei Injurien darauf, daß felbit gegen bereits verübte In— 
jurien das Recht der Retorfion zuftehe, mährend er $, 311, Nr. VIII 
mit Recht die Retorfion vermirft. 

13) Am Weiteften fcheint das Hannoverfhe G.B. Art. 78 zu gehen, 
indem es gegen einen unmittelbar bevorftehenden oder bereitö begonnenen 
Angriff auf die Ehre Nothwehr geftattet, wenn Feine andere zureichende 
Hülfe zu erhalten war. Darnach mürde auch gegen Verbalinjurien und 
gegen ſymboliſche Injurien Nothwehr zugelaffen werden müffen. In dem 
Preuſſiſchen, Deftreichifchen und Sächſiſchen Gefegbuche tft von Nothivehr 
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Gefege nicht die Bumuthung, daß man fich einem Angriffe 
ducch feige Flucht entziehe ?*): aber es folgt daraus Fein 
Recht einer felbftitändigen Nothwehr zum Schuhe der Ehre, 
da in BVerbalinjurien und in fymbolifchen Infurien‘ niemals 
ein folcher gegenwärtiger Angriff enthalten ift, zu deſſen Ab» 
wehr die Verlegung des Anderen als das geeignete Mittel 
erſcheinen könnte. 

3) Daß der Angriff, gegen welchen Nothwehr gebraucht 
werden ſoll, ein ungerechter ſein muß und von dem Ange— 
griffenen nicht ſelbſt hervorgerufen geweſen ſein darf, folgt 
ſchon aus dem Grunde, aus welchem dieſelbe überhaupt ge— 
ftattet ift. Die bier gemeinte Ungerechtigkeit beftcht in der 
Richtung auf die Mechtsverleßung, die durch die Nothwehr 
abgewendet werben fol. Daher Fann von Nothwehr Feine 
Rede fein gegen Maßregeln der öffentlichen. Gewalt, die nad 
Maßgabe der beftehenden Gefee gegen Iemanden verhängt 
werden 75). Infofern folhe Maßregeln den Gefegen gemäß 
find, wird mit ihnen eine Rechtsverlegung weder beabfichtigt 
noch hervorgebracht. Die öffentliche Gewalt hat immer bie 
Präfumtion der Nechtmäßigkeit für fih, vermöge deren ſich 
der Einzelne ihren Maßregeln vorläufig zu unterwerfen vers 
bunden ift. Eine Ausnahme davon kann nur in dem Falle 


gur Rettung der Ehre gar nicht die Rede. Nach dem Bayerijch. G. B. 
Art. 129 Scheint nicht ein Mal Nothwehr gegen Ohrfeigen und ähnliche 
Realinjurien erlaubt zu fein, infpfern nicht eine Gefahr für Gefundheit 
oder Keuſchheit damit verbunden ift; das Würtemb. G.B. Art. 102, 
das Großh. Heli. G.B. Art. 46 und das Braunfchweig. G.B. $. 166 
geitattet Nothwehr gegen gewaltthätige Angriffe mit Gefahr für die 
Ehre. — Die Nothwehr gegen gewaltthätige Angriffe auf Ehre und 
Keuſchheit bedarf gar Feiner befonderen gefeglichen Anerfennung, de fie 
von felbit in der Nothwehr zur Rettung des Leibes begriffen ift. 

14) ©. oben Note 7. 

15) P.6.D. Art. 150: „... fo eynem jemandt von ampts wegen 
zu fahen gebürt,‘ 
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anerkannt werden, da die Diener der öffentlichen Gewalt bei 
Bollziehung folder Maßregeln eine Gewalt anwenden, die 
fih Schon ihrer Form nad) als eine unbefugte und verbreche- 
rifche erweifet 19%). Dagegen wird das Recht der Nothwehr 
an und für fich nicht dadurch ausgefchlofien, daß der rechts» 
verletende Angriff, gegen den fie gebraucht werden fol, aus 
irgend einem Grunde entweder dem objectiven Rechte nicht 
zuwider war, ‚oder wenigſtens nicht als ftrafbar angefehen 
werden Fonnte 17). ber dabei beruht die rechte Nothwehr 
auf der Borausfegung, daß der rechtöwidrige. Angeiff nicht 
von dem Angegriffenen felbit hervorgerufen gewejen war 19), 


16) Bergl, Henke, Handbuch, 1. ©. 207. 

47) Dader ift Nothwehr auch zuläffig gegen Angriffe, die ein An 
derer im Rothitande unternimmt. Obgleich ſolche Angriffe wegen. des 
Kothitandes erlaubt find, kann doc dem Angegriffenen nicht zugemuthet 
werden, fich Diefelben gefallen zu laſſen. Berg), darüber den folgenden 
$. 46, Auch gegen die $. 42 genannten Perfonen fteht Nothwehr zu, 
obgleich fie wegen Mangeld der verbrecherifhen Willensbeftimmung Fein 
Berbrechen begehen, ebenfo gegen Wahnfinnige, obgleih fie wegen 
Mangeld der Burechnungsfähigkeit nicht beitraft werben Eönnen. Ohne 
Grund behauptet Martin, $. 45, Note 4, Daß der Angriff, der zur 
Nothwehr berechtigen folle, von einem zurechnungsfähigen — aus» 
gehen müfle, 

18) Diefed Erforderniß ift angedeutet in den Ausdrücken „incul- 
pata tutela“ und „überlaufft‘‘, deren fih L. 1, C. unde vi (VIII. 4.) 
und P.G.D, Art. 140 bei der Nothwehr bedienen. Daher Die Regel: 
gegen Nothwehr giebt es Feine Nothwehr. Ueber andere hierher ge 
börige Fälle f. P.G.D. Art. 142. In den neuen Gefegbüdern wird 
das Erforderniß, daß der Angriff ein unverfchuldeter fei, den man nicht 
felbft hervorgerufen, nicht befonders hervorgehoben. Das Preuff. L. R. 
Th. 11. it. 20, $. 518 verlangt nur „eigenmächtige Gewalt‘; das 
Bayerifhe G.B. Art. 125 „Rechtswidrige Gewaltthaten und verbreche- 
rifche Angriffe"; das Sächſ. G.B. Art. 70. „gewaltthätige Angriffe ; 
das Würtemberg. G.B. „einen rechtswidrigen und dringenden Angriff‘; 
das Hannoverſch. G.B. Art, 78 „einen unvechtmäßigen Angriff‘; das 
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Wenn der Angegriffene Ducch feine eigene Schuld in die Rage 
gekommen war, den Anderen verlegen zu müſſen, um nicht 
felbft von ihm verlegt zu werden, fteht auch die verlegende 
Handlung in vorhergefehenem Bufammenhang mit der Hand 
lung, Durch welche er fich in diefe Lage verſetzte. Die Ver- 
letzung ift alsdann nicht, wie bei der rechten Nothwehr, Durch) 
den Angreifenden veranlaßt, fondern duch Den, der den 
Angriff hervorgerufen. Selbſt wenn der hervorgerufene An⸗ 
geiff. ein ftrafbarer ift, Fann er nur als Strafmilderungs- 
grund, nicht als Strafaufpebungsgrund in Betracht Fommen 
bei der Beurtheilung der Verlegungen, Die der Hervorrufende 
zu feinem Schuße zugefügt hatte 19). 

Die in rechter Nothwehr zugefügten Verlegungen find 
fteaflos, weil fie nicht mit verbrecherifchee Willensbeftimmung 
zugefügt werden 2°). Wie die verbrecherifche Willensbeſtim⸗ 
Großh. Heſſ. G.B. Art. 116 „einen rechtswidrigen Angriff”; und das 
Braunfhweig. G.B. $. 166 „einen gewaltthätigen rechtswidrigen An—⸗ 
griff.“ 

19) Daher kann dem einen Durellanten gegen den anderen die Noth— 
wehr nicht zugeftanden werden, ebenfo wenig Demjenigen, der durch 
wörtliche Injurien zu Thätlichkeiten reiste, oder der den Drt auffuchte, 
wo er wußte, daß ihn ein Angriff erwarte. Auch gegen Exceß ter 
Nothwehr kann Feine Nothwehr Statt finden, obgleich hier Biele, z. B. 
Grolman, Grundſätze $. 25, Note 6 und Henke, Handb. I. S. 207 
entgegengefegter Meinung iind. Nach den in der vorigen Rote citirten 
nenen Gefegbücdhern mußte freilich für alle dieſe Fälle das Recht der 
Rothwehr anerkannt werden, da in ihnen doch immer ein rechtswidriger 
Angriff Statt findet. 

20) In den Lehrbüchern wird die Nothwehr in der Regel nicht in 
diefem Bufammenhange mit der verbrecheriſchen Willensbeftimmung, fon« 
dern unter den Gründen abgehandelt, aus welchen die Rechtswidrigkeit 
der Handlung ansgefchloffen werde. Diefe Stelle, die ihr auch noch in 
meinen Abhandlungen, Il. S. 475 ff. gegeben ift, konnte hier nicht 
beibehalten werden, weil die Rechtswidrigkeit der Handlung gar nicht 
als ein befonderer Beitandtheil des Thatbeitanbes hervorgehoben werden 
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mung überhaupt mır etwas Subjectives ift, fo kann es bei 
der Frage, ob ein Fall rechter Nothwehr vorhanden gemer 
fen, auch nur darauf anfommen, ob bie VWorausfegungen der⸗ 
felben in der Vorftellung des Verlegenden gelegen haben 2). 
Wenn fich auch bei fpäterer Unterfuchung des Falles ergeben 
follte, daß die zugefügten Verlegungen zur Rettung des Han 
delnden nicht nothwendig geweſen, fo wird doch dadurch nicht 
ausgefchloffen, daß fie von ihm für nothwendig gehalten wur⸗ 
den. Das richterliche Urtheil muß Hier, wie bei ber ver- 
brecherifchen Willensbeftimmung überhaupt, den Beweis aus 
allen Umftänden bes einzelnen Falles entnehmen 22). Für 


darf, wie freilich aud noch in meinen Abhandlungen, II. ©. 140 und 
©. 396 ff. gefhehen iſt. Die Nehtswidrigkeit oder das Berbotenfein 
der Handlung ift vielmehr nur ein Erforderniß der verbrecherifchen Wil«- 
lensbeftimmung, die nur in Beziehung auf verbotene Handlungen Statt 
finden kann, ©. oben $. 33. — In den neuen Gefegbüchern fteht die 
Nothwehr in der Regel im allgemeinen Theile unter den Gründen, aus 
welchen die Etrafbarkeit oder die Burechnung ausgefchloffen wird, Im 
Preuff. &.R. Th. 11. Tit. 20. im neunten Abfehnitte, in welchem al 
gemeine Grundfäge über Privatverbrechen anfgeftellt werden. Im Deft- 
reichifhen G.B. über Verbrechen Art. 127 hat die Nothwehr Diefelbe 
Stellung, die ihr in der Carolina Art. 139 ff. gegeben ift, ald Anhang 
zu den Artikeln über Mord und Todtſchlag. Zweckmäßiger fteht die 
Nothwehr im Braunfchmweig. G.B. $. 166 ald Anhang Hinter den Ver⸗ 
bredhen gegen dad Leben und den Befhädigungen der Perfon. Vergl. 
Böpfl, im Archiv, neue Folge, 1843, ©. 27 ff. 
4) ©. oben F. 33, Nr. 1 und $. 3. 

22) Diefe fih von felbft verftehende Regel ift zwedmäßig in. den 
neuen Gefegbüchern für die Beurtheilung des Exceſſes bei der Nothwehr 
meiftens noch ausdrücklich ausgeſprochen. Bayerifh. G. B. Art. 130. 
Hannoverfh. &,B. Art. 79. Großh. Heſſ. G.B. Art. 51. Braunſchw. 
8.8. $. 167. — In der Garoline Art. 141 ift zwar vorgefchrieben, 
daß die Nothwehr von dem Angefchuldigten, der fich darauf berufe,. 
bewiefen werben müfle. Allein dieſe auf den Anklageproceß berechnete 
Vorſchrift findet auf unferen Inquifitiondproceß Feine Anwendung, 
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diefen Beweis kann auch der Umftand von Bedeutung fein, 
ab der Thäter den Vorfall zu verheimlichen fuchte, oder ob 
er ihn alsbald zur Anzeige brachte. Neuere Gefegbücher ma- 
hen häufig die Anzeige ausdrücklich zu einer Pflicht, deren 
Unterlaffung, felbft wenn fich die Nothwehr nachher als eine 
rechte ergeben follte, mit Strafe bedroht ift 2°). 


$. 46. 
2) NRothitand. 

Der Nothitand iſt der Colliſionsfall zwifchen der eige- 
nen Erhaltung und der Begehung einer verbotenen Handlung. 
Das Recht des Nothitandes beiteht darin, daß man in die— 
fem Falle die verbotene Handlung ungeftraft begehen darf !). 
Das objective Recht kann dem Meenfchen nicht die Zumu— 
thung machen, jich felbjt durch Unterlaffung der verbotenen 
Handlung dem Gefete zum Dpfer zu bringen. Sp gewiß 
der Menfih gerade durch das objective Mecht das Recht hat, 
* in feiner rechtlichen Integrität zu eriftiren, ebenfo gewiß kann 
ihm daſſelbe nicht die Verbindlichkeit auferlegen, in dieſem 
23) Bayerifh. G.B. Art. 136 droht viertägiges bis einmonatliches 
Gefängniß; Würtemberg. 6.B. Art. 105 im Falle der Tödtung Kreis- 
gefängnig bis zu drei Monaten; Hannoverſch. G.B. Art. 81 angemej: 
fene Geldftrafe; Braunſchweig. GB. $. 168 Gefängnig bis zu drei 
Monaten. 

1) €. 11. Dist. I. de consecr. ‚‚Necessitas non habet legem.“ 
C. 4. X. de R. J. V. 41. „Quod non est licitum in lege, neces- 
sitas facit licitum.“ In der Carolina Art. 166 und 175 ift nur vom 
Rothitande der Hungersnot die Rede; in allgemeiner Beziehung da— 
gegen in den neuen Geſetzbüchern; Sächſ. G.B. Art. 72; Würtemberg. 
GB. Art. 106; Hannoverfh. G.B. Art. 3; Großh. Heſſiſch. G.B. 
Art. 455 Braunfchweig. GB. $. 34. In dem Preuff. L.R. Th. IL. 
zit. 20. $. 19 iſt nur ein Fall des Nothftandes, der durch Drohungen 
hervorgebracht wird, befonders erwähnt; ebenfo in dem Bayerifch. G. B. 
Art. 121. 
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Rechte aus einem anderen, ala einem rechtlichen Grunde, eine 
Beeinträchtigung zu erleiden. Es muß daher erlaubt jeim, 
zur Erhaltung diefes Rechtes fogar eine unerlaubte Handlung 
zu begehen, wenn der Verluſt nicht die von dem objectiven 
Rechte felbit angeordnete Folge des eigenen Handelns ift ?). 
Der Nothitand unterfcheidet fi) von der. Nothwehr darin, 
daß dieſe gegen Denjenigen zufteht, der fie durch einen un— 
gerechten Angriff abnöthigt, während der Nothitand im All- 
gemeinen zu Handlungen berechtigt, die außerdem verboten 
fein würden. Die im Nothſtande begangenen Handlungen 
find ſtraflos, weil fie ohne verbrecherifche Willensbeitimmung 
begangen werden, Die nur in Beziehung auf verbotene Hand- 
lungen gefaßt werden kann ?). Dem Begriffe nad) ift Roth- 
ftand nur vorhanden, wenn zur eigenen Erhaltung eine ver- 
botene Handlung begangen werden mußte. Die gefegliche 
Erlaubniß, zur Rettung gewiffer dritter Perfonen aus einem 
Nothſtande verbotene Handlungen zu begehen, darf mit dem 
Rechte des Mothitandes felbit nicht verwechfelt werden ?). 
Das gemeine Recht enthält Feine weiteren Beſtimmun— 
gen über die Vorausfegungen, unter welchen Das Recht des 
Kothitandes Statt findet und über den Umfang, in welchem 








2) Wächter, $. 55, leitete die Straflofigkeit der im Nothftande 
begangenen Berlegungen daraus her, daß in demfelben gar Fein Rechts- 
verhältnig Statt finde, Allein das Rechtöverhältnig kann im Stante 
niemals aufgehoben fein. 

3) Mit Unreht wird ber Nothſtand in vielen — unter 
die Gründe geſtellt, aus welchen die Zurechnungsfähigkeit aufgehoben 
werde, weil durch denſelben entweder die Selbſtthätigkeit des Willens 
oder die Wirkſamkeit der Vernunft ausgeſchloſſen werde; vergl. z. B. 
Martin, $.40 und Heffter, $. 57. Allein der im Nothſtande 
Handelnde handelt ebenfowohl mit freiem als mit vernünftigem Willen. 
Weil er aber Fein Verbrechen begeht, liegt Nichts vor, was auf feine 
Burechnungsfähigkeit bezogen werden könnte. 

4) Bergl. unten $. 49. 
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e8 geltend gemacht werden kann. Aus dem naturrechtlichen 
Grunde aber, auf welchem das Recht des Nothitandes beruht, 
ergeben fi für die Ausübung deffelben zwei Erfordernifle: 
zuvörderſt daß der Nothitand in einer Gefahr für Leib oder 
Leben beitehe, die nicht anders als durch Die verbotene Hand- 
Tung vermieden werden könne; zweitens, daß diefe Gefahr 
nicht die rechtliche Folge. des eigenen Handelns war, oder 
nah einer gefelihen Berbindlichkeit übernommen werden | 
mußte. 


1) Ohne eine Gefahr für Leib oder Leben ift zwiſchen 
der Erhaltung der eigenen Rechte und der Begehung der ver» 
botenen Handlung gar Fein folder Eollifionsfall vorhanden, 
daß jene ohne Diefe nicht möglich wäre 5). Namentlich ift 
die Ehre Fein Gut, deffen Gefährdung, foweit fie überhaupt 
möglich it und abgewendet werden fann, nicht immer durch 


5) Das Bayerifhe G.B. Art. 121 erkennt Etraflofigkeit nur an 
bei Drohungen, die mit Gefahr für das Leben verbunden find; eben- 
fo das Würtemb. ©.B. Art. 106 und das Großh. Heſſ. G. B. Art. 35. 
Diefe zu große Beſchränkung des Mothrechtes wird nach den beiden letz⸗ 
teren Gejegbüchern einiger Maßen wieder dadurch gehoben, daß fie Dro- 
hungen überhaupt nicht mit zum Nothftande rechnen und bei denfelben, 
such wenn fie nur Gefahr für den Leib enthalten, Etraflofigfeit ein- 
treten laffen; Würtemb. G. B. Art. 101. Heff. G.B. Art.39. Warum 
fol aber nicht, wer widerrechtlich gefangen gehalten wird, fi), Dadurch 
befreien dürfen, daß er Feuer an die Thür legt, oder warum nicht die 
Gntführte der Gefahr für ihre Gefchlechtschre Dadurch zu entkommen 
ſuchen, daß fie ihren Wächter, ob er glei) von dem Verbrechen Nichts 
weiß, auf Die Seite zu fihaffen fucht? Die übrigen Note 1 citirten 
neuen Geſetzbücher geben das Necht des Rothftandes ansdrüdlic zur 
Rettung von Leib oder Leben. Dabei haben fie alle infofern einen 
überflüffigen Artikel, als fie ebenfalls noch befonderd von Drohungen 
fprehen, die doch nur ein einzelner Fall des Nothſtandes find. Säch— 
ſiſches G.B. Art. 69; Hannoverfhe3 G.B. Art. 84, Ar. 7 und 8; 
Braunſchw. G. B. $. 33. 


Beftandtheile des Thatbeſtandes im Einzelnen. 307 


nachfolgende Hülfe des Staates abgewendet werden Fönnte *); 
Ebenfo wenig können Vermögensrechte als folche Güter an- 
gefehen werden, zu deren Erhaltung eine verbotene Handlung 
begangen werden dürfte. Denn wie Bermögensrechte ihrer 
Natur nach immer erfegbar find, fo Fann Die Begehung einer 
verbotenen Handlung von dem objectiven Rechte nicht ald das 
einzige Mittel -anerfannt werden, diefelben zu erhalten 7). 
Die Gefahr für Leib oder Leben kann entweder von Natur« 
ereigniffen und anderen Bufälligkeiten fommen 8), oder fie 


6) Ueber Rothitand gegen DBerlaumdungen vergl. Abegg, Un 
terfuchungen aus dem Gebiete der Strafrechtäwiffenfhaft, S. 113, 
Tote 48, b. 

7) Davon kann nicht ein Mal in dem Falle eine Ausnahme an- 
erfannt werden, da man einen Bermögensverluft, wegen deffen man ge 
gen Niemanden einen Entſchädigungsauſpruch hat, durch eine verbotene 
Handlung abzumenden vermag. Daß man das Leben eined Anderen, 
von dem der Angriff nicht herrührt, aufopfern dürfe, um das eigene 
Gut zu retten, wird auch von Niemanden behauptet. Dagegen wird 
mitunter die Behauptung aufgeftelt, daß man fi an fremden Sachen 
vergreifen dürfe, um Die eigenen zu retten; Wächter, $. 56; Heff- 
ter, $. 40. . Allein das ift nur in der Beſchränkung richtig, daß man 
zur Abwendung einer gemeinfamen Gefahr fremde Sachen, die auch in 
Gefahr find, preisgeben und zeritören darf, wobei es unter den Ge- 
ſichtspunct des Privatrechtes fallt, ob und wieweit der Andere Entſchä⸗ 
Digung verlangen könne. L. 29. $. 3. L. 49. $. 1. D. ad leg. Aquil. 
(IX. 2.) L.3. 8.7. D. de incend. (XLVII. 9.) L.1. D. de lege 
_ Rhodia. (XIV.2.) Bergl. meine Abhandlungen, I. S. 510, Rote 1, 
und Abegg, Lehrbuch $. 108. Dagegen ift es unbedingt nicht erlaubt, 
die eigene Sache, die in Gefahr ift geftohlen zu werden, dadurch zu 
retten, daß - man den Dieben eine fremde anbietet, Daß man der Ge 
fahr eines Vermögendverluftes durch Begehung einer verbotenen Hant- 
lung auszumweihen vermag, kann auch bei Drohungen von Vermögens» 
befhädigungen vorkommen, deren Bolljiehung davon abhängig gemacht 
wird, ob man fid zu der zugemmtheten verbotenen Handlung verfteht. 

8) Feuer», Waffer-, Hungerd-Noth und Aehnliches. Daß es un- 
recht fei, wie häufig gefchieht, die Strafloſigkeit des Diebſtahls aus 
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Fann durch rechtswidrige Drohungen anderer Menfchen be- 
gründet werden ?). Bei beiden Arten der Gefahr fommt es 
nur darauf an, daß fie dem Handelnden unter den Umſtän— 
den des einzelnen Falles fo Dringend erfchien, daß fich ihm 
die verbotene Handlung ald das einzige Mittel der Rettung 
darftellte 10). Dabei ift gleichgültig, ob die Gefahr von . 
Demjenigen, der durch die verbotene Handlung verlegt wer» 
den follte, veranlaßt war oder nihht, obgleich ihm, wenn er 
nicht duch Die Rechtswidrigkeit feines Angriffes den Fall 
einer Nothwehr herbeigeführt hakfe, in Feiner Weife das 
Recht abgefprochen werden kann, der verlegenden Handlung 
des Anderen Vertheidigung und Nothwehr entgegenzufegen. 
Die verbotene Handlung, zu welcher man Durch den Noth— 
ftand berechtigt wird, kann auch in einer nicht auf Verlegung 
fremder Rechte gerichteten Handlung beftehen 11). 
2) Das andere angegebene Erforderniß des Nothſtandes 
wird in den neuen Gefegbüchern gewöhnlich fo ausgedrückt, 
daß der Nothftand ein unverfihuldeter gewefen fein müffe 12). 












. ——“ 


Hungersnoth auf den Fall zu beſchränken, da Eßwaaren geſtohlen wor⸗ 
den, ergiebt ſich ſchon aus Art. 175 der P.G.O. Vergl. Mitter 
maier, Note I. zu Fenerbad, $. 321. 

9) Db Drohungen, von den Neueren fogenannte vis compulsiva, 
Etraflofigkeit begründen, entfcheidet ſich ganz darnach, ob eine Gefahr 
für Leib oder Leben durch fie herbeigeführt war. Vergl. die Note 5 
eitirten Stellen aus den neuen Gefeßbüchern. 

10) Nach dem $. 45 am Ende angegebenen Principe. Häufig legen 
die neuen Gefegbücher, wie bei der Nothwehr, die Verbindlichkeit auf, 
alsbald von dem Borfalle Anzeige bei der Obrigkeit zu machen. 

11) 3. B. wenn Nothzucht nicht durch äußere phyfifhe Gewalt, 
fondern durch Drohungen eines Anderen erzwunſſth wird. 

12) Vergl. oben Note 5. In dem MWürtemberg. G.B. Art. 106 
wird das Grforderniß der Wichtverfehuldung nicht gemacht, fondern nur 
auf das wirkliche Dafein der Gefahr gefehen. Die Kitteratur über das 
Erfordernig des Unverfchuldetfeins f. bei Wächter $. 55, Note 3. 
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Allein mit diefem Ausdrucke ſcheint Diefes Erfordernig weder 
ſcharf noch vollftändig genug bezeichnet zu werden. Verſchul⸗ 
det kann jeder Nothſtand genannt werden, Der durch. die ei— 
gene rechtswidrige oder auch nur unvorfichtige Handlung des 
Gefährdeten herbeigeführt war. Das objective Recht kann 
aber dem Menfchen nicht zumuthen, Daß er Durch fein eigenes 
Handeln größere Nachtheile verwirke als es felbit darauf ges 
feßt hat. Daher Fann ſich der Handelnde zwar ftrafbar ma— 
chen durch die Handlungen, durch welche er fich in Diefen 
Nothſtand verfegte, nicht aber durch Die Handlungen, durch 
welche er ſich aus demfelben wieder zu- befreien fuchte 73). 
Nur darf es überhaupt. nicht ald Wothitand angefehen wer- 
den, wenn der Handelnde e8 als Folge feines Handelns vor- 
hergefehen hatte, daß er fich in eine Lage bringen. werde, in 
welcher er zur eigenen Erhaltung eine verbotene Handlung 
werde begehen müſſen 14). In einem folchen Falle liefert 
die wirkliche Begehung der verbotenen Handlung den Beweis, 
daß er ſchon bei der Handlung, durch welche er fich in Diefe 


13) Sn fehr vielen Fällen wird fich der Nothitand aus einer Ver⸗ 
fhuldung herleiten laſſen, 3. B. Hungersnoth aus Liederlicher Wirth. 
fhaft, Feuersnoth aus Verwahrloſung. Wenn man diefe Fälle von 
dem Rechte des Nothitandes ausſchließen wollte, würde Dafjelbe viel zit 
fehr befchgänft werden. Um dieſe Unbilligkeit zu vermeiden, ift im 
Großh. Heſſ. G.B. Art. 45 das Erforderniß fo ausgedrüdt, daß der 
Nothſtand nicht durch eigenes ftrafbares Berfchulden herbeigeführt 
fei. Allein auch darnach wiirde Derjenige, der durch feine culpa einen 
Brand erregt hat, der Gefahr des Verbrennend nicht Dadurch auswei⸗ 
hen dürfen, daß er durch Ueberwältigung eines Anderen zuerft aus 
dem Fenfter zu entkommen ſuchte. Vergl. Breidenbach, Eommen- 
tor, 1. Band, ©. 578 ff. Es kommt Alles darauf an, ob die Ge- 
fahr vechtlihe Folge oder ob fie factifche Folge des eigenen Han 
delns war. 

14) Daher kann fi) der Duellant ebenfo wenig auf Nothſtand als 
auf Nothwehr berufen. 

Luden Strafrecht. 1. 21 
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Lage verſetzte, den Willen hatte, dieſelbe zu begehen, und 
daß es alſo dabei gar nicht auf Die eigene Erhaltung abge» 
fehen war. Das Erforderniß, daß der Wothitand ein un 
verſchuldeter fei, ift vielmehr nur in der Bedeutung aufzu: 
faffen, daß die abzuwendende Gefahr nicht in dem objectiven 
Rechte felbft ihren Grund gehabt haben darf. Daher ift es . 
kein Nothſtand, der durch eine verbotene Handlung abgewen- 
det werden Fönnte, wenn man ſich in Folge eines begange- 
nen Verbrechens in Gefahr befindet, in Unterſuchung und 
Strafe genommen zu werden; ebenfo wenig wenn man Durch 
einen ungercechten Angriff einen Anderen genöthigt hat, Noth- 
wehr zu ergreifen. Das objective Recht würde fich felbft wi- 
derfprechen, wenn e8 zur Abwendung diefer Gefahren, welche 
die rechtliche "Folge des eigenen Handelns find, eine uner- 
laubte Handlung geftatten wollte. In derjelben Weife Fann 
vom Nothitande Feine Rede fein in dem Verhältniſſe des öf— 
fentlichen Dienftes, wo Jemand die gefetliche Verbindlich- 
feit hatte, fich einer Gefahr auszufegen 13). 


$. 47. 
3) Verbindlicher Befehl. 

Der Befehl, eine Handlung zu begehen, muß den Ge— 
horchenden in allen den Fällen von Etrafe befreien, in wel— 
chen er durch ein Gefeß verbunden war, Gehorfam zu lei— 
ften !). Der Gehorchende Fann in einem folchen Falle nicht 


15) Namentli im Militärdienite. Bergl. Feuerbach $. 9A, 
Tote c. 

4) L. 169. pr. de R. J. (L. 17.) „ls damnum dat, qui jubet 
dare, ejus vero nulla culpa est, cui parere necesse sit.“ L. 167. 
$. 1. eod. ‚Qui jussu judicis aliquid fecit, non videtur dolo malo 
facere, qui parere necesse habet.‘“ C. 13. Caus. XXIII. qu. 5. 
„Miles, cum obediens potestati, sub qua legitime constitutus est, 
hominem oceidit: nulla civitatis suae lege reus est homicidii; 
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die verbrecherifche Willensbeſtimmung Haben, weil fein Wille 
gerade Darauf gerichtet iſt, einer gefeglichen Verbindlichkeit 
zu genügen ?). Wenn dabei mit der befohlenen Handlung 
ein Verbrechen begangen wird, kann nur der Befehlende der 
Verbrecher fein, der ſich des Gehorchenden als eines bloßen 
Werkzeuges bediente, Ein Gefet Fann aber die Werbindlich- 
keit zum Gehorfam nur in den Fällen auferlegen, in welchen 
der Befehl dem Gehorchenden als das im einzelnen Falle an- 
zumendende Gefet ſelbſt erfcheinen muß. Das fann nur vors 
fommen in dem Subordinationsverhältniffe des öffentlichen 
Dienftes, wo der Untergeordnete Durch das Dienftgefek ver- 
bunden ift, den Befehlen feines Vorgefegten, den er als 
Drgan des Gefeßes anzufehen hat, Folge zu leiften ?). Der 
Grund, aus welchem der Untergeordnete hier gehorchen muß, 
liegt nicht darin, daß der Befehl der individuelle Wille des 
Vorgeſetzten ift, fondern in dem Dienftgefege, welches durch 
Verweigerung des Gehorfams verletzt werden würde. Daran 
ergeben fich drei Vorausfegungen, die vereinigt vorhanden fein 
müjlen, wenn der Untergeordnete zum Gehorfam verbunden 
fein und feiner Verantwortung unterliegen foll. 

Zuvörderſt iſt nothwendig, daß der Befehl von der come 
petenten Behörde ausgegangen fei, von welcher der Gehor: 
chende überhaupt Befehle zu empfangen hat *). Dem eins 


imo, nisi fecerit, reus est imperii deserti atque contemti.‘“ Ans 
dere Stellen des canenifchen Nerhtes, die darauf hinauslaufen, daß man 
Gott mehr gehorchen foll als den Menſchen, find von Feiner practifchen 
Brauchbarkeit. C. 92— 94. 97. 98. 101. Caus. Xl. qu. 3 

2) Der verbindliche Befehl gehört ‚nicht unter die Gründe der Bu- 
rechnungsumfähigkeit, wohin. ihn unter. Anderen Heffter, $. 57, rech⸗ 
net, wie es denn aud ohne, Weiteres klar ift, Daß ber — 
ganz vernünftig: handelt. 

3) Bergl. Abegg,; Unterfuchungen, ©. 90 ff. 

4) L. 37. D. ad leg. Aquil. (IX. 2.) ,„. . . si modo jus impe- 
randi habuit.‘“ C. 13.,Caus. XXIll. qu. 5. „,. + .\potestati, swb 
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zelnen Beamten muß feine Dienftinftruetion die Entfcheidung 
geben, von welcher Stelle ihm verbindliche Befehle zukom⸗ 
men fönnen und müffen. n 

Bweitens ift erforderlich, daß der Befehl in der vorge- 
fohriebenen Form erlaffen worden fei 5). Auch hierfür muß 
die Dienftinftruction des einzelnen Beamten die entfcheidende 
Norm geben. Soweit indeffen eine beftimmte Form nicht 
ausdrücklich vorgefchrieben oder hergebracht ift ©), muß auch 
ein bloßer münbdlicher Befehl, der von der geeigneten Gehe 
fommt, für ausreichend gehalten werben 7). 

Drittens gehört zur geſetzlichen Verbindlichkeit eines Bes 
fehles, daß die befohlene Handlung in einer folchen Function 
beftehe, deren Verrichtung dem Gehorchenden überhaupt feis 
nem Dienfte zufolge obliegt ®). Befehle anderen Inhaltes 


qua legitime constitutus est.‘ Bayerifched G.B. Art. 122, „Wenn 
ein Staatöbeamter oder eine öffentlihe Behörde ihren untergebe- 
nen Beamten, Dienern oder untergeordneten Behörden eine Hand» 
lung befohlen bat... .“ Ebenſo das Würtemb. G.B. Art. 403, und 
das Hannoverfch. G.B. Art. 15. Aehnlich das Braunfhw. G. B. $. 251. 
Großh. Heffifh. G.B. Art. 40. „ft * Befehl dem — von 
feinem Vorgeſetzten ertheilt geweſen. 

5) Würtemberg. ——— von 1819, $. 53, — in 
Art. 403 des G. B. verwieſen iſt. Braunſchweig. G.B. $. 251 „vor⸗ 
geſchriebene Form.“ Heſſiſch. G.B. Art. 40 „gehörige Formen.“ 

6) Z. B. Contraſignatur des Beamten, der die Verantwortlichkeit 
übernimmt, ſchriftliche Befehle zur Vollziehung von Strafen, Auspfän⸗ 
dungen, Exmiſſionen u. ſ. w. 

7) Vergl. Breidenbach, Commentar, I. ©. 548. 

8) In den neuen Gefegbücdhern ift diefes in der Natur der Sache 
liegende Erforderniß meiftens fo ausgedrüdt, daß die befohlene Hand» 
fung nur ald Mißbrauch oder Ueberfchreitung Der Amtögewalt oder als 
Verlegung der Amtöpflichten des befehlenden Theiles ftrafbar fein dürfe. 
Dergl. die Rote & citirten Etellen. Es fol damit ausgedrüdt werden, 
daß der Befehl den Vollbringer nicht ftraflod mache, wenn die Hand» 
lung unter den Begriff eines gemeinen Verbrechens, im Gegenfag eines 
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können gar nicht unter die Vorfchrift des Dienftgefeges fal⸗ 
len, das den Beamten zum Gehorfam verpflichtet. Daß mit 
einer befohlenen Handlung, deren Verrichtung zu den Dienft- 
funetionen des Gehorchenden gehört, ein Verbrechen began⸗ 
gen wird, ift nur in ber Weife denkbar, daß e8 im gege- 
benen Falle an den Vorausfegungen mangelt, unter wel» 
chen dieſe Handlung rechtlicher Weife begangen werben barf. 
Wenn dabei der öffentliche Dienft fo eingerichtet ift, daß ein 
Untergeorbneter dieſe Handlungen auf Befehl feines Borges 
fetten zu vollziehen hat, Fann nur biefer Dafür verantwort- 
lich gemacht werben. Denn weil die Vollziehung der Hand» 
lung nur die Folge des Befehles ift, Fann nur dem Befeh- 
lenden die Verbindlichkeit obliegen, zu prüfen, ob diefe Vor⸗ 
ausfegungen wirklich vorhanden waren 9). Wenn dagegen 


Dienftverbrechens (vergl. oben $. 29), falle. Da Die neueren Gefeh- 
bücher in der Regel zu den Dienftverbrechen auch Diejenigen gemeinen 
Verbrechen rechnen, zu deren Begehung die Beamten von ihrer amtli- 
hen Stellung Gelegenheit und Mittel hernehmen (vergl. oben $. 29, 
Note 2), fo wird mit Diefer Ausdrudsmeife ziemlich daffelbe als mit 
der bier angenommenen gefagt. Wenn aber ein Beamter den Befehl zu 
Arretur oder Gonfiscation giebt, um etwa ein Frauenzimmer in feine 
Gewalt zu bringen oder um fi Die Eachen gewinnfüchtig anzueignen, 
fo begeht er dem Begriffe nach ein gemeines Verbrechen der Entführung . 
oder Unterfchlagung, ohne daß der Bollzichende dafür verantwortlich 
gemacht werden Fann, 

9) Etwas Anderes würde ed fein, wenn ed dem Gehorchenden be» 
Faunt war, daß diefe Vorausfegungen fehlten. In einem folhem Falle 
bat er entfchieden die Pflicht, zu remonftriren, wenn er die Remonftration 
noch vor der Frift anbringen kann, die ihm zum Bollzuge des Befehles 
geſetzt iſt. Durch Nichterfüllung diefer Pflicht kann er fich mindeftend 
einer Theilnahme an dem Verbrechen des Befehlenden ſchuldig maden. 
Dagegen ift er zum. Vollzuge berechtigt, wenn der Befehlende auf die 
Remonftration nicht eingehen wollte, oder wenn er nicht mehr in Erfah» 
rung bringen konnte, ob derfelbe darauf eingehen würde. Vergl. auch 
Breidenbadb a. a D. ©. 550. 
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die befshlene Handlung nicht zu Den bienitlichen Functionen 
des Gehorchenden gehört, Fann er bei der VWollziehung gar 
nicht den Willen haben, feine gefetliche Dienftpflicht zu er 
füllen 10). Inden ihm vielmehr der Befehl nur als der in⸗ 
dividuelle Wille des Befehlenden erfcheinen- kann, durch wels 
chen er nicht zu unerlaubten Handlungen berechtigt werden 
Fan, fehlt es ihm, wenn die befohlene Handlung eine wirk- 
lich verbotene war, bei der Befolgung auch nicht an dem 
Willen, die verbotene Handlung zu begehen. 

Wenn ein Befehl nur unter Diefen drei Worausfegungen 
ein verbindlicher ift und von Verantwortlichkeit befreiet, fo 
folgt daraus von felbit, daß Feine Geltung des öffentlichen 
„Dienftes zu einem fogenannten blinden Gchorfam verpflichtet, 
bei. welchem gar Feine Prüfung des erhaltenen Befehles ges 
ftattet wäre. Jeder Beamte muß vielmehr für berechtigt 
und verpflichtet gehalten werden, vor der Vollziehung ihm 
zufommender Befehle eine Prüfung darüber anzuftellen, ob 
jene drei Vorausfeßungen wirklich vorhanden feien. Außer: 
dem würde man den Beamten entweder die Pflicht auferlegen, 
ſich einer Beftrafung auszufegen, oder man würde Handluns 
gen, welche in der That Wehrefeng verdienten, von derfelben 
ausnehmen. 


Außer dem Verhältniſſe des öffentlichen Dienftes kann 





10) Daher wird z. B. der Soldat nicht ſtraflos, der auf Befehl 
des Dfficier8 mit demfelben Ddefertirt oder zum Feinde übergeht, ober 
der Gefangenwärter, der auf Befehl des Unterfuchnngsrichters den Ges 
fangenen fihlechter hält, als ed nach der Gefängnigordnung überhanpt 
zuläffig war. Es ift Das nicht, wie Breidenbad a. a. D. behatip- 
tet, eine Ausnahme von der Regel, daß der Untergeordnete Die in 
Dienftangelegenheiten ertheilten Befehle befolgen müffe, fondern nur eine 
Conſequenz der Negel, daß fih ein verbindlicher Befehl nur auf foldhe 
Bunctionen beziehen kann, zu welcden der RUN überhaupt an⸗ 
Bern: iſt. 
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der bloße Befehl den Gehorchenden niemals ftraflos machen, 
wenn. die befohlene Handlung wirklich ftrafbar ift. Denn es 
ift. immer verbrecherifcher Wille, dem verbrecherifchen Willen 
eines Anderen Folge zu leiften. Zwar erfennt das Recht 
gewiſſe Gewaltverhältniffe und Abhängigkeitsverhältniffe an, 
in welchen der Eine feinen Willen dem Willen des Anderen 
unterzuordnnen verbunden ift 11). Allein wo der Gewalthaber 
von dem Abhängigen nicht als Drgan des Gefetes angefehen 
werden fann, würde. das objertive Recht fich ſelbſt wider- 
fprechen, wenn es die Verbindlichkeit zum Gehorfam auf an- 
dere als erlaubte Handlungen erſtreckte 12). Damit ift je-. 
doc nicht, ausgefchlofien, Daß der Befehl dem Gehorchen» 
den unter Umftänden zum Strafmilderungsgrunde gereichen _ 
kann !3). 


$. 48. 
4) Einwilligung des Berlegten. 

Es gehört unter die fehr beftrittenen Fragen, ob und in 
welchem Umfange durch die Einwilligung des Verlegten in 
die Verlegung das Dafein des Verbrechens, das ohne bie 
Einwilligung auf jeden. Fall begangen gewefen fein würde, 
ausgefehloifen werde !). Dabei ift zuvörderft Flar, daß dieſe 

11) Namentlich väterlihe Gewalt und Dienſtherrſchaft. 

12) Bwar heißt es in L. 4.-D. Je R. J. (L. 17.) „Velle non 
ereditur, qui obsequitur imperio pa...» vel domini;“ Dagegen aber 
in I. 157. pr. D. eod.: „Ad ea, quae non habent atrocitatem fa- 
cinoris vel sceleris, ignoscitur servis, si dominis obtemperave- 
rint.“ Ebenſo ift e8 in allen neueren Gefchbüchern anerkannt, daß 
bloßer Befehl nicht von Etrafe befreie. 

13) L. 20. D. de ©. et A. (XLIV. 7.) L. 2. C. de sepule. 
viol. (1X. 19.) L. 8. pr. C. ad leg. Jul. de vi. (IX. 12.) 

1) Bergl. im Allgemeinen Stübel im neuen Archiv des C. R. 
IX. ©. 551 ff.; Hepp, ebendafelbft, XI. ©. 65 ff. und S. 339 ff.; 


‘ 
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Frage gar nicht aufgeworfen werden kann in Beziehung auf 
die Verbrechen, die oben Geſetzesverbrechen genannt worden 
find ?). Denn wie dieſe Verbrechen nicht darum verboten 
find, weil fie auf die Verlegung fubjectiver Rechte gerichtet 
find, ſondern weil fie in anderer Beziehung der rechtlichen 
Ordnung zuwiderlaufen, fo kann auch einer hierher gehörigen 
Handlung durch Die Einwilligung des von ihr etwa Betroffe- 
nen nicht die Gigenfchaft genommen werden, wegen welcher 
fie als Uebertretung eines folchen Verbotes angefehen werden 
muß ?). Die Frage Fann fi nur auf die Rechtsverbrechen 
beziehen, die wegen Der im ihnen enthaltenen Richtung auf 
Die Verlegung fubjectiver Nechte verboten find. In diefer 
Hinficht ift unbeftritten und unbeftreitbar, daß Verbrechen 
gegen die Vermögensrechte nicht begangen werden Fönnen, 
wenn der Berechtigte felbft feine Einwilligung gegeben hatte 
zu der Handlung, durch welche außerdem eine Verlegung ders 
felben begangen worden fein würde. Die Einwilligung ents 
hält hier eine Uebertragung des Rechtes auf den Anderen, 
vermöge deren berfelbe bei der Handlung nur von feinem 
Rechte Gebrauch macht, und folglich nicht den Willen haben 
fann, eine Rechtsverletzung zu begehen *). Ebenſo ift es uns 





Abegg, Unterfuchungen, ©. 62 f.; und meine Abhandlungen, II. 
S. 412 f. 

2) ©, oben $. 24, 

3) 3. B. bei Wucher die Einwilligung des Schuldners, bei Ehe— 
bruch die des beleidigten Ehegatten. ©. meine Abhandlungen a. a. O. 
©. 421. 

4) Die Einwilligung Darf weder bei Bermögensrerhten noch bei ane 
deren Rechten als eine Verzichtleiftung des Befchädigten auf die Etrafe, 
oder als eine Auctorifation das Etrafgefeß zu übertreten, angefehen 
werden, wie von Hepp a. a. O. &, 258 u. 259 geſchieht. Eine foldhe 
PVerzichtleiftung und Auctorifation ift natürlicher Weife ganz bedeutungs⸗ 
los, wo es fih um öffentliche Strafe handelt, auf welche der Einzelne 
gar nicht als der Berechtigte erſcheint. Selbſt auf Privatitrafe Fann 
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beftreitbar, daß bie. Einwilligung bes Berechtigten :ba8. Das 
fein des Rechtsverbrechens in allen den Fällen. ausfchließen 
muß, in welchen entweder mit der Einwilligung eine Hand» 
Jung verbunden ift, durch welche. fich der Einmwilligende felbft 
feines Rechtes entäußert ®), oder in welchen durch die Hand⸗ 
Jung, in welche er einwilligte, nur die Handlung vorbereitet 
werben follte, durch welche er ſich felbit feines Rechtes ent« 
äußern wollte). In diefen Fällen ift der Wille, das Recht 


vor der Begehung des Verbrechens ‚nicht gültig verzichtet werden, weil 
ein folder Berziht ein pactum turpe fein würde. L. 27. $. 3.4. D. 
de pactis. (ll. 14.) L.17. pr. D. commodati. (X111. 6.) Die Ein» 
willigung kann nur infofern in Betracht fommen, als fle zu der Hand» 
fung berechtigt, und dadurch bewirkt, Daß diefelbe nicht unter das Straf- 
gefeb fubfumirt werden kann. 

5) B. B. stuprum, bei welchem es die Gefchwächte ſelbſt ift, Die 
durch Einwilligung ihre Ehre preis giebt, während bei angemwendeter 
Gewalt Nothzucht begangen wird; ein genommener Kuß Tann unter 
Umftänden Injurie fein, während die Einwilligung dabei auf ein Geben 
binausläuft; Denfhenraub kann nur mit Gewalt oder Lift begangen 
werden, weil ein Ginmilligender nur durch feine eigene Handlung in 
fremte Abhängigkeit kommen kann. 

6) Namentlich gehören hierher die Handlungen, durch welhe man 
einen Anderen in einem Selbſtmorde unterftügt, indem man etwa in 
feine Speife das Gift mifht, das er felbit nehmen wollte. Es tft ſchon 
da gewefen, Daß zwei Perfonen mit gegenfeitiger Unterftüßung einen 
gleichzeitigen Selbftmord durch Gift, Kohlendampf oder auf andere Weife 
begehen wollten, und Daß die eine gerettet wurde. In folden Fällen 
kann nicht die Rede fein von Tödtung eines Einwilligenden, fondern nur 
von Theilnahme an einem Eelbftmorde, da Feine der beiden Perfonen 
die Abſicht Hat, die andere umzubringen, fondern nur die Abficht, fie in 
der eigenen Tödtung zu unterftügen. Wo der Eelbitmord ftraflos ift, 
wie dad nad) gemeinem Rechte ſowohl ald nach den neuen Gefegbüchern 
ber Fall ift, kann an und für ſich auch die Unterftügung deffelben nicht 
beftraft werden. Es ift aber zweckmäßig, die Beihülfe zum Selbſt⸗ 
morde bejonders mit Strafe zu bedrohen, wie das im Preuffifch. E. R. 
Th. 11. Tit, 21, $. 834. und im Braunfchw. G. B. $. 148 geſchehen ift. 

* 
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eines Anderen zu verlegen, nicht ‚möglich, weil es Feine Ver⸗ 
letzung von eines Anderen Rechten ift, ihm die Möglichkeit 
zu gewähren, ſich mit feinem eigenen Willen felbft zu vers 
legen. 

Dagegen ift Die Frage, ob eine gegen Xeben, Gefund- 
heit, Freiheit oder Ehre begangene Handlung dadurch ſtraf⸗ 
los werden fann, daß der Berechtigte felbit darein gewilligt 
hatte, von dem Handelnden in diefen Rechten verlegt zu 
werden ’). Wenn fie ftraflos it, Eönnte fie e8 nur darum - 


Nur ſcheint es zu hart zu fein, Diefe Handlung ebenfo jchwer als Die 
Zödtung eines Einwilligenden zu beitrafen, Denn diefe Tödtung, durch 
weldye fremdes Leben zerjtört wird, iſt auf jeden Fall eine ganz andere 
Handlung, ald Beihülfe zu einem Selbftmorde, obgleich fie oft Damit 
verwechfelt wird, 3. B. von Stübel, im neuen Archiv des C.G. IX. 
®. 577, und von Mittermaier zu Feuerbach $. 243, indem er 
die Artikel 125 im Sächſ. G.B. und 239 im Würtemberg. G. B., die 
von Tödtung eines Einwilligenden handeln, auch auf Unterftüßung des 
Selbitmordes beziehen will. Vergl. aud meine Abhandlungen a. a. O. 
©. 418, Rote 4. 

7) Feuerbach, $. 35, Abegg, $. 102, Heffter, $. 35 und 
Marezoll, $. 23 und viele Andere wollen der Eimwilligung mir bei 
den Rechten, über welche dem Privatwillen gültige Berfügungsbefugniß 
zuiteht, die Wirkung einräumen, die Handlung ftraflos zu machen, 
während Andere, 3. B. Stübel, über den Thatbeitand $. 106 und 
im neuen Archiv des ER. IX. S. 551 ff., Henke, Handbuch I. $. 38 
und Wächter $. 59 behaupten, daß die Einwilligung bei allen Nechten 
wenigftens die Wirkung habe, Daß die Handlung nicht mehr al3 Dasjes 
nige Verbrechen angefehen werden Eönne, welches fie ohne Viejelbe ger 
weſen fein würde. Am Richtigften wird Die Frage von Hepp a.a.D: 
dahin beantwortet, daß bei den Verbrechen, zu deren Thatbeſtand das 
Merkmal ‚invito laeso‘“ gehöre, die Ginwilligung den Thatbeitand 
ausfchließe, während fie bei Den übrigen ohne Bedeutung jei. Es kommt 
Daher daranf an, den in dem pojliiven Rechte angenommenen That— 
beftand der einzelnen Verbrechen auf Diejed Merkmal zu unterfuchen. 
Begreifliher Weife kann dieſe Unterſuchung nicht überflüſſig gemacht 
werden durch Dem bei Diefer Frage oft ausgefprochenen Sag, daß Straf- 

. 
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fein, weil der Einwilligende durch die Einwilligung fein Recht 
verloren und der Handelnde das Mecht erhalten hätte, vie 
verlegende Handlung vorzunehmen. Der Handelnde würde 
unter: Diefer Vorausfegung Feine verbrecheriſche Willensbeſtim⸗ 
mung haben können, weil ſein Wille auf etwas Erlaubtes 
gerichtet ſein würde. Nach gemeinem Rechte, ſcheint es, muß 
für alle Rechtsverbrechen angenommen werden, daß Einwilli—⸗ 
gung des Verlegten das Dafein des Verbrechens ausfchließe. 
Wenn auch der Sat „volenti non fit injuria‘ zunächft nur 
für die Injurien ausgefprocdhen ift ®), fo ergiebt ſich doch 
aus dem im gemeinen Rechte angenommenen Begriffe und 
Thatbeſtande der übrigen Verbrechen, daß er allgemeinere 
Geltung habe. Namentlich kennt das gemeine Recht keine 
Gattung des Verbrechens der Tödtung unter welche die 
Zoödtung eines Einwilligenden begriffen werben. könnte 9). 


— — — — 





geſetze nicht durch Willkür ‚der Einzelnen außer Gültigkeit geſetzt werben 
Pönnen (jus publicum privatorum pactis mutari non potest), und 
alfo das Verbot der Tödtung nicht Durch Einwilligung des Getödteten 
aufgehoben werden koönne. Tenn es it eben in Frage, ob die Tödtung 
eines Einwilligenden mit unter dieſes Verbot falle. Was ich in mei 
nen Abhandlungen a, a. D. ©. 424 behauptet habe, daß die Einmilli- 
gung des Derlegten den Thatbeitand der Nechtöverbrechen der Regel 
nad ausſchließe, iſt weder aus allgemeinen Gründen richtig, noch nach 
den neuen Gefeßbüchern, wohl aber für das genteine Recht, wie fi 
aus dem weiteren Berlaufe Diefes $. ergeben wird. 

8) L. ı. $. 5. D. de injuriis (XLVII. 10.) Reg. 27. VI. de 
R. J. (V. 13.) 

9) Das gemeine Recht kennt Drei Arten des Verbrechens der Töd⸗ 
fung: eulpoſe Tödtung, wenn fie ohne die Abficht des Thäters verübt 
war, Todtichlag, wenn der Thäter im Affecte handelte, und Mord. 
. Da die Zödtung eines Einwilligenden auf feinen Fall als culpofe Töd⸗ 
tung oder ald Todtſchlag aufgefaßt werden könnte, fo bliebe nur der 
Mord übrig, unter den fie begriffen werden könnte. Nach altteutfcher 
Rechtsanſicht, von welcher auch Die Carolina nicht abgewichen zu fein 
fheint, da fie fi Art. 137 des Ausdrudes Mord bedient, ohne fich 
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Verbrechen gegen die Gefundheit und die Freiheit fallen nad) 
gemeinem echte entweder unter den Gefichtäpunct der In⸗ 
jurie, für welche der angegebene Sag ausdrücklich ausgefpro- 
chen ift, oder unter den Begriff des Verbrechens der Ge- 
waltthätigfeit, von welcher gegen einen Einwilligenden Feine 
Rede fein Fann 19). Die neuen Gefebücher gehen dagegen 


über den Thatbeitand deffelben näher zu erBlären, gehört zum Morde 
eine heimliche und Hinterliftige Weife der Zödtung, wovon bei Tödtung 
eined Einmwilligenden ebenfalls Feine Rede fein kann. Die nähere Be- 
gründung aus dem älteren teutfhen Rechte |. in meinen Abhandlun 
gen a.a.D. ©. 449 ff. Daß bei den Römern die Tödtung eined Ein- 
willigenden nach der lex Cornelia de sicarils geftraft worden fei, wird 
fhon dadurch fehr unmahrfcheinlih, daß nirgends gefagt ift, daß die 
Einwilligung eine Straflofigkeit begründe, während das doch bei ande 
ren Verbrechen, bei welchen es mindeſtens ebenfo zweifelhaft ift, aus⸗ 
drüdlich gefhieht. -B. B. L. 4. $.2. D. ad leg. Cornel. de sicar. 
(XLVIII. 8.) L.2. S. 4 et 5. D. ad leg. Jul. de adult. (XLVIII. 5.) 
Auch werden mehrere Beifpiele erzählt, daß ſich Herren von ihren Scla⸗ 
ven umbringen ließen, ohne die geringfte Anteutung, daß die Eclaven 
Damit etwas Berbrecherifches gethan hatten. Tacitus, Annal. XVl. 
c. 15. Valerius Maxim. VI. c. 8 — Heppa.a.Dd. ©. 269 f. 
beruft fih für die Strafbarkeit der Tödtung, Verwundung und Ehren» 
verlegung eines Einwilligenden nur auf den Sprachgebraud) des gemei« 
nen Lebens, in welhem man von Tödtung, Verwundung und Injurie 
preche, möge der Verletzte Darein gewilligt haben oder nicht. Allein 
es ift gerade in Frage, ob Diefer Sprachgebrauch dem gefeglihen Be— 
zeiffe und Thatbeitande entipreche. Vrgl. meine Abhandlungen a. a. O. 
©. 431 ff. 

10) L. 1. D. quad metus causa. (IV. 2.) ©. meine Abhand« 
ungen a. a. D. ©. 463 ff. Im einzelnen wenigen Fällen zieht jedoch 
ach ausdrüdlicher gefeglicher Beitimmung die Einwilligung Feine Straf 
(ofigkeit nach fih; namentlich bei Verftümmelung yon Militärpflichtigen, 
L. 4. $. 12. L. 6. $. 7. D. de re militari (XLIX. 16.); Eei Eaftra- 
tion, L. 4. $. 2. D. ad leg. Corn. de sicar, (XLVIII. 8.) und bei 
Eingeben von Liebes» und Abortiv » Eränfen. L. 38. $. 5. L. 39. D. 
de poenis. (XXLVIII. 19.) L.4. D. de extraord. erim. (XLVII. 11.) 


— — — 


Beftandtheile des Thatbeſtandes im Einzelnen. 321 


von der Anficht aus, daß Leben, Gefundheit, Freiheit und 
Ehre unveräußerliche Rechte des Menſchen feien, und daß 
durch die Erlaubniß des Berechtigten Niemand das Recht 
erhalten Fönne, fich an denfelben zu vergreifen. Wach Diefer 
Anſicht ift es in dem Bayeriſchen Gefegbirche ausdrücklich al 
‚ allgemeiner Grundſatz ausgefprochen, daß mit Ausnahme ber 
Handlungen, die bloß auf Verluſt oder nicht gemeingefähr- 
liche Befchädigung des Eigenthumes gerichtet feien, die Er- 
laubniß des Befchädigten die Handlung weder ftraflos noch 
in geringerem Grade ftrafbar mache 11). Im den übrigen 
der neuen Geſetzbücher ift e8 zwar nicht in fo allgemeiner 
Faffung erklärt, daß bei den gegen Leben, Gefundheit, Frei- 
heit und Ehre. unternommenen Handlungen die Einwilligung 
‚nicht. die Wirfung haben folle, den Thatbeftand auszufchlie- 
fen: ‚aber Dagegen ift in ihnen in ben Thatbeſtand dieſer 
Verbrechen nicht das Erforderniß aufgenommen, daß Die vers 
legende Handlung wider den Willen des Betroffenen unter- 
nommen fein müfle 12). Damit fcheint aber ebenfo wohl als 
wenn es in einem allgemein gefaßten Artikel ausgefprochen 
wäre, anerkannt zu fein, daß der Thatbeſtand diefer Ver— 
brechen buch Die Ginwilligung des Berlegten nicht ausges 
gefchloffen werde. . 

Das Prineip der neuen Gefegbücher über die vorliegende 
Frage ijt zuverläffig das richtigere, weil e8 vor .der Wernunft 
Feine Rechtfertigung finden Fann, von einer folchen Einmwillis 
gung Gebrauch zu machen. Wenn auch Leben, Gefundheit, 
Freiheit und Ehre nicht in dem Einne unveräußerliche Rechte 
find, daß der Berechtigte bie Rechtspflicht hätte, fie zu be= 
halten 13), fo find fie doch unveräußerlich in dem Sinne, 


11) Art. 123, 

12) Eoweit nicht die bei Note 5 in diefem $. ——— Hand» 
lungen eine nothwendige Ausnahme machen, 

13) Es liegt in dem Begriffe jedeö Rechtes, dag man die Befugniß 
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daß ſie nicht auf Andere übertragen werden können 14). 
Daher kann Niemand durch die Einwilligung ein Recht er— 
halten, dieſe Rechte zu zerſtören, und der Einwilligende be— 
hält folglich dieſe Rechte, ungeachtet er in ihre Zerſtörung 
gewilligt hat 15). Dieſelbe bleibt immer eine Rechtsver— 
letzung in der nämlichen Weiſe, als wenn ſie gegen den 
Willen des Berechtigten geſchehen wäre. Die Einwilligung 
kann für den Handelnden Fein Wechtsgrund fein, durch wel- 
chen die rechtöverlegende Eigenfchaft feiner Handlung ausge» 
fchloffen werden Fönnte, fondern nur ein Beweggrund, bie 
rechtöverlegende Handlung zu begehen. Diefer Beweggrund 
Fann bei den Berbrechen, die. gegen Gefundheit, Freiheit und 
Ehre begangen werden, nicht ein Mal als ein Strafmilde- 
rungsgrund in Betracht kommen, weil fchwerlich ein ver» 
nünftiger oder anerfennbarer Zweck gedacht werden kann, zu 
deffen Erreichung die Berftörung diefer Güter vorgenommen 
werden fönnte. Dagegen ift mit Recht bei dem Verbrechen 
der Tödtung die Einwilligung des Getödteten in den mei» 
ften neuen Geſetzbüchern als ein Milderungsgrund anerkannt, 
weil e8 bier allerdings möglich ift, Daß der Handelnde einem 
an und für fich umtadelhaften Gefühle nachgegeben hat 16), 





bat, daffelbe zu derelinquiren. Die verfihiedenen Anfichten über den 


Unterfchied zwifchen veräußerlichen und unveräußerlichen Rechten f. bei 
Hepp a. a. O. ©. 81 fi. | 

14) Bergl. Stübel, im neuen Archiv des ER: IX. ©. 557 ff. 

15) Daher verfteht ſich von felbft, Daß auch nach der Anficht De- 
rer, welche der Ginwilligung die Wirkung zufchreiben, Die Rechtöver- 
legung auszuſchließen, der Einwilligende jeder Beit zurücktreten, Faun, 
und Daß der Andere ein Verbrechen begeht, wenn er deſſen ungeachtet in 
der Verlegung fortfährt. Stübel a. a. O. ©. 560 ff. 

16) Das Preuffifhe L.R. Th. II. Tit. 20. $. 834 droht fechsjährige 
bis zehnjährige und bei überwiegendem Verdachte, den Wunſch nach dem 
Tode bei dem Getödteten felbft veranlaßt zu haben, Iebenswierige Fe- 
ftungs= oder Buchthaus» Strafe; das Sächſiſche GB. Art. 135 Ge- 


. 


Beftandtheile des Thatbeftandes im Einzelnen. 323 


In jedem Falle muß die Einwilligung um berüdfichtigt wer 
den zu. können unter foldhen Umftänden erklärt gewefen fein, 
daß fie von dem Handelnden für ernftlich gemeint gehalten 
werden konnte. Auch iſt nicht zu überfehen, daß die Ein- 
willigung in bie Verlegung Feines Weges immer vorhanden 
it, wenn der Verlegte in die Handlung gewilligt hat, wel 
che die Verlegung zur Folge gehabt hat 17), 


$. 49. 

5) Gefeglihe Erlaubniß in anderen Fällen. 

Die anderen Falle, in welchen es gefelich erlaubt ift, 
eine Handlung zu begehen, die unter anderen Umftänden ver- 
boten fein würde, fallen im Wefentlichen unter diefelben Ges 
fihtspunete, nach welchen in den bisher betrachteten Fällen 
das Dafein eines Verbrechens ausgefchloffen iſt. Diefe Fälle 
find folgende. 

a) Handlungen, die zur Erfüllung einer amtlichen Ob- 
liegenheit begangen werden !). Es muß bier in der nämli— 
chen Weife als bei einem erhaltenen Befehle Etraflofigfeit 
eintreten, weil der Handelnde keinen verbrecherifchen Willen 


fängniß von ſechs Monaten bis zu drei Jahren oder Arbeitshaus bis 
zu vier Jahren; das Würtemberg. G.B. Art. 239 Arbeitshaus, und 
wenn der Getödtete ein Todtkranker oder tödtlich Verwundeter gewe— 
fen, SKreisgefängnig von ſechs Monaten bis zu fechd Jahren; das 
Großh. Heſſiſche G.B. Art. 257 Gorrertionshans von ſechs Monaten bis 
zu drei Jahren oder Zuchthaus bis zu zehn Jahren; das Braunſchw. 
G. B. $. 147 Gefängniß nicht unter einem Jahre, und bei einem Todt⸗ 
Eranfen oder tödtlih Verwundeten von drei Monaten bid zu einem 
Sabre. 

17) 3. B. von dem Duellanten läßt ſich wegen der Einwilligung in 
das Duell nicht fagen, daß er auch in die Verwundung oder Tödtung 
gewilligt habe. 


1) B.6.D. Art. 150: „. . . fo eynem jemandt von amts wegen zu 
fahen gebürt ..“ 
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haben Fann, wenn er den Willen Hat, feiner durch das 
Dienftgefet ihm auferlegten Pflicht zu genügen 2). Auch 
hier Fann nur das Dienftgefeg entfcheiden, zu welchen Hand» 
lungen Jemand vermöge feines Amtes verpflichtet und folge: 
weife auch berechtigt ift. Keine Dienfthandlung eines Bes 
amten Fann mit verbrecherifchem Willen begangen fein, wenn 
er dabei die Vorjtellung hatte, daß die factifchen Voraus: 
fegungen vorhanden feien, unter welchen er nach feinem 
Dienftgefege diefelbe vornehmen‘ mußte. Ob er diefe Vor— 
ftellung wirklich gehabt, ift eine factifche Frage, deren Er» 
mittelung, wie der Beweis des verbrecherifchen Willens über» 
haupt, nur aus den Umftänden bes einzelnen Falles entnom- 
men werden kann. Nach diefem Principe muß die Werant- 
wortlichkeit der Beamten beurtheilt werben ſowohl hinfichtlich 
der von ihnen ertheilten Befehle, deren Vollzug ihren Uns 
tergeordnneten obliegt, als auch hinfichtlich der Handlungen, 
durch welche fie unmittelbar in das Rechtsgebiet anderer 
Menfchen eingreifen. Daß die Beamten dem Widerftande, 
den fte bei folchen Handlungen finden, Vertheidigung und er» 
forderlichen Falles Nothwehr entgegenfegen dürfen, bedarf 
feiner befonderen gefetlichen Anerkennung ; dagegen können 
nur die befonderen Dienftgefege Darüber entfcheiden, in wies 
weit Beamte außerhalb einer Wothwehr von ihren Waffen 
Gebrauch machen dürfen, um die Wereitelung einer von ihnen 
vorzunehmenden Dienfthandlung zu verhindern ?). 


_— 


2) ©. oben $. 47. 
3) Ob namentlich Gensdarmen und Eoldaten fchießen dürfen, um 
die Flucht des Berhafteten zu verhindern, oder Boll-, Forit» und Jagd⸗ 
Beamte, um der fliehenden Schmuggler und Wilddiebe habhaft zu wer- 
den. ©. 3. B. die Preuffifchen Gefege vom 28. Juni 1834 über den 
Waffengebrauch der Grenzauffichtsbeamten, vom 20. März 1837 über 
den Waffengebraud, des Militärs, und vom 31. März 1837 über den 
Waffengebrauc der Forft- und Jagd» Beamten, 
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b) Berlegungen, die zur Vertheidigung eines Anderen 
zugefügt werden. Im gemeinen Strafredite wird es ausdrüd- 
lich zu den Fällen ftraflofer Tödtung gerechnet, wenn Einer 
zur Rettung von eines Anderen Leib, Leben oder Gut Je— 
manden erſchlägt 2). Es wird damit im Allgemeinen aner 
Fannt, daß man das Recht habe, Andere gegen Angriffe zu 
vertheidigen und ihnen in benfelben zu Hülfe zu Fommen 5). 
Bur Bedingung wird gemacht, daß in ordentlicher Weife da» 
bei gehandelt werde %). Die Vertheidigung eines Anderen 
gegen die Angriffe dritter Perfonen gehört zwar nicht zur ei= 
gentlichen Nothwehr, welche ihrem Begriffe nach nur Statt 
findet, um fich felbft zu vertheidigen ?). Dennoch muß fie im 
Wefentlichen unter den nämlichen Grundſätzen als die eigent= 
liche Nothwehr jtehen. Denn das Recht, einen Anderen zu 
vertheidigen, Fann nur aus dem zunächſt diefem felbft zufte- 
henden Rechte der Nothwehr hergeleitet werden und folglich 
nur unter der Vorausfegung eintreten, Daß diefes Recht der 
Nothwehr begründet gemwefen fein würbe $). Daraus ergeben 

4) P. G. O. Art. 150. 

- 5) Eine Verpflichtung dazu giebt ed dagegen nicht, außer bei GSols 
daten. L. 3. $. 22. L. 6. $. 8 9. D. de re militari. (XLIX. 16.) 
Im römifchen Rechte waren aud) die Sclaven verpflichtet, ihren Herrn zu 
vertheidigen. L: 1. pr. D. de SC. Silan. (XXIX. 4.) Daß die Nicht: 
erfüllung einer derartigen vertragsmäßig übernommenen Berpflichtung Fein 
Verbrechen bilde, fo wie auch daß Ehegatten und Afcendenten und De: 
feendenten fich nicht bei Strafe zu gegenfeitiger Hüffeleiftung nn 
feien, vrgl. oben $. 28, Note 7. 

6) Zn der Ueberfchrift von Art. 150 der P. G. O. 

7) ©. oben $. 45. 

8) In den neuen Gefegbüchern-wird deßwegen in der Regel dad Recht, 
Andere gegen ungerechte Angriffe bis zur Verlegung des Angreifenden zu 
vertheidigen, mit dem Nechte, fich felbft dagegen zu vertheidigen, zufams 
mengeftellt und an die Bedingungen der Nothwehr gebunden. Preuſſ. L. R. 
Theil IT. Tit. 20. $. 517 f. Oeſtreich. G.B. $. 127. Bayerfh. G. B. 
Art. 125 u. 126. Sächſ. G. B. Art. 70. Würtemb. ©.B. Art. 104. Hannov. 
®.B. Art. 80, Braunfhw. G. B. $. 166. Großh. Heſſ. G. B. Art. 50. 

Luden Strafrecht. I. | 22 
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ſich brei Bedingungen, von welchen das Recht abhängig ift, 
zur Vertheibigung eines Anderen Jemanden zu verlegen. 

Eritens: ber Angriff muß ein gegenwärtiger fein in 
bemfelben Sinne, in welchem das bei der Nothwehr erforber- 
lich iſt 9). 

Zweitens: der Angriff muß ein ſolcher ſein, daß dieſe 
Verletzung das einzige Mittel war, den Angegriffenen unver⸗ 
letzt zu erhalten oder vor größerer Verlegung zu bewahren. 
Wie daraus für die eigentliche Nothwehr der Grundſatz folgt, 
daß fie nicht gegen Angriffe gebraucht werben kann, bie le 
biglich auf die Ehre oder auf Vermögensrechte gerichtet find, 
fo darf man auch nur gegen foldhe Angriffe, die Leib ober 
Leben des Angegriffenen bedrohen, die Wertheidigung deſſel⸗ 
ben bis zur Verlegung bes Angreifenden treiben. Nach dem 
bloßen Wortinhalte des Gefetes fcheint e8 zwar uneinges 
fchränft geftattet zu fein, zur Wettung von eines Anderen 
Gut Iemanden zu erfchlagen: aber dieſe Befugniß muß aus 
dem angegebenen Grunde auf den Fall befchränft werden, ba 
mit dem Angriffe auf das Gut zugleich ein Angriff auf die 
Perfon verbunden war 1°). 

Drittens: der Angriff muß von Seiten bes Angrei⸗ 
fenden ein ungerechter und von Seiten de3 Angegriffenen ein 
unverfchuldeter fein 11). Gegen Angriffe, die von der öffent⸗ 
lichen Gewalt ausgehen, Fann e8 der Regel nach nicht geftat- 
tet fein, den Angegriffenen zu vertheidigen, weil es dabei 
gar nicht auf eine demfelben zuzufügende-Rechtöverlegung ab- 
gefehen if. Ebenfo kann die Vertheidigung nicht Statt fin- 


9) ©. oben ©. 293. 

10) Gewöhnlich macht man die — Folgerung, daß es ge— 
ſtattet fein muſſe, zum Schutze des eigenen Gutes Nothwehr zu gebrau—⸗ 
chen, weil ed in Art. 150 der P. G. O. geſtattet fei, zur Rettung von 
eined Anderen Gut Jemanden zu verlegen. Vrgl. dagegen oben $. 45, 
Mote 10. 

11) ©. cben ©. 300. 
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ben gegen Denjenigen, der von dem Anderen zur Rothwehr 
genöthigt worden war, weil diefe Wertheidigung Nichts Ans 
deres fein würde als eine Theilnahme an dem Angriffe Deffen, 
gegen welchen die Nothwehr begründet war. Dem Principe 
nad muß felbit in dem Falle, da ber Angriff 'von Seiten 
des Angreifenden. zwar ungerecht, aber von Seiten des An- 
gegriffenen nicht unverfchuldet war, behauptet werden, daß 
man nicht das Recht habe, zu deſſen Vertheidigung dem An⸗ 
” greifenden Verlegungen zuzufügen. Denn wie in diefem Falle 
der Angegriffene felbft fih für die völlige Straflofigkeit der zu 
feiner Vertheidigung zugefügten Verlegungen nicht auf Noth» 
wehr würde berufen können, fo Fann auch das Recht, foldhe 
Berlegungen zuzufügen, einem Dritten nicht zuftchen. Es 
folgt daraus nicht, Daß es in ſolchen Fällen fehlechterdings 
verboten wäre, dem Angegriffenen zu Hülfe zu fommen: aber 
an fich darf fich die Hülfe nicht bis zur Verlegung des An» 
greifenden erftreden. Dabei verfteht fich von felbft, daß ber 
Helfende durch Widerftand des Angreifenden in die Lage kom⸗— 
men ann, zu feiner eigenen Vertheidigung Nothwehr gebrau⸗ 
hen zu müffen. 

c) Handlungen, die unternommen werden, um einen 
Dritten aus einem Nothftande, der auf andere Weife nicht 
gehoben werden Fonnte, zu erretten. Die Handlungen, wels 
he bier in Frage fommen, find nicht Werlegungen, welche 
Demjenigen zugefügt werden, von deſſen ungerechtem Angriffe 
die Gefahr herrührt, fondern entweder Verlegungen dritter 
unfchuldiger Perſonen, oder unerlaubte Handlungen anderer 
Art, welche nach den Umftänden des Falles geeignet erfcheis 
nen, aus dem Nothſtande zu erreften. Der Nothitand eines 
Anderen ift Daher für Denjenigen, der ihn daraus erretten 
will, ein Golifionsfall zwifchen der Erhaltung von deſſen Leib 
oder Leben und der Verlegung eines Dritten oder einer ſon⸗ 


ftigen verbotenen Handlung. 
| 2° 
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Wenn von zwei Menfchen, deren Keiner durch einen un- 


gerechten Angriff ben Gollifionsfall felbft herbeigeführt hat, 
ber Eine nur durch die Vernichtung des Anderen erhalten 
werden Eann, darf Niemand, ohne einen befonderen Grund 
dazu zu haben, dem Schickſal vorgreifen und den Einen, ber 
ebenfo gut zur Erhaltung berechtigt ift, dem Anderen zum 
Opfer bringen 12). Einen ſolchen befonderen Grund erfen- 
nen aber die Gefege Darin an, daß der Eine von Beiden in 
einem rechtlich nahen Werhältniffe zu Demjenigen fteht, zu 
befien Erhaltung er die verlegende Handlung vornimmt 13). 
Das gemeine Recht berührt in dieſer Beziehung nur einen 
Fall des Nothitandes, Die Hugersnoth nämlich, indem es 
zur Erhaltung von Weib und Kind zu ftehlen geftattet. Es 
hat aber Fein Bedenken, im diefer Beftimmung nur die An—⸗ 


wendung eines allgemeineren Prineips zu finden und anzuneh⸗ 


men, daß es auch geftattet fei, zur Errettung von Weib und 
Kind unerlaubte Handlungen jeglicher Art, namentlich auch) 
Verletzungen eines Anderen an Leib oder Leben vorzunehmen. 
Die neueren Gefetbücher Haben auch diefes Princip als ein 
allgemeines angenommen und hinfichtlich der Perfonen, zu de— 
ren Erhaltung unerlaubte Handlungen vorgenommen werden 
dürfen, noch dahin erweitert, daß fie es nicht bloß auf Weib 
und Kind befchränken, fondern auch auf Afcendenten und 
Deſcendenten, Gefhwifter, in gleichem Grade Verſchwägerte, 
Alboptiveltern und Adoptivkinder, Pflegeeltern und Pflege— 
finder und auf Verlobte, oder auf die Angehörigen im All—⸗ 


12) Hiervon wohl zu unterfcheiden ift der Fall, da von Zweien nur 
Einer gerettet werden Fann, ohne Daß die rettende Handlung in pofitiver 
Weiſe gegen den Anderen gerichtet ift, 3. B. wenn zwei Menjchen in 
gleicher Gefahr des Ertrinfend find und nur Einer aus dem Waffer ge: 
zogen werden kann. Hier wird der Andere dem Herausgezogenen gar 
nicht zum Opfer gebracht, fondern nur feinem Schickſale überlaffen. . 

13) P. G. O. Art. 166 und Art. 175. 


BeftandtHeile des Thatbeſtandes im Einzelnen. 329 


gemeinen erftreden 1). Wenn die. Handlung, durch welche 
Jemand aus einem Wothitande errettet werden Fann, nur 
gegen Die Wermögensrechte anderer Perfonen gerichtet ift, 
gehen die neuen Gefegbücher mitunter foweit, fie zu Gunften 
fremder, dem Handelnden rechtlich nicht nahe ftehender Pers 
fonen zu geftatten 15). j 

Der Nothſtand für eines Anderen Leib oder Leben Fann 
auch durch Drohungen herbeigeführt werden. Wenn deren 
Vollziehung davon abhängig gemacht wird, ob man fic zu 
ber zugemutheten verbotenen Handlung verfteht oder nicht, 
erſcheint die Begehung diefer Handlung als ein Mittel, den 
Kothitand von dem Anderen abzuwenden. Diefer Fall fteht 
unter den nämlichen Grundfägen, nad) welchen es überhaupt 
geftattet ift, zur Wettung eines Anderen aus einem Roth 
ftande unerlaubte Handlungen zu begehen. In den neuen Ges 
fegbüchern wird der Fall des Durch Drohungen herbeigeführs 
14) Das Sächſiſche G.B. Art. 72 fpricht von Angehörigen im All: 
gemeinen, ohne ſich auf die Beftimmung einzulafien, wer dazu gerechnet 
werden folle; das Braunſchw. G.B: $. 34 und 73 verfteht unter Ange: 
börigen die im Terte genannten Perſonen; namentlich aufgeführt find 
diefelben im Großh. Heff. ©.B. Art. 45 und 39; -ebenfo im Würtemb. 
GB. Art. 106, welches jedoch der Berfchwägerten und der Adoptiv: und - 
Pflege: Eltern und Kinder Feine Erwähnung thut. Im Hannov. GB. 
Art. 84 ift es überhaupt gar nicht anerfannt, daß man das Recht habe, 
zur Nettung eined Anderen aus einem Nothftande eine unerlaubte Hand» 
fung zu begehen. 

15) Großh. Heſſiſch. G.B. Art. 45. Gelbft für dad gemeine Recht 
nehmen manche Griminaliften an, daß man unbefchränft zu Gunften im 
Nothſtande befindlicher dritter Perfonen wegen der allgemeinen Menſchen— 
liebe befugt fei, fonft verbotene Handlungen vorzunehmen. Schultz, 
de delictis pro amico, Gedan. 1689. Boehmer, med. in C.C.C. ad 
Art. 166. $.3. Tittmann, Handbuch, $. 98. Allein es iſt Das den 
Gefegen nicht entfprechend, indem von Art. 150 der P. G.O., wo ein 
ungerechter Angriff vorausgefegt wird, Feine Analogie genommen wer: 
den Fan: 
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ten Nothftandes in der Wegel befonders hervorgehoben 0). 
In dem Sächſiſchen Gefegbuche wird für dieſen Fall, je nach— 
dem man den betreffenden Artikel verfchieden auslegt, Das 
Recht, zur Wettung des Bedroheten unerlaubte Handlungen 
zu begehen, in weiterem oder engerem Umfange, als in den 
übrigen Fällen des Nothitandes gegeben 17), 


$. 50. 
6) Andere angeblidhe Fälle, 

Nach heutigem Rechte giebt es außer den in den legten 
fünf $$. angegebenen Feine weiteren Fälle, in welchen es er- 
laubt wäre, eine außerdem verbotene Handlung zu begehen. 
Einzelne Fälle, die noch in den gemeinrechtlichen Geſetzen 
anerkannt find, haben weder im Gerichtsgebrauche noch in 
ben neuen Gefegbüchern Anerkennung gefunden; andere Fälle, 
die von einzelnen Rechtslehrern aufgeftellt find, ergeben ſich 





16) Würtemb. G.B. Art. 101. Braunfchw. G.B. $. 33. Großh. 
Heſſiſch. ©.B. Art. 139. ; 

17) Sächſ. G.B. Art. 69. Die Worte des Geſetzes enthalten über: 
haupt Nichts von Drohungen gegen Angehörige oder dritte Verfonen, fo 
dag darnach dieſes Recht in dieſem Falle in engerem Umfange zufteht, 
ald in den übrigen Art. 72 berührten Nothfällen. Allein nad) der Er- 
Färung der Ntegierungscommijfarien, womit auch die Kammern einver: 
ftanden waren, ift die Meinung gewefen, daß zu den Drohungen in 
Art. 69 auch Drohungen gegen Verwandte und nicht Verwandte gerech- 
net werden follen. Vrgl. Günther, Die neuen Eriminalgefege für das 
Königreih Sachſen, ©. 51. 3 giebt aber Feinen ausreichenden Grund 
dafür, aus welchem das fragliche Necht im Falle des Art. 69 in weiterem 


Umfange zuftchen follte ald in den Fällen des Art. 72. Das Weimarfche. 


G.B. hat den Art. 69 unverändert angenommen, Das Altenburgifche 
G.B. bat die Erflärung der Sächſiſchen Negierungscommiffarien ange: 
nommen, und die Worte „oder einer Dritten Perſon“ eingefchaltet. 
Am Nichtigften hat das Meiningſche ©.B. den Fall des Art. 69 mit den 
Fällen des Art. 72 gleichgeftellt und darnach in Art. 69 eingefchalter; 
„oder feiner Angehörigen.‘ 


Beſtandtheile bes Thatbeſtandes im Einzelnen. 331 


ohne Weiteres als unbegründet. Daher bebürfen dieſe Fälle 
nur einer kurzen Erwähnung. 

a) Nach römiſchem Rechte ſteht dem. hintergangenen Ehe- 
manne die Befugniß zu, den auf ber That ergriffenen Ehe» 
brecher zu töbten, wenn berfelbe zu den Perfonen geringeren 
Standes gehörte; biefelbe Befugniß, jedoch ohne Befchrän- 
fung auf viliores personae, hat der Vater, der feine Toch— 
ter im Ehebruche befrifft, unter der Bedingung, daß er bie= 
felbe zugleich mit tödtet !). Bei dem Ehemanne beruhte bie 
Tödtungsbefugniß auf einer gefeglichen Anerkennung der Pri⸗ 
vatrache, die ihm nicht abgefchnitten werden zu Fönnen fchien, 
ohne ihm in feinen verlegten Gefühlen zu nahe zu treten. 
Bei dem Bater war fie ein Ausfluß des imperium dome- 
sticum, vermöge beffen er die fchuldige Tochter und folge 
weife auch den Genofjen ihrer Echuld beftrafen konnte. In 
der Carolina wird die von dem Ehemanne und dem Vater 
vollzogene Tödtung des betretenen Ehebrechers unter den Töd⸗ 
tungen aufgeführt, die entfchultigt werten, wenn orbentlis 
her Weife dabei gehandelt worden ſei?). Wenn man aber 
auch nicht annehmen will, daß diefe Beftimmung nur aus ei- 
nem Verſehen in die Carolina hineingekommen ift 3), fo kann 
doch in berfelben nicht ſowohl die Anerkennung einer förm⸗ 





1) T.20—24. D. ad leg. Jul. de adult. (XLVIH. 5.) Vrgl. bier: 
über überhaupt Abegg, Unterfuchungen, ©. 154 ff. und Köftlin, die 
Lehre vom Mord und Todtſchlag, ©. 166 ff. 

2) Art. 150, auch Art. 142, | 

3) Dad ift nicht unwahrſcheinlich, weil in Art. 150 auf Art. 120 
verwiefen ift, in welchem aber eine folche Beftimmung gar nicht fteht. 
Dagegen fteht fie in der Bambergifhen H. G. O. Art. 145, welcher Ar: . 
tifel dem Art. 120 der Carolina entfpricht. Da die Auslafjung in diefem 
Artikel ſchwerlich eine zufällige ift, fo Tieße fich der Art. 150 einfach damit 
erklären, daß man bei diefem Artikel dem Art. 175 der Bambergifchen 
H. G. O. copirte, ohne ſich zu erinnern, daß er nicht mehr zu Art. 120 
der Carolina paßte. Vrgl. indeffen Abegg a. a. O. ©. 350 ff. 
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lichen Tödtungsbefugniß, wie im römiſchen Rechte, als viel: 
mehr nur eine Berückſichtigung des gerechten Zornes gefun- 
den werden, ber fi) des Mannes oder Vaters bemächtigen 
kann 1). 

b) Die Tödtung eines bei nächtlicher Weile auf gefähr- 
liche Werfe im Haufe Betroffenen wird in der Carolina eben- 
falls zu den Tödtungen gerechnet, Die entfchuldigt werben, 
wenn ordentlicher Weife dabei gehandelt worden fei 5), Es 
liegt darin nicht die Anerkennung eines beſonderen Rechtes, 
Jemanden zu tödten ©), ſondern es fällt dieſe Beſtimmung 
durchaus unter den Geſichtspunect der Nothwehr 7), wie auch 
das römische Necht die Tödtung des nächtlichen Diebes nur 
unter ber Borausfegung für ftraflos erklärt, Daß berfelbe 

nicht ohne Gefahr gefchont werden Fonnte 8). 

c) Unter den Fällen, in welchen es erlaubt fein fol, 
eine außerdem verbotene Handlung zu begehen, wird häufig 
noch die Rechtlofigkeit des Verlegten aufgeführt, welche die 
Möglichkeit entweder. jedes gegen denjelben zu begehenden 


4) Es ergiebt fi) das vorzüglich aus Art. 145 der Bambergifchen 
H. G. O., wo. von dem hitzigen Gemüth und billigen Schmerz des Che: 
manned Die Nede ift. Dagegen behauptet Feuerbach, $. 383, Note d, 
daß die Carolina abjichtlihy von der Bambergenfis abweiche, um das rö- 
mifche Recht wieder berzuftellen. Allein die Abweichung, die ich auch für 
abfichtfich halte, befteht nur. darin, daß in die Carolina Art. 120 die 
Beſtimmung des Art. 145 der Bamberg. H. G. O. nicht aufgenommen iſt, 
während fonft Art. 142 und Art. 167, ſowie Art. 150 und Art. 175 in 
beiden Gefegbüchern ganz gleidy lauten, 

5) Art. 150. | 

6) Wie von Feuerbach $. 322 in den früheren Ausgaben behaup— 
tet, aber in den fpäteren zurückgenommen wurde. 

7) Vrgl. Abegg a. a. D. ©. 364. 

8) L. 9. D. ad leg. Corn. de sicar. (XLVII. 8.) Nach älterem 
römifchen Rechte war es allerdings erlaubt, den nächtlichen Dieb auch 


außerhalb der Norhwehr zu tödten; Abegg a. a. D. ©. 141 ff. 
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Verbrechens, oder wenigftens einzelner beftimmter Verbrechen 
ausfchließe, je nachdem fie in einer Aufhebung fämmtlicher 
Rechte beftehe, oder fich nur auf einzelne beftimmte Rechte 
beziehe 9). ine gänzliche Rochtlofigfeit und Wogelfreiheit 
kommt im heutigen Rechte nicht mehr vor, obgleich das äls 
tere Recht allerdings -Beifpiele berfelben bietet 10). Nicht 
tin Mal in Anfehung feindlicher Soldaten Fann in der Art 
Kechtlofigkeit angenommen werden, daß fich Jedermann an den 
Rechten derjelben ungeftraft vergreifen könnte 11), "Eben- 
fo wenig giebt es eine Wechtlofigkeit Hinftchtlich einzelner be= 
ftimmter Rechte mit der Wirkung, daß Feine Verbrechen ge= 
gegen bdiefelben begangen werden Fünnten 12). 


9) Wächter, $. 57, Feuerbad, $. 34 und $. 40. Martin, 
$. 42. Heffter, $. 37. 

10) Namentlich Erklärung in die Acht, Bamberg. H. G. O. Art. 241, 
wobei die Bamberg, H. G. OD. Art, 175 die Tödtung des Achters noch 
unter den ftraflofen Tödtungen aufführt, während in dem entfprechen- 
den Art. 150 der Carolina diefer Fall bereitd hinweggelaſſen iſt; nad) 
den Reichögefegen find auch die Zigeuner völlig rechtlos und vogelfrei, 
RP. O. von 1577, Tit. 28. R. A. von 1589, Tit. 22; ebenfo die De 
ferteure und Feldflüchtigen, Neuterbeftallung von 1570, Art: 63. Brgl. 
über diefe Fälle Abegg a. a. D. ©. 362,369 und 371; auch meine 
Abhandlungen, II. ©. 468 f. 

11) Die Frage ift nicht unbeftritten, obgleich bei Weitem die Mehr: 
zahl-der neueren Eriminaliften die im Terte aufgeftellte Anſicht anerfennt. 
Für die entgegengefegte Anficht beruft man fich vorzüglich darauf, daß 
der Krieg eine völlige Aufhebung des Nechtözuftanded mit ſich bringe. 
Vrgl. Henke, Handbuch I. ©. 236. Das ift aber entfchieden nicht der 
Fall, da auch der Krieg unter beftimmten völferrechtlihen Regeln fteht. 
Der Grund, aus welchem Berlegungen, die dem Feinde amgethan wer: 
den, ftraflos find, liegt nur darin, daß fie auf verbindlichen Befehl zu: 
gefügt werden, der dem Einzelnen, der nicht Soldat ift, nicht gegeben 
wird. Vrgl. meine Abhandl. a. a. ©. ©. 469, und Hepp, Theorie 
der Zurechnung, ©: 70 ff. 

12) Daß an einem zum Tode Verurtheilten Fein Verbrechen der 
Todtung begangen ‚werde, fondern daß damit nur eine Polizeiübertretung 
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Bweites Gapitel. 


Aeußere Befchaffenheit der Handlung, duch welche bie verbreche⸗ 
rifhe Willensbeftimmung dargelegt wird. 


$. 51. 
Begriff und Bedeutung der äußeren Handlung im 
Allgemeinen. 


Eine äußere Handlung ift die Thätigkeit des Menfchen, 
durch welche fich derfelbe in ein beftimmtes Werhältnig zu ber 
ihn umgebenden Außenwelt feßt, oder Durch welche er eine 
beftimmte Einwirkung auf biefelbe hervorbringt. Der Ge= 
genfat der äußeren Handlung iſt Die innere Handlung oder 
ber Wille, der jener zu Grunde gelegen. Beide zufammen 
bilden die Handlung, die überhaupt rechtlich von Bedeutung 
werden Fann !). Der Wille, der noch nicht zur äußeren 








oder eine Berlegung der Zuftizadminiftration verübt werde, behaupten 
Feuerbach, $. 34 und Grolman, $. 259, Note a. Man könnte da= 
gegen c. 13. 14. Caus. XXIU. qu. 5 anführen, wenn nicht die Unrich— 
tigfeit dieſer Anficht auf der Hand läge. Häufiger findet man die Bes 
hauptung, daß an einem für ehrlos Erflärten Fein Verbrechen der Ehr— 
verletzung begangen werden Fönne Feuerbach, $. 277, Martin, 
8. 163, Heffter, $.'303. Allein diefe Behauptung beruht auf einer 
irrigen Anficht über das Wefen der Ehrlofigfeit und Ehrenfchmälerung, 
welche den Betroffenen nur einzelner beftimmter Ehrenrechte entkleidet, 
keineswegs aber den Injurien Der übrigen Menfchen preis giebt. Brgl. 
meine Abhandlungen a. a. O. ©. 471. 

1) Gegen den’ Ausdrud „Außere und innere Handlungen‘ erflärt 
ſich Abegg, $. 78, weil beide nicht verfchiedene Arten der Handlung, 
fondern vielmehr die beiden wefentlichen Beftandtheile derfelben feien, ohne 
welche eine Handlung gar nicht vorhanden fein könne. Für Handlungen, 
die rechtlich in Betracht kommen follen, ift dad allerdings richtig, wäh 
rend im Gebiete der Moral auch der bloße Gedanke eine Handlung, und 
zwar eine innere, genannt werden Fan. Daß man im Nechte die beiden 
Beftandtheile der Handlung Äußere und innere Handlung nennt, recht 
fertigt ſich aud aus dem allgemein angenommenen Sprachgebrauche, nad) 
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Handlung geworben, ift Feine Handlung im rechtlichen Sime, 
die Gegenſtand rechtlicher Beurtheilung werden könnte 2), 
- Ebenfo wenig ift e8 eine Handlung im rechtlichen Sinne, 
wenn es in Feiner Weife auf den Willen eines Menfchen zus. 
rückgeführt werben Fann, daß eine Einwirkung auf die Au⸗ 
Benwelt hervorgebracht wurde 3). Wie die Handlung nur in 
ber Vereinigung ihres inneren und ihres äußeren Theiles bes 
fteht, fo tragen auch beide Dazu bei, ihren rechtlichen Cha⸗ 
rakter zu beſtimmen. Nach dem Willen, mit welchem fie 
verübt find, beſtimmt fich ihre Eigenfchaft als verbotene oder 
erlaubte, .da einem Verbote nicht anders zuwider gehandelt 
wird, ald mit dem Willen, die in ihm gemeinte Handlung 
zu begehen 9). Nach der äußerlichen Handlung beſtimmt fich 
die rechtliche Eigenfchaft, welche die Handlung durch den in 


welchem man zwifchen fubjectivem und objectivem Thatbeftande unterfchei- 
det, welche‘ beide ebenfalls nicht verfciedene Arten des Thatbeſtandes, 
fondern nur die beiden wefentlichen Beftandtheile deffelben find, 

2) ©. oben $. 31. 

3) Die Einwirkung ift vielmehr alsdann ein Zufall, für welchen 
Niemand verantwortlich ift. L. 30. $.3. L. 31. L. 52. $.4. D. ad leg. 
' Aquil. (IX. 2.) P.G.O. Art. 146. Das gilt fowohl für die privatrecht- 
liche ald für die firafrechtliche Verantwortlichkeit. Nur geht die Verants 
wortlichfeit im Privatrechte weiter ald im Strafrechte, indem man dort 
für alle Erfolge haftet, die ein bedachtfamer Menfch hätte vorherfehen 
Fönnen, und bier die Verantwortlichkeit auf die Erfolge befchränft iſt, 
die man wirklich ald möglich vorhergeſehen hat; vgl. darüber oben $. 38, 
Note 6. Bei Erfolgen, die man hätte vorherfehen fönnen, ohne fie 
wirklich vorhergefehen zu haben, läßt ſich infofern nicht fagen, daß fie in 
dem Willen gelegen haben, ald man nur wollen kann, was man wenig: 
ftend ald möglich wirffich vorausſieht, und darum ift dabei Fein firaf 
barer Wille oder Feine Eriminalculpa vorhanden: dagegen können fie. 
privatrechtlich in fofern auf den Willen zurücgeführt werden, ald man 
mit Willen die Handlung unternimmt, deren Folgen man bei gehöriger 
Ueberlegung hätte vorherfehen Fönnen. 

4) ©. oben $. 31. 
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ber Wirklichkeit Hervorgebrachten Erfolg erhält. Denn wie 
ein Erfolg nur durch eine äußere Handlung biefer oder jener 
Art hervorgebracht werden Fann, in deren Folge er nach dem 
Geſetze des Gaufalzufammenhanges eintreten muß, fo muß 
die äußere Handlung je nach der Verfchiedenheit des durch 
‚ fie hervorgebrachten Erfolges verfchiedene rechtliche Bedeutung 
° haben, fo weit e8 in dem pofitiven Rechte als folgenreich 
anerfannt ift, welcher Erfolg in ber objectiven Wirklichkeit 
hervorgebracht worden ſei. Im Strafrechte, dem die ver- 
botenen Handlungen anheimfallen,, kommt e8 vorzugsweife auf 
- den Willen an, welcher der äußeren Handlung zu Grunde 
gelegen, indem nur nach dieſem Willen beftimmt werden Fann, 
welches Verbrechen mit berfelben begangen worden 5). Im 
Privatrechte, wo es fih um Werbindlichfeiten des Einzelnen 
gegen den Einzelnen Handelt, ift die äußere Handlung oder 
bie Einwirkung, welche durch dieſelbe auf das Rechtsgebiet 
eines Anderen ausgeübt wird, die Hauptſache. Im Straf: 
rechte ift Die äußere Handlung, auch wenn fie Die gewollte 
Einwirkung auf die Außenwelt nicht gehabt hat, noch von 
Bedeutung, fo wie nur der Wille aus ihr hervorgeht °); 
im Privatrechte Hat eine Handlung nur infofern Bedeutung, 
als fie eine bejtimmte Einwirkung auf die Außenwelt ge= 
habt hat. | 


$. 52. 
-Erforderniß der äußeren Handlung im Allgemeinen. 
| In dem Begriffe der äußeren Handlung iſt als wefent- 
liches Erforderniß die Selbftbeftimmung enthalten, daß ſich 
der Menfch durch feine eigene Thätigkeit in ein Verhältniß 
zur Außenwelt fegt und nicht Durch andere, von feiner Thä— 
tigkeit unabhängige Urfachen, welche man durch den Aus— 


5) ©. oben $. 31, Mote 4. 
6) P. G. O. Art. 178. 
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druck vis absoluta bezeichnet, in baffelbe gefegt wird. Es 
Fann fowohl durch Die Gewalt anderer Menfcheg, als durch 
andere Umftände gefchehen, daß Iemandes Körper dazu mit» 
wirken muß, einen gewiffen Erfolg hervorzubringen !). Im 
diefem Falle kann von einer Handlung Feine Rede fein, da 
der jener Gewalt unterliegende Körper nur mechanifch wirkt 
und derfelben zum bloßen Werfzeuge-bient?). Was in Folge 


1) Beifpiele in L. 11. pr. D. ad leg. Agnil. (TX. 2.) ud P. G. O. 
Art. 146, wer auf einen Anderen fällt, oder aus Schwäche eine Laſt fal- 
len läßt und denfelben befchädigt. Bei Unterlaffungsverbrechen (f. darüber 
oben $. 28) befteht die abfolute Gewalt in ſolchen Umftänden, welche das 
gebotene Thun unmöglich machen. Bol. im Allgemeinen Feuerbach, 
$. 89. Heffter, $. 57, Note 5. Berner, Grundlinien der crimis 
naliftifchen Imputationälehre, ©. 53 und 58, unterſcheidet zwifchen vis 
major und zwifchen vis absoluta, und gebraucht jenen Ausdrud, wenn 
der Leib des Menfchen durch Naturfräfte, diefen, wenn er durch die 
Gewalt anderer Menfchen beftimmt wird. Indeſſen ift zwifchen beiden 
fein rechtlicher, fondern nur .ein factifcher Unterjchied. Bol. Köftlin, 
neue Nevijion der Grumdbegriffe ded Eriminalrechtd, $.88. — Die Nas 
turfräfte, denen der Menfch unterliegen kann, laffen fih mit Berner, 
a. a. O. allerdings in mechanifche, phyfifalifche und organifche unterfcheis 
den. Zu den leßteren gehören die innerhalb feines Organismus liegenden 
Kräfte, welche die Selbftbeftimmung feiner Ihätigfeit aufheben. Die 
. Zuftände, in welchen fich folche Kräfte geltend machen, wie Hundswuth, 
böfes Wefen, Krämpfe u. f. w. werden indefjen meiftensd zugleich Zuftände 
der Bemwußtlofigfeit fein und unter den Gefichtöpunct des $. 43 fallen. 

2) Der vis absoluta, die in den Geſetzbüchern meiftens unwiderftch- 
liche förperliche Gewalt genannt wird, pflegt die vis compulsiva, welche 
durch Drohungen ausgeübt wird, an die Seite geftellt zu werden; vgl. 
die in der folgenden Note citirten Gefegbücher. Der Grund, aus wel: 
chem bei Eompulfivgewalt das Dafein ded Verbrechens auögefchloffen ift, 
it aber ein ganz anderer. Wer abfoluter Gewalt unterliegt, begeht gar 
feine Handlung, während zwar handelt, wer dem Einfluffe einer Drohung 
nachgiebt, aber Fein Verbrechen begeht, wenn er durch die Drohung in 
einen Nothſtand verfegt war. Daher mußte von der Compulfivgewalt an 
einer anderen Stelle die Rede fein. S. oben $. 46, Note 9. 
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ſolcher abfoluter Gewalt hervorgebracht worden, Fann Dem 
jenigen nicht zugerechnet werden, der berfelben unterlegen. 
Der Grund davon liegt nicht darin, daß duch die abfolute 
Gewalt die Burechnungsfähigfeit aufgehoben würde, fondern 
nur darin, daß es im Falle derfelben an einer Handlung und 
mithin an einem Gegenftande für die Burechnung mangelt ?). 
Daß Jemand ſolcher abfoluten Gewalt unterlegen, Fann nur 
unter der VBorausfegung angenommen werden, daß er fich der 
Wirkſamkeit derfelben nicht durch feine eigene Thätigkeit aus— 
gefet Hat *). Außerdem gehört Die abfolute Gewalt und 


3) Gewöhnlich wird die abſolute Gewalt in den Lehrbüchern und 
Gefegbüchern unter den Gründen der Zurechnungsunfähigfeit aufgeführt. 
Feuerbadh, $.89. Martin, $. 37. Wächter, $.68 Heffter, 
$. 57. Deftreich. ©.B. über Berbr. $.2, e. Bayerſch. G. B. Art. 121. 
Sächſ. ©.B. Art. 69. Würtemb. GB. Art. 101. Hannov. ©.B. Art. 84, 
Großh. Heſſ. ©.B. Art. 39. Braunfchweig. ©.B. $. 33. Gegen dieſe 
Stellung gelten die nämlichen Gründe, die oben $. 41, Note 2 dagegen 
angeführt find, daß man die Gründe, aud welchen die vwerbrecherifche 
Willensbeftimmung audgefchloffen wird, mit den Gründen der Zuredh- 
nungsunfähigfeit zufammen wirft. Neuerdings ſtimmen Berner, a. a. O. 
©. 51 und Köftlin, a. a. O. ©. 181 u. 182 darin mit mir überein, 
dad die vis absoluta Feine Zurechnungsunfähigfeit begründe. 

4) Beifpiele in L. 7. 82. L.8. 8.1. L. 11. D. ad leg. Aquil. 
(X. 2) 9.6.09. Art. 146. Feuerbad, $. 89, drüdt das bier Ge— 
meinte fo aus, daß der Zuftand, in welchem die That bloß mittelft der 
mechanifch beftimmten Körperfräfte gefchehen war, ein unverfchuldeter ges 
weſen fein müfe. Daran zeigt fih, wie unrichtig es ift, die abfolute 
Gewalt ald Grund der Zurechnungsunfähigkeit aufzufaffen. Denn man 
würde darnach Jemanden für Das beftrafen, was er im Zuftande ver 

ſchuldeter Zurechnimgsunfähigfeit angerichtet, während ed doc auf der 
anderen Seite feft fteht, daß der Zurechnungsunfähige unter feiner Bes 
dingung beftraft werden kann. Vgl. auch oben $.43, Note 6. Köftlin, 
a. a. D. ©, 182, will, um Feuerbach gegen dieſe Einwendung zu 
vertheidigen, zwifchen abfoluter und relativer Zurechnungsunfähigfeit uns 
terfcheiden, je nachdem diefelbe von der Schuld des Subjects abhänge, 
oder nüht. Aber die verfchuldete relative Zurechnungsunfähigkeit ift doch 
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ihre Wirkfamkeit mit zu der Handlung, durch welche er ſich 
in die Lage verfegte, berfelben unterliegen zu müſſen. Denn 
wie der Handelnde eine Einwirkung auf die Außenwelt nur 
dadurch hervorbringen Fann, daß er durch feine Thätigfeit an» 
dere, außerhalb feiner liegende Kräfte in ſolche Wirkfamkeit 
fett, daß die Einwirkung nach dem Geſetze des Eaufalzufam- 
menhanges daraus hervorgehen muß, und wie die Wirkfam- 
keit Diefer Kräfte eben darum mit zur menfchlichen Handlung 
gerechnet werden muß, fo gilt diefes auch von der Wirkſam⸗ 
keit abfoluter Gewalt, wenn fich der Menfch durch feine eis 
gene Thätigkeit derfelben ausgefegt hat °). 


$. 53. 
Berfhiedene Formen der äußeren Handlung im 
Ä Allgemeinen. 
Phyfifhe und intellectuelle Handlungen. Begehungen 
und Unterlaffungen. 

Nach dem angegebenen Begriffe hat die äußere Handlung 
zwei Momente, nämlich die menfchliche Thätigkeit und Die 
außerhalb des Handelnden Tiegenden Kräfte, mit welchen er 
fi) in Verbindung fegt 1). Diefe beiden Momente Fönnen 
in verfchiedenen Modificationen vorfommen, nad) welchen ver» 
ſchiedene Formen der äußeren Handlung unterfchieden werben 
Fönnen. Auf der Verfchiedenheit der Kräfte, mit welchen 
fi der Handelnde durch feine Thätigkeit in Verbindung fegt, 
beruhet die Eintheilung der Handlungen in phufifche und in 


auch Zurechnungsunfähigkeit. Köftlin-fagt, wenn fi im concreten 
Halle zeige, daß die Zurechnungsunfähigfeit Feine abfolute fei, fo fei das 
mit bewiefen, daß das Subject zurechnungsfähig fei. Richtig ift aller: 
dings, daß in Ermangelung von Zurechnungsunfähigfeit Zurechnungs- 
fähigkeit anzunehmen ift. Allein daß gilt von jeder Zurechnungsunfähig- 
feit, fowohl von der abfoluten, ald von der relativen, 

5) Bol. darüber meine Abhandlungen, I. ©. 213 ff. 

1) Dal. meine Abhandlungen, IL ©. 214— 216. 
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intellectuelle. Man nennt eine Handlung eine phyfifche, wenn 
e8 die phyſiſchen Naturkräfte find, Die er durch feine Thätig— 
feit in Wirkſamkeit fett 2); dagegen eine intellectuelle, wenn 
fich feine Thätigkeit darauf beſchränkt, mit der Thätigkeit an= 
derer Menfchen, damit durch dieſe Die Einwirkung hervorge- 
bracht werde, in Verbindung zu treten ?). Eine Handlung, 
kann auch zum Theil eine phyfifche, zum Theil eine intel» 
feetuelle fein, wenn der Handelnde feine phylifchen Hand» 
lungen mit den phyfifchen Handlungen anderer Menfchen in 
Verbindung ſetzt *). Auf der DVerfchiedenheit der Thätig— 
feit, welche der Menfh anwendet, diefe Kräfte in Wirk- 
famkeit zu fegen oder mit denfelben in Verbindung zu tre= 
ten, beruhet die Einteilung der Handlungen in Begehungen 
oder pofitive Handlungen und in Unterlaffungen oder negative 
Handlungen. Man nennt e8 Begehungen, wenn die Thätig- 
feit von der Art iſt, Daß durch Diefelbe Die vorher ruhende 
Wirkſamkeit diefer Kräfte erft veranlaßt wird; dagegen In» 
terlaffungen, wenn der Handelnde die unabhängig von ihm 
entftandene Wirkſamkeit derfelben nicht hindert, ungeachtet 
für ihn Veranlaffung dazu und Möglichkeit vorhanden war °). 
Da die angegebenen beiden Momente in jeder äußeren Hand— 
Iung enthalten find und da jedes derfelben entweder in der 
einen oder in ber anderen dieſer Modificationen vorkommen 


2) 3. 3. bei Tödtung, wenn der Handelnde durch die Verwundung 
oder Die Vergiftung die Krankheit hervorruft, welche den Tod verurfacht ; 
bei Brandftiftung, wenn er dem Feuer Veranlafjung giebt, ſich nad) dem 
Geſetze feiner Natur weiter auszubreiten u. f. w. 

3) 3. DB. wenn der Handelnde einen Anderen veranlaft, die Hand» 
lungen vorzunehmen, aus welchen Tödtung oder Brandftiftung hervor: 
gehen muß. 

4) 3. DB. bei Ehebruch, wo jeder Theil zugleich phyſiſch und intel 
lectuell handelt. 

5) 3. B. die Mutter, die unterläßt, ihrem Kinde die erforderlichen 
Nahrungsmittel zu reichen, 
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muß, fo müffen fich auch Die angegebenen beiden Gintheffun- 
gen zugleich auf jede äußere Handlung beziehen. Mit ans 
deren Worten, jede phyſiſche und jede intellectuelle Handlung 
muß entweder eine Begehung oder eine Unterlafjung fein, oder 
jede Begehung und jede Unterlaffung kann nur entweder auf 
phyſiſche oder auf intellectuelle Weife begangen werden. 

An und für fich ift der Unterfchied, der zwifchen diefen 
verfchiedenen Formen menfchlicher Handlungen Statt findet, 
nur factifcher, nicht rechtlicher Natur; denn wie die recht- 
lichen Eigenfchaften einer Handlung beftimmt werden Theils 
duch den Willen, der ihr zu Grunde gelegen, Theils durch 
die Einwirkung, welche durch fie auf Die Außenwelt hervor- 
gebracht wird °), fo müſſen auch phyfiiche und intellectuelle 
Handlungen, Begehungen und Unterlaffungen rechtlich einan« 
der gleich ftehen, wenn fie aus dem nämlichen Willen her— 
vorgegangen find und die nämliche Einwirkung auf die Aus 
Benmwelt hervorgebracht haben. 


$. 54. 
Verſchiedene Arten der verbreherifhen Handlung im 
Allgemeinen. 


Urbeberfchaft und Theilnahbme Vollendung und Berfud. 

Eine verbrecherifche Handlung ijt jede Handlung, Die aus 
dem Willen, die verbotene Handlung hervorzubringen, her— 
vorgegangen ift. Alle Handlungen, die aus dem nämlichen 
Willen hervorgegangen find, gehören unter den Begriff des 
nämlichen Verbrechens 1). Jede verbrecherifche Handlung 
fann nur in der einen oder der anderen der verfchiedenen 
Formen vorkommen, in welchen überhaupt jede menfchliche 
Handlung in die Erfoheinung treten muß ?). Durch Diefe 





6 ©. oben $. 51. 

1) ©. oben $. 31. 

2) ©. oben $. 53. 

Luden Straftehts I. 23 





342 Zweiter Abfchnitt, Zweite Abtheilung. 


Verſchie denheit der Form, in welcher die verbrecheriſche Hand⸗ 
lung begangen werden Fann, entftehen aber noch Feine ver- 
fohiedenen Arten derfelben, Die rechtlich von Bedeutung fein 
fünnten. Denn es Fann die nämliche Einwirkung auf die Au— 
Benwelt fowohl durch phyſiſche als Durch intellectuelle Hand- 
lungen, fowohl durch Begehungen als durch Unterlaffungen 
bervorgebradyt werden, und e8 muß jede Diefer Handlungs— 
formen, wenn fie aus dem nämlichen Willen hervorgegangen 
ift und Die nämliche Einwirkung auf die Mußenmwelt gehabt 
bat, die nämliche rechtliche Bedeutung haben. 

Berfchiedene Arten der aus dem nämlichen Willen her⸗ 
vorgegangenen Handlung mit rechtlicher Bedeutung der Ver— 
ſchiedenartigkeit können nur unterſchieden werden nach der 
Verſchiedenheit der Einwirkung, welche die Handlung auf die 
Außenwelt gehabt hat. Der Unterſchied, der in dieſer Be— 
ziehung Statt finden kann, beſteht darin, daß die gewollte 
verbotene Einwirkung auf die Außenwelt durch die Handlung 
entweder wirklich hervorgebracht wird, oder daß ſie nicht 
durch dieſelbe hervorgebracht wird 3). Nach dieſem Unter— 
ſchiede iſt Die verbrecheriſche Handlung Theils entweder Ur— 
heberſchaft oder Theilnahme, Theils entweder Vollendung 
oder. Verſuch 2%). Urheberſchaft iſt es, wenn der Handelnde 


3) Beide Arten können unter verſchiedenen Modificationen vorkom— 
men, die zwar auch von rechtlicher Bedeutung ſein können, aber keine 
ſelbſtſtändigen Arten begründen, ſondern eben nur Modificationen der 
nämlichen Art ſind. So kann z. B. bei der einen Brandſtiftung mehr 
als bei der anderen abbrennen, während ſich von beiden in gleicher Weiſe 
ſagen läßt, daß die verbotene Einwirkung auf die Außenwelt vollſtändig 
hervorgebracht ſei. Ebenſo kann in dem einen Falle einer beabſichtigten, 
aber nicht hervorgebrachten Tödtung wenigſtens eine bedeutende Verwun— 
dung und in einem anderen Falle gar kein Schaden zugefügt ſein, wäh— 
rend beide Fälle mit einander gemein haben, daß die gewollte Tödtung 
nicht hervorgebracht worden iſt. 

4) Ueber die nähere Begründung diefer Begriffe ſ. die folgenden 86. 
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felbft die verbrecherifche Handlung vornimmt, welche nad) feis 
ner Vorftelung mit der verbotenen Einwirkung auf die Au« 
ßenwelt in Gaufalzufammenhange fteht; Theilnahme, wenn 
er fich dazu der verbrecherifchen Handlungen anderer Perfo- 
nen bedient. Es Fönnen auch Urheberfchaft und Theilnahme 
in der Art zufammentreffen, daß der Handelnde in Bezies 
bung auf das nämliche Werbrechen Urheber und Theilnehmer 
zu gleicher Beit it. Diefer Fall wird durch den Ausdruck 
Mitucheberfchaft bezeichnet. 

Die Urheberfchaft ift Usheberfchaft entweder des Wer» 
ſuchs oder der Vollendung; dieſes, wenn Die gewollte Ein- 
wirkung auf die Außenwelt wirklich foweit hervorgebracht 
worden ift, Daß Die in dem Strafgefee gemeinten Merkmale 
derfelben vollitändig vorhanden find; jenes, wenn Die gewollte 
Einwirkung auf die Außenwelt nicht foweit hervorgebracht 
worden ift. Der Theilnahme liegt ber nämliche Wille zu 
Grunde, als der Urheberſchaft, weil der Wille Desjenigen, 
der ſich der verbrecheriſchen Thätigkeit eines Anderen bedie⸗ 
nen will, ebenfalls auf nichts Anderes als auf die Hervor—⸗ 
bringung des Verbrechens gerichtet ift; aber es läßt fich von. 
der Sheilnahme nicht fagen, daß durch fie Die verbotene Ein- 
wirfung auf die Außenwelt wirklich hervorgebracht werde, 
weil die hervorbringende Urfache derfelben nach dem Geſetze 
des Gaufalzufammenhanges nicht in ihr, fondern in Der ver- 
brecherifchen Ihätigkeit des Anderen liegt. Die Theilnahme 
it ebenfalls entweder Theilnahme am Verſuche, oder Theil⸗ 
nahme an der Vollendung, je nachdem dieſer Andere Die vers 
botene Einwirkung auf die Außenwelt wirklich hervorgebracht 
hat, oder nicht. Im römischen Strafrechte, welches bei Be— 
fimmung der Strafe der Negel nach den fogenannten fubs 
jectiven Gefichtspunct beobachtet und bloß den Willen berück— 
fichtigt, mit welchem gehandelt worden, Fann der Unterjchied 

23 * 
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zwiſchen Ucheberfchaft und Theilnahme 5) und zwifchen Voll- 
endung und Verſuch eine rechtliche Bedeutung Haben ®). 


5) Dad römische Recht hat Fein allgemeined auf alle Verbrechen be: 
zügliched Gefe über die gleiche Strafbarkeit des Urheberd und des Theil: 
nehmers: aber den meiften Strafgefegen, die von den einzelnen Verbre— 
chen handelten, war die Formel einverleibt? cujus ope consilio, cujusve 
dolo malo id factum fuerit, quive id fieri jusserit faciendumve cura- 
verit; vgl. Sanio, observ. ad leg. Cornel. de sicariis, p. 95. $. 8.9. 
J. de publ. judie. (IV. 18.) L. 3. $. 3. 4. D. de incendio (XLVII. 9.) 
L. 8. 9. D. ad leg. Jul. de adult.. (XLVOL 5.) L. 6. 7. D. de leg. 
Ponıp. de parr. (XLVII 9.) L.9. $&.1. D. ad leg. Corn. de fals. 
(XLVII. 10.) L.5. C.-ad leg. Jul. majest. (IX. 8.) Bei einigen er: 
brechen wird indeffen zwifchen Lchebern umd Theilnehmern in der Beſtra— 
fung ein Unterſchied gemacht. L. u. $. 2. C. de raptu virg. (IX. 13.) 
L. u. C: de Nili agger. (IX. 38.) 

6) Die gleiche Strafbarfeit der Bollendung und des Berfuches iſt 
zwar im römifchen Nechte nirgends in einem allgemeinen «uf alle Ber: 
brechen bezüglichen Gefege audgefprcchen. Die oft hierher gezogene L. 14. 
D. ad leg. Cornel. de sicar. (XLVIII. 8.) bat eine andere Bedeutung. 
Pol. darüber Zacharif, die Lehre vom Verſuche der Verbrechen, Thl. 1. 
$. 75, und meine Abhandlungen, L ©. 21 und oben $. 31, Note 4. 
Aber in den meiften Strafgefegen, welche von den einzelnen, Berbrechen 
handeln, wird in der Beftrafung Fein Unterfichied gemacht, ob der Hans 
delnde den beabfichtigten Erfolg bervorgebracht habe oder nicht. 3. 2. 
L.1. pr. $.1. L.3. D. ad leg. Cornel. de sie. (XLVII. 8.) L.1. i. f. 
D. de leg. Pomp. de parr. (XLVill. 9.) L.3. pr. $.5. D. ad leg. 
Jul. de vi publ. (XLVII. 6.) L.5. pr. C. ad leg. Jul. majest. (IX. 8.) 
In einzelnen Fällen trat indeffen Feine Strafe ein, wenn nicht ein be— 
ftimmter Erfolg bervorgebradht war, 3. B. L. 1. 8. 1. D. Quod quis- 
que juris. (1. 2.) L.5. $.2.D. ne quis eum. (I. 7.) L.3.D. de 
his qui notant. (lli. 2.) L. 15. $. 10. de injur. (XLVIL 10.) In ans 
deren Fällen trat verfchiedene Strafe ein, je nachdem ein Erfolg bervors 
gebracht war, oder nicht, z. B. L. 1. $.2. D. de extraord. erimin. 
(XLVI. 11.) Der technifche Begriff des Verſuches im Gegenfaße der 
Bollendung, fo daß von einem gewiffen Momente an Bollendung des 
Berbrechens angenommen werden müßte, ift Dem römifchen Rechte fremd. 
Daſſelbe befchreibt vielmehr im Einzelnen die Handlungen, die beftraft 
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Im germanifchen Strafrechte dagegen, welches den fogenann= 
ten objectiven Geftchtspunet beobachtet und bei Beftimmung 
der Strafe auch den Erfolg berüdfichtigt, der wirklich her— 
vorgebracht worden, ift für Urheberfchaft der Wollendung 
härtere Strafe als für Urheberfchaft des Verſuchs 7) unb 
für Theilnahme an den bes Uthebers vorge: 
fchrieben 8). 


8. 5. 
Erforderniffe der äußeren verbreherifhen Handlung. 


Ob eine Handlung eine verbotene oder erlaubte fei und 
alfo ein Verbrechen bilde, oder nicht, beſtimmt fich nach dem 
Willen, mit welchem fie verübt worden. Darnach beftimmt 
fich Die äußere Befchaffenheit, welche eine Handlung an ſich 
tragen muß, um für eine verbrecherifche Handlung angefehen 
werden zu Fönnen. Diefe Befchaffenheit muß von der Art 
fein, daß Die Handlung aus der verbrecherifchen Willensbe- 
ftimmung hergeleitet werden kann. 


werden follen. Unter diefen Handlungen find aber viele, die man ald 
unvollendete Berbrechen auffaffen Fann, wenn man die Bollendung in die 
Erreichung eines beftimmten beabfichtigten Erfolgs ſetzt. Bol. Zacha— 
riä,a. a. O. $. 77, und meine Abhandlungen a. a. D. ©: 9 ff. und 
©. 257 fl. 

7) Ueber den gefchichtlichen Grund des objectiven Gefichtöpunctes f. 
oben ©. 71. Die geringere Strafbarfeit ded Verſuchs ift ausgeſprochen 
in der P.G.O. Art. 178 und in allen neueren Gefegbüchern. Preuſſiſches 
eh. U. Tit. 20, $. 39 ff. Deftreih. G.B. $. 40. Bayerſch. G. B. 
Art. 60 ff. Sächſ. G.B. Art. 26. Würtemb. GB. Art. 62. Hannov. 
G.B. Art. 36 ff. Großh. Heſſ. ©.B. Art. 68. Braunfhw. G. B. $. 36. 

8) Die geringere Strafbarfeit des Theilnehmers ift anerkannt in der 
P.G.D. Art. 177. Die neueren Gefegbücher nehmen, wie auch die ges 
meinrechtlihe Doctrin thut, verfchiedene Arten und Grade der Theil 
nahme an und laffen gegen die Confequenz des objectiven Gefichtspunctes 
bei einigen die Strafe des Urhebers, bei anderen aber geringere Strafe 
eintreten. Vgl. Darüber die folgenden SS. 
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Wie die verbrecherifche Handlung entweber Ucheberfchaft 
oder Theilnahme tft, je nachdem der Handelnde durch feine 
eigene Handlung oder durch die verbrecherifchen Handlungen 
anderer Werfonen das Verbrechen hervorbringen will, fo muß 
auch darnach Die äußere Beſchaffenheit verfchieden fein, an wels 
cher die Handlung als verbrecherifche erfannt werden Fann. 

- Damit eine Handlung als Urheberfchaft angefehen wer— 
den könne, muß fie fo befchaffen fein, daß Durch fie Die ver» 
botene Einwirkung auf die Außenwelt entweder wirklich hers 
vorgebracht wurde oder hervorgebracht werden fonnte 1). Es 
folgt daraus nicht, Daß jede Handlung von dieſer äußeren 
Befchaffenheit aus verbrecherifcher Willensbeitimmung hervor» 
gegangen fei: aber Feines Falles Fann eine Handlung, welche 
Diefe äußere Befchaffenheit nicht gehabt hat, als verbrecheri- 
fohe in Frage fommen ?). Die Handlung, welche ihrer äu— 
feren Befchaffenheit nach aus der verbrecherifchen Willens» 
beftimmung hergeleitet werden kann, ift nur unter der Vor— 
ausfegung eine wirklich verbrecherifche, daß der Handelnde 
wirklich die Vorſtellung von dem Gaufalzufammenhange zwis 
fohen ihre und der verbotenen Einwirkung auf die Außenwelt 
gehabt Hatte. Ob das der Fall gewefen, ift eine factifche 
Frage, die nur aus den Umständen des einzelnen Falles ent» 
fhieden werden Fann. Durch Diefe Umftände wird nicht eine 
bloße Präfumtion, fondern ein wirflicher Beweis ber vers 


— nn nn 


1) Wenn fie hervorgebracht wurde, it das MWerbrechen vollendet, 
wenn fie hervorgebracht werden Fonnte, verſucht. Ueber dieſe in der 
P.G.D. Art. 178 mit den Worten: „Werfe, die zur Vollbringung der 
Miſſethat dienftlich fein mögen” ausgedrüdte Befchaffenheit der Verſuchs— 
bandlungen vgl. unten $. 56. , 

2) Außerdem würde ed Tendenzprocefie geben und jedwede menſch⸗ 
liche Handlung einer Eriminalverfolgung auögefegt werden können. Ueber 
das Römiſche Necht im dieſer Beziehung vol. meine Abhandlungen, 1. 
©. 98 ff., über das einheimiſche Recht ©. 462 ff. 
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brecherifchen Willensbeftimmung begründet, welche gar ‚nicht 
auf andere Weife bewiefen werden Fann 3). 

Damit eine Handlung als Theilnahme angefehen werden 
könne, muß fie fo befchaffen fein, daß aus ihr der Wille er» 
kannt werden Fann, daß ein Anderer das Verbrechen begehe. 
Diefer Wille befteht in der Vorftellung, daß der Andere das 
Verbrechen in Folge der Handlung, welde als Theilnahmes 
handlung gelten foll, verüben werde ?). Die Theilnahmes 
handlung muß daher von folcher äußeren Befchaffenheit fein, 
daß der Andere duch fie entweder zur Begehung des Ver 
brechens bewogen oder wenigitens darin unterjtüßt werden 
konnte 5). Auch Hier ift nicht jede Handlung vo: dieſer äu— 


3) E8 gilt das fowohl von dem Beweiſe Des dolus ald von dem der 
eulpa. Hinfichtlih Des dolus im Beionderen f. L. 6. C. de dolo male. 
(ll. 21.) L.1.8.3. D. al leg. Cornel. de sicar. (XLVII. 8) R. A. 
von 1594, $. 69. Das in Art. 22 der P. G. O. enthaltene Verbot Der 
Verurtheilung auf Indicien bezieht fih nur auf den Beweis der Perfon 
des Thäters und des objectiven Ihatbeftandes, nicht aber auf den Be- 
weis der verbrecherifchen Willensbeftimmung. Bol. Abegg, Lehrbud) des 
Eriminalprocefies, $. 138, und Müller, Lehrbuch des Griminalproceffes, 
$. 128. Die von älteren Criminaliften bäufig aufgeftellte Behauptung, 
daß bis zum Beweife des Gegentheild der do!us präfumirt werden müſſe, 
wird jet, wohl von Niemaudem mehr vertheidigt. Nur darf man den 
Beweis Des dolus aus Indicien nicht für eine Präſumtion defjelben am: 
feben. Bol. Wening im neuen. Archiv des EN. IL ©. 194 f., Borft, 
ebendafelbft ©. 434 f., Mittermaier Note II zu Feuerbad, $. 87, 
und Bauer, Abhandlungen aus dem Strafreht, I. ©. 277 ff. Ebenſo 
unrichtig ald die Präfumtion des dolus ift aber Das umgefehrte Ertrem, 
welches Kleinfchrod, ſyſtematiſche Entwickelung der Grundbegriffe des 
peinl. Rechts, $. 25 und im meuefter Zeit wieder Ro ftlin, neue Reviſion, 
$. 112 a, annehmen, daß der dolus immer nur durch Geftändniß be: 
wiejen werden könne. Mach Diefer Anfiche wide es in jedem Falle von 
der Willkür des Verbrecherd abhängen, ob er wegen doloſen Verbrechens 
beftraft werden Fünnte, oder nicht. 

4) ©. oben ©. 238, 

5) Ueber Die Iheilnahmebandlungen i. unten, 
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ßeren Befchaffenheit in Wirklichkeit verbrecherifche Theilnah— 
me, fondern nur unter der VBorausjegung, daß ihr die an— 
gegebene Borftellung zu Grunde gelegen hatte. Ob das der 
Fall gewefen oder nicht, muß ebenfalls nach den Umftänden 
des einzelnen Falles beurtheilt werden, 


$. 56. 
Nerfhiedene Arten der verbredherifhen Handlung im 
Einzelnen. 
I. Urheberſchaft. 
1) Begriff derfelben. 

Urheberschaft ift Diejenige verbrecherifche Handlung , die 
mit der gewollten verbotenen Einwirkung auf die Außenwelt 
in Gaufalzufammenhange ſteht '). Urheber des Verbrechens 
ift, wer eine foldye Handlung vornimmt ?). Der Unter- 

1) Die Ausdrücke Urheberfchaft und Urheber Fommen in den gemein 
rechtlichen Quellen nicht vor. Der Begriff pflegt ausgedrückt zu werden 
entweder durch Das Verbum, welches Die Hervorbringung Diefes oder je 
ned Verbrechens bezeichnet, oder durch das Subftantivum, mit welchem 
Derjenige benannt wird, der -Dafjelbe hervorbringt. 3.8. L. 1. pr. 
L. 7. D. de extraord. erim. (XLVU. 11.) L. 1. pr. D. ad leg. Corn. 
de sicar. (XLVIII. 8) P.G.O. Art. 126 und 157. In dem Oeſtreich. 
G.B. 8. 5 wird der Urheber durch den Ausdruck unmittelbarer Thäter 
bezeichnet. In dem Sächſ. GB. ift der Ausdruck Urheber vermieden, 
während für den Bearif Die Ausdrücke „Thäter oder Verbrecher” und 
für den Fell, da Mehrere ald Urbeber des nämlichen Berbrechend ans 
gefehen werden müſſen, „gleiche Iheilnebmer‘ gebraucht werden. Val. 
Art. 26, 27 und 33. Auch das Braunschweig. G. B. $. 43 gebraucht für 
diefen Fall den Ausdruck „gleiche Theilnehmer.“ Die übrigen neuen Ges 
fegbücher pflegen ſich des Ausdrucks Urheber zu bedienen, obgleich nicht 
genau in dem Sinne, in welchem er bier gebraucht worden ift. Vgl. 
darüber Die folgende Note 2. 

2) Unter diefen Begriff falle zunächſt, aber nicht ausfchließlich, Der 
Fall, da die verbrecherifche Eimwirfung auf Die Außenwelt wirflich ber: 
vorgebradjt worden iſt. Begreiflicher Weiſe iſt 05 dieſer Fall, au wel 
chen bei dem Verbote einer Handlung zunächft gedacht und für welchen 
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ſchied zwifchen Ucheberfchaft und Wichturheberfchaft Liegt nur 
in der objectiven Befchaffenheit der Handlung, ob fie nämlich 
mit der Hervorbringung des Verbrechens in Cauſalzuſammen⸗ 


die in dem Geſetze gedrohte Strafe beſtimmt iſt. Daraus erklaͤrt ſich, 
daß in dem Sprachgebrauche der Lehrbücher und der neueren Geſetzbücher 
der Ausdruck Urheber eines Theils enger, anderen Theils weiter als hier, 
gebraucht wird. Der engere Gebrauch beſteht darin, daß man nur im 
Falle des vollendeten Verbrechens und der verwirften vollen Strafe von 
Urheberfchaft fprechen zu wollen fcheint; fo nennt Feuerbach $. 44 
Urheber Diejenigen, in deren Handlung die hinreichende oder nothwendige 
Urfache des Verbrechens liege; Abega, $. 73, Diejenigen, durch deren 
Handlung die Veränderung bewirft werde, welche die Lebertretung Ded 
Strafgefeges bilde; Marezoll, $.33, Diejenigen, welche die volle bon 
den Gefegen angedrobte Strafe verwirft baten. In aͤhnlicher Weife 
werden in den neuen Gefepbüchern Urheber Diejenigen genannt, Die das | 
Berbrechen felbft begangen oder durch eigene Förperliche Kraft und That 
verübt und die gefegliche Strafe verwirft haben. Bayerſch. &.B. Art. 45. 
Würtemb. GB, Art. 74. . Hannov. ©.B, Art. 53. Großh. He. G. B. 
Art.71. Braunfchweig. GB. $.41. Dabei fcheint ebenfalls nur an den 
Fall des vollendeten Verbrechens gedacht zu fein. Aber wenn jede vers 
brecherifhe Handlung entweder Urheberfchaft oder Theilnahme ift, fo 
muß Urheberfchaft auch in dem Falle vorhanden fein, wenn Jemand eine 
Handlung begeht, welche zwar, weil fie mit der gewollten Einwirkung 
auf die Außenwelt in Caufalzufummenhauge fteht, Diefelbe hervorbringen 
kann, aber nicht wirklich bervorbringt. Auf der anderen Seite wird der 
Ausdruck Urheber injofern weiter ald bier gebraucht, ald Urheber alle 
Diejenigen genannt werden, Die nach Vorſchrift der Gefege mit der 
Strafe des Urhebers belegt werden, obgleid) fie Feine Handlung begangen 
haben, die mit der verbotenen Einwirfung auf die Außenwelt in Gaufal- 
zufammenhange fteht. Denn zu den Urhebern rechnet man auch den An—⸗ 
flifter, der in Anderen den Entjchluß hervorruft, Dad Verbrechen bervor: 
zubringen; vgl. Kleinfhrod, ſyſtematiſche Entwicelung, I. $. 177; 
Feuerbach, $. 44; Abegg, $. 73; Marezoll, $. 33. Bayerſch. 
G.B. Art. 45. Würtemb. ©.B. Art. 74 u. 75. Hannov. G. B. Art. 53. ; 
Großh. Hell. GB. Art. 71. Die Anftifeuug fteht aber mit dem Ber- 
brechen, welches der Angeftiftete hervorbringt, in gar Feinem Cauſalzu— 
fanmenbange, Da Die Urſache des Verbrechens immer nur in feinem ei: 
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hange fteht ober nicht, während er gänzlich davon unabhäns 
gig ift, ob der Handelnde das Verbrechen in feinem eigenen 
Rntereffe begehen, oder ob er Das von. einem Anderen be— 
zweckte Verbrechen hervorbringen wollte 3). 

Bur Erläuterung des angegebenen Begriffes der Urheber- 


geuen verbrecherifchin Entfchfuffe liegt, der durd die Anftiftung nicht 
hervorgerufen zu werden brauchte. Manche Eriminaliften, 3. B..Mit- 
termaier im neuen Archiv des EN. UL ©. 125 f. und Stübel, 
über die Theilnahme mehrerer Verfonen an einem Verbrechen, ©. 10, 
wollen den Ausdruck Urheber gerade von dem Kalle der Anftiftung, Dem 
man gewöhnlich Durch den Ausdrud mittelbare oder intellectuelle Urheber: 
fchaft bezeichnet, gebrauchen, während fie Den, der das Verbrechen Durch 
feine eigene Thätigfeit bervorbringt, Thäter nennen wollen. Vgl. darüber 
meine Abhandlungen, IL. ©. 339. 

9) Manche Eriminaliften, 3. B. Wächter, 8.88, Note 78, Henfe, 
Handbuh, 1. ©. 525 f. und Bauer, Abhandlungen aus dem Straf: 
rechte, 1. ©. 419 ff., wollen den Begriff der Urbeberfchaft nach fubjecti- 
ven Rückſichteu beftimmen, je nachdem die Abſicht des Handelnden auf 
das Verbrechen felbft unmittelbar gerichtet war oder je nachdem er nur 
das Verbrechen von einem Anderen unterftügen wollte, fo daß er gar 
Fein felbftftändiges Intereſſe Dabei hatte, Daß Das Verbrechen von dem 
Urheber wirklich ausgeführt werde. Ebenſo will Ziealer, die Theil: 
nahme an einem DBerbrechen, 1845, ©. 59 u. 61, den Urheber von dem 
Gehülfen nad) der Abſicht unterfcheiden, indem dieſer das Berbrechen 
nicht für fich hervorbringen, fondern deſſen Ausführung im Intereſſe der 
Urheber unterftügen wolle. Allein Ziegler erfennt felbft an, daß dieſe 
Peariffsbeftimmung auf die Strafbeftimmung Feinen Einfluß babe und 
daß die reale Beihülfe an der Haupthandlung voll beftraft werde. Der 
Unterfchied zwifchen Urheber und Gehülfen wird ja aber überhaupt nur 
zu dem Zwede gemacht, um nach ihm die verfchiedene Strafbarfeit zu 
beit mmen. — In ähnlicher Weiſe will Köftlin, neue Revifion der 
Grundbegriffe des Criminalrechts, 1845, $. 130, den Unterfchied darnach 
beftimmen, ob der Handelnde fich felbft als Zweck, oder ob er fich ald 
bloßes Mittel für einen anderen Zweck fige. Allein Köſtlin tritt mit 
fich felbft in Widerfpruch, indem er $. 134 zugiebt, daß bei der Anftif- 
tung der Angeftiftere, der als bloßes Mirtel für Die Zwecke des Anftif: 
ters handelt, lirbeber fein könne. 
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Tchaft kommt es darauf an, von welchen Handlungen ſich fa 
gen laſſe, daß fie mit der gewollten verbotenen Einwirkung 
auf die Außenwelt in Gaufalzufammenhange ftehen, "Caufal- 
zufammenhang zwifchen einer Handlung und einer Einwirkung 
oder einem Erfolge ift aber nicht allein vorhanden, wenn ſich 
der Menfch in folder Weife thuend oder unterlaffend ver= 
hält, daß bie Einwirkung oder.der Erfolg daraus entſtanden 
war, fondern auch, wenn derfelbe Daraus entſtehen Fonnte, 
ungeachtet er nicht wirklich entitand. Denn da bei nicht 
vorhandenem Gaufalzufammenhange ein Erfolg nicht entitehen 
fann, fo muß immer Gaufalzufammenhang vorhanden fein, 
wenn der Erfolg entftehen konnte. Gin nicht wirklich ent= 
ftandener Erfolg fonnte aber entftehen, wenn die Urfachen, 
aus welchen er nicht entitand, nicht in der Handlung lagen, 
fondern in anderen Umftänden, die unabhängig von dem Hans 
belnden vorhanden waren. Denn alsdann würde dieſer Er— 
folg eingetreten fein, wenn dieſe Umftände nicht vorhanden 
gewefen wären, fowie er auch bei Wiederholung der nämli- 
hen Handlung eintreten muß, wenn Diefe Umftände nicht 
abermals fein Gintreten verhindern ?). 

Urheberfchaft ift daher jede Handlung, welche ben ge» 
wollten verbrecherifchen Erfolg entweder, wirklich hervorbringt. 
oder hervorgebracht haben würde, wenn nicht andere, außer» 
halb der Handlung liegende Umstände vorhanden geweſen wä— 
ren. Das eigenthümliche Merkmal, durch welches. fich Die 
Ucheberfchaft von der anderen Art der verbrecherifchen Hand» 
lung, der Theilnahme, unterfcheidet, befteht darin, daß ber 
Urheber jelbft Die verbrecherifchen Handlungen vornimmt, die _ 
mit dem gewollten verbotenen Erfolge in Gaufalzufammen- 


4) P.G. O. Art. 178: „Werke, die zur Vollbringung der Miffethat 
dienftlich fein mögen.” Das ‚Mögen‘ heißt foviel ald Können, und 
drüdt die im Terte aufgeftellte Anficht and. Bol. Habicht, rechtliche 
Erörterungen und Entfcheidungen, ©. 152 ff. 
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hange ftehen. Der Begriff ber Urheberfchaft ift daher aus— 
gefchloffen bei Demjenigen, ber nicht feiner eigenen, fondern 
der verbrecherifchen Handlung eines Anderen bedient, das ge« 
wollte Verbrechen hervorzubringen. Wenn das Verbrechen 
nur von einem Ginzigen begangen worden, iſt diefer immer 
der Urheber 5). Wenn Dagegen Mehrere ein Verbrechen bes 
gangen haben, fo ift es möglich, daß fie nicht ſämmtlich als 
Urheber angefehen werden bürfen °). 
$. 57. 
2) Verfhiedene Formen der Urheberfdaft. 
a) Durd Begehbungen oder pofitive Handlungen. 
a) Durch phyfifhe Handlungen. 

Die verfchiedenen Formen, in welchen bie menfchliche 
Handlung überhaupt vorfommen Fann, müſſen ſich auch bei 
ber Urheberfchaft wieder finden. Diefelbe kann daher ſowohl 
durch DBegehungen als duch Unterlaffungen begangen werden. 
Jede diefer beiden Formen kann aber, wie bei der Handlung 
im Allgemeinen, fo auch bei der Ucheberfchaft in verfchiedes 
ner Modification vorkommen, je nachdem der Handelnde durch 
feine Zhätigfeit entweder die Kräfte der Natur oder je nad)» 





5) Dal. Marezoll, $. 33. 

6) Daher pflegt die Frage nach der Urheberfchaft vorzüglic für den 
Fall, da Mehrere an der Ausführung des Verbrechens Theil genommen 
haben, befonders hervorgehoben zu werden. Go wird im Preuſſ. AR. 
TH. 1. Tit. 20, $. 64 von Urhebern gefprochen, wenn Mehrere an Aus: 
führung eines Verbrechens ummitteldar Theil genommen, $. 65, von eis 
nem Haupturheber, wenn Einer von denfelben die Uebrigen zu dem Ber: 
brechen verleitet hat, und $. 74 von einem Miturheber, wenn Jemand 
zu der Zeit, da die That ausgeführt wird, durch Handreihung, Wache 
halten oder fonft Hülfe feifter. Auch in den Lehrbüchern wird häufig Die 
Urheberſchaft als eine Art der Theilnahme an einem Verbrechen bezeichnet. 
Dal. 3. B. Abegg, 8.72.73; Heffter, $. 83; Baner, Abhand: 
lungen aus dem Strafrechte, Thl. L. ©. 427. 
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dem er die Thätigkeit anderer Menfchen in Wirkfamkeit ſetzt, 
das gewollte Verbrechen zur Eriftenz zu bringen 1). Die 
Urheberfchaft kann daher ſowohl durch phyſiſche als durch ins 
tellectuelle Handlungen und Unterlaſſungen begangen werden. 

Die Urheberſchaft durch phyſiſche Handlungen findet Statt, 
wenn der Handelnde feine eigenen körperlichen Kräfte anwen— 
det, die gewollte verbrecherifche Einwirkung auf die Außen: 
welt hervorzubringen 2). Diefe Einwirkung kann nur ein» 
treten nad) dem Geſetze des Cauſalzuſammenhanges, indem 
durch die Thätigkeit des Handelnden die außerhalb ſeiner 
liegenden Naturkräfte in ſolche Wirkſamkeit geſetzt werden, 
welche dieſelbe hervorbringen muß. Phyſiſcher Urheber kann 
daher nur fein, wer dieſe Kräfte durch feine eigene Thätig— 
feit entweder wirklich in Wirkſamkeit fegt oder wenigftens 
diefelben in Wirkfamkeit zu feen vermeint ?). Mer Diefelben 
nicht durch feine eigene Förperliche Thätigkeit in Wirkſamkeit 


— 


ſetzt, ſondern nur ſolche Handlungen vornimmt, durch welche 


ein Anderer veranlaßt, in den Stand geſetzt oder unterſtützt 
werden ſoll, dieſe Kräfte in Wirkſamkeit zu ſetzen, iſt auf 
feinen Fall phyſiſcher Urheber, aus deſſen körperlicher Thätig— 
keit nach dem Geſetze des Cauſalzuſammenhanges die Exiſtenz 
des Verbrechens hergeleitet werden könnte. Wenn er auch 


den Willen gehabt hat, daß das Verbrechen begangen werde, 
ſo wollte er doch daſſelbe auf keinen Fall durch ſeine eigenen 


körperlichen Handlungen zur Exiſtenz bringen. Dagegen iſt 
im Falle einer vis absoluta phyſiſche Urheberſchaft auf Sei— 
ten Deſſen, der dieſe Gewalt anwendet, vorhanden, während 


1) ©. oben $. 53. 

2) 3. B. der Mörder, der felbft die Wunde beibringt oder beibrins 
gen will, die den Tod zur Folge haben foll; der Brandftifter, der das 
Feuer felbft anlegt; der Dieb, der die Sachen felbft hinwegnimmt u. f. w. 

3) In dieſem feßteren Falle wird Urheberichaft des Verſuches be- 
gangen. Bol. $. 54 bei Note 4. 


) 
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von Demjenigen, der diefer Gewalt unterliegt, gar Feine 
Handlung un wird * 


$. 58. 
P) Durd-intellectuelle Handlungen. 

Die Urheberfchaft duͤrch intellectuelle Handlungen findet 
Statt, wenn Jemand duch feine Handlungen die Urfache 
werben will, daß ein Anderer ohne verbrecherifchen Willen 
die Handlungen begehe, aus welchen nad) dem Geſetze des 
Cauſalzuſammenhanges die verbrecheriſche Einwirkung auf die 
Außenwelt hervorgehen ſoll. Das Verbrechen hat ſeinen 
Charakter als ſolches durch den verbrecheriſchen Willen Def 
fen, der e8 begeht, und ohne folchen Willen ift ein Werbre- 
chen nicht denkbar. Jeder Wille hat aber feinen unmittel» 
baren und eigentlichen Entftehungsgrund in dem Inneren des 
Menfhen. Weußere Einwirkungen können zwar eine Veran» 
laffung für den Menfchen werden, daß er einen beſtimmten 
Willen faſſe: aber diefelben können niemals zu dem Willen 


4) Bol. oben $. 52. Die neuen Gefesbücher rechnen den Fall, da 
fich Jemand durch Anwendung von vis absoluta eines Anderen bedient, 
dad Verbrechen hervorzubringen, zu den Fällen mittelbarer oder intel- 
lectueller Urheberfchaft, die durch Anftiftung oder Verleitung begangen 
werde. Bayerſch. G.B. Art: 46. Sächſ. G.B. Art. 36, Würtemberg. 
G. B. Art. 74. Hannov. GB. Art. 53. Großh. Heff. ©.B. Art. 71. 
Braunfhw. G.B. $. 41. Da die neuen Gefegbücer den Anftifter und 
zerleiter ebenſo hart als den Urheber befirafen und darum Anftiftung 
und DVerleitung mit zur Urbeberfchaft rechnen (vgl. $. 56, Note 2), ift 
Nichts dagegen zu jagen, Daß in folcher Weife verfchiedenartige Fälle 
zufammengeworfen werden. Dem Begriffe nad) aber find der Anftifter 
und der Verleiter nicht Urheber, da fie gar nicht den Willen haben, die 
Handlungen felbft vorzunchmen, aus welchen nach dem Geſetze des Gau: 
falzufammenhanges der verbrecherifche Erfolg hervorgehen muß, während, 
wirklicher phylifcher Urheber üft, wer fi) Durch Anwendung phyfifcher Ger 
walt eined Anderen, der dabei gar nicht ald Handelnder angefehen wer: 
den Fann, ald Werkzeugs bedient, dad Verbrechen hervorzubringen. 
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in der Art in einem Gaufalverhältniffe itehen, daß in ihnen 
eine Urfache des Willens gefunden werden könnte. Die Ent- 
ftehungsurfache des Werbrechens Fann daher immer. nur in 
dem verbrecherifchen Willen Defien liegen, der daſſelbe be- 
geht, und nicht in den intellectuellen Handlungen Desjenigen, 
der ihn Dazu zu beſtimmen gefucht hat. Wer einen Anderen 
bewegen will, daß er den verbrecherifchen Willen falle und 
- in demfelben handele, Fann. daher nicht als Urheber ange- 
fehen werden, da er Feine Handlung begeht, welche mit der 
Exiſtenz des Werbrechens in Gaufalzufammenhange fteht '). 


1) Hierher gehört Befehl, zu deffen Befolgung Feine geſetzliche Ver: 
bindiichfeit vorhanden ift, Drohung, Durch welche der Bedrohte in Feinen 
wirflichen Nothftand verfegt wird, Auftrag, Berfurechen oder Geben ei- 
nes Lohnes, Rath, Verführung, Ueberredung und dringende Bitten. 
Ale dieſe Handlungen ftehen in feinem Gaufalzufammenhange mit der 
Hervorbringung ded Verbrechens, da daffelbe nicht begangen werden wür— 
de, wenn der phyfifch Handelnde dem Einfluffe derfelben widerftanden hätte. 
Mach der gangbaren gemeinrechtlichen Theorie foll mit diefen Handlun— 
gen intellectuelle Urbeberfchaft begangen werden; vrgl. $. 56, Note 2. 
Der bier beftrittenen Anjicht tritt auh Köftlin, a. a. O. ©. 529 ff, 
bei. Er giebt zwar zu, Daß der Angeftiftete nur dadurch, Daß er felbft 
den verbrecherifchen Entfchluß falle, Verbrecher werden könne: allein es 
jei nicht minder wahr, daß er ihn nur in Feige der auf ihn wirfenden 
Anftiftung falle. Allein den Anftifter deßwegen ald die Urfache des von 
dem Anderen gefaßten Entfchluffes anzuſehen, ift fo richtig ald der be— 
kanute Schluß: post hor, ergo propter hoc. Uebrigens ſcheint Köſtlin 

mit ſich felbft nicht recht einig gewefen zu fein. Auf der einen’ Seite 
(S. 530) fagt er, daß Feuerbach, Grolman und Martin vollfom- 
men Recht haben, wenn fie auch eine Gaufalität Durch intellectuelle Ein- 
wirfung annehmen. Auf der anderen Seite (©. 531) fagt er, es fei 
freilich richtiger, überall nicht von objectiver Gaufalität zu reden, wo— 
durch immerhin der Schein entftehen müſſe, als flatuire man eine necefli- 
tirende intellectuelle Einwirkung. Seiner wirklichen Meinung nad will 
Köftlin den Anftifter darum ald Urheber anfehen, weil derfelbe fich 
jelbft ald Zweck der verbrecherifchen Handlung ſetze. Daß aber Das nicht 
richtig fein Fan, zeigt fih daran, daß Köftlin felbft (S. 521) den 


* 
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Daß Jemand durch feine Handlungen die Urſache wird, daß 
ein- Anderer die Handlungen begehe, aus welchen nad) dem 
Geſetze des Gaufalzufammenhanges der verbrecherifche Erfolg 
hervorgehen fol, Fann nur unter der Worausfegung vorfoms 
men, daß der nicht verbreherifche Wille des Anderen 
in Bewegung gefet wird. Urheberfchaft Durch intellectuelle 
Handlungen kann daher nur in der Weife vorfommen, daß 
der phyſiſch Handelnde ohne verbrecherifchen Willen handelt 


Angeftifteten, der ald bloßes Mittel für den Zwed des Anderen handelt, 
mit Recht ald Urheber angefehen wiffen will. Im römifchen Rechte iſt 
ed zwar in vielen Stellen anerfannt, daß Derjenige, cujus dolo malo 
factum est, oder qui persuadet, impellit, mandat, ebenfo hart beftraft 
werden folle als Derjenige, der das Verbrechen felbft verübt bat. L. 50. 
$. 3. D. de furtis. (XLVII. 2.) L. 3. $. 8. D. de incend. (XLVil. 9.) 
L. 1. D. de lege Pomp. de parr. (XLVIII. 9.) L. 15. $.1. D. ad len. 
Cornet. de sicar. (XLVIU. 8.) Aber die gleiche Strafbarfeit iſt bier 
nur eine Folge des fubjectiven Geſichtspunctes, nach welchem bei Aus— 
mefjung der Strafe nur auf den Willen des Handelnden gefehen wird, 
fo daß e3 praftifch ohne Bedeutung ift, zwifchen Urbeberfchaft und Nicht: 
urheberfchaft zzu unterfiheiden. Dagegen erfordert die Confequenz des 
objectiven Gefichtspuncted die geringere Strafbarkeit diefer Handlungen, 
weil durch Diefelben Fein objectiver Erfolg bervorgebradht wird, Es ijt 
fein Grund vorhanden, aus weichem nicht auch auf Diefe intelleetuellen 
Handlungen der Art. 177 dr P. G. O. bezogen werden follte, wo im 
Allgemeinen die geringere Otrafbarfeit Derer, Die einem Mifferbäter 
„Hülfe, Beiftand oder Förderung, wie das Alles Namen bat’ Teiften, 
anerkannt if, Man beruft fich für die gleiche Etrafbarfeit des Anftif- 
ters mit dem Urheber gewöhnlich auf Art. 107 der P. G. O., wo der 
Meineidige und Derjenige, der ihn zum Meineide angerichtet, für gleich 
ftrafbar erflärt werden. Daß das aber aus dieſem Artikel nicht folgt, 
vgl. unten Note 4 im’ diefem!. Wenn die $. 56, Note 2 citirten neuen 
Gejegbücher die Anftiftung, Durch welche der verbrecherifche Wille eines 
Anderen in Bewegung geſetzt wird, mit zur Lcheberfchaft rechnen, io 
ftellen fie fich in Diefem Puncte wieder auf den fubjectiven Standpunct 
des römischen Rechtes, wogegen aus allgemeinen Gründen Nichts zu 
fagen ift. 
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und durch den intellectuell Handelnden veranlaßt wird, Die 
Handlungen zu begehen, Durch welche ter verbrecdherijche Ers 
folg hervorgebradht werten ſoll. Die Handlungen, welche 
der phyſiſch Handelnde in dieſem Falle begeht, müſſen zwar 
ebenfalls aus feinem Willen hervorgegangen fein, weil jebe 
Handlung ihren Entftehungsgrund nur in dem Willen des 
Drenfchen haben kann: aber wenn dieſer Wille Fein verbres 
cherifcher ift, fo hat wenigftens das mit ihnen begangene 
Verbrechen nicht in feinem Willen, fondern nur in dem Wil» 
len Deffen gelegen, der ihn dazu veranlaft hat. Die wirk« 
liche Urfache des WBerbrechens liegt alsdann in dem intel» | 


lectuell Handelnden, der, wie er der alleinige Verbrecher if, 


auch als der wirkliche Urheber angefehen werden muß. Als | 
intelectuelle Handlungen, durch welche Urheberfchaft begrüns 
det wird, müflen alle folche Handlungen angefehen werben, 
durch welche nach dem Willen bes intellectuel Handelnden 
der phyſiſch Handelnde beftimmt werben follte, die Handlun⸗ 
gen vorzunehmen, aus welchen der verbrecherifche Erfolg her⸗ 
vorgehen follte. Namentlich wird daher intellectuelle Urhe— 
berfchaft begangen durch Befehl, dem nach einer gefelichen 
Verbindlichkeit Gehorſam geleiftet werden muß 2); buch 
Drohung von folcher Dringlichkeit und Stärke, daß der Be- 


2) Ueber die Fälle des geſetzlich verbindlichen Befehles, in welchen 
der Befehlende der alleinige Verbrecher und darum Urheber ift, vol. oben 
$. 47. Im Falle eines gefesglich nicht verbindlichen Befehle, in welchem 
der Gehorchende ebenfalls ald Berbrecher handelt (vgl. oben ©. 315), ift 
Dagegen der Befehlende dem Begriffe nach nicht Urheber, weil alsdann 
nach dem Gefehe des Caufalzufammenhanges die Urſache des Verbrechens 
in dem verbrecherifchen Willen und der Handlung ded Gehorchenden liegt. 
In ven $. 56, Note 2 citirten Schriften und neuen Geſetzbüchern wer: 
den jedoch dieſe beiden Faͤlle des Befehles nicht umterfchieden, weil es 
nad) denfelben überhaupt zur Urheberſchaft gerechnet wird, Jemanden zur 
Ausführung eines Berbrechend zu bewegen. 

Luden Strafrecht. 1. 24 
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drohte in einen Nothſtand verfegt wird ?), und duch Erre⸗ 
gung eines Srrthumes, durch welchen der Irrende zu einer 
Handlung veranlaßt wurde, von welcher er fich nicht vorftellte, 
daß der verbotene Erfolg daraus hervorgehen werde ). 


3) Vgl. darüber oben $. 46, Note 9. Drohungen von geringerer 
Bedeutung heben den verbrecherifchen Willen Deſſen, der ſich Durch die— 
felben zu der That beitimmen läßt, nicht auf und darum ift hier diefer 
und nicht der Drohende der Urheber. Da die neuen Gefegbücher jede 
intellectuelle Handlung, durch welche ein Anderer zu dem Berbrechen be: 
wogen werden foll, zur Urbeberfchaft rechnen, fo wird in ihnen Fein Ge: 
wicht darauf gelegt, ob die Drohung von der Art ift, daß der Be: 
drohte im einen Nothſtand dadurch verfeßt wird. Bayerſch. G.B. Art. 46. 
Sächſ. GB. Art. 36. Hannov. GB. Art. 53, Würtemb. G. B. Art. 74. 
Großh. Heſſ. G.B. Art. 71. Braunfhw. G. B. $. 41. 

4) Da der Irrthum in diefem Falle die verbrecherifhe Willensbe— 
ftimmung des phyſiſch Handelnden ausfchließt (vgl. oben $. 44), fo iſt 
der denfelben Erregende der alleinige Verbrecher und mithin Urheber. 
Beifpiele geben L. 7. $. 5. D. de jurisdiet. (ll. 1.) L. 1. $. 1. D. ad 
ler. Corn. de sicar. (XLVIU. 8.) P. G. O. Art. 107. Diefer Artifel 
wird gewöhnlich angeführt, um die gleiche Strafbarfeit des Anftifters 
mit dem Urheber zu begründen. In demfelben iſt zuvörderſt vorges 
fchrieben, daß der Meineidige, der einen Anderen in ungerechte peinliche 
Strafe fchwört, mit der Strafe, die er fälfchlic) auf einen Anderen ges 
fchworen, belegt werden foll, und alsdann, daß die nämliche Strafe Den 
treffen foll, der den Meineidigen wifjentlih und vorfäglic; Dazu ange 
richtet hatte. Offenbar ift dabei nicht am den Meineid als ſolchen ge- 
dacht, fondern nur infofern derfelbe ein Mittel ift, einen Unfchuldigen in 
peinlihe Strafe zu bringen. Bon dieſem Verbrechen ift auch Derjenige, 
der den Meineid felbft leiftet, nicht der phyfifche Urheber, da der Mein: 
eid nur eine intellectuelle Handlung ift, durch welche dad Gericht zu der 
ungerechten Berurtheilung veranlaßt wird, Aber er ift wirflid, Urheber, 
weil durch feine Handlungen das Berbreihen wirklich verurfacht wird. 
Ebenfo verhält ed fich mit Demjenigen, der ihn zum Meineide anrichtet, 
da er in dem nämlichen Maße, ald der Meineidige felbft, dazu beiträgt, 
dad Gericht in den verhängnißvollen Irrthum zu verfegen. Vgl. meine 
Abhandlungen, II. ©. 344 ff. 


- 
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$. 59. 


» Durch Unterlaffungen, ſowohl phyſiſche als in: 
tellectuelle. 


Unterlaffungen können ebenfo gut als pofitive Handluns 
gen mit der Hervorbringung eines Verbrechens in Gaufals 


zuſammenhange ftehen und darum Urheberfchaft begründen. 


Die Urheberfchaft durch Unterlaffungen befteht in Der fchuld- 
haften Nichtverhinderung eines Erfolges, deſſen Hervorbrin« 
gung ein Verbrechen bildet 1). Es bedarf zur Strafbarkeit 


einer folchen Unterlaffung nicht wie bei den eigentlichen Un— 


terlaffungsverbrechen ?) eines befonderen Gebotes, in welchem 
Die Begehung der unterlaffenen Handlung bei Strafe auf 
erlegt wird, fondern es folgt dieſelbe aus dem allgemeinen 
Verbote, unter welchem das Verbrechen fteht, welches aus 
der Unterlaffung hervorgehen Fann ?). 





1) L. 50. D. de R. J. (L. 17.) „Culpa caret, qui scit, sed pro- 
hibere non potest.“ L. 109. D. eod. „Nullum crimen patitur is, qui 
non prohibet, cum prohibere non potest.“ (Ueber eine andere Lesart 
dieſer Stelle vgl, meine Abhandlungen, IT. ©. 249, Note 1.) Sn den 
neuen Gefegbüchern werden Handlungen und Unterlaffungen in der Regel 
ausdrüctich einander gleichgeftellt. Saͤchſ. G.B. Art.1. Würtemb. G.B. 
Art. 1. Hannov. GB. Art.6. Großh. Heſſ. GB. Att. 1. 

2) Ueber die eigentlichen Unterlaſſungsverbrechen, die wohl zu un⸗ 
terfcheiden find von den Unterlaſſungen, durch welche andere Verbrechen 
begangen werden, vgl. oben $. 28. 

3) Daß es nit, wie Martin, $. 33, Kenerbad; $. 24 und 
Spangenberg im neuen Archiv des C. R. IV. ©. 527 ff. behaupten, 
um durch Unterlaffungen Verbrecher zu werden, eines befonderen Rechts⸗ 
grundes bedürfe, aus welchem man zur Vornahme der uitetlaſſenen 
Handlung verpflichtet geweſen, vgl. meine Abhandl. IL. ©. 222 ff. und 
Zirkler, Artikel „Handlung“ im Rechtölericon, V. ©. 105 ff; auch 
Zahariä, die Lehre vom Verſuche der Verbrechen, I. ©. 66. Diefe 
Anficht iſt auch mitunter in neuere Gefegbücher übergegangen, z. B— 
Würtemb. G. B. Art. 236, wo fleht, daß ſich auch Derjenige einer Töd⸗ 
tung ſchuldig mache, der vermöge einer befonderen Rechtöverbindlichkeit 

24 * 
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Urheberfchaft durch Unterlaffungen ift vorhanden, wenn 
die Unterlaffung mit der Hervorbringung bes Verbrechens in 
der Art in Gaufalzufammenhange fteht, daß ihr die fort- 
dauernde Wirkſamkeit der Urfachen zugefchricben werden muß, 
aus welchen das Merbrechen hervorging oder hervorgehen 
Eonnte. Das iſt dir Fall, wenn die Wirkfamkeit diefer rs 
fachen dem Umftande zugefchrieben werden muß, daß cin bes 
ftimmter Menſch die Handlungen nicht vornahm, Durch welche 
diefelbe aufgehalten worden wäre. Daß Jemand auf diefe 
Weiſe als Urheber durch eine Unterlaffung erfcheint, ſetzt 
zuvörderſt voraus, daß er im Stande war, die unterlaſſene 
Handlung vorzunehmen 5). Es gehört ferner dazu, daß bie 
Vornahme der unterlaffenen Handlung ficher geeignet war, die 
Wirkfamkeit jener Urfachen aufzuhalten, indem, wenn dieſe 
Wirkfamkeit auch bei Vornahme der Handlung fortgedauert 
haben würde, nicht mehr von Gaufalzufammenhang die Rede 
fein kann °). Endlich gehört dazu, daß die Vornahme der 


zum Handeln verpflichtet war und durch Unterlaffung diefer Pflichtübung 
den Tod eined Hülfsbedürftigen herbeigeführt bat. Richtiger dagegen 
dad Hannov. GB. Art. 225, nach welchem der Tödtung fehuldig iſt, 
wer durch rechtöwidrige Handlung oder Unterlaffung den Tod eines Men: 
fchen verurſacht. Ebenſo laſſen ed das Sächſ. G.B. Art. 121 und das 
Brauuſchw. $. 145 nur darauf anfommen, daß Jemand den Tod eines 
Anderen verurfacht habe, Warum follte auch nicht, wer es ruhig ge- 
icheben läßt, daß ein Anderer irrthümlich Gift einnimmt, ald Urheber 
der Tödtung angefeben werden? Cine befondere Rechtöverbindlichfeit, ibn 
zu warnen, Fann nicht angenommen werden. Die Berbindfichfeit dazu 
folgt einfady daraus, daß eö verboten ift, Tödtungen zu verurfachen, und 
daß zwifchen dem Tode und der Unterlaffung der Warnung Caufglzufans 
menhang Statt finder. 

4) Außerdem ift die Unterlaffung gar nicht feine Handlung; val. 
oben $. 52. | 

5) Hierher gchört Die Unterlaffung zweifelhafter Verſuche, Andere 
ans Gefahren zu retten, 3. B. einem in dad Waffer Gefallenen beizu: 
ıpringen eder dad durchgehende Pferd des Neiterd aufzuhalten. Dage: 
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unterlafjenen Handlung auch nothwendig war, die Wirkfam- 
Feit jener Urfachen aufzuhalten. Denn wenn die Wirkſamkeit 
jener Urfachen aufhören Fonnte, auch ohne daß die unterlaffene 
Handlung vorgenommen wurde, fann ebenfalls Fein Gaufal- 
zufammenhang zwifchen der Unterlaffung und dem Erfolge an- 
genommen werden. Daher ift e8 möglich, daß durch die Wor- 
nahme. einer Handlung ein Erfolg hätte verhindert werben 
fönnen, ohne daß fich darum fagen läßt, daß die Unterlaffung 
derfelben mit ihm in Gaufalzufammenhange ſtehe %). Denn 
wenn bei der Unterlaffung Gründe vorhanden waren, die fein 
Eintreten ebenfalls verhindern konnten, fo war die Vornahme 
der unterlaffenen Handlung weder nothwendig, den Erfolg zu 
verhindern, noch Fann fein Eintreten der Unterlaffung zuge- 
fchrieben werden 7). 





gen ift ed eine mit dem Ertrinfen in Cauſalzuſammenhange ftehende In: 
terlaffung, ein in die Badewanne gefallenes Kind nicht herauszuziehen. 
Ebenſo hat das Erſticken veranlaßt, wer bei einem ausgebrochenen Feuer 
die in der Stube Befindlihen durch Nichtaufichließen der Thür am Eut— 
foınmen verhindert. 

6) Es fan 3. B. Jemand in Folge der Verweigerung eines Al: 
mofens verhungern; oder ed. hätte ein am Rande eines Abgrundes Ein: 
gefchlafener von dem Hinabftürzen gerettet werden Fönnen, wenn er von 
dem Borübergehenden gewedt worden wäre. Aber in jenem Falle Eonnte 
dad Almofen auch noch von einer anderen, ald der in Frage ftchenden 
Perſon gegeben werden, und in biefem wäre der Eingefchlafene nicht 
berabgeftürzt, wenn er in feiner Lage geblieben wäre. Vgl. auch oben 
$. 28, Note 3, 

7) 8b folde Gründe vorhanden waren- oder nicht, ift eine factifche 
Frage, die nach den Umftänden des einzelgen Falles beurtheilt werden 
muß. Im Allgemeinen muß angenommen werden, daß die Vornahme 
der unterlaffenen Handlung von Seiten einer beftimmten Verfon noth: 
wendig war, wenn diefe Handlung nicht von einer anderen Perſon ent- 
weder bereitö vorgenommen war oder von ihr erwartet werden Fonnte. 
Für unterlaffene Alimentation und Pflege werden der Regel nach nur 
Diejenigen verantwortlich fein, welchen die Berbindlichfeit dazu entweder 
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Auch Die Unterlaffungen Fann man, wie bie pofitiven 
Handlungen, in phyſiſche und in intelleetuelle unterfcheiden, 
je nachdem durch die unterlaffene Handlung entweder ber 
Wirkſamkeit der Naturfräfte hätte entgegengetreten werben 
fönnen, oder je nachdem die Thätigkeit anderer Menſchen 
durch fie hätte aufgehalten werden Fönnen 8). Urheberfchaft 
durch intellectuelle Unterlaffungen Fann aber nur in dem Falle 
begangen werden, da die aufzuhaltende Thätigkeit des An—⸗ 
deren eine nicht verbrecherifche ift ?). Iſt fie eine verbreches 
rifche, fo hat das Verbrechen den Grund feiner Epiftenz in 
dem verbrecherifchen Willen Deffen, von dem biefe Thätig- 
Feit ausgeht. Die Unterlaffung ftcht daher gar nicht in 
Eaufalzufammenhange mit der Eriftenz des Verbrechens 19), 


geſetzlich oder vertragsmäßig oblag; z. B. L. 4. D. de agnoscendis et 
alendis liberis. (XXV. 3.) $. 6. I. de leg. Aquil, (1V, 3.). Hinfichtlich 
ded Schadens, der durch Sachen und gemachte Anlagen in Folge unter: 
laffener Vorſichts- und Warnungs-Maßregeln entftehen kann, wird die 
Verantwortung meiftend den Innehaber oder Unternehmer treffen; 3. B. 
L. 28. D. ad leg. Aquil. (IX. 2.) Indeſſen giebt es nach dem angedeus 
teten Prineipe auch noch andere Fälle, in welchen man durch Unterlafjung 
Berbrecher wird. Vgl. 3. B. Note 3 u. 5 ın * F. 

8) ©. oben $. 53. 

9) ©. oben $. 58. Namentlich gehört hierher der Fall, da man 
einen fchädlichen Erfolg durch Aufklärung eines Irrthumes, in welchem 
fi) der Andere befindet, zu verhindern vermag, indem man ihn 3. B. 
nicht über die giftige Qualität einer Subftanz oder die Ladung einer 
Flinte aufflärt. Mehrere neue Gefegbücher heben, ohne ihm jedoch zur 
Urbeberfchaft zu rechnen, den Fall befonderd hervor, da man den wahren 
Verbrecher Fennt und weiß, daß ein Unſchuldiger in Unterfuchung und 
Strafe genommen wird. Sächſ. GB. Art.40, Würtemb, G. B. Art, 94, 
Braunuſchw. G. B. $. 48. 

10) Deßwegen ift es Feine Urheberſchaft, die Verbrechen Anderer 
nicht Durch Anzeige oder Warnung ded Bedrohten oder auf andere Weife 
zu verhindern. Ueber den Gefichtöpunet, nach weldyem folche Unterlaffuns 
gen beurtheilt werden müſſen, vgl. oben $. 28, 
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* Dagegen Bann e8 allerdings Zheilnahme an einem Verbrechen 
fein, dem verbrecherifchen Willen eines Anderen nicht ent- 
gegenzutreten, fo oft nämlich aus biefer Unterlaſſung ber 
Wille hervorgeht, daß ber Andere das Verbrechen wirklich 
begehe 1°). 


$. 60. 
3) Berfhiedene Arten der Urbeberfhaft. 
A. Urbeberfdaft der Vollendung. 
8) Begriff der Bollendung. 
Das Verbrechen ift vollendet, wenn ber Urheber in fol» 
her Weife thätig gewefen ift, daß er die Einwirkung auf bie 


Außenwelt, die nicht hervorgebracht werden follte, vollitändig 


hervorgebracht hat und nach Vorfchrift der Gefege die volle 
Strafe verwirkt hat. Dem vollendeten Verbrechen fteht das 
verfuchte gegenüber, bei welchem bie Thätigfeit des Urhebers 
‚von der Art geweſen ift, daß fie zwar noch als Uebertretung 
bes nämlichen Geſetzes, welches durch die Wollendung über- 
treten wird, erfcheint, aber die verbotene Einwirkung nicht 
volftändig hervorgebracht hat und nach Worfchrift der Eeſetze 


11) Das ift vorzüglid) der Fall bei der Genehmigung oder Nicht 
verwerfung des von einem Anderen mitgetheilten verbrecherifchen Pla— 
ned, deſſen Ausführung von der Genehmigung abhängig gemacht ‘wird. 
L. 152. D. de R.J. (L. 17.) „In maleficio ratihabitio mandato com- 
paratur.‘“ In einer anderen Beziehung, nämlich hinfichtlich begangener 
Berbrechen, Fommt diefer Sag vor in L.1. $. 14. D. de vi et vi arm. 
(XLIII. 16.), wo gejagt ift, daß dem Mandanten gleich geachtet wer: 
den fol, wer die von einem Anderen vorgenommene Befigentfegung ge— 
nehmigt, d. h. für ſich benutzt. Bol. Zirfler a. a. O. ©. 144. In 
meinen Abhandlungen, 11. ©. 253 ff. habe ich die Genehmigung ei: 
ned verbrecherifchen Planed unrichtiger Weife für Urheberſchaft ausge: 
geben. . Das kaun fie aber nicht fein, weil die Ausführung ded Planes 
ihren Grund immer nur in dem eigenen Willen Deſſen hat, der ihn ges 
faßt bat. 
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gelinder beftraft- wird 1). Verſuch und Vollendung können 
nur in Beziehung auf das nämliche. Verbrechen von einander 
unterfchieden werden ?). Bei beiden it Daher vorausgefegt, 
daß der Urheber mit dem nämlichen Willen gehandelt Habe. 


1) P. G. O. Art. 178, wo die Vollendung „Bollbringung der 
Mifferhar und der Verſuch „Unterftandene Miffethat” genannt wird. 
Bayerſch. G.B. Art. 37. Saͤchſ. GB. Art. 25, Würtemb. G. B. Art. 61. 
Hanuov. ©.B. Art. 32. Großh. Heſſ. ©.B. Art. 63. Braunfhw. G. B. 
$. 35. Die neueren Gefegbüdher bedienen fich zur Befchreibung der Vol: 
endung in der Regel der Ausdrucdäweife, daß fich bei der That alle 
Merkmale, die vermöge des Gefeged zum Begriffe des Verbrechens ge: 
hören, oder die gefeglichen Erforderniffe des Begriffes vereinigt finden. 
Geſucht und au unbegründet ift der von Zachariä, die Lehre vom 
Berfuche, Thl. 1. $. 18, gegen diefe Ausdrucdsweife erhobene Einwand, 
daß, wenn man alfo die Vollendung dem Berfuche gegenüber ftelle, ftets 
Berfuch vorliegen müßte, wenn fich bei einer That nicht alle diefe Er- 
forderniſſe oder Merkmale vereinigt finden. 

2) In der Auffaſſung und dem Sprachgebrauche des Lebens und der 

Geſetze iſt es hergebracht, die einzelnen Verbrechen nach dem Thatbe— 
ftande ihrer Vollendung zu bezeichnen, wie man z. B. von Tödtung nur 
fpriht, wenn Jemand wirklich umgebracht worden ift. Alsdann beftebt 
der Verſuch der Tödtung in foldhen Handlungen, mit welchen diefer Er: 
folg beabfichtigt, aber nicht erreicht wurde, Man darf nur darüber nicht 
vergeffen, daß der Verſuch der Tödtung ebenfalld mit zu dem Berbrechen 
‚der Tödtung gehört, da mit ihm dem Berbote, zu tödten, gleichfalld zur 
wider gehandelt wird. Strenge genommen wäre ed richtiger, für die 
einzelnen Berbrechen eine folhe Bezeichnung zu gebrauchen, durch welche 
Berfuch und Vollendung zugleich begriffen wird, z. B. flatt Tödtung den 
Ausdruck Verbrechen wider das Leben, Vgl. meine Abhandlungen, 11, 
©. 160, Note 2. — Die Strafbarkeit ded Verſuches kann auch in der 
Weiſe in einer Gefepgebung anerkannt fein, daß diefelbe nicht in einem 
allgemeinen auf alle Verbrechen bezüglichen Gefege ausgeſprochen wird, 
fondern daß die einzelnen Berfuchöhandlungen der verfchiedenen Berbres 
chen befonderd mit Strafe bedroht werden. In dieſer Weife ift der 
Verſuch im römifchen Strafrechte behandelt. ©. oben $. 54, Note 6, 
Vgl. auch meine Abhandlungen, I. ©. 5 fi, 
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Der Unterfchieb betrifft nur die Weife, in welcher er zur 
Ausführung diefes Willens thätig gewefen ift °). 

Wie e8 in der Wirklichkeit nur beftimmte, befonbere 
Verbrechen giebt, fo Hat auch jedes berfelben feine befon- 
dere Bollendung. Welche Art der Thätigkeit die Wollen- 
dung bes einzelnen befonderen Verbrechens und die Berwir- 
fung der vollen Strafe begründe, muß in der Gefegebung 
bei jedem einzelnen Verbrechen angegeben und in dem befons 
beren Theile der Strafrechtswiflenfchaft dargeftellt werben. 

Das allgemeine Princip, nad welchem zwifchen vollen- 
betem und verfuchtem Verbrechen unterfchieden wird, iſt der 
objective Gefichtspunet, der. bei Beftimmung der Strafgröße 
auch die auf die Außenwelt wirklich hervorgebrachte Ginwir- 
fung berüdfichtigt. Im Allgemeinen läßt ſich jagen, das 
Berbrechen fei vollendet, wenn diejenige Einwirkung auf bie 
Außenwelt hervorgebracht worden, welche nach dem durch Das 
Verbrechen übertretenen Geſetze nicht hervorgebracht werben 
folte *), Bei vielen Verbrechen befteht diefe Einwirkung in 


" 3) Darum wird dad Oeſtreichiſche G. B. $. 7 von Zahariä, bie 
Lehre vom Verſuche, Thl. 11. ©; 67, mit Unrecht der Inconfequenz be 
ſchuldigt, wenn es fagt, Daß fchon der. Berfuch einer Uebelthat dad Ber- 
brechen fei. Der Berfuch der Tödtung ift ebenfo gut ald die Bollendung 
“ derfelben ein Verbrechen wider das Leben. Er ift nur ein Verbrechen, 
weldyes Feinen Erfolg gehabt und darum mach dem objectiven Gefichts- 
puncte gelinder beftraft wird. 

4) Köftlin, neue Revifion, $. 126 fegt den Moment der Bollen- 
dung darein, Daß dad den Gegenftand des Berbrechend bildende Recht 
als Recht wirklich verlegt erfcheine. Allein diefe Beftimmung ift gerade: 
zu unrichtig, wenn unter dem den Gegenftand des Verbrechens bildenden 
Rechte das Recht im objectiven Sinne oder dad Geſetz verftanden wers 
den joll, welches Doch durch den Verſuch ebenfo gut ald durch die Boll: 
endung wirklich verlegt wird. Soll aber mit jenem Rechte das fubjective 
Recht ded Beichädigten gemeint fein, fo paßt diefe Beſtimmung Theils 
nicht auf diejenigen Berbrechen, die gar Feine Verlegung fubjectiver 
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ber Hervorbringung eines gewiffen in bie Sinne fallenden 
Erfolges. Bei diefen Verbrechen ift das Verbrechen vollen» 
bet, wenn dieſe Thätigkeit von der Art geweſen ift, daß 
biefer Erfolg durch ſie hervorgebracht worden ift. Bei ande» 
ven Verbrechen befteht Diefe Einwirkung nicht ſowohl in ber 
Hervorbringung eines beftimmten in die Sinne fallenden Er» 
folges, als vielmehr in der Art ber Thätigkeit, Die man. ges 
wiffen factifchen Werhältniffen gegenüber beobachtet 5). Bei 


Rechte enthalten, Theild wird mit ihr auch für die Rechtöwerbrechen 
der Moment der Bollendung nicht mit binlänglicher Beitimmfheit ge 
geben. 3. B. bei dem Diebftahle, wie bei dem Betruge erfcheint 
das fubjective Recht erft vollftändig verlegt, wenn ein wirklicher Scha— 
de zugefügt ift, während doch beide Verbrechen vollendet find, wenn 
der Dieb auch fogleich ergriffen oder der Betrug fogleich entdedt 
wird. 

5) Auf diefen Unterfchied beziehen ſich die herfömmlichen Einthei- 
lungen der Verbrechen in materiale und formale, und in determinrte und 
vage. Klein, Grundfäge des peinlichen Rechts, $. 63; Feuerbad, 
$. 388; Grolman, $. 285; Martin, $. 176. Formale Verbrechen 
nennt man diejenigen, bei welchen durdy die Form der Handlung, 3. B. 
Fälfhung und Gewaltthätigkeit; materiale, bei welchen durch den Zweck 
des Handelnden, z. B. Tödtung und Diebftahl, Begriff und Benennung 
beftimmt wird. Allein bei den formalen Verbrechen kommt es zugleich 
auch auf den Zwed des Handelnden an, bei den materialen auf bie Form 
der Handlung. Fälfchung von Münzen und Fälfchung eines Paſſes Löns 
nen zwar mit gleihem Rechte Fälfhung genannt werden, find aber doch 
zwei ganz verfchiedene Verbredhen. Der Dieb und der Betrüger haben 
in gleicher Weife den Zweck, fi) mit fremdem Gute zu bereichern, und 
doch find wegen der verfchiedenen Form der Handlung Diebftahl und Be: 
trug verfchiedene Verbrechen. Bgl. meine Abhandlungen, Il. ©. 155. 
Determinirte Berbrechen follen diejenigen fein, zu deren Begriffe ein 
beftimmter Gegenftand und meiftens auch eine daran hervorgebrachte 
Wirfung gehöre; vage, deren Begriff durch die Verfchiedenartigkeit des - 
Gegenſtandes und der daran hervorgebrachten Wirfungen nicht veräns 
dert werde. Allein die Unterfcheidung ift fo fchwanfend, daß z. B. 
Feuerbach die Brand» und Ueberſchwemmungsſtiftung zu deu deter⸗ 


* 
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diefen Verbrechen gehört zur Vollendung, baß unter biefen 
faetifchen Werhältniffen die von dem Gefege gemeinte Thä- 
tigkeit wirklich beobachtet worden ſei. Bei jedem einzelnen 
Verbrechen können nur bie Geſetze darüber entfcheiden, wann 
es für vollendet genommen werden müſſe. 

- Rad) diefem Begriffe der Vollendung beftimmt ſich auch 
‚ber Thatbeftand des vollendeten Verbrechens. Der fubjertive 
Thatbeftand ift bei der Vollendung der nämliche, als bei dem 
Berfuche, nämlich der Wille, das in Frage ftehende Verbre⸗ 
chen hervorzubringen. Der objective Thatbeftand der Vollen- 
dung befteht in einer Handlung von folder Beſchaffenheit, 
daß durch fie die von dem Gefege gemeinte Einwirkung auf 
die Außenwelt wirklich hervorgebracht worden ift ®). Ohne 
ben fubjertiven Thatbeſtand kann weder von vollendetem, noch 
yon verfuchten Verbrechen die Rede fein, da ein Verbrechen 
ohne verbrecherifche Willensbeftimmung nicht gedacht werben 
kann. Wenn es bei vorhandenem fubjectiven Thatbeftande an 
dem objectiven Thatbeftande der Vollendung fehlt, kann noch 
Thatbeftand des Verſuches vorhanden fein, wenn nämlich bie 
minirten, Martin zu den vagen Berbrechen rechnet. Bol. meine 
Abhandlungen, I. ©. 477 und IL. ©. 1565 auch -Köftlina. a. ©. 
©. 437. 

6) Darnach muß zwifchen dem TIhatbeftande eined Verbrechens über: 
haupt und zwifchen dem Thatbeftande feiner Vollendung unterfchieden 
werden. Diefer ift im jenem enthalten, aber nicht nothwendig mit ihm 
vorhanden. Der Ihatbeftand des Verbrechens überhaupt befteht in dem 
Willen, das Verbrechen hervorzubringen, und in einer entfprechenden Aus 
eren Handlung. Ohne diefen Ihatbeftand Tann ed auch Feinen Verſuch 
eined Berbrechend geben, da ohne ihn dem Gefege, welches das Verbres 
brechen verbietet, überhaupt nicht ‚zuwider gehandelt werden kaun. In 
diefem Thatbeſtande ift aber aud) die Handlung, welche den Thatbeftand 
der Vollendung bildet, enthalten, da fie ebenfalls eine dem verbrecheri- 
fhen Willen entfprechende Handlung if. Val. auh Köftlina. a. O. 
$. 120, Anmerk. 1. . & 
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Handlung von der Art ift, da fie einen Beweis für den 
fubjectiven Thatbeftand liefert 7). 

Vollendung und Verſuch find zwei verfchiedene Arten der 
Urheberfchaft, indem ber lirheber bei jcner in anderer Weife 
thätig ift, als bei diefem. Der Unterfchied hat daher nicht 
die Bedeutung, daß der Begriff der Urheberfchaft bei der 
Vollendung vollftändiger als bei Dem Werfuche vorhanden wäre. 
Auch wer es nur bis zu dem Werfuche bringt, ift vollitändi- 
ger Urheber, da er felbft die Handlungen vornimmt, die mit 
der Hervorbringung des Verbrechens in Gaufalzufammenhange 
ſtehen. Es ift daher richtiger, von Ucheberfchaft der Vollen- 
dung und des Verſuches, ald von vollendeter und verfuchter 
Urheberfchaft zu fprechen. 


G. 61. 
b) Subjective Befhaffenheit der Bollendungshand- 
lungen. 

Die fubjective Befchaffenheit der Wollendungshandlungen 
wird begründet Durch Die Art des Willens, mit welchem der 
Urheber gehandelt hat. Bei jeder Vollendungshandlung wird 
vorausgefegt, daß der Urheber den Willen ter Vollendung 
gehabt habe, der entweder dolus oder culpa fein Fann. Die 
Vollendung ift daher entweder Vollendung des doloſen oder 
des culpofen Verbrechens ?). In feinem Falle Fann von einer 


7) Die Frage, in wiefern Mangel am Thatbeftande Verſuch fei, 
kann nach dem in Note 6 Bemerkten Feine Schwierigkeit madjen. Wenn 
ed am TIhatbeftande des Verbrechens überhaupt mangelt, Fann auch von 
Feinem Berfuche die Rede fein. Wenn ed am Thatbeftande der Bollen- 
dung mangelt, Fommt es eben darauf an, ob noch der Thatbeftand. des 
Berbrechend überhaupt vorhanden fei. Bol. auch Zahariä a. a. O. 
$. 16, und Köſthin a. a. O. $. 120 nnd ©. 378, 

1) Zadhariäa.a. O. $. 26 will bei culpofen Berbrechen über: 
haupt nicht von Bollendung, fondern von vollfommener Eriftenz des That: 
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Vollendungshandlung des tolofen oder des culpofen Verbre— 
chens die Rede fein, wo nicht die Vollendung, die in dem 
Willen gelegen, wirklich hervorgebracht worden ift. Es kann 
darum auch immer nur foweit von Vollendung die Rede fein, 
als das Hervorgebracdhte wirklich in dem Willen gelegen hatte. 
Der Unterfchied zwifchen beiden bezieht fich nicht auf vie 
Handlungen an fih, durch welche das Verbrechen hervorges 
bracht wird, fondern auf das durch fie hervorzubringende Ver⸗ 
brechen felbft, je nachdem es in der Abficht des Handelnden 
gelegen hatte, oder nur als möglicher Weile eintretend ge» 
wollt worden war ?). Es iſt daher, damit cine Handlung 
als Bollendungshandlung des dolofen oder culpofen Verbre— 
chens erfcheine, nicht.nothwendig, daß die Handlung gerade 
in der Weife wirfe, in welcher e8 von dem Handelnden be» 
abfichtigt oder als möglich gedacht war: fondern es Fommt 
nur darauf an, daß er bei ihe den Willen der Vollendung 


beftandes fprechen, womit auch Köftlina.a.D. ©. 443 übereinzuftim: 
men fcheint. Allein die vollfommene Eriftenz des Ihatbeftandes ift ge: 
rade die Vollendung des culpofen Verbrechens. Vollendung des culpofen 
Berbrechend foll es darum nicht geben, weil es Feinen Verſuch deffelben 
gebe. Allein mit demfelben Rechte kann man fchließen, weil es eine 
Bollendung des culpofen Verbrechens giebt, muß ed auch einen Verſuch 
deffelben geben. 

2) Es iſt richtiger, von Vollendung des boloſen oder culpoſen Ver⸗ 
brechens, als von doloſer oder culpoſer Vollendung zu ſprechen. Nicht 
die Handlung an ſich, durch welche die Vollendung herbeigeführt wird, 
ſondern dad Verbrechen iſt entweder dolos oder culpos. Zur Handlung 
an ſich gehört nur Selbſtbeſtimmung, welche bei dem doloſen und dem 
culpoſen Verbrechen in gleichem Mafe vorhanden fein muß. Es ift z. B 
bei der doloſen und bei. der eulpoſen Tödtung gleich nothwendig, daß 


fid) der Thäter felbft zum Adfchießen der Flinte beſtimmt habe: ob er 


aber damit ein dolofes oder culpofes Verbrechen begehe, hängt davon 
ab, ob er Den bervorgebraditen Erfolg beabfichtigt. oder als ER ge: 
dacht hatte, — | 

» 


We * 
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gehabt hatte. Wenn auch die Handlung in anderer als in 
der von dem Handelnden gedachten Weife die Bollendung 
wirklich hervorbringt, ift fie Doch immer eine Vollendung» 
handlung entweder des doloſen oder des culpofen Verbre— 
chens 3). 

Bur Vollendungshandlung des dolofen Verbrechens ift in 
fubjeetiver Hinficht erforderlih, daß der Urheber die Abficht 
gehabt Habe, die Wollendung hervorzubringen. Ob er Diefe 
Abſicht gehabt habe, ift eine factifche Frage, deren Beant» 
wortung, wie der Beweis der Abſicht überhaupt, aus der 
Weiſe genommen werden muß, in welcher der Handelnde 
thätig gewefen ift. 

Die Thätigkeit des Handelnden kann von der Art fein, 
daß ſie in mehrere in der Beitfolge auseinander fallende Acte 
unterfohieden werden kann. Alsdann ift möglich, daß die 
Vollendung felbft nicht gerade durch den Act, von welchem 
ber Handelnde fie erwartet hatte, fondern daß fie durch einen 
früheren oder fpäteren Act hervorgebracht wird. Wenn fie 
Durch einen früheren Aet hervorgebracht wird, hat der Hans» 
delnde unzweifelhaft Die Abficht der Wollendung dabei gehabt. 
Er Hat zwar diefe Abſicht früher erreicht, als er erwartet 
hatte: aber gerade daraus folgt, daß er diefe Abficht dabei 


3) 3. B. der Handelnde hatte gedacht, die beabfichtigte Tödtung 
durch die fcharfe Ladung der Flinte bervorzubringen, während diefelbe 
ohne fein Wiffen mur blind geladen it. Wenn er durch das Abfeuern 
derfelben den Tod wirklich hervorbringt, ift ed dennoch eine Bollendungs« 
handlung des dolofen Berbrechend; oder der Brandftifter hatte gedacht, 
daß dad Feuer durch das in der Scheune befindliche Stroh weiter ver: 
breitet werden follte, während ed weiter brannte, ohne daß überhaupt 
Stroh vorhanden war. Bol. Würtemb. ©.B. Art. 56. Großh. Hefl. 
G.B. Art. 58. Es bedarf indeffen zur Gültigkeit dieſes Grundfages kei⸗ 
ner ausbrüdlichen gefeglichen Anerkennung, die auch in den anderen Ges 
fegbüchern nicht enthalten ift. 
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gehabt Hat 1). Es läßt fih nicht fagen, daß der Handelnde 
bei diefem Acte darum nicht die Abficht der Vollendung ge- 
habt haben könne, weil er nicht die Vorſtellung gehabt habe, 
daß er fie mit ihm hervorbringen werde. Denn die einzelnen 
Arte, in welche feine Thätigfeit unterfchieden werden Fann, 
bilden, weil fie aus einem Willen hervorgegangen find, noth- 
wendig eine einzige und ungetheilte Handlung. Daher ift je 
der dieſer einzelnen Acte, der die Vollendung wirklich her 
vorgebracht hat, die VBollendungshandlung eines dolofen Ver» 
brechens 5). Es ift dabei gleichgültig, ob der Handelnde, 
weil er die durch den früheren Act bereits hervorgebrachte 
Vollendung nicht beinerft, noch zu dem ferneren Aeft, von 
welchem er fie erwartet, fchreitet, oder ob das nicht der 
Fall ift. 
Ob e8 für eine Vollendungshandlung bes doloſen Ver- 
brechens genommen werden müffe, wenn die Vollendung durch 


4) 3. B. der Mörder beabfichtigt, fein Opfer durch einen Schlag 
auf den Kopf zu betäuben, um ed nachher zu erdroſſeln. Wenn der 
Schlag den Tod hervorbringt, ift er eine Bollendungshandlung der do» 
loſen Tödtung. Etwas Anderes ift es freilich, wenn der frühere den 
Erfolg wirklich hervorbringende- Act gar nicht in der Abficht, ihn her 
vorzubringen, vorgenommen war. Alsdann kann diefer Act, weil ed an 
diefer Abjicht fehlt, nicht Vollendungshandlung des dolofen Verbrechens 
fein. Ebenſ wenig kann es der ſpätere in dieſer Abſicht vorgenommene 


Act fein, da der ſchon vorhandene Erfolg nicht durch ihn hervorgebracht 


wird. Bol. darüber vorläufig Zachariä a. a. O. $. 145, 

5) Manche nennen es dolus generalis, wenn der Handelnde, um 
den bezwediten Erfolg hervorzubringen, fich zu mehreren Acten entfchloffen 
hatte. Bol. oben $. 36, Note 2 am Ende. Diefe Bezeichnung ift aber 
unzwecmäßig, weil der Inhalt des dolus in diefem Falle Fein anderer ift, 
als in-dem mit dolus specialis bezeichneten Falle, nämlich den beabfich 
tigten Erfolg hervorzubringen. Man hat auch den dolus generalis gar 
nicht nöthig, um zu dem Refultate zu gelangen, daß jeder einzelne Act, 
der die Vollendung hervorbringt, ald Bollendungshandlung des dolofen 
Berbrechens 'angefehen werden müfle. 
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einen fpäteren Act hervorgebracht wird, ald von welchem ber 
Handelnde fie erwartet hatte, kann nur unter der Voraus» 
feßung einigermaßen zweifelhaft werden, daß feine Erwartung 
ohne fein Wiſſen unerfült geblieben war und er alfo den 
fpäteren Act vornahm, während er glaubte, durch ben frü> 
heren Act die Vollendung bereits hervorgebracht zu haben *). 
Viele Griminaliften find hier der Meinung, daß ber fpätere - 
Het nicht für eine Wollendungshandlung des dolofen Verbre— 
hend genommen werden könne, weil Die Vorftellung des Han» 
delnden, die Vollendung bereits durch den früheren Act her» 
vorgebracht zu haben, die Abſicht ausfchließe, dieſelbe noch 
durch· den fpäteren Wet bervorzubringen 7). Allein wie fchon 


6) Denn e8 ift ohne Weiteres klar, daß es Vollendungshandlung 
des doloſen Verbrechens ſei, wenn der Handelnde den fpäteren Act aus 
dem Grunde vornahm, weil er wußte, daß er die Vollendung durch den 
früheren Act noch nicht erreicht Hatte. Beifpiele des im Terte gemeinten 
Falles find, wenn der Mörder dem nach feiner Meinung bereits Geröd- 
teten die Kehle abfchneidet, um den Schein des Selbſtmordes hervorzus 
bringen, oder wenn er, um den vermeintlichen Leichnam bei Seite zu 
fchaffen, denfelben vergräbt oder in dad Waſſer wirft. Ausdrüdlich find 
die Fälle diefer Art angedeuter umd entjchieden in dem Würtemb. G.B. 
Art. 56. 

7) ol. den merfwürdigen Nechtöfall im neuen Archiv des E.R. V. 
S. 375 f. Bifhoff, Criminalrechtsfälle, 1. ©. 143 #* Habicht, 
rechtliche Erdrterungen u. Entfcheidungen gemeinrecjtlicher Eontroverfen, I. 
©. 208 ff. Zachariä a. a. O. $ 146—149. Berner, Grundlinien 
der criminal. Smputationslehre, ©. 193 f. Nach diefer Anficht fol mit 
dem erfteren Acte nur ein Verſuch und mit dem fpäteren Acte nur ein 
culpofes Berbrechen begangen fein. Die culpa würde aber alddann darin 
beſtehen, daß der Handelnde bei dem erſten Acte nicht gefchickt und ener- 
gifch genug zu Werke gegangen wäre, der beabfichtigten Erfolg hervor: 
zubringen, oder daß er wenigftend, bevor er zu dem anderen Acte fchritt, 
ſich nicht hinlängliche Gewißheit darüber verfchafft hätte, ob der Erfolg 
bereitö hervorgebracht worden fei. Daß mit dem zweiten Acte Fein culs 
pofed Berbrechen begangen werden Föune, ergiebt ſich einfach daraus, daß 
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bemerkt worden ift, müſſen bie einzelnen Acte, bie aus bem 
nämlichen Willen hervorgegangen. find, als eine einzige un« 


getheilte Handlung angefehen werden °). Der fpätere, bie. 


Bollendung wirklich hervorbringende Act, ben der Handelnde 
in der Meinung und unter der Vorausfegung vornimmt, daß 


er diefelbe fchon hervorgebracht habe, ift. aus dem nämlichen 


Willen hervorgegangen, als der frühere Act, Durch welchen 
ee die Vollendung hervorgebracht zu Haben vermeinte. Er 
bildet deßwegen mit dem früheren Acte zufammen eine ein« 
zige Handlung, welche, da die Vollendung wirklich hervor« 
gebracht ift, für eine ‚Vollendungshanblung des bolofen Ver⸗ 
brechens gehalten werden muß. Es ift dabei gleichgültig, ob 
der fpätere Act ſchon von Anfang an in dem Plane des 
Handelnten gelegen, oder. ob er fich erft, nachdem er bie 
Bollendung ‚hervorgebracht zu haben "glaubte, zu" demfelben 
entfchloffen hatte. Denn wenn er fich zu dem fpäteren Acte 
nur in der Meinung entichließen fonnte, Die Vollendung hers 
vorgebradht zu haben, fo ift berfelbe auch aus dem Willen, 
diefelbe hervorzubringen, hervorgegangen )). Wuch liegt es 


Jemand, der glaubt, einen Erfolg bereitd hervorgebracht zu haben, un- 
möglich die Vorftellung haben Tann, daß er denfelben möglicher Weife 
bervorbringen werde. } 

8) Val. Köſthin a. a. O. ©. 263 ff. und Pfotenhauer, Einfluß 
des Irrthums auf die Strafbarfeit vorfäglicher Verbrechen, Abtheil. IL. 
©. 113 ff. 

9) Das ift felbft in dem Falle wahr, da den Handelnden, nachdem 
er die Vollendung hervorgebracht zu haben vermeint, die Reue ergreift, 
und der fpätere die Vollendung wirklich hervorbringende Act nicht vor 
genommen fein würde, wenn er nicht geglaubt hätte, daß die Vollendung 
doch nicht wieder ungefchehen gemacht werden koͤnne. Dagegen ift ed 
natürlich Feine Vollendung des dolofen Verbrechens, wenn der- Handelnde 
nicht glaubt, die Vollendung bereitd hervorgebradht zu haben, und den 
fpäteren Art, durch welchen fie hervorgebracht wird, nicht vornimmt, 
um fie noch bervorzubringen; 3. B. wenn er, nachdem er in mörderifcher 

Luden Straftecht. 3. 


\ 
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auf der Hand, daß es der Abficht des Handelnden nicht ent 
gegen, fondern gerade gemäß ift, daß die Vollendung wirk« 
lich, hervorgebracht worden ift. 

Bur Vollendungshandlung des. culpofen Verbrechens. ift 
in ſubjectiver Hinficht erforderlich, daß der Handelnde es ſich 
bei ihr als möglich vorgeftellt habe, daß er mit ihr die ver- 
botene Einwirkung auf die Außenwelt‘ bervorbringen werde. 
Auch Hier find die einzelnen aus. dem nämlichen Willen her- 
vorgegangenen Arte, in welche bie Handlung unterfchieden 
werden kann, als eine einzige Handlung zu betrachten. Da— 
ber. iſt eine Wollendungshandlung des ceulpofen Verbrechens 
nicht :bloß in dem Falle vorhanden, da die Vollendung durch 
den Act hervorgebraht wurde, von welchem fie als möglich 
erwartet wurde, fondern auch in dem Falle, da fie duch ei— 
nen fpäteren Art hervorgebracht wurde, der nur in der Vor— 
ausfegung, daß fie bereit3 hervorgebracht fei, unternommen 
gewefen war 19). 


$. 62. 

e) Objective Befchaffenheit der Bolleudungshbandlungen. 

Die objertive Vefchaffenheit der Vollendungshandlungen 
beiteht in dem Gaufalzufammenhange, der zwifchen ihnen und 
der Vollendung Statt findet. Für eine Vollendungshandlung 
Fann nur diejenige Handlung gelten, in welcher die Urfache ter 
wirklich hervorgebrachten Vollendung gefunden werden Fann. 
Ob eine Handlung eine VBollendungshandlung fei, Fann nur 
unter der Vorausfegung in Frage fommen, Daß die verbotene 


Abſicht Wunden beigebracht, ſich plöglich eines Anderen befinnt und im 
der Abſicht, den Tod zu. verhindern oder fich Die Flucht zu fichern, Hand. 
lungen voruimmt, durch welche er herbeigeführt wird, 

10) Wenn z. B. Jemand einen Anderen durch das unvorſichtige 
Abfchießen einer Flinte. getödtet zu haben glaubt und den vermeintlichen 
Leichnam in dad Waller wirft, um ibn bei Seite zu fchaffen. 
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Einwirkung auf die Außenwelt in der Weife vorliegt, welche 
nad) Maßgabe des Gefepes für die Vollendung genommen 
werden kann. Daß diefe Einwirkung nicht vollftändig her⸗ 
vorgebracht wird, ungeachtet der Wille dazu vorhanden war, 
kann feinen Grund Theils darin haben,. daß es ohne Wiſſen 
des Handelnden an ‘den äußeren factifchen Verhältniſſen und 
Umftänden fehlte, ohne welche jene Einwirkung nicht. hervor: 
gebracht werden Fonnte 1); Theils darin, daß ungeachtet des 
Borhandenfeins jener. Verhältniffe und Umftände nicht fo. ges 
handelt wurde, als zur Hervorbringung jener Einwirfung ‚ges 
handelt werden mußte 2); Theils endlich darin, daß cin äu— 
Berer Umftand hinzufam, Durch welchen die Wirkſamkeit der 
Handlung aufgehoben wurde ?). Der Gaufalzufammenhang 
zwifchen der Handlung und der Vollendung befteht darin, daß 
diefe ala Folge auf jene als Urſache zurückgeführt werden Fann. 
Es kann daher nicht von einer Wollendungshandlung die Rede 
fein, wenn die äußere Einwirkung, welche in dem Willen des 
Handelnden gelegen, zwar vollftändig eingetreten ift, aber 
nicht dur) Die Handlung, fondern durch andere von dem Han⸗ 
delnden unabhängige Urfachen bewirkt worden ift ?). 
Bunächft gehört hierher der. Fall, da die Wirkfamfeit 
der Urſachen, welche die von dem Handelnden gewollte Ein» 


1) 3. 3. wenn bei einer beabfichtigten Tödtung der zu Tödtende 
bereitd todt war, oder wenn bei einem beabfichtigten Ehebruche Die Ehe 
wider Wiffen des Eoncumbenten gar nicht ald gültige Ehe beftanden hatte 


oder durd) den Tod bereitd gelöft war. 


2) 3. B. wenn der Mörder gar nicht zum wirklichen Führen des 
Streiches kommt, oder wenn er vorbeifhießt oder eine Wunde beibringt, 
die nicht fehwer genug war, den. Tod zu bewirken. 

3) 3. B. went das eingegebene Gift durch Gegengift paralyfirt 
wurde, oder wenn bad arigefegte Feuer Durch zeitiged Löfchen erftict 
wurde, | 

4) Bol. Köſtlin a. a. O. $. 132, und meine Abhandlungen, IL: 
&, 262 f. 

25 * 
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wirkung wirklich hervorbringen, mit der Handlung in gar 
feinem Bufammienhange fteht 5). Es Fann dabei feinen Uns 
terfchicd machen, ob die Einwirkung auch durch die Hand» 
lüng bervorgebracht worden fein würde, wenn fie nicht ſchon 
in Folge jener Urfachen eingetreten gewefen wäre: oder ob 
fie ohne Diefelben nicht zur Griftenz gefommen fein würde, 
Denn die Wahrfcheinlichkeit oder felbft Die Gewißheit, daß 
ein, Erfolg eingetreten fein würde, kann nicht für das wirks 
liche Eintreten beffelben, und mithin die Handlung ;' die ihn 
hervorgebracht haben würde, nicht für eine VBolentungshand- 
lung, die ihn wirflich hervorgebracht, angefchen werten ®). 





5) 3.0. Wenn das Haus, an welchem Feuer angelegt murde, 
durdy die damit nicht zufammenbängende Brandftiftung. eines Anderen 
oder durch deu Blitz wirklich in Brand gebracht wurde. 

6) Hinfichtlich des Verbrechens der Tödtung wird hier viel geftritten. 
Wächter, $. 162, ©. 125 behauptet, Daß eine vollendete Tödtung bes 
gehe, wer einem Anderen eine Wunde beibringe, die den Tod unauss 
bieiblich zur Folge babe baben müſſen, wenn auch der Tod nicht un— 
mittelbar Durch diefe Wunde, fondern durch ein anderes Ereigniß herr 
beigeführt werde, Wenn dieſes Ereigniß in der von einem Anderen beis 
gebrachten Wunde beftche, fo feien Beide, der zuerft und der zuletzt 
Berwundende, der vollendeten Tödtung fchuldig. Allein Ulpian fagt in 
L. 11. 8. 3. L. 15. $. 1. D. ad leg. Aqnil. (IX. 2.) ausdrücklich, daß 
der zuerft Verwundende nicht wegen Tödtung bafte, wenn der Tod durch 
ein anderes Ereigniß, 3. B. durch Einfturz des Haufes, oder Schiffbruch, 
oder durch die von einem Anderen beigebradhte Wunde herbeigeführt 
worden fei. Ueber die fcheinbar entgegenftehende Entfcheidung von Zus 
lian in L. 51. pr. $. 1.2. D. eod. vgl. meine Abhandlungen, 11. 
©. 264 ff. Auch in der P.G.D. Art. 147 wird zur vollendeten Tödtung 
verlangt, daß der Getödtete „der geflagten Streiche halber‘ geftorben fei. 
Die neueren Gefegbücher erkennen das auch an, indem fie nur die Wun— 
den für tödtlich erklären, die den Tod wirklich verurfacht haben. Nur 
das Würtemb. G. B. Art. 235 macht eine Ausnahme, indem es eine Ber 
fhädigung für tödtlich erklärt, nicht nur, wenn fie den Tod wirklich 
berbeigeführt hat, fondern auch, wenn fie denfelben herbeigeführt haben 
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Umgefehrt aber kann eine Handlung, die ihn wirklich ber- 
vorgebracht, nicht darum aufhören, eine Bollendungshandlung 
zu fein, weil der Erfolg auch ohne fie aus anderen Urfachen 
eingetreten fein würde. Denn es wird dadurch nicht ausge⸗ 
ſchloſſen, Daß er wirklich duch die Handlung hervorgebracht 
worden war ?). 

Berner gehört hierher ber Fall, da bie Urſachen, welche 
ben Erfolg wirklich hervorbringen, zwar ‚ohne die Handlung 
nicht in Wirkfamfeit getreten fein würden, aber nicht durch 
diefelbe in Wirkfamkeit gefegt wurden. Denn daraus, daß 
bie den Erfolg hervorbringenden Urfachen ohne die Handlung 
nicht in Wirkfamkeit getreten fein würden, folgt nicht, daß 
fie ducch diefelbe in Wirkfamkeit gefegt feien. Wenn in eis 
nem anderen, nicht fchon bei der Handlung vorhandenen, fons 
dern erft zu derjelben hinzutretenden Umftande die Weranlafe 
fung liegt, daß jie gerade die Folge hatte, jene Hrfachen in 
Bewegung zu fegen, fo daß, wenn diefer Umftand nicht hin« 
zugetreten wäre, dieſe Urfachen nicht in Wirkfamfeit gejegt 
worden fein würden, jo liegt eben in jenem Umſtande und 
nicht in Der Handlung die Urſache, daß diefelben in Wirk» 
ſambeit gefeßt worben find ®)." Der Erfolg ift alsdann zwar 
in Folge, aber .nicht als Folge der Handlung entftanden und 





— wenn er nicht durch ein anderes Ereiguiß zeitiger bewirkt werden 
wäre. Bol. Dagegen Köftlina. a. O. ©. 461. 

| 7) Daher iſt es unbeftreicbar vollendete Tödtung, wenn ein Todt— 
franfer oder zum Tode Verurtheilter getödter wird, 

8) Darum iſt .eö Feine vollendete Tödtung, wenn der Verwundete 
nicht an den Wunden, fondern an der ſchlechten Behandlung des Arztes 
ſtirbt, obgleich er ohne die Verwundung dem Arzte gar nicht in die 
Hände gefallen fein würde. Ebenſo begeht Der zuerſt Verwundende Feine 
vollendete Tödtung, wenn der Verwundete noch eine andere Wunde ers 
hält, welche mit der früheren zuſammen den Tod verurfacht, Arber den 
Fall, da zwifchen beiden Berwundenden Theilnahme Stutt- finder, ſiehe 
weiter unten. 
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kann darum mit ihr nicht in Gaufalzufammenhange ftehen 9). 
Dagegen ift Gaufalzufammenhang immer vorhanden und es 
alſo für eine Wollendungshandlung zu nehmen, wenn ber 
Umftand, durch welchen die Wirkſamkeit jener Urfachen vers 
aulapt wird, nicht von außen zu Der Handlung hinzutritt, 
fondern entweder Durch diefelbe hervorgerufen oder bereits 
vorhanden war, als die Handlung unternommen wurde 19). 
Db er dem Handelnden befannt war oder nicht, ift für das 
Dafein des Saufalzufammenhanges an und für fich gleichgül« 
fig; denn auch wenn er denfelben nicht gefannt hat, bleibt 
e8 wahr, daß er durch feine Thätigfeit die Wirkſamkeit dies 
fes Umftandes und damit die Urfachen in Bewegung gefegt 
hat, aus weldyen der Erfolg hervorgegangen ift. Aber e8 
wird durch dieſe Unbefanntfchaft die Borftellung von dem 
Saufalzufammenhange und damit die verbrecherifche Willens— 
beftimmung oder der fubjeetive Shatbeftand des Verbrechens 
ausgefchloffen. 

Endlich gehört hierher der Fall, da es zweifelhaft ift, 
ob der eingetretene Erfolg durch die Handlung hervorgebradt, 
oder ob er aus anderen Urfachen, deren Wirffamfeit nicht 
mit zur Handlung gerechnet werden kann, eingetreten ei. 
Denn der zmweifelhafte Caufalzufammenhang muß rechtlich als 
gar nicht vorhanden angefehen werben. 


—.. 


9) ©. meine Abbandfungen, 11. S. 316 ff. 

10) ©. meine Abhandlungen, II. ©; 326 ff. Deßwegen ift in dem 
Mote 8 angeführten Beifpiele Derjenige, Dir die zweite Wunde zufügt, 
Urheber der vollendeten Tödtung, ebenfo wie Derjenige, der eine Wunde 
zufügt, die bloß wegen der individuellen Körperbefchaffenheit des Getöd⸗ 
teten tödtlich war. L.7. $. 5. D. ad leg.-Aquil. (IX. 2.) Mit Unrecht 
bebaupter Köftlina. a. D. ©. 462, daß in dem Beifpiele der Note 8 
beide Berwundende ald Urheber der vollenderen Tödtung angejeben wer— 
den müßten, 
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§. 63. 
B. Urheberſchaft des Verſuchs. 
a) Begriff des Verſuchs. 


Der Verſuch des Verbrechens iſt die mit dem Willen, 
es zu vollenden, begangene Handlung, durch welche die Boll» 
endung nicht hervorgebracht worden ift !). Der Verſuch ift 
die Nebertretung des nämlichen Strafgefeges, welches durch 
bie Vollendung übertreten wird, Denn was cine Handlung 
zum Berbrechen macht, iſt der Wille, die in dem Verbote 
gemeinte Handlung zu begehen. Und dieſer Wille iit dem 
angegebenen Begriffe zufolge bei dem Verſuche der nämliche, 
als bei der Vollendung. Sowie in einer Gefeßgebung diefes 
wahre Wefen des Werbrechens erkannt ift, muß in ihr Die 
Etra barkeit des Verſuches anerkannt fein. Straflos Tann 
der Verſuch nur erfcheinen, fo lange diejenigen Werbrechen, 
durch welche Einzelne in ihren fubjectiven Rechten verlegt 
werden, hauptſächlich ala eine Werlegung diefer Rechte und 
als cine Privatjache zwifchen Verletzendem und Berlegtem 
aufgefoßt werden ?). In der gemeinrechtlichen Geſetzge— 

1) ©. über den Berfuch im Allgemeinen: Zaharid, die Lehre 
vom Verſuche ded Verbrechens, 2 Theile, 1836 u. 18395 meine Ab- 
bandlungen, Bd. I. 18365 Pfotenbauer, der Einfluß des factifchen 
Arrehums auf die Strafbarfeit verfuchter Verbrechen, 18385 Bauer, 
Abhandlungen aus dem Strafredhte, 1. Bd. 1840, ©. 307 f. Köftlim, 
neue Reviſion, 1845, ©, 339 ff. 

2) Daber fonnte das römifche Necht Feinen ſtrafbaren Verſuch des 
-furtum annehmen, foweit dafielbe ald ein Privatdelict aufgefaßt wurde, 
wegen deſſen der Verletzte eine nach der Größe des Geſtohlenen ſich rich— 
tende Geldjirafe einklägen Fonntez vgl, meine Abhandl. I. ©. 188 ff.; 
ebenfo feinen Verſuch der Injurie; vgl. meine Abhandl. I. ©. 1,0. 
Inſofern der Verſuch ſchon au ſich eine Verletzung ſubjectiver Rechte 
enthält, kann er bei dieſer Auffaſſuug allerdings auch ſtrafbar ſein: 
aber ſeine Strafbarkeit muß geringer erſcheinen, weil er noch nicht 
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bung ?) und in allen teutſchen Particulargeſetzgebungen tft 
die Strafbarkeit des Verſuches entfchieden anerkannt. Nach 
teutfcher Rechtsanſicht ift die Strafbarkeit des Werfuches eine 
etwas geringere als die bes vollendeten Verbrechens, weil 
der Verſuch, wenn er auch in fubjeetivee Hinficht der Voll⸗ 
endung gleich fteht, doch im objectiver Hinficht eine gerin 
gere oder gar Feine Störung der Rechtsordnung hervorbringt. 
Es läßt ſich aber darum nicht fagen, daß das teutfche Wecht 
noch nicht bis zur vollftändigen Erkenntniß des wahren We— 
fens des Verbrechens gelangt fei. Denn indem e8 auf ber 
einen Seite die willenlofe Hervorbringung eines Erfolges 
nicht beftraft, und auf der anderen Seite den Verſuch im 
Allgemeinen mit Strafe betroht, erkennt es an, daß es ber 
verbreherifche Wille ift, der die Handlung zum Verbrechen 
macht. Auch ift das Maß, in welchem es den Verſuch ge 
ringer beftraft als die Vollendung, nicht fo bedeutend, Daf 





Die voliſtäudige Verletzung enthält. Vergl. meine Abhandlungen, 1. 
E. 306 ff. 

3) P.G. O. Art. 178, Nach der gewöhnlichen Lehre, der ich in 
meinen Abbaudt. 1. ©. 522 gefolgt bin, üt in der Carolina die Straf: 
barkeit des Verfuches nur anerkannt binfichtlich folcher Verbrechen, auf 
welche peinfiche Strafe ftcht, wofür auch die Lehre der italienifchen Prak— 
tifer, welche nur bei den delieta atrocia einen flrafbaren Berfuch ans 
nehmen, zu brechen ſcheint. Vgl. Heffter, Lehrbuch, $. 76, Note 5. 
Zachariä a. a. O. F. 95. Indeſſen heißt es in dem Art, 178, daß 
die unterſtandene Miſſethat peinlich zu beſtrafen ſei, nicht aber, daß nur 
Derjenige zu beſtrafen ſei, der ſich einer peinlichen Miſſethat unterſtehe. 
Daher muß wohl unter der peinlichen Strafe, welche der unterftaudenen 
Miſſethat angedroht wird, Öffentlihe Strafe im Gegenfage bloßer Pri— 
patftrafe verftanden werden; f. oben $, 20, Note 4. Darnach wäre im 
der Carolina div Strafbarfeit des Verfuchd ganz allgemein und obne Ber 
fhränfung anf die ſchwereren Verbrechen anerfannt. Auch bat Die Praris 
diefe Beichränfung nicht anerkannt, fo wie fie auch in den neuen Geſetz⸗ 
büchern nicht gemacht wird. 
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die Berüdfichtigung des von dem Willen unabhängigen ob» 
jeetiven Momentes, ob nämlich ber gemwollte Erfolg wirk» 
lich eintritt, oder nicht, überwiegend erfchiene *). Sie hat, 
diefe Berückſichtigung des Objeetiven, ihre Rechtfertigung in 
dem geſchichtlichen Entwidelungsgange des teutſchen Strafs 
vechtes, in welchem bie öffentliche Strafe der Rechtöverbre> 
hen fich aus der dem MBerlegenden oder feiner Familie zu 
gewährenden Privatgenugthuung herausgebildet hat °). 


$. 64. 

b) Subfective Befhaffenhbeit der Berfuhshandlungen. 
| Bei jeder Verfuchshandlung wird vorausgefegt, daß der 

Sanbelnde den Willen der Vollendung gehabt habe. Diefer 
Wille ift die fubjective Eigenfchaft der Verfuchshandlung. 
Er ift entweder dolus oder culpa, je nachdem die Wollen» 
dung in der Abficht des Handelnden gelegen hatte, oder nur 
als möglicher Weife eintretend von ihm gewollt worden war. 
Es kommt darnach der Verſuch des dolofen und der des cul- 
- pofen Verbrechens in Frage. 


Der Verfuch des dolofen Verbrechens befteht — daß 
der Urheber mit der Abſicht handelt, die Vollendung hervor— 
zubringen. Wie es überhaupt nur beftimmten dolus giebt ?), 
fo kann auch nur mit dem beftimmten dolus, diefes oder je- 
nes Verbrechen zu vollenden, ein Verfuch begangen werben. 

4) In der P. G. O. Art. 178 wird. anerfannt, daß.die Strafe des 
Verſuchs felbit bis zur Todesftrafe geben fönne. Seine gerifigere EStraf⸗ 
barkeit liegt alſo nur in der minder grauſamen Weiſe, in welcher dieſelbe 
vollzogen wird. Bedeutender wird der Unterſchied noch in den neuen 
Geſetzbüchern, welche Feine gefchärfte Todesſtrafe mehr zulaſſen. Denn 
alsdaun kann die Strafe des Verſuchs überhaupt nicht bis zu Todesſtrafe 
gehen. 

5) S. oben S. 71. 

1) ©. oben $. 86, 


} 
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Diejenigen, bie einen unbeitimmten dolus annehmen; behaups 
ten zwar, daß mit demfelben auch ein Werfuch begangen wer» 
den könne. Allein fie machen fich damit nad) ihrem eigenen 
Standpunete eines Widerfpruches ſchuldig. Denn wenn bie 
Bedeutung des unbeftimmten dolus darin beftehen fol, daß 
gerade der eingetretene Erfolg dem Handelnden zum dolus 
zugerechnet werden fol, jo muß es im Falle eines nicht 
eingetretenen Erfolges an jedem Anhaltepuncte darüber feh- 
len, was dem SHandelnden zum dolus zugerechnet werden 
folle 2). 


2) Zachariäa. a. O. F. 29 macht Feinen Unterfchied zwiſchen als 
ternativem und eventuellem dolus, und behauptet, daß im Falle eines 
nicht eingetretenen Erfolges ein Verſuch in Beziehung auf den fchlimms 
ften der Erfolge, auf melde zufammen der unbeftimmte dolus gerichtet 
gewefen, angenomunen werden müfle. Allein wenn dieſer ſchlimmſte Ers 
folg unberückſichtigt geblieben wäre, Falld der geringere Erfolg wirklich 
hervorgebracht worden wäre, fo ift nicht einzufeben, warum, wenn ber 
geringere Erfolg nicht hervorgebracht ift, die Strafbarfeit nach dem 
fchlimmften Erfolge beftimmt werden fol. Nach der Anficht von Za— 
hariä Fönnte ed Fommen, daß der mit unbeftimmten dolus Handelnde, 
"wenn er gar Feinen Erfolg hervorgebracht, härter beftraft werden müßte, 
ald wenn er einen Erfolg hervorgebracht hätte. — Bauer, Abhandlun 
‚gen, Bd. I. ©. 328 ff. behauptet zwar, daß der Verſuch in der Regel 
beftimmten dolus erfordere, jcheint aber Doch einen. Verſuch wenigftens bei 
dem alternativen dolus nicht in Abrede ftellen zu wollen. Er giebt aber 
nicht an, in Beziehung auf welchen der mehreren Erfolge. ein Berfuch 
angenommen werden müſſe. Auf der einen Seite behauptet er, daß man 
sticht gerade den fchlimmften zum Maßftabe der Strafjzumeffung nehmen 
(önne, Auf der anderen Seite fcheint er auch nicht gerade den leichtes 
iten zum Maßftabe nehmen zu wollen, indem er den Berfuch wegen ſei— 
ser größeren Gefährlichfeit doc härter beftrafen will. Er fcheint ſich iu 
der Mitte zwifchen dem Teichteften und dem fchwerften Erfolge balten zu 
wollen. Damit würde aber dem Verbrecher eine Abſicht angedichtet, Die 
er entfchieden nicht gehabt hat. — Köſtlin a. a D. ©. 345 ff. unter: 
ſcheidet zwiſchen alternativem und eventuellem dolus. Bei dem erſteren 
will er, wenn Fein Erfolg eingetreten iſt, wie Zacharid, einen Verſuch 


Beſtandtheile des Thatbeſtaudes im Einzelnen. 383 


Es giebt Verbrechen, bei welchen Die einem Anderen 
zugefügte Wechtöverlegung, die zu ihrem Begriffe gehört, im 
verfchiedener Größe vorkommen Fann und die Strafe im ein 
zelnen Falle nad) der Größe der. zugefügten Rechtsverlegung 
beftimmt wird. Bei dem Verſuche dieſer Verbrechen ift e8 
möglich, daß der Handelnde felbft noch: Feine beftimmte Vor⸗ 
ftelung hat von.der Größe der Wechtsverlegung, die er zus 
fügen werbe — Es kann aber darum kein Verſuch derſelben 


in Beziehung auf den ſchwerſten Erfolg annehmen. Hinſichtlich des letz⸗ 
teren ftellt er eine Theorie auf, die wenigftend dad Necht der Conjequenz 
für fi) hat. Bei dem eventuellen dolus fei immer eine Concurrenz von 
Verbrechen vorhanden, indem der Handelnde den einen Erfolg mit dolus 
determinatus, den anderen mit dolus eventualis beabfichtige. Diefe Con« 
eurrenz Fönne, wie aud) von mir Bihfichtlich der culpa dolo determinata 
nachgewiefen worden (f. oben $. 39), mur vorfommen binfichtlich zweier 
foicher Erfolge, die neben einander beftehen Eönnen, Wenn beide Erfolge 
eingetreten, fo feien zwei confummirte Delicte begangen. Wenn Feiner 
derfelben eingetreten, jo fei in Beziehung auf jeden derfelben ein Verſuch 
begangen. Wenn nur einer diefer Erfolge eingetreten, fo fei ein vollen: 
detes Verbrechen in Goncurrenz mit einem Verſuche begangen. ch felbft 
habe hen oben, ©. 252, behaupter, daß man zu dieſen Conſequenzen 
kommen müffe, wenn man einmal einen dolus eventualis annehme. Ich 
Fann aber nicht zugeben, daß das dolus fei, was Köftlin eventuellen 
dolus nennt. Denn es ift nur culpa und nicht dolus, wenn Jemand eis 
nen Erfolg nur ald möglich vorherjieht und in denfelben eventuell willigt. 
Berner, Grundlinien der Smputationslehre, dem Köſtlin bier folgt, 
macht fich felbft das Bedeuken, ob darin nicht bloße eulpa liege. Er 
befeitigt aber daſſelbe durch die Vorausfegung, daß der Handelnde feine 
Handlung vielleicht auch ausgeführt haben würde, wenn er dem Ers 
folge mit Gewißheit habe entgegenfehen müfen. Wenn aber der Unter 
fchied zwifchen evwentuellem dolus und culpa nur auf diefem „Biel: 
leicht‘ beruht, fo ſteht er offenbar auf fehr fchwachen Füßen. In den 
Fällen, die Köftlin zum dolus eventualis-rechuet, ijt entweder culpa 
dolo determinata (f. darüber oben $. 39), oder ein zweifacher dolus de- 
terminatus vorhanden, 

3) Es gehören hierher namentlich Körperverlepungen und Diebftähle, 
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mit unbeftimmtem dolus angenommen werden? Denn wenn 
nicht der Begriff des Verbrechens, ſondern nur die Größe 
feiner Strafe abhängig ift von der Größe der hervorgebrad)- 
ten Rechtsverlegung, fo hat Derjenige, der überhaupt eine 
Rechtöverlegung dieſer Art beabfichtigt auch ohne eine be— 
ftimmte Borftellung von der Größe berfelben, den beftimm« 
ten dolus, diefes Verbrechen bervorzubringen. Wenn er nur 
eine Nechtöverlegung geringerer Größe hervorbringt, wird er. 
geringer beftraft werden müſſen, ald wenn er eine Rechts- 
verlegung von bedeutenderer Größe hervorgebracht hätte. 
Wenn er gar Feine Nechtsverlegung diefer Art hervorbringt, 
aber diefelbe beabfichtigt hatte, hat er einen Verſuch dieſes 
Merbrechens begangen, der noch geringer wird beftraft wer- 
den müſſen, als wenn er eine Rechtsverlegung dieſer Art 
von geringfter Größe hervorgebracht hätte. Er wird aber 
nicht darum geringer beftraft, weil er Feine beftimmte Größe 
der Rechtsverlegung beabfichtigt hatte, und im Bweifel ans 
zunehmen wäre, daß Die Abficht auf das Geringite gerichtet 
gewefen ſei, fondern weil die Strafe nach) der Größe der 
hervorgebrachten Rechtsverletzung, an welcher e8 hier gänz= 
lich fehlt, beſtimmt wird 1). Auch wenn es bei Verbrechen 


Inſofern bei den erſteren nicht beſondere Arten derſelben als beſondere 
Verbrechen hervorgehoben find (ſ. Darüber Note 5 in dieſem $.), wird 
der Begriff des Verbrechend nicht verändert durch die größere oder ges 
ringere Schwere der Verletzung. Ebenfo it der Begriff des Dieb: 
ftahld nice von Der größeren oder geringeren Summe des Geftohle: 
nen abhängig. In den meiften Fällen wird der Verbrecher ſelbſt nicht 
genan willen, wie groß die von ihm anzurichtende Rechtöverlegung fein 
werde, | 

4) Bon dem neueren Gefegküchern haben nur das Wuͤrtembergiſche, 
das Braunſchweigſche und das Hannoverfche eine auf diefen Fall bezüg- 
liche Beftimmung. Das Würtemb. G. B. Art. 67 ſchreibt Gefänguiß vor, 
wenn fich nicht ausmitteln laſſe, welcher Schaden beabſichtigt worden, 
oder durch die vollbrachte That geftiftet worden wäre. Dad Braunfchw. 


Beftandtheils bes. Thatbeſtandes im Einzelnen. 385 


dieſer Art ausgemacht wäre, daß eine größere Wechtäver: 
legung in der Abficht gelegen, während nur eine geringere 
hervorgebracht worden, würde nicht ein Verſuch, dieſe grö- 





SB. $. 39 beftimmt, daß nur die auf das. Verbrechen gefegte gelindefte 
Strafe ald Mafftab für die Strafe des Verfuched dienen folle, wenn 
über die Größe der Beichädigung eine beftimmte Abficht des Ihäters 
nicht vorliege. Beide Gefeßgebungen gehen von der Anficht aus, daß die 
Strafe des Verſuches eigentlich ausgemeſſen werden müſſe nach der bes 
abfichtigten Größe der NRechtöverlegung, und daß nur in Erinangelung 
eines beftimmten Anhaltepuncted darüber angenommen werden folle, daß 
die Abficht auf die geringfte Größe gerichtet gewefen fei. Wenn bei den 
Berbrechen Diefer Art die beabfichtigte, aber nicht wirklich hervorgebrachte 
Größe der Rechtöverlegung in Betracht kommen könnte, fo müßte man 
in dem alle, da der Dieb mehr hinwegnehmen wollte, als er wirklich 
hinwegnahm, ihn nicht bloß wegen des vollendeten Fleineren, fondern zus 
gleich auch wegen des verfuchten größeren Diebftahld beftrafen, was Nies 
mandem einfallen wird. Umgekehrt Fann es auch nicht in Betracht Foms 
men, wenn er weniger entwenden wollte, ald er wirffich entwendete, 
l.. 21. $. 2. D. de furtis. (XLVII 2.) Nur fünnen freilich folche Sa— 
den, im Beziehung auf welche der Dieb gar nicht den animus lucri fa- 
eiendi hatte, nicht mit in die Größe des Diebftahls eingerschnet werden, 
Dal. auh Wächter, Lehrbuch, $. 190, Note 65 d, und Pfoten— 
bauer aa. O. ©. 102, Note 46. — Dad Hannov, ©.B. Art. 302 
will bei Diebftählen die Strafe ded Verſuchs darnach beftimmt haben, 
wie hoc) fi) der Werth des Entwendeten im Falle der Vollendung nach 
Wahrſcheinlichkeit belaufen haben würde. Allein in den meiften Fällen 
wird es fchwer halten, mur einigen Anbaltepunct für dieſe Wahrfcheins 
lichkeit zu finden. — Im römifchen Recht wird ed ald eine Injurie bes 
ftraft, wenn Jemand in diebifcher Abficht in fremde Wohnungen gebt, 
ohne feinen Zweck zu erreichen. Das ältere teutfche Necht läßt in dieſem 
Falle die Strafe deö Fleinen Diebftahls eintreten. Vgl. meine Abhand- 
lungen, I. ©. 191 u. 385. Beide haben mwenigftens Darin Recht, daß 
fie nicht die beabfichtigte Größe des Entwendeten berücfichtigen. Der 
Auffaffung ald Injurie widerfpricht aber die Wirklichkeit, weil es auf 
feine Injurie dabei abgefehen iſt. Die Strafe des vollendeten Kleinen 
Diebftahld eintreten zu laffen, it darum nicht ganz richtig, weil doch Fein 
vollendeter Feiner Diebftahl damit begangen wird. 
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here Rechtsverletzung Hervorzubringen, fondern nur die Voll⸗ 
endung der wirklich hervorgebrachten Wechtsverlegung -anges 
nommen werben können, weil bei Diefen Verbrechen nicht bie 
beabfichtigte, fondern nur die wirklich hervorgebradhte m 
der Rechtsverletzung von Bedeutung iſt °). | 
Dagegen iſt es zum Berfuche nicht nothwendig,. daß der 
dolus ein prämeditirter ſei. Es Fann vielmehr ein Verſuch 


5) Anders verhält fi) die Sache, wenn durch die Größe der Nechtds 
verlegung zugleich eine befondere Art derfelben gebildet wird, deren Her: 
vorbringung ein befonderes Verbrechen ausmacht, wie z. B. nach den 
neuen Gefeßbüchern foldhe Körperverlegungen, durch weldye der Befchäs 
digte des Geſichtes, des Gehöred, der Sprache, der Zeugungsfübigkeit 
beraubt, oder durch welche er zu feinen Berufsarbeiten untauglich gewors 
den, ald folhe befondere Verbrechen aufgefaßt werden müſſen. Weil bier 
durch die Größe der Nechtöverlegung eine befondere Art derfelben gebil— 
det wird, muß der Wille befonders anf diefe Größe gerichtet fein, damit 
diefes befondere Verbrechen begangen werde, Wie obme diefen Willen 
die Vollendung dieſes Verbrechens nicht möglich ift, fo muß auch, wenn 
die Vollendung nicht erreicht ift, eine mit demfelben begangene Hand» 
lung ald Verſuch dieſes Verbrechens angefeben werden. — Zadhariä 
a. a. O. F. 144 und Pfotenhauer a. a. O. ©. 103 bringen die bier 
eroͤrterte Frage nicht ganz unter den richtigen Gefichtöpunet. Wenn das 
Geſetz verfchiedene Grade oder Specied des nämlichen Berbrechens unters 
fcheide und der Merbrecher ein dem Grade nach geringeres Delict hervors ⸗ 
bringe, ald er beabfichtigt habe, fo fei zu unterfcheiden, ob die Grade 
nad) objectiven oder nach fübjectiven Rückſichten beſtimmt feien. Im ers 
fteren Falle komme nur das wirklich Hervorgebrachte, nicht auch das 
weiter Beabfichtigte in Betracht, während im letzteren Falle neben der 
Bollendung des Hervorgebrachten noch ein Verſuch des Beabjichtigten ans 
zunehmen fei. Allein woran wollen die genannten Werfaffer erkennen, ob. 
die Grade des Verbrechens nach fubjectiven oder nach objectiven Rück— 
fichten abgeftuft fein? Ob die auf eine beftinnmte Größe der Verlegung 
gerichtete Abficht einen Verſuch begründe oder nicht, Fann nur darnach 
entfchieden werden, ob durch diefe Größe cin befonderes Verbrechen. ges 
bildet wird, fo daß bei einer Verletzung anderer Größe ein feinem Ber 
griffe nach verfchiedened Werbrechen vorliegen würde. 
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auch mit affectvöllem  dolüs begangen werben. Denn bei 
Anhalt des dolus ift bei der Prameditation Fein anderer, als 
bei dem Affeete, indem Diefer nur der Beweggrund ift, durch 
welchen der Wille plötzlich beftimmt wird ©). Es Fann ſich 
allerdings Jemand im Affecte zu einer Handlung entfchließen, 
ohne dabei die Vorftellung zu Haben, daß er mit Beftimmts 
heit einen gewiſſen Erfolg hervorbringen werde. Und in 
diefem Falle Fann weder bei wirklicher Hervorbringung dieſes 
Erfolges von Vollendung des dolofen Verbrechens, noch bei 
Nichthervorbringung deſſelben von einem Werfuche des dolos 
fen Verbrechens die Rede fein. Aber e8 wird dadurch, nicht 
ausgefchloffen, daß auch im Affecte eine beftimmte Vorftels 
lung von dem hervorzubringenden Erfolge möglich fei, und 
daß alfo in demfelben ſowohl Vollendung als Verſuch des 
dolofen Verbrechens begangen werben Fönne 7). 

Bon einem Verfuche des culpofen Verbrechens würde in 
dem Falle gefprochen werden können, da der von dem Han— 
delnden als möglich vorhergefehene Erfolg nicht wirklich ein 
getreten wäre. Aus dem Begriffe des Werfuches und der 


6) ©. oben $. 37. 

7) Wer die Miöglichfeit eines Verſuches im Affecte leugnet, denkt 
gewöhnlich nur an den im Affecte ded- Zornd begangenen Todtfchlag, 
weil der Thäter hier Feine beſtimmte klare Abficht habe. VglMitter- 
maier, im neuen Archiv des ER. IV. ©. 18. Es kann allerdings wer 
der von Bollendung, noch von Verfuch der dolofen Tödtung die Rede 
fein, wenn der Handelnde nicht die beftimmte Abficht hatte, zu tödten, 
indem vielmehr in diefem Falle nach den oben ©. 265 f. aufgeftelltin 
Grundfägen entfchieden werden muß. Aber wenn der im Affecte Hans 
deinde die Abficht, zu tödten, entfchieden hat, muß auch ein Verſuch tes 
Todtfchlags angenommen werden. Bei anderen Affecten, 3. B. dem der 
Sinnlichkeit umd der Habfucht, wird ed Niemand bezweifeln, daß mit 
ihnen eine beſtimmte Abficht beftehen und alfo auch ein Verſuch begangen 
werden könne. Bol. aud) Hepp, Verſuche, S. ge Zachariä a.ad, 
$. 30 und Köſtlin a. a. O. ©. 349 fi. 
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eulpa folgt an und für fi nicht, daß ber Verfuch eines 
eulpofen Berbrechens nicht begangen werben könne. Denn 
auch dem culpofen Verbrechen Liegt der Wille zu Grunde, 
das Verbotene hervorzubringen 8). Diefer Wille wird nicht 
dadurch aufgehoben, daß der als möglich vorhergefehene Er» 
folg nicht wirklich eintritt... Es würde mithin in Beziehung 
auf den nicht wirklich hervorgebrachten, aber als möglich) 
vorhergefehenen Erfolg der Verſuch eines culpofen Verbres 
chens angenommen werden können ?). Aber in dem gemeis 
nen Rechte ift nur der Verſuch des dolofen Verbrechens mit 
Strafe bedroht, indem zur Strafbarkeit verlangt wird, daß 
die Vollendung wider des Thäters Willen unterblieben fei 9). 





8) ©. oben $. 38. 

9) Die Mehrzahl der Griminaliften fucht die Unmöglichkeit eines 
Verſuches culpofer Verbrechen aus der Natur der Sache zu deduciren. 
Dol. Zachari ä a. a. O. F. 28 — 28; Köftlin aa. O. ©. 340 ff. 
Sie berufen ſich Theils auf das Wort „Verſuch,“ indem ſich nur von 
Demjenigen, der etwas bezwecke, ſagen laſſe, daß er etwas verſuche, 
Theils auf den Grundſatz, daß zu jedem culpoſen Verbrechen der Eintritt 
eines gewiſſen Erfolges gehöre. Allein unverkennbar iſt darin eine petitio 
prineipii enthalten. Namentlich behauptet Köftlin, daß nur binfichtlich 
einer wirflich eingetretenen Folge die Frage entftehen Fönne, ob fie habe 
vorher bedacht. werden Fünnen und follen. Allein die ald möglich vorhers 
gefehene Folge ift immer, auch wenn fie nicht eintritt, vorher bedacht 
gewefen. Dagegen wird von Hepp, Verſuche, ©. 259 ff., die Möglich 
feit des Verſuches eined culpofen Verbrechens behauptet. In meinen 
Abhandlungen, 1. ©. 266 und II. ©. 560 habe ich auch die Möglichkeit 
des Verſuches eined culpofen Verbrechens in Abrede geftellt, weil bei der 
culpa der Erfolg nicht auf jeden Fall, fondern nur unter der Borauss 
fegung, daß er wirklich eintrete, in dem Willen liege. - Allein es läßt 
ſich nur fagen, daß bei der culpa das Nichteintreten ded Erfolgs hicht 
gegen den Willen des Handelnden geſchieht. Dagegen kann durch das 
Nichteintreten deffelben nicht wieder aufgehosen werden, daß mit culpofem 
Willen gehandelt war. 

10) 9.G.D. Art. 178. 


— 
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Bei dem eulpoſen Verbrechen wird zwar bie Bollendung mit 
des Thäters Willen hervorgebracht, weil auch derjenige Er« 
folg ein gewollter ift, den der Handelnde als mögliche Folge 
feines Handelns vorhergefehen hatte: aber wenn diefer Er» 
folg nicht eintritt, unterbleibt die Vollendung doc nicht wie 
ber des Thäters Willen, weil er auch das Nichteintreten des 
Erfolges als möglich vorhergefehen und folglich gewollt Hatte. 
Wie im gemeinen Rechte fo ift auch in allen neuen Gefeg- 
büchern von einem ftrafbaren Verfuche nur Hinfichtlich dolofer 
. Verbrechen die Rede 11). Werfuche eulpofer Verbrechen oder 
mit anderen Worten Handlungen, durch welche möglicher 
Weife ein verlegender Erfolg herbeigeführt werden Fann, 
Fönnen daher nur als jelbftftändige Polizeiverbrechen nr 
werden. 


$. 65. 
ce) Objective Befhaffenheit der Berfuhshandlungen. 
a) Anfangspunct ded Verſuches. 

Die objestive Eigenfchaft der Verſuchshandlungen beſteht 
in den äußeren Merkmalen, die eine Handlung an ſich tragen 
muß, um für einen Verſuch angeſehen werben zu können. 
Der Verſuch ift ftrafbar, weil ihm der Wille der Vollendung 
zu Grunde liegt. Daraus ergiebt fih, daß eine Werfuche« 
handlung fo befchaffen fein muß, daß aus ihr der Wille der 
Vollendung erfannt werden kann. Nach dieſem Principe 
muß die Frage entjchieden werden, wo der Anfangspunct 
des ſtrafbaren Verſuches liege oder wie ‚weit ber Handelnde 


11) Bayerſch. ©.B. Art. 57. Sächſ. G.B. Art. 26. Hannov. G. B. 
Art. 33. Großh. Heſſ. G.B. Art. 64. Brauuſchweig. G.B. $. 36. Im 
Würtemberg. G.B. Art. 62 ift zwar nicht ausdrüdlich hervorgehoben, - 
daß zum Verſuche die Abficht der Vollendung gehöre; es folgt aber aus 
Art. 58, wo zur Strafbarfeit der Fahrläffigfeit erfordert wird, daß eine 
Rechtöverlegung entftanden fei. 

Luden Strafrecht. 1. 26 
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bereit3 in feiner Thätigkeit vorgefchritten fein. müffe, um 
wegen verfuchten Verbrechens beftraft werden zu Fönnen. 
Das Gebiet des Werfuches liegt zwifchen dem Gedanken, ber 
noch nicht in äußere Handlungen ausgebrochen und darum 
dem Rechte nicht anheim fällt, und zwifchen der Vollendung 
des Verbrechens, bei welcher nicht mehr vom Verſuche bie 
Rede fein kann. Die Ausgangsgränze des Berfuches, an 
welcher derfelbe in die Vollendung übergeht, kann darnach, 
wenigftens dem Prineipe nach, nicht zweifelhaft fein. Das 
gegen ift die Frage, ob jede aus dem Willen. der Vollendung 
bervorgegangene äußere Handlung als ftrafbarer Werfuch an— 
gefehen werden müffe. Dabei ift zuvörderft Flar, daß nur 
von folchen Handlungen, die nach der Vorftellung des Han« 
deinden zur Erreichung diefes Willens beitragen follten, ans 
genommen werden Fann, fie feien aus dem Willen der Boll» 
endung hervorgegangen. Denn wie der Wille in der Ent» 
ſchließung zu einer Handlung befteht mit der Vorftellung von 
bem Durch diefelbe Hervorzubringenden Erfolge, fo find auch 
nur diejenigen Handlungen aus dem Willen der Vollendung 
hervorgegangen, bei welchen der Handelnde Diefe Borftellung 
gehabt hat. Daher Fann die bloße mündliche oder fchriftliche 
Heußerung des verbrecherifchen Willens, oder die Drohung, 
ein beftimmtes Verbrechen verüben zu wollen, auf feinen Fall 
als ein Verſuch Diefes Verbrechens gelten !). 


1) L. 225. D. de V. S. (L. 16.) 9.8.0. Art. 176. Es ift 
damit nicht audgefchloffeen, daß gegen den Drohenden Sicherheitmafs 
regeln, wie Auferlegung einer Caution, polizeiliche Beauffichtigung und 
feloft Sicherheitödetention angewendet werden Fönnen. P.G.O. Art. 176. 
Eine Drohung kann allerdings bei den Verbrechen, zu deren Thatbeftande 
Gewalt und Nöthigung gehört, einen Berfuch bilden, aber nicht desjeni- 
gen Verbrechens, welches angedrohet wird; fo Fann z. B. die Drohung, 
Jemanden zu tödten, ein Verſuch ded Raubes, der Entführung oder 
Rothzucht, aber nicht der Tödtung fein. Vgl. Zachariä a. a. O. $. 108, 


® 
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Die auf die Erreichung des verbrecherifchen Willens ger 
richteten Handlungen pflegt man in Worbereitungshandlungen 
und in Ausführungshandlungen zu unterfcheiden 2). Worbes 
reitungshandlungen find. zunächit folhe Handlungen, duch 
welche fich der Werbrecher entweder die zur Werübung bes 
Verbrechens nothwendigen Kräfte, Mittel und Werkzeuge an 
ſchaffen und zubereiten, oder durch welche er fich in den zur 
Verübung des Verbrechens unmittelbar erforderlichen phyſi⸗ 
ſchen Buftand verfegen will. Auch gehören zu den Vorberei— 
tungshandlungen folhe Handlungen, durch welche der Hans 
beinde fich die Möglichkeit, Sicherheit und Gelegenheit der 
Ausführung zu verfchaffen oder die Entdeckung und Vers 
eitelung des beabfichtigten Werbrechens zu verhindern fucht. 
Ausführungshandlungen dagegen find folche Handlungen, wels 
che entweder in einer Anwendung der angefchafften Mittel 
beftehen, oder durch welche die Urfachen oder Kräfte, aus 
deren Wirkfamkeit der verbrecherifche Erfolg hervorgehen foll, 
in wirkliche Wirkſamkeit gefet werben follen 3). 

Die Unterfcheidung zwifchen Borbereitungshandlungen 
und zwifchen Ausführungshandlungen wird zu dem Zwecke 
gemacht, die Anfangsgränze des ftrafbaren Werfuches zu bes 
ftimmen. WBorbereitungshandlungen follen noch nicht zu dem 
ftrafbaren Verſuche gehören, welcher vielmehr erjt mit dem 
Anfange der Ausführung beginne. Nach dieſer Lehre ift in 
viele der neuen Gefegbücher die Beltimmung übergegangen, 


„Auch Fann eine Drohung für ſich allein genommen eine Jnjurie bilden, 


L. 15. D. de injur. (XLVII. 10.) 

2) Mittermaier, im newen Archiv des ER. 11. ©. 602 ff. 
IV. ©. 20 ff. X. S. 549 zu Feuerbach, $. 42, Note VI. Zadas 
riäa a. a. O. $. 105—107. Bauer, Abhandlungen aus dem Strafs 
rechte, 1. ©. 319. 

3) Zachariäna. a. O. $. 107. 
26 * 
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daß Strafbarkeit nicht fehon durch bloße Vorbereitungshand⸗ 
lungen, fondern erft duch den Anfang der Ausführung be= 
gründet werde *). In den Quellen des gemeinen Strafrechs 
te8 wird nicht zwifchen Worbereitungshandlungen und Aus» 
führungshandlungen zu dem angegebenen Zwecke unterfchieden, 





4) Die Ältere teutfche Doctrin nahm mit ziemlicher Einftimmigfeit 
an, daß auch VBorbereitungshandlungen als entfernter Berfuch ftrafbar 
fein. Vgl. Zahariäa.a. O. $. 117 und $. 158— 162. Darnad) iſt 
auch in den älteren der neuen Geſetzbücher die Strafbarfeit der Vorbes 
reitungshandlungen anerfannt worden. Preuſſ. ER. Th. U. Tit. 20, $.42. 
Bayerich. St. G.B. Art. 62. Im DOeftreih. G.B. wird der Verſuch $. 7 
ald eine zur wirflichen Ausführung führende Handlung, und $.8 als eine 
äußere böfe Handlung bezeichnet. Es find aber damit Borbereitungse 
bandlungen nicht ausgefchloffen. Vgl. Jenull, Commentar zu Theil 1. 
8. 7 und 8. Dagegen werden in dem übrigen neuen Gefegbüchern Vor— 
bereitungsbandlungen und Ausführungshandlungen unterfchieden und die 
erfteren für ftraflos anerfannt. Sächſ. G.B. Art. 29, Würtemb. ©.B. 
Art. 63. Hannov. GB. Art. 34. Großh. Heff. G.B. Art. 65. Braunſchw. 
G.B. $. 40. Mit Ausnahme des Sächſiſch. Geſetzbuchs geftatten jedoch 
diefe Gefegbücher entweder allgemein oder mwenigftens bei ſchweren Ver: 
brechen wegen Borbereitungshandlungen befondere polizeiliche oder- difeis 
plinarifche Aufficht, auf welche von den Gerichten erfannt werden kann. 
Auch führen die neuen Geſetzbücher das Princip, daß nur Ausführungs- 
bandlungen frafbar fein follen, micht confequent durch. So fehreiben , + 
das Sächſ. G.B. Art. 30 und das Hannov. G. B. Art. 34 vor, daß eine 
Verbindung Mehrerer zu einem gemeinfchaftlichen gefegwidrigen Zwede 
nicht ald vorbereitende Handlung anzufehen, fondern ald DVerfuch zu bes 
firafen fei. In den übrigen neuen Gefegbücdern find ebenfalld Verſuch 
der Anftiftung, Eingehung eines Complotts, Vereinigung zu einer Bande, » 
Berfhwörung, Aufreizung, Aufforderung zum Aufruhr, Verabredung 
und Aufforderung zur Widerfeglichfeit und zur Einftellung der Arbeit, 
fowie Vorbereitung zum Hochverrath, zur Falfhung, zum Morde, zur 
hülflofen Niederfunft und Kinderausfegung, zum Raube und zur Brand« 
fiftung für flrafbar erklärt. Vgl. Würtemb. G. B. Art. 238, 242, 313, 379. 
Braunſchw. G. B. $. 37, 38, 82, 89, 100, 123, 83, 133, 151, * 176. 
Großh. Heſſ. G. B. Art. 181. 
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und entfchieden anerfannt, daß auch die erfteren zu beftrafen 
feien 5). j 

Die Unterfcheidung felbit beruht auch auf einem unrichti— 

“gen Principe. Sie geht davon aus, dafs die einzelnen Acte, 





5) Das römische Recht ftellt zwar, wie überhaupt Fein allgemeines 
Geſetz über die Strafbarfeit des Verfuches, fo auch Feine allgemeine Bes 
ſtimmung über die Anfangsgränze defjelben auf. Bei den einzelnen Ber 
brechen werden aber Handlungen, die nur ald Vorbereitungen angejchen 
werden können, mit der Strafe des vollendeten Verbrechens bedroht. 
3. 8. L. 1. pr. D. ad leg. Corn. de sicar. (XLVIH. 8.) „Si quis ho- 
minis necandi causa cum telo ambulaverit.“ L.1. 8.1. L.3. D. eod.: 
„qui venenum malum necandi hominis causa fecerit, vel vendiderit 
vel habuerit, plectitur.“ Vgl. im Allgemeinen Zachariä a. a. O. 
6. 115 und $. 152. In meiner Schrift über den Verſuch, S. 269, 
war ich zu weit gegangen, indem ich behauptete, daß nach römiſchem 
Rechte bloße Borbereitungshandlungen unbedingt vom ftrafbaren Berfuche 
audzufchließen feien. Es Fam nur darauf an, daß die Vorbereitungs— 
Handlungen unzweideutig für die verbrecherifche Abficht fprachen. In dies 
fer Beziehung ift wichtig die 1. 8. C. ad leg. Cornel. de falsis (IX. 22.), 
wo die bloße Verfertigung einer falfchen Urfunde, worin doch nur eine 
Porbereitung für den Gebraud) liegt, für frafbar erffärt ift, ohne daß 
der Nichtgebrauch zur Entfchuldigung gereichen fol, während der Beſitz 
der nicht felbft verfertigten falfchen Urfunde beim Nichtgebrauche derfelben 
ſtraflos fein Fan. Vgl. die richtigen Bemerfungen, welche ZirEler im 
Archiv des C.R., neue Folge, 1839, ©. 276 ff. zu meinen früheren Be— 
bauptungen gemacht hat. — In der P. G. O. Art. 178 werden die 
Verſuchshandlungen bezeichnet als „fcheinliche Werfe, die zur Vollbrin— 
gung der Mifferhat dienftlich fein mögen.” Daß damit Feine Unterfcheis 
dung zwifchen Worbereitungshandlungen und Ausführungshandlungen an« 
gedeutet wird, liegt auf der Hand. Dad „Scheinlich‘‘ heißt fo viel als 
beweifend, nämlich für die verbrecherifche Abſicht. Vgl. meine Abhand- 
lungen, I. ©. 460 ff., und Pfotenhauer, der Einfluß des Irrthums 
auf die Strafbarfeit verfuchter Verbrechen, S: 188. Auch binfichtlich der 
P. G. O. bin ich im meinen Abhandlungen, I. ©. 459 ff., mit der Be- 
bauptung, daß nach ihr alle Vorbereitungsbandfungen von der Sphäre 
des ftrafbaren Verſuchs auszufchliegen feiern, zu weit gogangen. Es 
fommt eben Alled auf das „Scheinliche‘ der Handlung an. 
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die möglicher Weife bei einer verbrecherifchen Handlung vor» 
kommen Fönnen, verfchiedene verbrecherifche Handlungen feien, 
während fie doch, wie file aus dem nämlichen Willen hervor» 
gegangen find, zufammen nur eine verbreeherifche Handlung 
bilden 6). Daher ift Die verbrecherifche Handlung immer be— 
gonnen, fo wie nur einer der Acte vorgenommen worden war, 
deren Vereinigung die verbrecherifche Handlung bilden follte. 
Daß diefer Aet für fich allein in Cauſalzuſammenhange ftehe 
mit der Griftenz des Verbrechens, ift nicht nothwendig, um 
ihn ald eine verbrecherifhe Handlung erfcheinen zu laffen. 
Denn eben weil er nur einer von denjenigen Aecten ift, wel— 
che zufammen Die verbrecherifche Handlung bilden, Fann es 
nur Darauf ankommen, ob diefe Handlung, zu welcher er ge= 
hört und welche mit ihm angefangen ift, mit dem Verbre⸗ 
chen in ſolchem Gaufalzufammenhange fteht, daß fie überhaupt 
als eine verbrecherifche angefehen werden Fann. 

Zwiſchen Worbereitungshandlungen und Wusführungs- 
handlungen findet weder in fubjectiver noch in objectiver Hin» 
fiht ein wirklicher Unterfchied Statt. Denn bei beiden Ar— 
ten von Handlungen wird, wenn fie überhaupt als Verſuchs— 
handlungen in Frage kommen follen, in gleicher Weife vor» 
ausgefegt, daß der Handelnde den Willen der Vollendung 
achabt habe. Es läßt fich nicht fagen, daß es nach der Vor— 
bereitungshandlung eines neuen verbrecherifchen Entfchluffes bes 
dürfte, um von ihre zur Ausführungshandlung fortzufchreiten. 
Es bedarf nur dazu der Feithaltung des bereits gefaßten Ent» 
fhluffes, ohne welchen aud) die PBACDPIEIERNGENANDERNG nicht 
Borbereitungshandlung fein würde 7). 

Ebenfo wenig kann in objeetiver Hinficht ein Unterfchied 
zwifchen Vorbereitungshandlungen und Ausführungshandfungen 


6) ©, oben ©, 371. 
7) Ral, Köſthin a. a. O. ©, 384, 
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anerkannt werben. Denn bei beiden Arten von Handlungen 
muß, damit fie überhaupt als Verfuchshandlungen in Frage 
fommen können, in gleicher Weife vorausgefegt fein, daß fie 
das Verbrechen nicht wirklich hervorgebracht haben. Es Fann 
auch nicht behauptet werden, daß die Ausführungshandlun« 
gen, wenn fie auch ebenfo wenig als die Vorbereitungshand» 
lungen einen Erfolg wirklid) hervorbringen, wenigitens ob» 
jectiv gefährlicher feien, weil ſie den Erfolg haben hervor» 
bringen Eönnen. Die objective Gefährlichkeit der Ausfüh- 
rungshandlung, welche den Erfolg nicht hervorgebracht hat, 
fönnte nur in der Befürchtung Liegen, daß der Handelnde, 
wenn er entweder zweckmäßiger gehandelt hätte oder in der 
Ausführung nicht unterbrochen worden wäre, den Erfolg her» 
vorgebracht haben würde. In ber nämlichen Weife läßt ſich 
aber bei der bloßen BVorbereitungshandlung fagen, daß ber 
Handelnde den Erfolg hervorgebracht haben würde, wenn er 
nicht in feiner Thätigkeit unterbrochen worden wäre ®). 


Es Fann vielmehr, um den Anfangspunct der ftrafbaren . 


Perfuchshandfungen zu beftimmen, nur darauf anfommen, daß 
der Wille der Vollendung aus der Handlung erkannt werden 
könne. Dabei werden allerdings nicht alle Handlungen, bie 
nach dem angegebenen Begriffe für Borbereitungshandlungen 
‚ gelten, als Berfuchshandlungen angefehen werden fönnen °). 
Das ift namentlich der Fall bei den Handlungen, welche, 


— — — ——— 


8) Vgl. Köſthin a. a. O. S. 383, 

9) Ueber die Gränze zwiſchen Vorbereitungshandlungen und Auss 
führungshandiungen wird ‚übrigens im einzelnen Falle leicht Zweifel ent- 
ſtehen Fönnen. 3. B. Pfotenhauer a. a. O. ©. 46 ff., welcher der 
Sache nach der hier vertheidigten Anficht Beitritt, aber den in den neue 
ren Gefeßbüchern angenomntenen Ausdruck „Anfang der Ausführung‘ 
für fehr angemeffen erflärt umd glaubt, daß derfelbe auch die TIhätigfeit 
Desjenigen unter fich befafle, der das Gift oder die Waffe, womit er 
einem Anderen nach dem Leben trachte, erſt angefchafft babe. . 
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wie Erkundigungen über Gegenftandb, Gelegenheit, Beit, Ort, 
Mittel der Begehung des Verbrechens oder Abwendungen von 
Hinderniſſen und Störungen bei der Begehung, ober Vor⸗ 
bereitungen für den Fal der Vollendung nicht fowohl aus 
. dem Willen der Vollendung hervorgegangen find, als viel« 
mehr den Zweck haben, den Willen der Vollendung zu faf 
fen 70), Dagegen müffen alle Handlungen, welche aus dem 
bereitö gefaßten Willen der Vollendung hervorgegangen find 
und fich als der Durch äußere Umftände aufgehaltene oder ver- 
eitelte Beginn der verbrecherifchen Handlung erweifen, als. 
ftrafbare Verfuchshandlungen angefehen werden, wenn fte auch 
nach der hergebrachten Unterfcheidung bloße Vorherritunge⸗ 
handlungen ſein mögen #t), 


$. 66, 

?) Objective Gefährlichkeit der Verfuhshandlung, 

Es gehört zu den fehr beftrittenen Fragen, ob zum ftrafs 
baren Verſuche objective Gefährlichkeit der Handlung erfor« 
berlich fei, oder mit anderen Worten, ob die Strafbarkeit 
des Berfuches dadurch ausgeſchloſſen werde, daß die Vollen— 
dung wegen Untauglicjfeit der Verfuchshandlung nicht her» 
vorgebracht werben Tonnte '). Man pflegt zwei Fälle des 


10) Bol, Köftlin a, a, DO, ©. 386, 

11) Im Wefentlichen hiermit einverftanden ift Bauer, a. a. O. 
©. 318, der die Borbereitungshandlungen mur darum von dem ftrafe 
baren Verfuche anschließen will, weil fich aus ihnen, für fich allein be- 
tradhtet, das Dafein des firafgefegwidrigen Vorſatzes noch nicht erfen- 
en laſſe. Daher erflärt Bauer die Anfchaffung und Zubereitung der 
erforderlichen Mittel und Werkzeuge nur unter der Vorausſetzung für 
firaflos, daß fie auch zu anderem erlaubten Gebrauche geeignet feien. 
Auch Zahariä na, O. $. 108 und $, 114 macht mehrfache Ausnab: 
men, in welchen Vorbereitungshandlungen ftrafbar fein ſollen. 

1) Bol. darüber im Allgemeinen Zaharii a. a. O. $. 123 fi, 
Meine Abhandlungen, 1. ©. 475, II. ©.195 ff, Pfotenbauer, der 
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unfauglichen Werfuches zu unterfcheiden 2); erſtens den. Fall, 
ba das angewendete Mittel untauglich war, bie Vollendung 
hervorzubringen; zweitens den Fall, da die Handlung gegen 
ein Object gerichtet wurde, an welchem das beabfichtigte Wer: 
brechen gar nicht hervorgebracht werden konnte ?). Wach der 
Anficht vieler Griminaliften fol in beiden Fällen von einem 
ftrafbaren Verſuche nicht die Rede fein Fönnen ?). 

Diefe Anficht gründet fi) weniger auf das römifche 
Mecht >) als auf die einheimifche Gefeßgebung, in welcher 


Einfluß des factifchen Irrthums auf die Strafbarkeit verfuchter Verbres 
den, ©.3 f. Bauer, Abhandlungen, I. ©. 371. Köftlin aa. O. 
S. 356 f. Chop, im Archiv ded ER. 1842, ©. 519 ff. 

2) ZBadhariia.a O. $. 1233, Bauer a. a. O. ©. 375. 

3) Manche, 3. B. Heffter, Lehrbuch, $. 36, fprechen in diefem 
Galle von unmöglichen Verbrechen, oder Wahnverbrehen, delictum pu- 


‘ kativum. 


4) Feuerbach, Lehrbuch, $. 42, Mittermaier, im neuen 
Archiv ded E.R. I. ©. 183 F., der indeß fpäter Note VII zu Feuer: 
bad) $. 42 Die weiter unten Note 9 im dieſer $. erwähnte vermitteln« 
de Meinung amgenommen bat; Heffter, Lehrbuch, $. 76, Note 4. - 
Zachariä a. a. O. $. 131 unbedingt hinfichtlich der Putativverbredyen, 
während er hinfichtlich der untauglichen Mittel die unten Note 9 ange 
gebene vermittelnde Anficht annimmt. j . 

5) Zadhariä aa. O. $. 134 findet den Beweis für feine Anficht 
binfichtlich der untauglichen Mittel in L. 1. pr. und L. 3, pr. ad leg. 
Corn. de siear. (XLVIll. 8.), wornad) Derjenige bedroht werde, qui 
kominis: necandi causa cum telo ambulaverit oder venenum fecerit. 
Darnach fei Derjenige ſtraflos gewefen, der in tödtlicher Abjicht eine 
Handlung ohne wirkliches telum oder. jchädkiched venenum vorgenommen 
babe. Auch Pfotenhauer aa D. ©, 130 ff. ftimmt damit ziemlich 
überein. Allein was ift unter einem wirklichen telum zu verftehen? Wie 
Zachariä a. a. O. richtig angiebr, ein zum. Verlegen geeignete Werl- 
zeug. Die Frage läuft darauf hinaus, ob eine ungeladene, aber für 
geladen gehaltene Flinte, oder ein Bogen, zu welchem der Verbrecher 
den Pfeil J oder verloren hatte, dafür gehalten werden könne. 
Ungeachtet eine ungeladene Flinte ein unbedingt untaugliches Mittel zum 
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„etliche fcheinliche Werke, die zur Vollbringung- der Miſſe⸗ 
that Dienftlich fein mögen,‘ zum Verſuche verlangt werden °). 
Man legt diefe Worte jo aus, daß die Handlung, um für 
einen Werfuch gelten zu Eönnen, zweckmäßig für die-Bollen» 
bung, ober daß fie objectiv gefährlich gewejen fein müſſe 7). 


Todtſchießen ift, Täßt ſich doch nicht füglich beftreiten, daß das Abfchießen 
einer für geladen gehaltenen Flinte oder das Auflauern mit derfelben zum 
Berlegen geeiguet iſt; vgl. unten Note 18 in diefer $. Hinfichtlich des 
Giftes fagt Marcian in L. 3. $. 2. D. eod. ausdrüdlih, daß in der 
lex Cornelia jede Subftanz gemeint fei, Die Jemand hominis necandi 
causa habet. Darnach wird die Eigenfchaft des venenum malum durch 
die Abficht beftimmt , in welcher ed verwendet werden fol. In der That 
ift Arfenik in den Händen des Arztes bonnn, im denen des Mörders 
malum venenum. ine für Arfenif gehaltene Subſtanz ift venenum 
malum und auch in Wirklichkeit geeiguet, die Tootung hervorzubringen. 
Dagegen ift eine für Zuder gehaltene Subſtanz allerdingd niemals ve- 
nenum malum, weil ihr Befig oder Grwerb den Beweis liefert, daß 
mal nicht die Abficht, zu tödten, hatte. — Hinfichtlich der Putativ« 
verbrechen beruft fih Zacdharia zuvörderft auf L. 6. pr. D. de leg. 
- Corn. de falsis (XLVIII. 10.), welche Stelle aber eher für die entgegen« 
gefegte  Anfiht (vgl. meine Abhandlungen, I. ©. 289), Feines Falles 
für die Strafloſigkeit der Putativverbrechen ſpricht. Bol. Pfoten» 
bauer a. a. O. ©. 147 ff. Eher feinen dafür. zu ſprechen "L. 22. 
$. 4. D. de leg. Corn. de falsis und L. 38. $. 6. D. de poenis. 
(XLVIH. 19.) Indeſſen Eonnten die Römer, wie fie überhaupt feinen 
vechnifchen Unterſchied zwiſchen verfuchten und vollendeten Berbrechen 
machten, nicht daran denken, ein durchgreifendes Princip für Die vor⸗ 
liegende Frage aufzuftellen. Bol. Pfotenhbauer a. a. D. ©. 156 ff. 
Köftlina.a D. ©. 363 u. 364. 

6) Art. 178, 

7) EChopy a. a. O. ©. 533 nimmt fehr fharffinnig eim neues Ars 
gument für die Straflofigfeit objectiv ungefährlicher. Berfuchshandlungen 
Davon ber, daß in der P. G.O. Art. 178 der Berfuch für firaflos an« 
erfannt fei, wenn durch den eigenen Willen des Ihäters eine Verhinde⸗ 
rung der Vollendung herbeigeführt ſei. Der Grund der Strafloſigkeit 
ſei dio durch die Aenderung des Willens bewirkte gänzliche Abwendung 
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Sonfequenter Weife würde man mit diefer Anſicht niemals zu 
einem ftrafbaren Werfuche gelangen. Denn bei jedem Ber- 
fuche wird vorausgefegt, Daß der Handelnde den Willen ber 
Bolendung gehabt Habe, und daß alfo biefelbe wider feinen 
Willen unterblieben fei. Es Fann mithin immer nur in ber 
Unzwertmäßigkeit der angewendeten Verfuchshandlungen feinen 
Grund haben, daß es nicht zur Vollendung des Verbrechens 5 
gekommen iſt ®). 

Um dieſe Inconſequenz zu vermeiden, hat man zwiſchen 
untauglichen Mitteln und zwiſchen unzulänglichen ober unwirk⸗ 
ſamen Mitteln unterſcheiden wollen ?). Untaugliche Mittel 
nennt man dabei folche Mittel, welche ihrer Natur nach und 
unter allen Verhältniffen den Erfolg nicht hervorzubringen 
vermögen. Unzulängliche oder unwirffame Mittel follen Die« 
jenigen an fich tauglichen Mittel fein, deren Wirkſamkeit vers 
eitelt ober aufgehoben wurde, entweder weil nicht die erfor« 
derliche Kraftanwendung . gemacht wurde, oder weil fich der 
Verbrecher in ihrer Wirkſamkeit täufchte, oder weil andere 


— — 


der Gefahr, welche der böfe Wille durch den Verſuch bereits herbeige— 
führt Babe. Cinen anderen Grund ald diefe Aufhebung der objectiven 
Gefährlichkeit könne dieſe Straflofigfeit nicht haben, indem, wenn es bei 
dem Berfuche bloß auf den erfennbaren umd erfannten böfen Willen an- 
Fime, die durch den PVerſuch bereitd verwirfte Strafbarkeit durch eine 
fpätere Aenderung des Willend nicht wieder. aufgehoben werden fünnte. 
Und wie hier Die objective Ungefährlichfeit den Berfuch ftraflod mache, 
fs fünne au, wenn die. objective Ungefährlichkeit in abfoluter Untaug- 
lichfeit „der Mittel ihren Grund habe, feine Strafbarkeit ber nina 
werden, "Allein vgl. dagegen unten $. 69. 

8) Bol. meine Abhandlungen, I. ©. 475 u. 476. 

9) Zahasiia.a. O. $ 125. Dad Rämlihe fol die von An 
deren, z. B. von Mittermaier zu Feuerbach, $. 42, Note VII, 
er Habicht, rechtliche Erörterungen gemeirirechtlicher Controverſen, 1. 

. 152 ff. aufgeftellte Unterfcheidung zwifchen abftract untauglichen und 
— coneret untauglichen Mitteln außbrüden. 
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ihm unbekannte, im Augenblide der Anwendung ſchon vor- 
handene Umſtände entgegen ffanden 1°). Durch Anwendung - 
folcher bloß unzulänglichen oder unwirkſamen Mittel fol eim 
ftrafbarer Werfuch begangen werden, weil hier da8 Verbres 
chen Habe hervorgebracht werben können. Dagegen ſoll von 
einem ſtrafbaren Verſuche nicht die Rede fein können, wenn 
untaugliche Mittel angewendet waren, weil hier das Vers 
brechen unter Feinen Umftänden habe hervorgebracht werben 
können. Aus demfelben Grunde fol ber ftrafbare Werfuch 
ausgefchloffen fein, wenn die Handlung gegen ein Object ge« 
richtet war, an welchem das beabfichtigte Verbrechen gar nicht 
vollendet werden konnte 11). 

Daß an fich zwifchen untauglichen und zwifchen unzuläng« 
lichen Mitteln in dem angegebenen Sinne unterfchieden wer— 
den Fönne, läßt fich nicht wohl beftreiten. Die Unterfcheis 
dung. ift aber hinfichtlich der objectiven Gefährlichkeit ohne 
Bedeutung. Ein unwirkjames oder unzulängliches Mittel ift 
ebenfo wenig objectiv gefährlich, als ein untaugliches, weil 
die Vollendung, wie nur Durch taugliche, fo auch nur Durch 
zulängliche oder wirkſame Mittel hervorgebracht werben Eann. 
Die Gefährlichkeit Fönnte nur von der fubjectiven Seite her- 


10) Beifpiele des untauglichen oder abftract untauglichen Mittels find 
das Eingeben von Zuder, oder das Abſchießen einer ungeladenen Flinte, 
um zu tödten. Dabei foll ed Feinen Unterfchied machen, ob es mit oder 
ohne Wifjen und Willen des Handelnden gefchehen war, daß er zu einem 
fo zwediwidrigen Mittel gegriffen. Dagegen foll es ein unzulängliches oder 
coneret untaugliches Mittel fein, wenn die Ladung zu ſchwach, oder die 
Dofid Gift zu gering, oder die Wirkung des Giftes durch ungefchicte 
Mifhung neutralifirt war. Umgekehrt joll ed ein abftract untaugliches 
Mittel fein, wenn die Schußweite zu entfernt genommen war. Bol. 
Zachariä a. a. O. $. 125. 

11) 3. B. wenn der zu Ermordende bereits todt war, oder wenn 
der Dieb eine eigene oder eine berelinauirte Sache ergriff. Zachariä 
a. a. O. $. 131, 
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kommen, indem zu befürchten wäre, daß der Handelnde das 
Mittel ein anderes Mal in wirkſamer oder zulänglicher Weiſe 
anwenden werde. Die nämliche Befürchtung ift aber auch 
bei untauglichen Mitteln begründet. Wenn ber Handelnte 
ein Mal den Willen hat, die Vollendung hervorzubringen, 
fo wird er nach der bei dem untauglichen Mittel gemach- 
ten Erfahrung das nächte Mal zu einem tauglicheren grei« 
fen ??). | 
Gewöhnlich wird bei Auslegung ber Worte: „die zur 
Vollbringung der Miffethat dienftlich fein mögen‘ überfehen, 
daß diefelben eine Erläuterung der vorhergehenden Worte: 
„Iheinliche Werke” fein follen, und daß es im weiteren Ver⸗ 
laufe des Artikels heißt, daß der Wille, aus welchem folche 
‚Werke folgen, beftraft werden folle.. Das Wort „ſcheinlich““ 
fol aber nicht bloß ‚fo viel als ‚‚äußerlich‘‘ bedeuten, um den 
Gegenfag von dem nur innerlichen Gedanken auszubrüden. 
Es hat vielmehr den Sinn von „befcheinigend‘‘ oder „be— 
weifend‘ 13), daß nämlich der Handelnde den Willen ber 
Vollentung gehabt habe 1%). Denn wie biefer Wille ber 
einzige Grund ift, aus welchem ber Merfuch ftrafbar ift, fo 
müſſen alle Handlungen, welche dieſen Willen beweifen, als 
Verſuch angefehen werben. Es kann mithin nicht darauf ans 
fommen, daß der Handelnde in Wirklichkeit Dienftliche, d. h. 
für die Vollendung zweckmäßige Handlungen begangen habe. 
In der That wird e8 Niemandem einfallen, bei Anwendung 
eines zweckmäßigen Mittels einen Berfuch anzunehmen, wenn 


12) Vgl. meine Abhandlungen, I. S. 475, Note 1, und: u in 
a. a. O. ©. 368 f. 
. 13) 2gl: Wachter, — s. v. Scheinen, und Waleh, 
glossarium in C.C.C. p. 435. 
- 14) Bol. meine Abhandlungen, 1. ©. 461 und €. 475 u. 476, 
Pfotenhauera.a. O. ©. 187 ff. Gegen die hier gegebene Inter⸗ 
pretation vgl. Habicht a. a. O. ©. 151 in der Note. | 


402 Zwieter Abſchnitt. Zweite Abtheilung. 


die Umftände der Handlung. den Beweis liefern, baß bie 
Anwendung ohne den Willen der Vollendung gefchehen war, 
oder mit anderen Worten, daß der Handelnde nicht den 
Willen hatte, das zweckmäßige Mittel anzuwenden 15). Wie 
alfo auch bei Anwendung eines zweckmäßigen Mitteld nur 
unter der Vorausfegung und nur aus dem Grunde ein Ver» 
ſuch angenommen werden Fann, weil der Handelnde ben 
Willen Hatte, daffelbe anzuwenden, fo muß umgekehrt auch 
bei Anwendung eines unzweckmäßigen Mittels ein Ver— 
ſuch angenommen werden, wenn Diefer Grund, nämlich Der 
Wille, ein zweckmäßiges Mittel anzuwenden, Dabei vorhans 
den war.. Es kann alfo nur darauf anfommen, ob der Han» 
deinde den Willen hatte, ein zweckmäßiges Mittel anzus 
wenden. 

Daß mit ben angegebenen Worten nicht für zweckmäßig 
gehaltene, in Wirklichkeit aber unzweckmäßige Handlungen 
von dem Werfuche ausgefchloffen werden, geht daraus her» 
vor, baß es in ber That eine Handlung ift, die zur Voll 
bringung der Miffethat dienftlich fein mag, wenn Jemand 
ein in Wirklichkeit zweckmäßiges Mittel anwenden wollte, 
während er in Folge .eines factifchen Srrthumes ober einer 
Verwechſelung ein in Wirklichkeit nicht zweckmäßiges Mittel 
anwendete. Es muß fogar behauptet werden, daß eine folche 
Handlung ebenfo dienftlich oder ebenfo gefährlich fei, ala wenn 
Jemand ein in Wirklichkeit zweckmäßiges Mittel anwenden 
will und wirklich) anwendet. Denn im ceriminaleechtlichen 
Sinne erhalten alle Handlungen den Charakter der Gefähr- 
lichkeit nur duch den Willen, mit welchem fie verübt werden. 
Wenn Iemand eine Handlung vornimmt, von welcher er fich 


15) 3. 3. wenn Jemand eine für ungeladen gehaltene geladene 
Elinte abdrüdt. 
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vorftelt, daß fit zu keinem rechtswidrigen Erfolge führen 
werde, ift es criminalrechtlich eine ungefährliche Handlung, 
obgleich in Wirklichkeit ein folcher Erfolg durch fie hervor- 
gebracht wurde oder werden Fonnte 1%). Umgekehrt aber 
muß e8 auch für eine gefährliche Handlung gelten, wenn Je— 
mand eine Handlung vornimmt, von welcher er fich vorftellt, 
baß fie einen rechtswidrigen Erfolg haben werde, ungeachtet 
wegen ihrer objertiven Beſchaffenheit ein folcher Erfolg durch 
fie. nicht hervorgebracht wurde oder werden Fonnte. Denn 
der Handelnde kann, um einen Bwed zu erreichen, überhaupt 
Nichts weiter thun, als Die von ihm für zweckmäßig gehalte- 
nen Mittel anwenden. Die wirkliche Erreichung des Bwedes 
ift von der Nichtigkeit. feiner Worftellung über die Zweckmä—⸗ 
‚Bigfeit der angewendeten Mittel abhängig. Aber wie durch 
die Unrichtigfeit der Borftellung nicht aufgehoben wird, daß 
der Handelnde fie gehabt habe, fo ift e8 auch ein von ihm 
unabhängiger Umftand, ob fie richtig ober unrichtig fei. 
Daher Fonnte fie, wenn fie richtig war, ebenfo gut auch un« 
rihtig und umgekehrt, wenn fie unrichtig war, richtig fein. 
Und wie in jenem Falle der beabfichtigte Erfolg nicht her» 
vorgebracht werden Fonnte, fo hätte er im biefem hervorge⸗ 
bracht werden müffen. In dem einen Falle fehlt e8 daher 
nicht an der Möglichkeit, daß der Erfolg nicht hervorgebracht 
worden wäre, in dem anderen nicht an der Möglichkeit, daß 
er hervorgebracht worden wäre. Beide Falle ftehen ſich daher 





16) Außerdem wäre faft jede Handlung eine gefährliche Handlung, 
da die Möglichkeit eines. unglücklichen Zufalls felten ausgeſchloſſen ift. 
Aber gerade darnach, ob ein Erfolg ald möglid habe vorhergefehen wer- 
den Fünnen oder nicht, muß entſchieden werben, ob er ein zufälliger 
oder verfehuldeter fei. L. 30. $. 3. L. 31. °L. 52. $.4. D. ad leg. 
Aquil. (IX. 2.) Denn in bloß objectiver Beziehung giebt ed gar feinen 
Zufall, da jeder Erfolg nach dem Gefege des Eaufalzufammenbanges 

eintritt. 
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einander gleich Hinfichtlich der Möglichkeit, ben beabjichtigten 
Erfolg hervorzubringen oder nicht hervorzubringen. Mithin 
ift die Anwendung eines für zweckmäßig gehaltenen Mittels 
in gleicher Weife gefährlih, mag die Vorſtellung von ber 
Bwedmäßigkeit richtig oder unrichtig fein, oder mit anderen 
Worten, mag das Mittel nach feiner objectiven Befchaffen« 
heit zweckmäßig oder unzweckmäßig fein 17). 

Die Worte: „Werke, Die zur Vollbringung der Miffe- 
that Dienftlich fein mögen,’ Fönnen daher nur den Sinn 
haben, daß zum Verfuche Handlungen gehören, aus welchen 
hervorgeht, daß der Handelnde den Willen gehabt habe, ein 


zweckmäßiges Mittel anzuwenden. Das ift immer der Fall, 


wenn zwar ein unzwedmäßiges Mittel angewendet wurde, 
aber aus den Umftänden der Handlung hervorgeht, daß ber 
Handelnde ein in Wirklichkeit zweckmäßiges Mittel anwen- 
ben wollte, und nur aus Werwechfelung ein unzweckmäßiges 
Mittel ergriffen hatte. Umgekehrt kann niemals angenom» 
men werden, daß der Handelnde dieſen Willen gehabt habe, 
wenn aus den Umſtänden der Handlung hervorgeht, daß er 
den Willen gehabt habe, ein nach allgemeiner Erfahrung und 
Anſicht unzweckmäßiges Mittel anzuwenden. Selbſt das Ge 
ftändniß des Handelnden, duch Anwendung folder Mittel 
das Verbrechen Haben hervorbringen zu wollen, würde nicht 
in Betracht kommen können, da es duch die Handlung wi- 
berlegt werden würde. Zwiſchen beiden Fällen in der Mitte 
fteht der Fall, da der Handelnde ein Mittel anwenden wollte, 
welches zwar nicht nur von ihm felbit, fondern auch nad) der 
gemeinen Anficht Anderer, namentlid Derer, die bem Han» 


17) Im der That kann nicht wohl geleugnet werden, daß es eine 
gefährliche Handlung fei, mit einer für- geladen gehaltenen Flinte nad) 
Jemandem zu fchießen, oder ihm eine für giftig gehaltene Subitanz 
vorzufegen, da die Borftellung des Handelnden doch auch richtig fein 
kann. 
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beinden in Verhältniffen, Einfiht und Bildung nahe ftehen, 
für zweckmäßig gehalten wurde, aber nach der bei dem Hans 
delnden nicht vorhandenen und nicht vorauszufegenden Ein⸗ 
ficht in Wirklichkeit nicht zweckmäßig war. Da aud) in Dies 
fem Falle aus den Umftänden der Handlung hervorgeht, daß 
der Handelnde den Willen gehabt habe, ein zwerfmäßiges 
Mittel anzuwenden, fo muß in ihm ebenfalls ein ftrafbarer 
WVerſuch angenommen werden 18), 


18) Im Allgemeinen hat Bauer a. a. O. ©. 376 f. Recht, went 
er folgende drei Claffen von Fällen unterfcheidet: A. Fälle unbeftritte 
ner Straffofigfeit, zu welchen der Gebrauch abfolut untauglicher Mit- 
tel gehöre, die der Handelnde aus Aberglauben oder Einfalt für taug« - 
liche Mittel gehalten habe. B. Fälle unbeftrittener Strafbarfeit, wohin 
der Gebrauch am ſich tauglicher, aber unzulänglicher oder bei vorbans 
dener Zulänglichfeit auf unwirffame Art angewendeter Mittel gehöre, 
C. Etreitige Fälle, deren zwei feien: erftend, wenn der Handelnde ein 
ar fich taugliches Mittel anzuwenden beabfichtigte, jedoch durch Zufall 
ein ganz untaugliched‘ Mittel erhalten und gebraucht habe; zweitens, 
wenn die an fich taugliche Verfuchshandlung wider einen zur Vollbrins 
gung des beabfichtigten Verbrechens nicht geeigneten Gegenſtand gerichtet 
worden fei. Daß die Fälle unter A. ftraflos feien, wird auch faft eitte 
ſtimmig von Denen zugegeben, die in den Fällen unter C. Strafbarfeit 
annehmen, Ebenfo wird die Strafbarkeit der Fälle unter B. meiftend 
von Denen zugeftanden, welche für die Fälle unter C. Straflofigfeit bes 
haupten. Es giebt aber auch noch Fälle, in welchen ein abfolut untauge 
liches Mittel für tauglich gehalten wird, ohne daß fich gerade fagen läßt, 
daß diefe Borftellung in Einfalt oder Aberglauben ihren Grund habe. 
Es giebt gewiffe Mittel, die nach der gemeinen Vorftellung für tauglich 
zu gewiſſen Zwecden gehalten werden, während fie nach der Erfahrung 
befonderer Technif und Wiffenfchaft in Wirklichfeit untauglidy find. Im 
Volke werden 3. B. mande Mittel für Abortivmittel gehalten, denen 
die Mediciner diefe Wirkfamfeit nicht beilegen. Das Mittel ift in einem 
folhen Falle zwar ein abfolut untaugliches: aber dennoch ift der Fall ein 
auderer, ald der von Bauer unter A. erwähnte, Aus dem im Terte 
angeführten Grunde muß aber auch in folhem Falle Strafbarkeit ange» 
nommen werden, 

Luden Strafrecht. 1. 27 
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Daher ift, ohne dab es auf die wirkliche Zweckmäßigkeit 
des angewendeten Mittel anfommt, ein ftrafbarer Verſuch 
in allen Fällen vorhanden, in welchen aus den Umftänden 
der Handlung hervorgeht, daß der Handelnde den Willen 
hatte, ein in Wirklichkeit zweckmäßiges oder nad) gemeiner 
Vorſtellung für zwedmäßig gehaltenes Mittel in Anwendung 
zu bringen, Ebenſo muß ein ftrafbarer Verſuch angenommen 
werden, wenn die Handlung zwar gegen ein Object, an wel» 
chem das Verbrechen gar nicht begangen werden Fonnte, ge= 
richtet wurde, aber aus den Umftänden des Falles hervor- 
geht, daß fie gegen ein‘ Object, an welchem es begangen 
werden Eonnte, hatte gerichtet werden follen. 

Am Wesentlichen iſt Diefe Anficht auch) von Den neuen 
Strafgefegbüchern angenommen worden, fo Daß fie entjchieden 
für die herrfchende ausgegeben werden darf 19), 


19) Das Preuf. ER, Th. 11. Tit. XX. $. 40—44 läßt ſich bei 
feinen allgemeinen Bejtimmungen über den Verſuch zwar auf die vorlie- 
gende Frage gar nicht ein, aber im fpeciellen Theile $. 866 ift die 
Strafbarfeit untauglicher Verſuchshandlungen bei der Vergiftung aner— 
fannt. Ob das eine finguläre Beftimmung oder die Anwendung eines 
allgemeineren Principes fei, ift ftreitig. Bgl. darüber Zachariä a. a. O. 
8. 138, und Pfotenhauer a. a. O. ©. 19 ff. Auch das Oefſtreich. 
GB. läßt die Frage unentfchieden, indem die in $. 7 vorkommenden 
Ausdrüde: „eine zur wirklichen Ausübung führende Handlung” ſowohl 
in dem einen ald dem anderen Sinne gedeutet werden Fünnen, wie Denn 
auch unter den Commentatoren darüber gefiritten wird. Vgl. Zahariä 
aa. O. $. 137, und Pfotenhbauer a. a. O. ©. 201. Nach dem 
Bayerfch. G.B. Art. 57 kommt ed dagegen entfchieden auf die Befchafr 
fenheit ded gewählten Mitteld nicht an, wenn nur die Handlung in der 
Abſicht des Handelnden zu dem Berbrechen in dem Berhältnifje eines 
Mittels zum Zwede ſteht. Die übrigen neuen Geſetzbücher ſtimmen 
darin überein, daß fie unbedingt einen ftrafbaren Verſuch annehmen in 
den beiden Füllen, wenn der Thäter aus Irrthum oder Verwechſelung 
ein untaugliches Mittel angewandt hat, indem er ein am fich taugliches 
zu gebrauchen alaubte, und wenn er feine verbrecherifche Thärigkrit aus 
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§. 67. 
y) Bon den Graden des Verſuches. 


Grade des Verſuches pflege man zu unterfcheiden nad) 
“ der größeren oder geringeren Entfernung, in welcher derfelbe 
von der Vollendung geblieben ift !). Won manchen Erimis 
naliften werden zwei, von den meiften drei, von einigen fo» 
. gar vier Grade des Verſuchs unterfchieden. Bei der Ein» 


Irrthum oder Verwechfelung gegen ein Object richtete, an welchem die 
Verübung des Verbrechens nicht möglich war. Sie laſſen jedoch in diefen 
Fällen eine bedeutend geringere Strafe eintreten. Sächſ. G.B. Art. 26 
u. 27. Würtemb. GB. Art. 72, Hannov. ©.B. Art. 40. Braunſchw. 
G.B. F. 36. Mur das Großh. Heſſ. G.B. Art. 67 macht bei der Bes 
ftrafung feinen Unterfchied, ob der Verſuch mit tauglichen oder mit uns 
tauglichen Mitteln begangen wurde, Ueber den Fall, da aus Unverſtand 
oder Aberglauben Mittel gebraucht wurden, die unter Feinerfei Umſtän— 
den zur Vollendung dienlich fein Fonnten, enthält dad Großh. Hell. G. B. 
Art. 67 die ausdrücliche Beftimmung, daß Fein fFrafbarer Verſuch anzu: 
nehmen fei. Nach dem Braunfchw. GB. $. 36 kann in diefem Falle 
wenigftend auf Stellung unter polizeiliche Aufficht erfanut werden. Im 
Würtemb. ©.B. und dem Hannov. GB. ift diefed Falles Feine beſon— 
dere Erwähnung gethan, fo daß ed dem richterlichen Ermeffen überlaifen 
it, ob nad) den Umftänden des einzelnen Falles ftrafbarer Verſuch anzu⸗ 
nehmen iſt. Das Sächſ. G.B. Art. 26, Nr, 3 rechnet dagegen aus— 
drücklich auch den Fall, da der Verbrecher aus Mangel an Einſicht ein 
völlig untaugliches Mittel gewählt, zu den Fällen des ſtrafbaren Ver— 
ſuches. — Uebrigens iſt es ein Mißverſtändniß, wenn Marezoll, 
Lehrbuch, S. 87, aus der von den neuen Geſetzbüchern angenommenen 
geringefen Beſtrafung der untauglichen Verſuchshandlungen herleitet, daß 
in ihnen die Strafbarkeit untauglicher Verſuchshandlungen nur ſcheinbar 
anerkannt ſei, während fie in Wirklichkeit dieſelben nur polizeilich beſtra— 
fen wollten. 

1) Ueber die Grade des Verſuches im Allgemeinen vgl. Mitter— 
maier, im neuen Archiv des ER. IV. S. 1ff. Zachariäna. a. O. 
Band II. S.1f. Bauer a. a. O. S. 331 ff. Köſtlin a. a. O. 
©. 410 ff. 

27 ® 
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theilung in vier Grabe ift der niebrigfte Grad die Vorberei— 
tung des Verbrechens (delictum praeparatum), wenn das 
Handeln nur auf Erlangung der erforderlichen Mittel ges 
richtet ift; darauf folgt der entfernte Verſuch (conatus re- 
motus, s. delictum attentatum), wenn das verbrecherifche 
"Handeln bei der Zubereitung der fchon vorhandenen Mittel 
ftehen geblieben iſt; Den weiteren Grab bildet der nächite 
Verſuch (conatus proximus, s. delicttum inchoatum), der 
in dem Unfange der Handlung befteht, deren Fortfegung das 
Verbrechen beendigt haben würde; der höchfte Grad ift der 
beendigte, aber erfolglofe Verſuch (delictum perfectum sed 
non consummatum), wenn der Verbrecher von feiner Seite 
zwar Alles oder doc) genug, um den beabjichtigten Erfolg 
herbeizuführen, gethan, aber Dennoch Denfelben nicht wirklich 
hervorgebracht hat ?). 

Bei der Eintheilung des Verſuches in drei Grade wer— 
den die drei zulegt genannten Grade angenommen, während 
der niedrigfte Grad der viergliedrigen Eintheilung entweder 
gänzlich aus dem Gebiete des ftrafbaren Verſuches ausgefchier 
den, oder mit dem entfernten Verſuche zufammengemworfen 
wird °). * 

Der Eintheilung des Verſuches in zwei Grade liegt die 
Anſicht zu Grunde, daß Vorbereitungshandlungen überhaupt 
noch gar nicht zum ſtrafbaren Verſuche gehören. Als Grade 
des Verſuchs werden dabei entweder naher oder nächſter und 
entfernter Verſuch, oder beendigter und nicht beendigter Ver— 
fuch unterfchieden. Nahen oder nächſten Verfuch nennt man 
es, wenn die zue Ausführung gehörige Haupthandlung vor- - 
genommen, aber nicht in folcher Weife durchgeführt wurde, 


— — 


2) ©. Heffter, Lehrbuch, $. 75. 
3) Bol. Feuerbach, $.43. Wächter, 85. Martin, $.6t, 
Mote 15. Abegg, $. 9. Marezoll, ©. 86. 
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- um das Verbrechen zur Vollendung zu bringen... Der ent« 
fernte Verfuh wird angenommen mit der, Vornahme einer 
folhen Handlung, bie zwar nicht mehr als bloße Borberei- 
tung, fondern bereits als Anfang der Ausführung erfcheint, 
aber die beabfichtigte Wirfung nicht für fich allein, fondern 
erit in Verbindung mit anderen noch fehlenden Kraftäuße- 
rungen hervorzubringen im Stande ift 1). Bei der Einthei- 
lung in beendigten und nicht beendigten Werfuch wird unter- 
fehieden, ob der Handelnde ſchon Alles gethan hatte, was 
von feiner Seite zur Hervorbringung des beabfichtigten, aber 
nicht eingetretenen Erfolges gefchehen mußte, oder ob cr noch 
nicht fo weit in feiner verbrecherifchen Thätigkeit gediehen 
‚war 5). | | 

In Uebereinftimmung mit der gemeinrechtlichen Lehre ift 
die Eintheilung des Werfuches in verfchiedene Grade in Die» 
fem Sinne aud) in den neuen Gefebüchern, obwohl in vers 
fhiedener Weife, anerkannt worden °). 


— — — — — — 


4) Bgl. Mittermaier a. a. O. ©. 21. Henke, Handbuch des 
Strafrechts, Theil I. ©. 262. 

5) S. Bauer a. a. O. ©. 331. Richtiger ift e8, wie Köftlin 
aa O. ©. 410 thut, das Mefen des beendigten Berfuchd darein zu 
ken, daß der Verbrecher Alles, was er für erforderlich hielt, gethan 
babe. Denn wenn er Alles gethan hat, was gefchehen mußte, hätte auch 
das Verbrechen vollendet werden müſſen. 

6) Das Preufifhe ER. Theil II. Tit. 20, $. 40, 41 u. 42 nimmt 
drei Grade an, ohne jedoch eine beftimmte Terminologie zu gebrauchen; 
in dem Großh. Hell. ©.B. Art. 68 werden ebenfalld drei Grade, been— 
digter, mächfter und eutfernter Verſuch, unterfchieden; das Bayerſche 
G.B. Art. 60— 62 hat zwei Grade, den mächften und den entfernten 
Verſuch; im Würtemb. G.B. Art. 64 u. 65, im Hannov. ©.B. Art. 33 
und im Braunſchw. G.B. $. 36 werden zwei Grade, der beendigte und, 
der nicht beendigte Berfuch, angenommen; in dem Deftreih. ©.B. $. 7 
u. $. 40 und in dem Sächſ. ©.B. Art. 26 werden zwar Feine beftimm- 
ten Grade aufgeftellt: im Oeſtr. G.B. wird aber das Maaf der Strafe 
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In den Quellen des gemeinen Strafrechtes ift bie "Ein- 
theilung des Verſuches in verfchiedene Grade nicht begründet. 
Das römiſche Recht enthält gar Feine Veftimmung, welche 
darauf gedeutet werden könnte ”). In der peinlichen Ge— 
richt8ordnung wird vorgefchrieben, daß nach Geftalt und Ge» 
legenheit der Sache in einem Falle härter als in dem andes 
ren geftraft werden ſolle. Diefe Beftimmung wird allerdings 
meiftens in dem Sinne ausgelegt, daß die größere oder ge» 
ringere Strafbarkeit des Verſuches von den Fortfchritten in 
ber verbreiherifchen Shätigfeit abhängig gemacht und mithin 
eine Andeutung folcher verfchiedenen Grade in ihre enthal« 
ten fei. 

Die innere Rechtfertigung dieſer Gradation des Werfuches 
wird Theils von Gründen der Objectivität, Theils von Grün 
den ber Subjeetivität hergenommen. Die objeetiven Gründe 
der geringeren Strafbarfeit der entfernteren Verſuchshand⸗ 
lungen follen darin liegen, daß Diefelben weniger gefährlich 
feien, als wenn fie der Vollendung näher geftanden hätten 8). 
Allein rein objectiv genommen find alle Verfuchshandlungen 
ungefährlich, indem die Vollendung immer nur darum unters 
bleibt, weil unzulängliche oder unwirffame Mittel angewen- 
det waren, oder weil der Verbrecher die Umftände, welche 
die Vollendung verhinderten, nicht befeitigt hatte. Keines 
Falles Fann zugegeben werden, daß fi) die Gefährlichkeit 
nach den Graden abitufe, in welchen der Verbrecher in feiner 
Thätigkeit fortgefehritten war 9). Nach fubjectiver Rückſicht 








von der Entfernung abhängig gemacht, in welcher der Verſuch von der 
Bollendung geblieben, und im Sächſ. ©.B. wird der beendigte Verſuch 
als der jchwerfte Fall angedeutet. 

7) gl. darüber Zachariä a. a. O. S. A4ff. Meine Abhand— 
lungen, J. S. 267 ff. 

8) ©. Zachariä a. a. O. $. 172 u. 173, 

9) Der Mörder, welcher zielt (unbeendiater Berfuch), ift gewiß eben: 


N 
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follen die entfernteren Grade des WVerfuches weniger ftrafbar 
fein, weil der Handelnde eine defto größere Intenfität feines 
verbrecherifchen Willens zeige, je weiter er in feiner verbre= 
cherifchen Thätigkeit fortfchreite und fich der Wollendung nä⸗ 
here 10), Allein bei jeder Werfuchshandlung, die überhaupt 
ftrafbar fein foll, muß e8 bewiefen fein, daß der Wille ber 
Vollendung feft und entfchieden in dem Verbrecher vorhan- 
ben ſei. Es ift unbegründet, daß in der Vollendung eine 
größere Intenfität des verbrecherifchen Willens liege, als im 
Verſuche, indem ganz unbeftreitbar der beendigte Verſuch und 
die Vollendung fich in fubjectiver Hinficht ganz gleich ftehen. 
Geht man nicht von der Vorausfegung aus, bei welcher Die 
Strafbarkeit des Werfuches überhaupt gänzlich ausgefchloffen 
fein würde, daß der Handelnde freiwillig von der Vollen- 
dung abgeftanden haben würde 11), fo kann auch bei dem 
nicht beendigten Werfuche nicht zugegeben werden, Daß es 
dem Handelnden an der erforderlichen Antenfität des verbres 
cheriſchen Willens fehle. 

Pie vielmehr der Grund, aus welchem der Verſuch ge: 
ringer ftrafbar ift al8 die Vollendung, nur darin liegt, daß 
mit ihm entweder gar Fein Erfolg oder ein geringerer her— 
vorgebracht wird, fo Fönnen confequenter Weife verſchiedene 





fo gefährlich ald Derjenige, welcher fehlgejchoffen bat (beendigter Verſuch). 
Vgl. auch gegen Zachariä Köſtlin a. a. O. ©. 406 ff. 

10) ©. Köſtlin a. a. O. ©. 401 ff. 

11) Zachariä a. a. O. ©. 56 meint, es fei eine unrichtige Vor: 
ausſetzung, daß Derjenige, der Die Ansführung beginne, dieſelbe auch bis 
zur Vollendung fortſetzen werde. Mit demſelben Rechte kann man es 
eine unrichtige Vorausſetzung nennen, daß der Handelnde die begonnene 
Ausführung nicht fortſetzen werde. Es kann vielmehr im Criminalrechte 
Nichts vorausgeſetzt, ſondern muß Alles bewieſen werden. Ueber den 
Beweis, daß der Handelude den Willen gehabt habe, ſeinen Verſuch bis 
zur Vollendung fortzuſetzen, ſ. unten $. 69. Vgl. auch Köſthin a. a. O. 
S. 405. 
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Grade der Etrafbarkeit des Werfuches nicht von ben größeren 
oder geringeren Fortfchritten in ber verbrecherifchen Thätig« 
Peit, fondern nur davon hergenommen werden, ob durch den 
Verſuch für fih allein genommen mehr oder minder an Er— 
folg hervorgebracht worden iſt. Es liegt in der Natur der 
Sache, daß bei vielen Verbrechen der Verſuch für fich allein 
einen verlegenden Erfolg hervorbringen Fann, ohne daß deß⸗ 
wegen bie Vollendung des beabfichtigten Verbrechens vorliegt. 
In den meiften Fällen wird ein folcher Werfuch ein der Volls 
endung nahejtehender fein, jo daß in foweit bie hier aufe 
geitellte Anficht zu dem nämlichen Wefultate führt, als die 
gangbare Eintheilung des Verſuches in verfchiedene Grabe. 
Aber in den Fällen, in welchen ber beendigte Werfuch noch 
gar feinen Erfolg hervorgebracht, hat, läßt fich weder aus ob» 
jeetiven, noch aus fubjectiven Gründen folgern, daß er härter 
als der nicht beendigte Verſuch beftraft werden müſſe 12). 


$. 68. 
6) Bom qualificirten Verſuche. 


Dualifieirter Werfuch wird der Fall genannt, da die zur 
Hervorbringung des beabfichtigten, aber nicht vollendeten Ver« 

brechens unternommene Handlung zugleich als ein felbftftändi» 
ges vollendetes Verbrechen erfcheint 1). Es entfteht hier Die 
Frage, ob die Handlung als diefes felbftftändige vollendete 
Berbrechen, oder als Verſuch des beabfichtigten Verbrechens, 
oder ob fie in beiden Beziehungen zugleich zu beftrafen fei. 


12) Bal. meine Abhandlungen, I. ©. 501 ff. 

1) Ueber den qualificirten Verſuch im Allgemeinen vol. Hepp, Ver: 
ſuche über einzelne Lehren der SER. W. ©, 308. Zahariä, Bd. 1, 
©. 264 fe. Meine Abhandlungen, Bd. I. ©. 279 f. und ©. 515 f. 
Köſtlin a. a. O. $. 109, 112 u. 128, Bauer, Abhandlungen, Bd. 1, 
©. 391 ff, 
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Da in jedem Falle das Verbrechen beftimmt wird durch 
ben Willen, mit welchem gehandelt worden ?), fo kann nur 
biefer Wille darüber entfcheiden, ob das Eine oder das Andere 
argenommen werde müfle. Als das felbftftändige vollendete 
Berbrechen, welches die Handlung ihrer äußeren Erfcheinung 
nah iſt, Fann fie darnach nur gejtraft werben, wenn ber 
Wille wirklich auf Hervorbringung beffelben gerichtet war. 
Inſofern fie daneben zugleich Verſuch eines anderen Verbre— 
chens ift, liegt alsdann eine Goncurrenz zweier Verbrechen, 
eines vollendeten und eines verfuchten, vor. Wenn dagegen 
ber Wille nicht auf Hervorbringung des vollendeten Verbre— 
chens, als welches die Handlung erfcheint, fondern nur auf ° 
Hervorbringung des nicht vollendeten Werbrechens gerichtet 
it, Fann nur ein Berbrehen, nämlich ein Verſuch des bes 
abfichtigten Verbrechens angenommen werden. Wenn endlich 
ber Wille auf Hervorbringung des vollendeten Verbrechens 
gerichtet war, als welches Die Handlung erfcheint, ohne daß 
diefelbe zugleich als ein Verſuch eines weiteren Verbrechens 
angefehen werben darf, Tann ‚ebenfalls nur ein Verbrechen, 
nämlich das vollendete Verbrechen, als welches die Handlung 
erſcheint, angenommen werden. Es find darnach drei Fälle 
zu unterfcheiden. 

1) Der Tal, in welchem eine Concurrenz eines verfuc)- 
ten mit einem vollendeten Verbrechen angenommen werden 
muß. Diefer Fall ift vorhanden, wenn der Wille auf zwei 
Verbrechen gerichtet war. Diefe doppelte Richtung des Wils 
lens ift nur möglich Hinfichtlich zweier folcher Verbrechen, bie 
nebeneinander felbftftändig beftehen können, oder von welchen 
das eine nicht zugleich in dem Begriffe und Thatbeitande des 
anderen enthalten it ?). Bei einer ſolchen Concurrenz kann 


2) ©. oben $. 31. 
3) S. oben ©. 2365 und Röttin a. a. O. S. 305, wo dieſes 
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das hervorgebrachte vollendete Werbrechen entweber ein do⸗ 
Iofes *) oder ein ceulpofes fein 5), je nachdem es ber Vers 
brecher beabfichtigt Hatte, oder je nachdem es nur als mögs 
lich in feiner Vorftellung gelegen hatte. Ob das Eine oder 
das Andere der Fall fei, ift Sache des Beweifes, ber aus 
den Umftänden des einzelnen Falles entnommen werben muß. 
Wie in einem folhen Falle zwei Verbrechen begangen find, 
fo ift auch zweifache Strafe begründet °). Die neuen Ge— 
fegbücher ftellen aber für die Fälle der idealen Concurrenz, 
unter welche diefe Concurrenz des vollendeten mit dem ver» 
fuchten Verbrechen gehört, mitunter das allgemeine Princip 
auf, daß nur die Strafe des ſchwerſten Verbrechens unter 
einer nach richterlichem Ermeſſen zu beftimmenden Schärfung 
erfannt werden fol 7). 

2) Der Fall, in welchem nur ein Verbrechen und zwar 
ein Verſuch des beabfichtigten Verbrechens angenommen were 
den kann. Diefer Fall ift vorhanden, wenn der Wille we— 
der als dolus noch als culpa auf das vollendete Verbrechen, 
als welches die Handlung erfcheint, fondern wenn er einzig 


zunächft nur Hinfichtlich der Concurrenz von dolus und culpa gefagt ift. 
Es gilt aber ebenfo gut von der Goncurrenz des dolus mit dolus, weil 
ed gegen die Natur des menfchlichen Geiftes ift, zu gleicher Zeit Das 
Nämliche zu wollen und nicht zu wollen. 

4) 3. B. wenn Jemand Feuer anlegt, um den Bewohner des 
Haufes zu verbrennen. Hier concurrirt, wenn diefe Abficht erreicht wird, 
vollendete Brandftiftung mit vollendeter Tödtung, außerdem mit verſuch— 
ter Tödtung. Vol. Zachariä a. a. O. $. 141, und Köſtlin a. a. O. 
©. 428 u. 444. Es können in einem ſolchen Falle auch zwei Verſuche 
miteinander concurriren. 

5) Alsdann ift es culpa dolo determinata, von welcher ſchon oben 
F. 39 die Rede gewefen if. 

6) 1.9. C. de’accusationib. (IX. 2.) 

7) Ueber die Concurrenz vgl. unten den fünften Abſchnitt; vorläufig 
Feuerbach, $. 126 F. und die Noten von Mittermaier, 
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und allein auf das nicht hervorgebrachte Verbrechen gerichtet 
war. Das fiheinbar hervorgebrachte vollendete Verbrechen 
Fann alsdann gar nicht als Verbrechen in. Betracht Fommen, 
weil ohne Willen überhaupt nicht von einem Werbrechen die 
Rede fein kann. Der Wille kann aber in Feiner Weile auf 
diefes ſcheinbare vollendete Verbrechen gerichtet gewefen fein, 
wenn daffelbe nur unter Der Vorausfegung, daß das beab⸗ 
fichtigte Verbrechen nicht hervorgebracht werben würde, her» 
vorgebracht werden konnte. Denn die auf diefes Verbrechen 
gerichtete Abſicht fchließt nothwendig aus, daß auch das ans 
dere Verbrechen in der Abficht gelegen habe. Ebenfo wenig 
fann e8 mit jener Mbficht beftehen, daß fich der Hanbelnde 
die Hervorbringung dieſes Verbrechens als möglich; gedacht 
habe, und Daß es alfo wenigftens feiner culpa zugefchrieben 
werden Fünne. Denn indem er bei der Abficht die Vorſtel— 
lung hat, daß er das beabfichtigte Verbrechen mit Beſtimmt⸗ 
heit hervorbringen werde, Fann er es fich nicht zugleic) als 
möglich vorftellen, daß er nicht dieſes, fondern Das andere 
Verbrechen hervorbringen werde. Das gilt zunächft in dem 
Falle, da das feiner äußeren Erfcheinung nach vollendete Vers 
brechen in dem Thatbeftande des beabfichtigten Verbrechens, 
wenn es zu feiner Vollendung gefommen wäre, aufgegangen 
fein würde 8). Es gilt aber auch in dem Falle, ta die zur 
Hervorbringung des beabfichtigten Verbrechens unternommene 


8) 3. B. Anwendung von Gewalt, um zu nothzüchtigen oder zu 
rauben, oder Wunden, die in der Abficht, zu tödten, zugefügt wurden. 
Bon diefem festen Beifpiele behaupten viele Eriminaliften, 3.8. Feuer: 
bach, $. 111, Rote 6 und Bauer a. a. O. ©. 397, daß in ihm eine 
Concurrenz von vollendeter Körperverlegung und verfuchter Tddtung vor: 
liege. Man beruft fih dafür auch auf die P. G.O. Art. 130, wo durch 
Bergiftung bewirfte Gefundheitöverlegung und verſuchte Tödtung be— 
drohet feien. Allein vgl. dagegen Heppa.a. DO. ©. 308, Note 10. 
Zachariä a. a. O. F. 110. Köſtlin a. a. O. ©. 44. 
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Handlung den Gegenſtand, an welchem daſſelbe beabſichtigt 
wurde, verfehlt und an einem anderen Gegenſtande einen 
verletzenden Erfolg hervorbringt, der nur eintreten konnte, 
wenn das beabſichtigte Verbrechen an jenem Gegenſtande nicht 
hervorgebracht wurde 9). In dieſen Fällen kann nur ein 


— — — — — — — — 


9) Es iſt dieſes vorzugsweiſe der ſehr beſtrittene Fall der ſ. g. 
aberratio delicti, wenn der Schuß oder Streich, welcher dem Einen be— 
flimmt war, fehl geht und einen Anderen trifft. Gemöhnlic bat man 
bei Erörterung diefer Etreitfrage dein Fall im Auge, Da an dem Ge 
troffenen die nämliche Verlegung hervorgebracht wird, Die an dem Ver— 
feblten beabfichtige wurde. Miele Griminaliften wollen in diefem Falle 
Bollendung des dolofen Verbrechens annehmen, 3. B. Wächter, Lehr: 
buch, $. 163, Note A; Henfe, Handbuch, Bd. IL ©. 37; Martiu, 
Lehrbuch, $. 1075 Pforenbauer, der Einfluß des Irrthums, 2te Abe 
thbeilung, ©. 71 ff.; Köftlina. a. O. ©. 279 ff. Andere entfcheiden 
fich für Concurrenz eines Verſuchs mit einem eulpofen Verbrechen, z. 2. 
Sefterding, im neuen Archiv des ER. IL. ©. 486 ff.; Heffter, 
im neuen Archiv des C.R. XIL ©. 287 und Lehrbuch $. 70; Zachar iä 
a. a. O. F. 1435 meine Abhandlungen, Band I. ©. 516, Note 1; 
Geib, im Archiv des C.R. Jahrg. 1837, ©. 561 ff. Jahrg. 1838, 
©. 36 f. Jene Anficht grümdet fich darauf, daß die beabfichtigte Ver— 
letzung wirklich bervorgebracht fei, während ed für den Begriff und That- 
beftand gleichgüftig fei, ob fie an diefem oder an jenem Menſchen ber: 
vergebracht werde. Das Lebtere ift zwar richtig: allein es folgt daraus 
nur, daß es Feinen Unterfchied macht, ob der Getroffene, gegen welchen 
die Abficht gerichtet war, dieſer oder jener Menfch war. Dagegen läßt 
fich nicht wohl beftreiten, daß im Aberrationsfalle der Getroffene wider 
die auf den DBerfehlten gerichtete Abficht getroffen wird. Daß bei der 
Aberration der Getroffene gegen die Abficht getroffen wird, erkennt das 
Römiſche Necht in einem befonderen Falle an, L. 4. D. de injuriis 
(XLVII. 10.), während bei einer bloßen Verwechſelung der Perſonen der 
Betroffene allerdings Derjenige iſt, der getroffen werden follte; L. 18. 
$. 3. D. eod.; vgl. oben $. 35, Note 3. Wenn bei der Aberration die 
Verlegung ded Getroffenen der Abficht des Handelnden zugefchrieben wer: 
den Ffönnte, müßte das auch in dem Falle gelten, da an den Getroffe- 
nen eine größere oder geringere Verletzung bervorgebracdht wurde, als at 
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Verſuch der beabfichtigten Verbrechens, und nicht eine Con⸗ 
eurrenz des Werfuches mit einem vollendeten Verbrechen an- 
genommen werben; aber der durch diefen Verſuch hervorge— 
brachte objective Erfolg muß bei Ausmeffung der Etrafbar« 
feit allerdings in Betracht Fommen 10), ; 

3) Der Fall, in welchem nur das vollendete Werbre- 
hen angenommen werden Fann, als weldyes die Handlung 
erfcheint. Diefer Fall it vorhanden, wenn der Wille wirk- 
lich auf Hervorbringung dieſes Verbrechens gerichtet ift, ohne 
Daß daſſelbe zugleich, al8 eine folche Handlung erfcheint, wel: 
che auf den Willen, ein anderes Verbrechen zu. begehen, ge» 
deutet, und darum als Verſuch deſſelben angefcehen werden 
kann. Diefer Fall gehört eigentlich gar nicht in die Lehre 
vom Verfuche und brauchte bloß in der negativen Beziehung, 
Daß bei ihm von einem Werfuche nicht die Rede fein kann, 
erwähnt zu werden !!). 


$. 69. 
d) Freiwilliges Abfteben vom Verſuche. 


Es ift ein mit ziemlicher Einftimmigkeit von den neue— 
ten Griminaliften angenommener Grundfag, daß die Strafe 


— — — — — —“ 


dem Verfehlten beabſichtigt wurde. Daß aber bier die hervorgebrachte 
Verlegung nicht zum dolus zugerechnet werden Faun, liegt in der Natur 
der Sache und iſt wohl Faum beftritten; vgl. Pfotenhauer a. a. O. 
©. 100 ff. Dagegen hat die bier beftrittene Anficht darin Recht, daß fie 
die durch Aberration hervorgebrachte Verlegung nicht zur culpa zurechnen 
will. Bei einem Schlage oder Schuffe, von welchem nur Einer getroffen 
werden kann, muß der dolofe Wille binfichtlicy des Berfehlten den cuf 
pofen Willen hinſichtlich des Getroffenen ausfchließen, oder, wie man es 
auch ausdrücen kann, die culpa von dem dolus abforbirt werden. 

10) „OS. oben $. 67. 

11) 3. B. dad Stehlen ciner Flinte oder anderer Jnftrumente, um 
damit verbrecherifihe Handlungen vorzunehmen, oder eine Brandftiftung, 
um bei der dadurch verurfachten Verwirrung zu ftchlen. Vgl. Zacha— 
riä a. a. O. F. 14h, md Bauer a. a. O. S. 393, 


418 Zweiter Abſchnitt. Zweite Abtheilung. 


barkeit des Verſuches durch freimilliges Abſtehen von dem— 
felben aufgehoben werde 1). Man beruft fich Dafür weniger 
auf das Römische Recht 2), als vielmehr auf die P. G. O. 
Art. 178, wo zur Steafbarkeit des Verſuches erfordert wird, 
daß der Thäter Durch andere Mittel wider feinen Willen an 
der Vollendung verhindert worden fei, In diefen Worten 
wird zwar nicht in pofitivee Weiſe ausgedrückt, daß Reue, 
von welcher der Thäter vor der Vollendung ergriffen wird, 
oder das freimilliges Abſtehen vom Werfuche die Strafbars 
Feit deſſelben ausjchließe: aber es folgt aus ihnen allerdings, 
daß Derjenige nicht geftraft werden Fann, der nicht durch 
äußere Umftände wider feinen Willen, fondern aus eigenem 


1) Feuerbach, 8.42. Martin, 849. Wächter, $. 86. 
Heffter, $.76. Abegg, $. 96. — Die älteren Criminaliften find 
meiftend der Anficht, Daß durch das freiwillige Abſtehen die Strafe des 
Verſuches nur gemildere werde. Vgl. darüber Zachariä, va. O. 
$. 282. 

2) Diele Eriminalijten wollen ſchon im Römifchen Rechte das Princip 
anerkannt finden, daß freimilliges Abftehen den Verſuch ftraflod mache; 
fie berufen fich dafür bauptfächlih auf L. 19. pr. D. de lege Cornel. 
de fals. (XLVIU. 10.), außerdem auf L. 11. D. de in jus vocando, 
(II. 4.) L. 10. D. ad leg. Pomp. de parr. (XLVII. 9.) L. 5. C. ad 
leg. Jul. majest. (IX. 8.) L. 3. C. de apostatis. (1. 7.) Daß aber 
diefe Stellen nicht dafür ſprechen, ſ. Zaharida. a. O. $. 269— 273, 
und meine Abhandlungen, I. ©. 271 ff. Indem das römifche Necht 
zwifchen Verſuch und Vollendung gar nicht unterſcheidet, fondern Die 
Handlungen, die nach der Auffafjung des einheimifchen Nechted Verſuche 
find, formell ald vollendete Verbrechen anfieht, kann ed gar nicht darauf 
gekommen fein, in dem freiwilligen Abftehen vom Verſuche einen Straf: 
aufhebungsgrund anzuerkennen. Nach der Auffaſſung des römischen 
Rechtes it vielmehr Freiwilliges Abftehen vom Verſuche Reue hach Voll 
endung der That, worin ed entjchieden Feinen Grund der Straflofigkeit 
erblift. L. 65. D. de furtis. (XLVI. 2.) L. 5. D. vi bonor. rapt. 
(XLVI. 8.) L. 3. D. quod quisque juris. (III. 2.) Anderer Meinung 
iſt Köſtlin a. a. O. ©. 390. 
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Antriebe bewogen wurde, von der Fortfegung des Verſuches 
abzuitchen 3). 

Die neueren Gefegbüdher Haben meiftens die ausdrüd- 
liche Beftimmung, daß der Verſuch ftraflos fei, wenn der 
Thäter freiwillig von der begonnenen Ausführung wieder ab» 


ftehe *). Eine Ausnahme machen nur das Preuffiiche Land⸗ 


recht und das Sächſiſche Geſetzbuch. Das erftere giebt Dems 
jenigen, der aus eigener Bewegung von der Ausführung des 
Verbrechens abfteht und dabei folche Unftalten trifft, daß die 
gefegwibrige Wirkung gar nicht erfolgen kann, nur Anſpruch 
auf Begnadigung 3). Das letztere nimmt bei Demjenigen, 
der von einem bereits begonnenen verbrecherifchen Unterneh» 
men, ohne duch äußere Umftände gehindert worden zu fein, 
freiwillig wieder abfteht, nur eine geminderte Strafbar- 
Feit an, welche höchftens bis zu Arbeitshausftrafe 


geht ©). 


3) Manche Criminaliften, z. B. Titkmann, Handbuch, $. 98, 
Note v, und Grolman, $. 169, Note 2 (auh Marezoll, $. 31, 
fcheint ihuen beizutreten), find der Anficht, daß in dem Art. 178 nur Die 
- Freiheit von peinlicher Strafe, nicht aber gänzliche Straflofigfeit an« 
erfannmt werde. - Bol, aber dagegen oben $. 20, Note 4, Kun) Hepp, 
a. a. O. ©. 310. — ⸗ 

4) Bayerich. G.B. Art. 58. Würtemb. G.B. Art. 73. Hannov. 
G. B. Art. 34. Nr. 3. Großh. Hell. ©.B. Art. 69. Braunfchw. G. B. 
$. 69. Indeſſen find diefe Geſetzbücher weit davon entfernt, binfichtlich 
der Bedingungen und Erfordernifje der Straflofigfeit untereinander über- 
einzuftimmen. "Bol. darüber den nächitfolgenden $. — Im Oeſtreich. 
G.B. $: 7 wird in ähnlicher Weife, wie in der P. G.O., zur Straf 
barkeit des DVerfuches erfordert, Daß die Vollbringung ded Verbrechens 
wegen Unvermögenheit, wegen Dazwifchenfunft eined freinden Hinder« 
niffes oder durch Zufall umterblieben fei, woraud per argumentum a 
eontrario die Straflofigfeit des freiwilligen Abftehens hervorgeht. 

5) Preuſſ. ER. Th. I. Tit. 20, $. 43. 

6) Sächſ. G.B. Art. 283. — Nah dem Bayerfch. ©.B. Art. 59 
und nach dem Hannov. G. B. Art. 35 kann indeffen wegen eines folchen 


— 
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Die Straflofigkeit Desjenigen, der den Verſuch aus eis 
genen: Antriebe abbricht, folgt aus dem Begriffe und Wefen 
des Verſuches. Denn e8 liegt in Diefem Falle im rechtlichen 
Sinne noch gar feine Handlung vor, welche mit dem Willen 
der Mollendung begangen gewefen wäre. Bwar ift richtig, 
daß der Thäter, ehe er feine verbrecherifche Thätigkeit ab- 
brach), bereits mit dem Willen der Vollendung gehandelt 
hatte: aber diefes Handeln Fann nicht als ein felbitftändiges 
angefehen werden, welches abgefondert von dem Abbrechen 
der verbrecherifchen Shätigfeit in Betraht kommen Fönnte. 
Denn die ganze verbrecherifche Thätigkeit ift von ihrem Be— 
ginne bis zu ihrer Beendigung eine einzige ungetheilte Hand» 
lung. Eie kann zwar in einzelne Uete zerlegt- werden: aber 
fie ift deifenungeacdhtet nur eine einzige Handlung, deren Ein» 
heit dadurch begründet wird, daß dieſe Arte aus dem einen 
ungetheilten Willen der Vollendung hervorgegangen find ?). 
Deßwegen fehlt e8 bei dieſer ganzen ungetheilten Handlung 
an dem Willen, das Verbrechen zu vollenden, wenn biefer 
Wille erlifcht während des einen oder des anderen der Acte, 
Die zu ihr gehören. Wie die früheren Acte, bei welchen der 
Thäter feinen verbrecherifchen Willen noch nicht aufgegeben 
hatte, ‘nicht als felbftftändige Handlungen hätten in Betracht 
kommen Eönnen, wenn er in feiner verbrecherifchen Thätigkeit 
- fortgefohritten wäre, fo Fann der Umftand, daß er diefelbe 
abgebrochen hat, auch nicht bewirken, daß fie als felbftitän« 
dige Handlungen angefehen werden müffen 8). — 
ftraflofen Verſuches befondere polizeiliche oder bifeiplinarifhe Auflicht 
verfügt werden, was in vielen Fällen ebenfo empfindlich ift, als eine 

Strafe. 

7) ©. oben ©. 370 u. 371. 

8) Im Weſentlichen ſtimmen mit diefer Begründung der Etraflofig. 
Feit überein Zachariä a. a. ©. $. 256 md Köſtlin a. a. O. ©. 392. 
Mur fcheint der Ausdrud, daß der vorhanden geweſene Wille durd) die 
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Es it alfo gar fein Verfuh mehr, wenn ber Thäter 
den Willen der Vollendung wieder aufgiebt, bevor er die 
Handlung begangen, von welcher er die Vollendung erwartete. 
Dabei entjteht die Frage, ob die Handlungen, welche der 
Thäter bereit8 begangen, als felbititändige Verbrechen ange= 
ſehen werden fönnen, wenn fie die äußere Erſcheinung eines 
felbftftändigen vollendeten Verbrechens an fich tragen. Nach 
gemeinem Rechte muß unterfchieden werden, ob diefe Hand» 
lungen auch in dem Yale, da der Ihäter feine Ihätigfeit 
nicht abgebrochen hätte, neben dem alsdann ftrafvaren Ver— 
fuche als felbftftändige Verbrechen hätten angefehen werden 
fönnen, oder nicht. Im erfteren Falle, in welchem ein quas . 
lifieirter Verſuch vorhanden ift 9), kann allerdings durch den 
Umstand, daß die Handlung nicht als Verfuchshandlung be= 
ftraft werden Fann, nicht aufgehoben werden, daß der Thäter 
zugleich ein anderes Verbrechen begangen hat. Wie er in 
dieſem Falle bei Fortfegung des Verſuches oder bei Vollen— 
dung des Verbrechens mit zwei Strafen zu belegen gewefen 
wäre, fo bleibt immer noch die eine verwirfte Strafe übrig, 
nachdem die andere durch das Abbrechen der verbrecherifchen 
Thätigkeit hinweggefallen if. Im anderen Falle dagegen, 
wenn bei Nichtabbrechung der verbrecherifchen Thätigkeit nur 
Billensänderung rückwärts annullirt oder rückwärts bedeutungslos werde, 
nicht ganz pafjend zu fein, weil er zu dem von Bauer a. a. O. ©. 355 
und Anderen gemachten Einwande Beranlafjung giebt, daß geſchehene 
Dinge nicht ungefchehen gemacht werden können. Auf den Grund Diejed 
Einwandes wird häufig behauptet, daß ed gar feinen Rechtsgrund für 
die Straflojigfeit des freiwilligen Abſtehens vom Verſuche gebe, fondern 
daß nur Gründe der Strafpolitif dafür fprehen. Bol. Bauer a. a. O. 
©. 358. Allein mit den Gründen der Politik ift es immer eine mißliche 
Sache, wie denn auch von Anderen, z. B. von Kleinſchrod, Syſte— 
matiſche Entwicelung der Gradbegr. des peinſ. R. Th. 1. $. 42, Gründe 
der Politik gegen die Straflofigkeit vorgebracht werden. 

9) Vgl. darüber oben $. 68. 

Luden Zirafreche. I. 28 
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eine Etrafe wegen des Verfuches gegen ben Thäter zu er» 
kennen gewefen wäre, . muß er durch das Kinwegfallen der- 
felben gänzlich ftraflos werden. Es wird zwar häufig bes 
hauptet, daß auch in Diefem Falle der Thäter beftraft wer» 
den müſſe wegen des felbftitändigen Werbrechens, als welches 
Das, was er bereitd gethan, erfcheine 29). Allein wenn. 
feine Handlung vor dem Abbrechen ber verbrecherifchen Thä- 
tigkeit Fein felbititändiges Verbrechen war, Fam fie auch 
durch das Abbrechen berfelben nicht dazu werden, da durch 
das freiwillige Abſtehen vom Werfuche auf Feinen Fall ein 
Verbrechen, welches nicht ſchon vorher vorhanden geweſen, 
gebildet werden kann 12). Die neueren Gefegbücher haben 


10) Bol. Zachariä a. a. O. Bd. II. ©. 29, Meine Abhaud⸗ 
tungen, I. ©. 520. 

11) Zahariän.a. O. beruft fih für feine Meinung darauf, daß 
in der P.G. O. Art. 178 für die vollbrachte Mifjethat gar nicht die Ber 
ſtimmung gegeben fei, daß Straflofigfeit eintreten folle. Allein es kann 
in dem fraglichen Falle gar nicht von einer vollbrachten Miſſethat die 
Dede fein. Denn zu jedem Berbrechen ‚gehört der Wille, es hervorzus 
- bringen, und ed kann, wenn der Wille gar nicht darauf gerichtet war, 
eine Verlegung als ein felbfiftandiges Verbrechen hervorzubringen, mit 
der Hervorbringung dieſes felbitftändige Verbrechen gar nicht begangen 
worden fein. Als hierher gehöriges Beifpiel wird in der Regel der Fall 
angeführt, da der von dem Mordverfuche Abftehbende bereitd? Wunden 
zugefügt habe. Hier. foll er wegen des felbftftändigen Berbrechend der 
Berwundung beftraft werden Fönnen. Richtig ift allerdings, daß er nicht 
ftraflos fein Fan. Er kann aber gemeinrechtlich nicht beitraft werden 
wegen Der Verwundung, die als ein ſelbſtſtändiges Verbrechen gar nicht 
in ſeinem Willen gelegen hatte, ſondern nur aus dem im folgenden $. zu 
entwicelnden Grunde, weil in diefem Falle ein bereitd beendigter Ber- 
fuch vorliegt, der durch freiwilliges Abſtehen nicht ftraflos werden kann. 
Es iſt inconfequent, in diefem Falle, wie Zabariäa.ca. O. $. 140 
mit Recht thut, bei nicht abgebrochenem Tödtungsverfuche die begangene 
Körperverfegung nicht als ein felbftftändiges Verbrechen anzufehen, und 
bei abgebrochenem Verſuche fie als ein felbftftändiges Verbrechen zu bes 
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aber meiftens jene unrichtige Lehre in fich aufgenommen ,,. in« 
bem fie bei ber Straflofigkeit des Verſuches, von welchem 
der Thäter freiwillig abgeftanden, den Vorbehalt machen, daß 
ihn die Strafe des felbftftändigen Verbrechens treffen folle, 
als welches die Verfuchshandlung erfcheine 12). | 

Der Thäter hätte allerdings’ wegen des Verfuchs beftraft 
werben fönnen und müfen, wenn er vor dem Aufgeben des 
verbrecherifchen Willens in feiner verbrecherifchen Thätigkeit 
durch äußere Umſtände unterbrochen worden wäre. Es iſt 
möglich, daß er ſeinen verbrecheriſchen Willen auch noch frei— 
willig aufgegeben haben würde, wenn dieſe Unterbrechung 
nicht dazwiſchen gekommen wäre. Aber diefe, Möglichkeit- 
kann nicht in Betracht Fommen, da fie Feine Wirklichkeit ift, 
und e8 doch gewiß bleibt, daß er den beſſeren Willen nicht 
wirklich gefaßt hatte. Man darf dagegen nicht fagen, Daß 
dabei. die Fortdauer des verbrecherifchen Willens ohne genüs 
genden Grund präfumirt werde 13), da in feinem Falle die 
Möglichfeit ausgefchloffen fei, daß der Thäter feinen verbre= 
cherifchen Willen aufgegeben haben würde. Denn der Thäter 
kann nur beftraft werden für Das, was er wirklich gethan 
bat, nicht aber für Das, was er vielleicht noch gethan oder 
nicht gethan Haben würde. Es iſt gar nicht die präfumirte 
zukünftige Fortdauer des verbrecherifchen Willens, wegen des 
ven beftraft wird, wer in feiner verbrecherifchen Thätigkeit 
unterbrochen wird, bevor er biefelbe freimillig aufgegeben 
hatte, fondern der in ber Vergangenheit liegende Wille, 
den er. bis zum Momente der Unterbrechung gehabt hat. 


— 





firafen. Zachar ia a. a. ©. II. ©: 257. Bol. gegen Zahariä auch 
Bauer a. a. O. ©. 399. | . 
12) Bayerſch. GB. Art. 63. Sächſ. GB. Art. 28. Würtemberg. 
GB. Art. 73. Hannov, G.B. Art. 34. Großh. Heſſ. GB. Art. 70. 
Braunſchw. G. B. $. 69. 
13) ©. auch oben ©. 411, Note 11. 
28 * 
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Wer dagegen den Willen der Vollendung aufgiebt, bevor er 
die Handlung, von welcher er ſie erwartete, beendigte, hat 
bei ſeiner ganzen Handlung gar nicht den Willen gehabt, das 
Verbrechen zu vollenden. | 


$. 70. 
Fortſetzung. 
Bedingungen der Strafloſigkeit des abgebrochenen 
Verſuches. 

Die begonnene Ausführung des Verbrechens iſt ſtraflos, 
wenn der Thäter ſeine Thätigkeit in ſolcher Weiſe abbricht, 
daß die Vollendung des Verbrechens mit feinem Willen un« 
terbleibt. Man Fann dafür allerdings den gangbar gewor- 
denen Ausdruck „freiwilliges Abſtehen vom Verſuche“ ge» 
brauchen: aber man darf ſich durch dieſen Ausdruck nicht 
verleiten laſſen, in jedem Falle, in welchem vielleicht ges 
fagt werden kann, taß der Thäter freiwillig von dem WVer- 
fuche abgeftanden fei, einen ftraflofen Verſuch anzunehmen t). 
Ein freiwilliges Abftehen vom Verſuche ift auch denkbar, 
ohne daß die Wollendung mit des Thäters Willen unter» 
blieben ift. Die Strafbarkeit des Verſuches kann aber durch 
das freiwillige Abftchen nur aufgehoben werden, wenn es 
dabei mit des Ihäters Willen gefchichet, daß die Vollendung 
unterbleibt. Daraus ergeben fich zwei Bedingungen für die 
Etroflofigkeit des Durch freimilliges Abſtehen unterbrochenen 
Verſuches. 

Erſtens. Der Thäter muß feine Thätigkeit unter den 
nämlichen äußeren Umftänden abgebrochen haben, welche bei 


1) Sn den gemeinrechtlichen Quellen kommt diefer Ausdrud nicht 
vor; dagegen iſt er in dem Sprachgebrauche der Doctrin und der neuen 
Geſetzbücher üblich geworden; vgl. die $. 69, Note 1 uw. & citirten Lehr: 
bücher und Geſetzbücher. 
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der Faſſung feines früheren Entfchluffes in feiner Erwartung 
und Berechnung gelegen hatten. Jeder Entfchluß beruht auf 
der Vorausſetzung, daß gewiſſe factiſche Verhältniſſe daſein 
oder nicht daſein werden, unter welchen bie beſchloſſene Hand« 
lung vorgenommen werden follte. Das Aufgeben eines ge— 
faßten Entfchluffes, deffen Ausführung bereits begonnen war, 
kann nur darin beftehen, daß der Thäter von ber Fortfegung 
feiner Thätigkeit abfteht, ungeachtet er jene Vorausſetzung 
- beftätigt findet. Wenn er feine Thätigkeit nur aus dem 
Grunde nicht fortfegte, weil er andere faetifche Verhältniffe 
vorfand, als er erwartet und berechnet gehabt hatte, hat er 
ben gefaßten Entſchluß nicht wirklich aufgegeben. Wie er 
vielmehr feine Thätigkeit fortgefegt haben würde, wenn er 
feine Grwartung beftätigt, gefunden hätte, fo unterläßt er 
auch in dieſem Falle die Fortfegung feiner Thätigkeit nicht 
darum, weil er feinen Entſchluß aufgegeben hatte, fondern 
nur aus dem Grunde, weil er nicht den neuen Entfchluß 
faſſen mochte, unter den veränderten Verhältniffen mit ſei— 
ner Thätigkeit fortzufahren. Der Thäter unterläßt zwar in 
diefem Falle mit der befchloffenen und begonnenen Thatigfeit 
fortzufahren: aber dennoch unterbleibt die Vollendung wider 
feinen Willen, weil er den Entfchluß zu derjenigen Thätig— 
keit, von welcher er fie erwartet, nicht wirklich aufgegeben 
hatte. | 
Daß die Vollendung wider bes Thäters Willen unter» 
bleibt, ift nicht nur in dem Falle wahr, da bie Ilmftände, 
welche wider Erwarten und Berechnung des Thäters eintres 
ten, in wirklichen Hinderniſſen beitanden, die er nicht zu 
überwinden vermochte ?), fondern auch alsdann anzunehmen, 
wenn ihm durch Ddiefelben die Fortfegung feiner Thätigkeit 


2) 3. B. Widerftand won Seiten des Angegriffenen. 


426 3weiter Abfchnitt. Zweite Abtheilung. 


nur erfchwert, berenflich gemacht oder verleidet 3), oder das 
Intereife an der Hervorbringung des Verbrechens genommen 
wurde ?). Denn da in allen diefen Fällen der Thäter feine 
Thätigkeit fortgefegt haben würde, wenn diefe Umftände nicht 
eingetreten wären, fo gefchieht es auch nicht in Folge des 
von ihm aufgegebenen Entſchluſſes, wenn cr ſich Durch die— 
felben bewegen läßt, feine Tätigkeit abzubrechen. In fofern 
es in dieſen Fällen dem Thäter möglich gewefen. wäre, in 

feiner Thätigkeit fortzufahren, läßt ſich allerdings fagen, daß 
er freiwillig von dem Verſuche abgeſtanden ſei: aber deſſen— 
ungeachtet unterbleibt die Vollendung wider ſeinen Willen, 
indem ſie unterbleibt nicht weil er ſeinen früheren Entſchluß 
aufgegeben hatte, ſondern weil er nicht den Entſchluß faſſen 
mochte, unter den veränderten Verhältniſſen in er Thã⸗ 
tigkeit fortzufahren. 

Wenn dagegen der Thäter unter den nämlichen Verhält« 
niffen, die bei Faſſung Des Entjchluffes in feiner Erwartung 
und Verrechnung gelegen, unterläßt, in feiner Thätigfeit fort» 
zufahren, unterbleibt Die Vollendung in der That mit feinem 
Willen ?). Denn alsdann Fann es nur in einem wirklichen 


3) 3. B. der Dieb finder Die zu erbrechende Thür fefter, ald er 
erwartet hatte, oder er wird Durch ein entftehbendes Geräufch verfcheucht, 
oder er finder Nichts, was ihm De Mühe zu lohnen fcheint, es mitzus 
nehmen. 

4) 3. B. der Nothzüchter läßt von fernerer Gewalt ab, weil fid) 
die Angefallene ibm freiwillig hingiebt; oder -der Mörder, weil ihm fein 
Dpfer Geld oder einen anderen Vortheil bietet, oder weil er die Ent: 
defung macht, daß er von dem Morde nicht den erwarteten Nusen 
haben werde. 

5) Ju den neuen Geſetzbüchern wird die Sache in verſchiedener 
Weiſe ausgedrückt. Preuſſ. EN. Ih. IL Tit. 20. $. 23: „Wer aus 
eigener Bewegung von der Vollendung des Verbrechens abſteht.“ 
Teftreih. G.B. $. 7: „Wenu die Volltrinaung ded Verbrechens wegen 
Unvermögenbeit, wegen Dazwiſchenkunft eines fremden Hinderniſſes oder 
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Aufgeben bes von ihm gefaßten Entfchluffes feinen Grund 
haben, daß er die begonnene Thätigfeit abbriht. Was er 
bereits gethan hatte, muß ftraflos fein, weil es Feine für 
fich beftehende Handlung fit, fondern 'nur ein Beſtandtheil 
der Handlung, welche zu begehen er den Entfchluß aufge» 
geben hatte. Der Beweggrund, aus welchem er feinen Ente 
fhluß aufgegeben, Fann dabei Feine Bedeutung haben ®). 
Mag es Gewiffensregung, Furcht vor der Strafe, Mitleid 
oder Schwäche geweſen fein: in jedem Falle liegt Feine mit- 
verbrecherifhem Willen begangene Handlung mehr vor, wenn 
ber Shäter, ohne durch äußere Umjtände Dazu bewogen wors 
ben zu fein, die Fortfegung feiner verbrecherifchen Thätigkeit 
unterlaffen hatte 7). 


durch Zufall unterblieben iſt.“ Bayerſch. G.B. Art. 58: „Wenn ber 
DHandelnde an der Bollbringung nicht durch äußere Hindernidfe, durch 
Unvermögenheit oder Zufall verhindert wurde, fondern freiwillig, aus 
Gewiffensregung, Mitleid oder auch Furcht vor der Strafe von dem- 
Unternehmen abgeftanden iſt.“ Sächſ. G.B. Art. 28: „Ein Berbrecher, 
der von einem bereitd begonnenen verbrecherifchen Unternehmen, “ohne 
- Durch Äußere Umftände gehindert worden zu fein, freiwillig wieder abs 
ſteht.“ Würtemb. G.B. Art, 73: „Wenn der Thäter ar Bellführung 
der That nicht durch zufällige, von feinem Willen unabhängige Umftände 
gehindert worden, fondern freiwillig, fei ed aus Gewifiensregung, Mits 
leid oder Furcht vor der Strafe von dem Unternehmen abgeftanden ift.‘ 
Hannov. GB. Art. 34. Nr. 3.: „Wenn der Handelnde, ohne dazu durch 
ein Außered Hinderniß oder durch Zufall genöthigt zu fein, aus freiem 
Antriebe von der beabjichtigten That völlig abgeftanden iſt.“ Großh. Hefl. 
©.B. Art. 69: „Wenn der Thäter nachweift, daß er nicht wegen phys 
fifchen Unvermögend oder anderer zufälliger von feinem Willen unabhäns 
giger Umftände, fondern freiwillig und aus Neue von dem Unternehmen 
und zwar gänzlich abgeftanden iſt.“ Braunfchweig. G.B. $. 69: „Der 
Thäter, weicher von der begonnenen Ausführung ded Verbrechens aus 
freiem Antriebe völlig abſteht.“ 

6) Bl. Darüber Zabarid.a. a. D. $. 261 u, 262. 

7) Das Großherz. Heil. G.B. Art. 69 will. Straflofigfeit nur ein⸗ 


- 
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Zweitens. Der Verſuch darf noch nicht bis zu den 
Handlungen fortgeſchritten ſein, von welchen der Thäter die 
Vollendung erwartet hatte, oder mit anderen Worten, der 
Verſuch darf noch nicht beendigt ſein. Denn nach der Vor— 
nahme dieſer Handlungen iſt die Vollendung immer wider 
ſeinen Willen unterblieben. Der Thäter kann zwar noch nach 
der Vornahme dieſer Handlungen von dem Verſuche abſtehen, 
wenn er ſich nämlich dabei beruhigt, die Vollendung nicht 
hervorgebracht zu haben, und wenn er unterläßt, die weiteren 
darauf hinzielenden Handlungen vorzunehmen, die ihm noch 
möglich geweſen wären 8). Aber deſſenungeachtet iſt in die— 
ſem Falle die Vollendung wider feinen Willen unterblieben, 
Da fie nicht eingetreten war in Folge ter Handlungen, von 
welchen er fie erwartet hatte. Selbſt wenn der Thäter, nach— 
dem die von ihm erwartete Vollendung ausgeblieben, nicht 
allein Feine weiteren darauf hinzielenden Handlungen vors 
nimmt, fondern fogar Schritte thut, um die Wirkfamkeit 
ber von ihm vorgenommenen Handlungen abzumenden oder 
zu vereiteln, ift die Vollendung wider feinen Willen unters 
blieben, ta es Diefe fpäteren Echritte nicht ungefchehen ma» 
Gen können, Daß er mit der Erwartung ber Vollendung ges 


treten laffen, wenn der Thäter freiwillig und aus Neue von dem 
Unternehmen abftand. Es iſt dabei die Abficht geweſen, die Furcht vor 
der Strafe nicht ald einen Beweggrund des freiwilligen Abftebens, bei 
welchen Straflofigfeit eintreten fonnte, gelten zu laſſen. Vgl. Breie 
tenbad, Gommentar, 1. BD. 2, Abtheilung, S. 204 f. Allein ed wird 
ſchwer fein, Die genane Gränze zwiichen Neue und Furcht vor der Strafe 
zu finden. Nur darf es nicht mit Furcht vor der Strafe verwechlelt 
werden, wenn in dem Thäter durch ein Dazwijchen kommendes Ereignig 
Die Furcht erweckt wird, eutdeckt zu werden. 

8) 3. B. der Mörder bat eine Doppeiflinte und ı nterfäßt, nach 
tem er nit dem einen Laufe gefehlt bat, den anderen abzujchießen. Oder 
der Brandftifter unterläßt, nachdem der eingelegte Zundftoff nicht in der 
erwarteren Weile gezünder bat, feinen Verſuch zu wiederbofen, 
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handelt hatte »). Wie es in diefem Falle unzweifelhaft ift, 
daß die Vollendung, wenn fie dennoch eintritt, mit feinem 
Willen eingetreten ift, weil fie in Folge der Handlungen 
eintrat, von welchen er fie erwartet hatte, fo ift fie auch), 
wenn fie nicht eintritt, wider den Willen, mit welchem er 
gehandelt hatte, unterblieben 10). /Die neueren. Gefeßbücher 
lafien zwar in dem Falle, da der Thäter die Wirkjamkeit 
der von ihm vorgenommenen Handlungen aufhebt oder ver« 
eitelt, mitunter Erlaß oder Milderung der Strafe eintreten: 
aber es geſchieht das nad) einem anderen Gefichtspuncte und 


— — — — 


9) Z. B. der Mörder läßt es bei der in tödtlicher Abſicht zuge— 
fügten Wunde oder bei der eingegebenen Giftdoſis bewenden, und ruft 
noch Hülfe herbei, um den Gefährdeten zu retten. 

10) Zachariä, a. ca. O. $. 263 u. 264, behauptet, daß das freis 
willige Abfteben auch bei beendigtem Verſuche die Strafbarfeit aufhebe. 
Er giebt zwar zu, daß die Strafe des vollendeten Verbrechens eintreten 
müſſe, wenn die Vollendung ungeachtet des freiwilligen Abftehens erfolge, 
und daß es darnach kommen könne, daß zwei Thäter, die moralifch auf 
gleicher Stufe der Strafbarfeit ſtehen, auf ſehr verfchiedene Weife juri« 
ftifch zu beurtheifen feien: allein er glaubt diefed allerdings fehr erhebliche 
Bedenken durch die Bemerkung befeitigen zu Pünnen, daß das der Eine 
flug des fogen. Zufalld fei, der fich nun einmal aus unſerem Strafrechte 
nicht verdrängen laſſe. Der Zufall hat bei dem objertiven Standpuncte 
unfered germanijchen Strafrechted allerdings einigen Einfluß, indem es 
oft nur von ihm abhängt, ob das Berbrechen verfucht bleibt oder voll 
endet wird, und im erfteren Falle gelinderg Strafe eintritt, ald im 
fegteren: allein diefer Einfluß kann auf feinen Fall foweit geben, daß 
Jemand, der aus fubjectiven Gründen ftraflos wäre, wegen des objecti- 
ven Zufalld geftraft werden Fönnte, Wenn es überhaupt richtig wäre, 
daß aus dem Grunde, weil der Thäter nach beendigtem Berfuche davon 
zurüdgetrsten oder noch thätig geweien ift, den Erfolg feines Verſuches 
zu vereiteln, Etraffefigfeit eintreten müßte, fo müßte das auch in dem 
Kalle gelten, da der Erfolg dennoch eingerreren wäre, Vgl. genen 
Jachariä auch Köftlina. a. O. ©. 395 f. und ©, 124 ff. Bauer 
a. a. O. ©: 360. - 
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aus einem anderen Grunde 11). Denn in diefem Falle han« 
delt e8 fich eben nur um Erlaß oder Milderung der durch bie 
vollendete Handlung bereits verwirften Strafe, während im 
Falle des Abſtehens vom Verſuche gar Feine Handlung vor⸗ 
liegt, durch welche Strafe verwirkt iſt. Aber gerade daraus 
folgt, was auch von mehreren der neuen Geſetzbücher auss 
drücdlich ausgefprochen wird,. daß Straflofigkeit nur bei dem 
Abitehen von dem nicht bereit8 beendigten Werfuche anerkannt 
werden kann 12). 


11) Namentlich bei der Brandftiftung, wo die neuen Gefegbücher 
oft die Beftimmung baben, daß dem Thäter, welcher das eben ausge— 
brodyene euer auf der Stelle wieder auslöfche, entweder Straflofigfeit 
oder wenigftens eine bedeutende Strafmilderung zu Theil werden folle. 
Deftreih. ©.B. $. 148. g. Bayerſch. G.B. Art. 253. Sächſiſch. G. B. 
Art. 175. Würtemb. G.B. Art. 383. Hannov. ©,B. Art. 187. Großh. 
Heſſ. G.B. Art. 416 u. 417. Braunſchw. G.B. $. 208. Auch gehört 
hierher die Beftimmung des Sächſ. G.B. Art. 65 und des Braunfchw. 
G. B. $. 243, Daß bei folden Berbrechen gegen dad Eigenthum, die 
nicht durch die Weife ihrer Begehung erfchwert find, freiwilliger Erfaß 
die Strafbarfeit völlig aufbebe und in den übrigen Fällen wenigftensd zur 
Milderung gereiche. Nach tem Oeftreih. G.B. $. 167 hört jeder Diebe 
ſtahl und jede Veruntreuung auf, ein Berbrechen zu fein, wenn der 
Thäter, ehe die Obrigkeit fein Verfchulden erfährt, den ganzen aus der 
That entfpringenden Schaden wieder gut macht. Die übrigen Gefegbücher 
ffimmen darin überein, in dem freiwilligen Erfage weniaftens einen ber 
deutenden Milderungsgrund anzuerfennen. Bayerſches G. B. Art. 226, 
MWürtemb. GB. Art. 312. Hannov. G. B. Art. 299. Großh. Heſſiſch. 
G.B. Art. 376, | 

12) Haunoverſch. G.B. Art. 34. Nr. 3. Großh. Heff. G. B. Art. 69. 
In den übrigen Gejegbüchern wird Das Erforderniß, daß der Verſuch 
nicht brendigt fein dürfe, nicht ausdrücklich gemacht, fondern im Allge« 
meinen Straflofigfeit zugefichert, wenn der Thäter, ohne durch äußere 
Umftände, Zufall oder Unvermögen verbindert zu fein, von dem liter 
nehmen abftebe; val. 8. 69, Note A. 
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$. 71. = 
Fortfegung. 
Beweis des aufgegebenen Willens der Vollendung. _ 


In neuerer Beit ift mehrfach Die Frage erörtert worden, 
wie der Beweis zu führen fei, Daß der Thäter den Willen 
ber Vollendung aufgegeben habe. Damit hängt die andere 
Frage zuſammen, ob es Sache des Angefchuldigten fei, die— 
ſen Beweis zu liefern. Es iſt die Behauptung aufgeſtellt 
worden, daß der Beweis des aufgegebenen Willens der Voll» . 
endung ein Entjehuldigungsbeweis fei, welcher dem Ange— | 
fhuldigten in der Art obliege, daß er in Ermangelung Die 
ſes Beweifes für fehuldig genommen werden müſſe !). 

Man verftößt aber gegen die unbeftreitbaren oberſten 
Grundfäge bes Strafproceffes, wenn man den Beweis er- 
fordert, Daß der Angefchuldigte den Willen der Vollendung 
aufgegeben habe, und wenn man verlangt, Daß er felbit, 
wenn nicht das Gegentheil angenommen werden folle, biejen 
Beweis zu führen habe. Man macht ihm damit die Bumus 
thung, den Beweis feiner Unfchuld zu führen, während ihm 
das unbeftreitbare Recht zufteht, fo lange für fehuldlos ges 
halten zu werden, bis ber Beweis feiner Schuld gegen ihn 
geführt worden ift ?). 

Denn der Beweis, daß der Thäter den Willen ber 
Vollendung aufgegeben habe, ift gar Fein befonderer Ent» 


1) Bahariäa. a. O. $. 265 und 266. Bon den neueren Gefeh: 
büchern bat das Großh. Heflifche dieſe Anficht angenommen, indem es 
Art. 69 verlangt, daß der Thäter nadweif e, daß er freiwillig und 
aus Neue zurückgetreten fei. Dal. Breitenbadr, Commentar, 1. Bd. 
2. Abtheilung, ©. 205 ff. Das Bayerfhe G. B. Art. 58 befchränft fich 
darauf, daß nicht vermuthet werden foll, daß der Thäter frei: 
willig abgeftanden fei. | 

2) Bol. Köſthin a. a. O. © 300 f.. 
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ſchuldigungsbeweis, der als Gegenſatz zu dem Schuldbeweiſe 
gedacht werden könnte. Es gehört zum Begriffe des Ver— 
ſuchs, daß der Thäter mit dem Willen der Vollendung ge» 
handelt habe. Wenn er dieſen Willen aufgiebt, bevor er 
die Handlung, von yelcher er fie erwartete, vollendet, hat 
er nicht mit dem Willen der Vollendung gehandelt und mit« 
hin keinen Verſuch begangen 3). In dem Beweife, daß 
Jemand mit dem Willen der Vollendung gehandelt, Liegt 
mithin zugleich der Beweis, daß er diefen Willen behalten 
oder nicht aufgegeben hatte, bevor er die Handlung, von 
welcher er fie erwartet, vollendet hatte. Es ftehen aljo die 
beiden Beweiſe, daß mit dem Willen der Vollendung gehan« 
delt worden, und daß dieſer Wille behalten oder nicht auf« 
gegeben worden fei, bevor die Handlung, von welcher fie er⸗ 
wartet‘ wurde, vollendet war, in der Art in einem ergän« 
zenden Verhältniffe zu einander, daß jener nicht erbracht fein 
kann, wenn dieſer nicht geführt ift. Folglich gehört e8 mit 
zu dem gegen den Angefchuldigten zu erbringenden Beweife, 
ohne welchen er überhaupt nicht eines Werfuches fehuldig be= 
funden werden Fann, daß er bei der in Frage ftehenden Hands 
lung den Willen der Vollendung behalten, oder was daſſelbe 
it, nicht aufgegeben habe. Es kann aljo gar nicht die Rebe 
davon fein, auf welche Weife und von wem ber Beweis, daß 
der Wille der Vollendung aufgegeben worden fei, geführt 
werden müſſe. 

Der Beweis aber, daß der Wille der Vollendung bei 
der in Frage ſtehenden Handlung nicht aufgegeben oder daß 
er behalten worden ſei, kann, wie der Beweis des verbre— 
cheriſchen Willens überhaupt, nur aus den Umſtänden der 
Handlung entnommen werden. Die Handlung, welche über: 
haupt al8 Verfuhshandlung zu einem beftimmten Verbrechen 


3) S. oben S. 420, 
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in Frage fommen fol, muß von folcher äußeren Befchaifens 
heit fein, daß fie auf den Willen der Vollendung gedeutet 
werden Eann i). Daß der Thäter, der eine folche Handlung 
unternommen, ben Willen der Vollendung wieder aufgegeben 
babe, Fann nur in dem Falle angenommen werden, da er 
feine Thätigkeit unter den nämlichen äußeren Verhältniſſen, 
die bei der Faflung feines früheren Entfchluffes in feiner 
Erwartung und Berechnung gelegen, abgebrochen hatte °). 
Es kommt daher auf die Umftände an, unter weldhen er 
feine begonnene Thätigkeit nicht fortfegte. Wenn fi dem 
richterlichen Urtheile aus der Erwägung der eingetretenen 
Umjtände die Gewißheit ergiebt, daß der Thäter ohne die— 
felben feine Thätigkeit fortgefegt haben würde, fo liegt eben 
darin der Beweis, daß er, ungeachtet er feine Thätigkeit 
nicht fortfegte, den Willen der Bollendung nicht aufgegeben 
hatte, und daß biefelbe mithin wider feinen Willen unter» 
blieben war, j | 


$. 72. 
U. Theilnahme. 
1) Begriff derfelben. 

Der Ausdrud Theilnahme wird bier gebraucht, um 
diejenigen verbrecherifchen Handlungen zu bezeichnen, bie nicht 
al8 Urheberfchaft angefehen und beftraft werden können !). 
Da jeder verbrecherifchen Handlung ein auf Hervorbringung 

4) ©. oben ©. 389, 

5) ©. oben ©. 424. 

1) Vgl. im Allgenteinen: Stübel, über die Theilnahme mehrerer 
Perſonen an einem Verbrechen, 1828. Bauer, Abhandlungen, 1. Band, 
8 441 ff. Köftlin, neue Revifion der Grundbegriffe ded Criminal 
rechts, ©. 450 ff. und ©. 464 ff. Ziegler, die Theilnahme an einem 

- Verbrechen nah P. G. O. Art. 148. 1845. Berner, die Lehre von der 
Theilnahme am Berbrechen,, 1847. 
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eines Verbrechens gerichteter Wille zu Grunde liegt, und da 
jede Hervorbringung eines Verbrechens einen Urheber vor⸗ 
ausfetst, fo kann eine verbrecherifche Handlung, die nicht Ur» 
heberſchaft ift, nur eine ſolche fein, Durch welche der Hans 
beinde die Urheberfchaft eines Anderen in Bewegung fegen, 
unterftügen oder fördern will. "Eine ſolche Handlung kann 
eine Theilnahmehandlung genannt werden, weil bei ihr ber 
Handelnde einen Urheber, an deſſen OEM er Theil neh» 
men will, vorausjegt. 

In den gemeinrehtlichen Quellen — der Ausdruck 
Theilnahme nicht vor. Die hierher gehörigen Handlungen 
werden in denſelben durch die Ausdrücke „Rath, Hülfe, 

Beiſtand und Förderung“ bezeichnet 2). Dagegen’ iſt ber 
Ausdruck Theilnahme in dem Sprachgebrauche der Wiſſen⸗ 
ſchaft und neueren Geſetzgebung angenommen worden um im 
Allgemeinen die Fälle zu bezeichnen, in welchen hinſichtlich 
des nämlichen Verbrechens mehrere Mitſchuldige vorhanden 
ſind 2). In dieſem Sinne iſt der Ausdruck Theilnahme 
weiter, als er hier gebraucht wird. Es können mehrere 
Mitſchuldige an einem Verbrechen in der Art mitwirken, 
daß ſie ſämmtlich als Urheber angeſehen werden müſſen. 
Die Mitwirkung einzelner Mitſchuldigen kann aber auch ſo 
beſchaffen ſein, daß Feine Urheberſchaft darin gefunden wer⸗ 

2) P. G. O. Art. 177 und Art. 40. Ueber den in Art. 148 vor⸗ 


fommenden Ausdrud „Urfacher‘ vgl. unten & 78. Ueber Die Bezeiche 
nungsweife ded römifchen Rechtes ſ. oben $. 54,-Mote 5. 

3) Preuff. ER. Theil II. Tit. 20. $. 64 ff. Oeſtreich. G. B. $. 5. 
Bayerfch. ©.B. Kap. 3. Sächſ. ©.B. Kay. 5. Hannov. G. B. Art. 52. 
Braunfdyweig. G.B. $. 42, In dem Würtenberg. ©.B. Art, 78 ff. 
und in Dem Großh. Hefitich. fa» Art. 74 wird der Ausdruck Theile 
nehmer nur für die Mitglieder eines Gomplotted gebraucht, während 


im Uebrigen zwijchen Urhebern, Gebülfen und Begünftigern wuterjchiee 
den wird. 
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den Fann. Seiner ſprachlichen Bedeutung nad) kann der Aus» 
deu Theilnahme für beide Fälle gebraucht werden, während 
er bier nur für den letzteren Fall gebraucht werben fol, 
Diefe Beſchränkung rechtfertigt ſich Theils Dadurch, daß in 
jenem erften Falle die Theilnahme durch die Urheberſchaft 
abforbirt wird und beiler durch den Ausdruck Miturheber- 
fchaft bezeichnet wird, Theils dadurch, daß es für die wiffen- 
fohaftliche Darftellung nicht zweckmäßig erfcheint, für zwei fo 
wefentlich verfchiedene Falle, als Urheberfchaft und Wicht- 
ucheberfchaft find, den nämlichen Ausdruck zu gebrauchen. 
Man wird wenigftens dadurch in die Nothwendigkeit ver 
fegt, noch ein weiteres. Prädicat, wie gleiche Theilnahme 
oder Haupttheilnahme hinzuzufügen, um auszudrüden, ob ber 
Sal der Ucheberfchaft ober ber der Nichturheberfchaft ge⸗ 
meint fei, 

Es kann indeffen immer nur auf Die Sache und nicht 
auf den Ausdruck ankommen, bei welchem die Willfür immer 
einigen Spielraum hat. Es muß genügen, daß mit Be- 
ftimmtheit erklärt werde, in weldem Sinne der gewählte 
Ausdruck gebraucht werben folle. Daher ift jett das Weſen 
ber bier fogenannten Theilnahme, d. 5. derjenigen verbre= 


herifchen Handlungen, bie nicht Urheberfchaft find, zu er -· 


oͤrtern. 


§. 73. 
Fortſetzung. 

Der Unterſchied zwiſchen Theilnahme und Urheberſchaft 
iſt darum von Bedeutung, weil im Falle der Vollendung 
des Verbrechens auf jene geringere Strafe als auf dieſe ſteht. 
Der Grund, aus welchem das einheimiſche Recht Denjenigen, 
ber einem Miſſethäter zur Uebung einer Miſſethat wiſſent—⸗ 
licher und gefährlicher Weiſe einigerlei Hülfe, Beiſtand oder 
Förderung, wie das Alles Namen bat, thut, gelinder be« 


436 Zweiter Abſchnitt. Zweite Abtheilung. 


ftraft °), ala den eigentlichen Thäter, kann nur in der ob« 
jectiven Rückſicht liegen, daß in feiner Thätigfeit nicht Die 
Urfache der objectiven Eriftenz des Verbrechens gefunden wer» 
den kann 2). Denn das Verbrechen würde ungeachtet diefer 
Thätigkeit nicht hervorgebracht worden fein, wenn nit ber 


1) P. G. O. Art. 177, 

2) ©. oben $. 56, Note 3, wo gegen Köftlin, ‚gegen welchen 
nun auch zu vergleichen ift Berner,a.a. O. S. 171 ff., gezeigt wors 
den iſt, daß der Begriff der" Urbeberfchaft nicht dadurch ausgejchloffen 
wird, daß Das Verbrechen im Intereffe oder für die Zwede eines Ans 
deren, verübt wird. Daß das teutihe Strafrecht das Verbrechen, weun 
ed im Intereſſe eines Anderen verübt wird, nicht gelinder beftraft, als 
wenn es in eigenem Snterefie begangen wird, Bedarf kaum eines Be— 
weifed. Es it in der Praxis nie daran gezweifelt worden, daß der 
Mandatar oder der Angeftiftere, der im Auftrage oder auf Anftiftung 
eined Anderen einen Mord begeht, ein Mörder ſei, der die volle Strafe 
des Mordes verwirft habe. Die P.G.D. Art. 137 giebt nicht den ent: 
fernteften Anhaltepunct, um ihn in diefem Falle nicht ald einen wirkli— 
chen Mörder anzufchen. Alle neuen Gefegbücher ftimmen Darin überein, 
Daß der Angeftiftete wirflicher Urheber frei. Eine andere Frage, welche 
fhen oben $. 58, Note 1 befprochen worden, ift ed, ob auch der Ans 
ftifter in jedem Falle ald Urheber, der die volle Strafe verwirft habe, 
angejehen werden fönne. — Berner, a. a. O. ©. 171 ff. und ©. 207 
will den Urheber von dem Gehülfen (oder bier fogenannten Theilmehmer) 
gleichfalld durch die fubjective Rückſicht unterfcheiden, Daß der Urheber 
für feine Abficht arbeite und die That ald feine eigene hervorbringen 
wolle, während der Gehülfe die Ausführung einer fremden Abficht bes 
fordern, oder zum Erfolge mitwirfen wolle, ohne jedoch Dad Verbrechen 
zu feiner eigenen Angelegenheit zu machen. Judeſſen fcheint Berner 
nur in der Ausdrudsweife von der hier vertheidigten Anficht, daß nur 
nad) objestiver Rückſicht zwifchen Urheber und Thellnehmer unterjchieden 
werden könne, abzumweichen. Denn daß er die That als. feine eigene 
bervorbringen wolle, oder daß er für feine Abficht .agbeite, Fann nur von 
Demjenigen, aber auch immer von Deinjenigen gejagt werden, der Die 
Handlungen, Die mit dem Erfolge in GCaufalzufammenhange ftehen, ſelbſt 
vernchmen will, 
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Urheber die Handlungen vorgenommen hätte, die e8 nad) 
dem Geſetze des Gaufalzufammenhanges zur Eriftenz bringen 
mußten. Es ift möglich, daß der Urheber ohne die Thätig— 
feit des Theilnehmers dieſe Handlungen nicht vorgenommen . 
haben würde: aber immer hat e8 nicht in Diefer Thätigkeit, 
ſondern nur in ſeiner eigenen Entſchließung ſeinen Grund, 
daß er dieſe Handlungen vornahm. In ſubjectiver Hinſicht 
giebt es keinen Grund, den Theilnehmer geringer zu beſtra— 
fen, da ſein Wille auf das nämliche Verbrechen, welches der 

Urheber hervorbringen will, gerichtet iſt ?). 2 

Zheilnahmehandlungen, Die geringer -ftrafbar find, ala 
die Urheberfchaft, find daher diejenigen Handlungen, die mit 
dem Willen begangen werden, daß ein Anderer das Vers 
brechen begehe. Diefer Wille beruht auf der Vorſtellung, 
Daß der Andere in Folge der Theilnahmehandlung die vers 
brecherifchen Handlungen, die mit der Exiſtenz des Ber» 
brechens in Saufalzufammenhange ftehen, vornehmen werde. 
In der BVorftellung des Theilnehmers findet allerdings zwi» 
fohen feiner Handlung und der Eriftenz des Verbrechens ins 
fofern Gaufalzufammenhang Statt, als er erwartet, Daß der 
Urheber in Folge der Zheilnahmehandlung das Berbrechen 
begehe: aber dieſer Caufalzufammenhang ift Fein wirklicher 
oder objectiver, fondern nur ein fubjeetiver, in feiner Vor» 
ftellung liegender, wegen deffen er in jubjectiver Hinficht mit 
dem Urheber auf gleicher Stufe der Strafbarkeit fteht. 

Der Unterfchied zwifchen Theilnahme und Urheberfchaft 
liegt darin, daß die Handlungen, welche der Theilnehmer 
begehen will, mit der Eriftenz des Verbrechens nicht in 
wirflichem Cauſalzuſammenhangs ftehen, während diefer Gau» 





Daher wird aud im Nömifchen Nechte- für den Urheber und 
den Theilnehmer gleiche Strafbarfeit angenommen. Vgl. oben $. 54, 
Mote 5. 
Luden Strafrecht. 1. 29 
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falzufammenhang bei den Handlungen, welche ber Urheber 
vornehmen will, Statt findet. Der Unterfchied bezieht fich 
daher nur auf das Mittel, durch welches das Werbrechen zur. 
Eriftenz gebracht werden fol. Der Urheber will fich Dazu 
feiner eigenen, ber XTheilnehmer der verbrecherifchen Hand» 
lung eines Anderen bedienen. In ihrem Willen findet aller» 
dings infofern WVerfchiedenheit Statt, als fie fich verfchiede- 
ner Mittel bedienen wollen. Uber diefe Verfchiedenheit ift 
feine rechtliche, fondern nur eine factifche, wegen deren ein 
rechtlicher Unterfchied in fubjectiver Hinficht zwifchen Urheber 
und Theilnehmer nicht angenommen werden kann 9). Es fin» 
det vielmehr zwifchen beiden ein rechtlicher Unterfchieb nur 
in objeetiver Hinſicht Statt, der lediglich darauf beruhet, 
ob zwiſchen der Handlung und der Exiſtenz des Verbre— 
chens Caufalzufammenhang befitehet, oder nicht. Wenn daher 
Mehrere als bei der Ausführung des nämlichen Verbrechens 
betheiligt in Frage kommen, fo find fie entweder Urheber 
(Miturheber), oder Lloße Theilnehmer, je nachdem ihre Hand» 
lungen mit ber Eriftenz des Verbrechens in Gaufalzufammen- 
bang ftehen, oder nicht. 


6. 74: 
2) Subjective Befchaffenheit der Theilnahme- 
bandlungen. 
a) Dolofe und culpofe Theilnahbme. Theilnahme an einem 
dolofen und einem culpofen Verbrechen. 

Die fubjective Befchaffenheit der Zheilnahmehandlungen 
beiteht in dem Willen, der im Begriffe der Theilnahme liegt. 
Der Eheilnehmer will, daß der Urheber das Verbrechen be» 
gehe. Man Fann nur Das wollen, wovon man fich vorftellt, 
daß es in Folge der Handlung eintrete, zu welcher — ſich 


4) © oben $. 53. 
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. entfchloffen 2). Daß alfo der Theilnehmer will, daß ber 
Urheber das Verbrechen begehe, ift nur in der Art möglich, 
daß er fich vorftellt, berfelbe werde es in Folge der Theil— 
nahmehandlung begehen, oder werde durch dieſelbe Weranlafs 
fung, Möglichkeit oder Gelegenheit erhalten, die mit dem 
Verbrechen in Gaufalzufammenhange ftehenden Handlungen 
vorzunehmen. Hierin liegt der Wille, ohne welchen es Feine 
Zheilnahme geben Fann. Indem er bdiefen Willen hat, ift 
fein Wille auf dasjenige Verbrechen gerichtet, von welchem 
er will, daß der Urheber es begeht. 
An fi ift die Möglichkeit nicht ausgefchloffen, daß ber 
Wille des Sheilnehmers, dem Urheber zur Begehung des 
Verbrechens Weranlaffung, Gelegenheit oder Möglichkeit zu 
geben, fowohl als dolus als auch als culpa vorkommen Fann. 
Denn der Einfluß, den der Theilnehmer auf die Thätigkeit 
des Urheber hervorbringen will, ift an ſich ein Erfolg, den 
er ſowohl mit Beftimmeheit erwartet, alfo beabfichtigt, als 
auch als nur möglich vorhergefehen haben kann. Es würde 
darnad) nicht allein dolofe, fondern auch culpoſe Theilnahme 
geben können ?). Es ift aber ein Durch) das gemeine Strafs 


1) ©. oben ©. 238, 

2) Ein Beifpiel culpofer Theilnahme würde fein, durch unbedacht 
fame Rede Jemandem Anreizung oder Verführung gegeben oder die Ge- 
legenheit zur Begehung eines Verbrechens verrathen zu haben. Köftlin 
a. a. O. ©. 502 u. ©. 513, und Berner a. a. O. ©. 212 u. ©. 270, 
behaupten, die Möglichfeit einer culpofen Theilnahme fei ſchon nach dem 
Begriffe der Theilnahme audgefchloffen, Allein felbft wenn man den Bes 
griff der Beihülfe fo fafen will, ald e8 von den genannten Schriftftellern 
gefchiehet,, folgt daraus nicht die Ummöglichfeit einer culpofen Beihülfe. 
Denn wenn dad Wefen der Beihülfe darin liegt, daß man fi zum Mits 
tel für den Zwed eined Anderen macht, oder daß man einem Anderen 
zur Erreichung feiner Abficht behüfflich iſt, warum foll nicht unterfchieden 
werden können, ob man den Zwec oder die -Abficht bei dem Anderen ald 
beftimmt vorausfegt, oder ob man es fich nur ald möglich vorftellt, daß 

29 * 
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recht hindurchgehender und auch in Den- neuen Gefegbüchern, 
mit Ausnahme Des Bayerfchen, angenommener Grundfaß, 
daß zur firafbaren Theilnahme die Abſicht gehöre, auf die 
Thätigkeit des Urhebers den angegebenen Einfluß auszu— 
üben °). 

Mit der Unterfcheidung in dolofe und in culpofe Theils 
nahme nicht zu verwechfeln ift die Unterfcheidung in Theils 
nahme an einem Polofen Verbrechen und in Theilnahme an 
einem ceulpofen Verbrechen ?). Dieſe Unterfcheidung beruht 
darauf, ob das Verbrechen des Urheber, an welchem Theil 





er ihn achabt habe? Ich ſelbſt babe früher in meinen Abhandfungen 
Band U. ©. 349, Note 1 die Möglichkeit einer culpofen Theilnahme aus 
dem Grunde geleugnet, weil man, fo Tange man das Gegentheil nicht 
mit Beltimmtheit wiffe, worin eben das Dolofe liegen würde, nicht füg— 
lich an die Möglichkeit glauben könne, daß man einen Anderen zu einem 
Verbrechen veraulaffen oder darin unterftügen werde. Allein daran iſt 
nur fo viel richtig, Daß die Falle felten fein werden, in welchen der Bes 
weiß geführte werden Fann, dag Jemand, der von dem verbrecherifchen 
Vorhaben eines Anderen acht beftimmte Kenntniß hatte, fich die Mög: 
lichkeit vorgeftellt habe, er werde einen Anderen zu Verbrechen veran— 
laſſen oder darin unterflügen. Darum ift es für eine Gefeggebung zweck— 
mäßig, nur eine dolofe Theilnabme anzunehmen, und Handlungen, in 
welchen allenfalld eine culpofe Theilnahme gefunden werden Fönnte, wie 
aufreizended und verführerifches Neden, Berfauf von verbotenen Waffen, 
Gift, Pulver, Ditrichen u. ſ. w. ald felbftftändige Verbrechen mit Strafe 
zu bedrohen. 

5) L. 53. $.2. D. de R. J. (T.. 16.) L. 50. $. 2. D. de furtis. 
(XLVI. 2) 9.6.9. Art. 177. Oeſtreich. G.B. $. 5. Sädf. G. B. 
At. 36 u. 37. Würtemberg. G.B. Art. 74, 75 u. 84. Hannov. G.B. 
Art. 53 u. 66. Großh. Heſſ. G.B. Art. 71 u. 83. Braunſchw. G. B. 
F. 41 ff. Dad Bayerſche G.B. Art. 64 läßt aber die Strafe der Fahr: 
käffigfeit eintreten gegen Denjenigen, der wnabfichtlich durch Neden oder 
Handlungen eined Anderen gefeßwidrigen Entfchluß veranlaßt. 

4) Tal. Abegg, Lehrbuch, F. 74. Meine Abhandlungen, Bd. U. 
S. 3419, Note 1, 
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genommen wird, ein doloſes oder ein culpofes if. Die 
Möglichkeit einer Theilnahme an einem eulpoſen Werbrechen 
läßt ſich nicht füglich beftreiten 5). Sie beſteht darin, daß 
man einen Anderen zu einer Handlung veranlaßt oder in ei— 
ner Handlung unterftügt, von welcher man weiß, daß er mit 
ihr einen verbrecherifchen Erfolg zwar nicht beabjtchtige, aber 
doc hervorbringen könne. Wenn man die Möglichkeit zu— 
geben muß, daß man dieſes Wiſſen ‚hinfichtlic der Handlung 
eines Anderen haben könne, kann man auch nicht dic Mög— 
lichkeit, einer Theilnahme an dem culpofen Verbrechen einca 
Anderen in Abrede ftellen. Daß die Theilnahme an einem 
eulpofen Verbrechen nicht ftrafber fei, kann nicht daraus ge= 
fchloffen werden, daß die Gefege nicht die Strafbarfeit der 
eulpofen Theilnahme anerkennen. Dagegen folgt aus den Ge» 
fegen, welche die Strafbarkeit der dolofen Theilnahme im Als 
gemeinen anerkennen, daß auch die dolofe Theilnahme an einem 
eulpofen Verbrechen für ftrafbar gehalten werden muß 6), 


5) Köftlin,a. a. D. ©. 502, und Berner, a. a. O. ©. 213, 
fengnen die Möglichfeit einer Beihülfe zu einem culpofen Berbrechen. 
Auch Heffter, Lehrbuch, $. 85, foheint das zu thun, indem er es zu 
den Erforderniſſen der Beihülfe rechnet, daß ein doloſes Verbrechen von 
einem Anderen bezielt werde. Allein der von Köſtlin und Berner 
angeführte Grund, daß man nicht für den Zweck oder die Abſicht eines 
Anderen arbeiten könne, wenn dieſer den Zweck oder die Abſicht nicht 
wirklich habe, iſt nicht zutreffend. Denn man kann ſich wohl vorſtellen, 
daß der Andere bei Verfolgung der Abſicht, zu welcher man ihm behülf— 
lich ſein will, auch einen darüber hinaus liegenden Erfolg hervorbringen 
kann. Warum ſoll nicht der Beihülfe zu einer eulpoſen Tödtung ſchuldig 
ſein, wer Jemandem ein Aphroſidiacum verſchafft, mit welchem derſelbe 
eine Tödtung verurſachte? 

6) Dad Bayerſche GB. Art. 47, Nr. I. erkennt dieſes ausdrüde 
ih an, wenigftend hinfichtlih der von ihm zur intellectuellen Urheber— 
fchaft gerechneten Theilnahme, welche in der Beftimmung eines Anderen 
zur Begehung eined Verbrechens liegt. Bol. aud Bauer a. a. O, 


S. 432. 


442 Zweiter Abjchnitt. Zweite Abtheilung. 


$. 75. 
b) Zufällige, beffimmte und unbeftimmte, generelle und 
fpecielle Theilnahme. 

. Der Theilnehmer will, daß der Urheber in Folge ber 
Theilnahmehandlung die Handlungen begehe, die mit ber 
Exiſtenz des Werbrechens in Caufalzufammenhange ftehen. 
Er ftellt fih alfo vor, daß er durch feine Handlung einen 
Einfluß auf den Urheber ausüben werde, vermöge deſſen der- 
felbe dDiefe Handlungen vornehme. Theilnehmer kann daher 
nur fein, wer duch feine Handlung bewirken will, daß ber 
Andere verbrecherifch handelt. Es ift deßwegen nicht in je= 
dem Falle, da Mehrere bei Begehung eines Verbrechens zu> 
fanmentreffen, wirkliche Sheilnahme vorhanden. Denn wenn 
Keiner von ihnen auf den Anderen den Einfluß ausüben will, 
daß er das Werbrechen begehe, jondern wenn Jeder ohne 
Küdficht auf den Anderen handelt und das Verbrechen felbit 
hervorbringen will, ift die Gemeinfchaft der Mehreren eine 
bloß. äußerliche, während eine innere Beziehung nicht zwis 
fen ihnen Statt findet ?). Es ift felbjt möglich, daß das 
Bufammentreffen der Mehreren für die Einzelnen Veranlaf- 
fung und Gelegenheit zur Begehung des Verbrechens wird, 
und daß das von ihnen begangene Verbrechen von der Art 
ift, daß e8 ohne das Zuſammentreffen gar nicht hätte began— 
gen werden Fünnen, ohne daß darum eine wirkliche Theil— 
nahıne zwifchen ihnen Statt findet ?). Es Fann zwar wegen 
der äußeren Gemeinfchaft für diefe Falle der Ausdruck zus 


1) 3. B. in dem häufig vorfommenden Falle, da Mehrere gleich: 
zeitig, aber unabhängig von einander auf Holzdiebftahl ausgehen und im 
Walde zufammentreffen. - 

2) Hierher gehört der Hall ded Handgemenged und der in dem: 
jelben vorgefallenen Tödtungen und Körperverlegumngen. 
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fällige Sheilnahme gebraucht werden 3): aber Diefe zufällige 
Theilnahme ift Feine wirkliche Theilnahme, welche an einem 
von ben Anderen begangenen Verbrechen Statt findet. Es 
ift vielmehr jeder folche Theilnehmer als Urheber desjenigen 
Verbrechens anzıfehen, welches er nad) Maßgabe feiner eige⸗ 
nen Thätigkeit begangen hat *). - 


3) Eine ähnliche Bezeichnung für diefen Fall kommt ſchon in der 
P. G. O. Art. 148 vor, Theild in der Ueberfehrift „unfürfeglich Beiſtandt 
thun“, während in Art. 177 zur wirflihen Theilnahme erfordert wird, 
daß fie wiffentlicher und geverlicher Weife gefchehe, Theils im Terte des 
Artifeld in den Worten „ungefchichtd . . . einander helfen.“ Diele Cri— 
minaliften, 3. B. Feuerbach, $. 52 und Wächter, $. 87, fegen ber 
zufälligen Theilnahme die vertragsmäßige entgegen, je nachdem fie vor 
ber zugefagt war oder nicht, wie auch in dem Braunfchw. G. B. $. 42 
ber bier gemeinte Fall nicht vertragsmäßige TIheilnahme genannt wird. 
Allein es erfcheint unpaffend, fowohl der vertragsmäßigen Theilnahme die 
zufällige entgegenzufegen, ald auch den bier gemeinten Fall der zufälligen 
Theilnahme durd den Ausdruck nicht vertragsmäßige Theilnahme zu be: 
zeichnen. Denn der Gegenfag ded Bertragsmäßigen ift dad Michtver« 
tragsmäßige, während dieſes Feines Weges mit dem Zufälligen gleichbes 
deutend ift, wie 3. B. Derjenige, der dem zum Verbrechen Entfchloffes 
nen die erforderlihen Mittel und Werkzeuge in die Hände fpielt, ohne 
mit ihm in Mittheilung darüber getreten zu fein, zwar ein nichtvertragd- 
mäßiger, aber Doc darum Fein zufälliger Iheilnehmer iſt. An fi läßt 
ſich Feine folgenreiche Unterfcheidung der Iheilnahme darauf gründen, ob 
fie vorher zugeſagt war oder nicht. In wiefern durch dad Vertrags» 
mäßige Miturheberfchaft begründet wird, kann erft weiter unten $. 80 
und 81 zur Sprache kommen. 
4) Hinfichtlich der in einem Haudgemenge vorgefallenen Tödtungen 
“und Berlegungen ift das fowohl im gemeinen Rechte ald in dem neuen 
Gefegbüchern entſchieden anerfannt, L. 17. D. ad leg. Corn. de sicar. 
(XLVIII. 8) P.G.O. Art. 148. Die Auslegung dieſes Artifeld, foweit 
er nicht im erften Abfchnitte von der Theilnahme handelt, ift fehr bes 
ftritten. Gewöhnlich bezieht man den Artikel auf den Fall der nicht vors 
her verabrederen Theilnabme, wie das auch in meinen Abhandlungen, 
Band I. E. 452 ff. und Band II. ©. 389 ff. gefchehen ift, gl. auch 
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Der Wille aber, den der wirkliche Theilnehmer hat, daß 
nämlich der Urheber das Werbrechen begehe, tft nicht an 
ders, als Hinfichtlic eines beftimmten Werbrechens möglich. 
Ziegler a. a. O. ©. 78 ff. und Bernera. a. O. ©.358 f. Allein 
damit die einzelnen Iheilnehmer am Handgemenge ald wirkliche Theil 
nehmer der in demfelben vorgefallenen Tödtung angeſehen werden könn— 
ten, müßten fie, wenn auch, unverabredet, mit „fürgefegtem und ver: 
einigtem Willen und Muth‘ handeln. Es würde alddann der erfte Ab: j 
ſchnitt des Artifeld auf fie in Anwendung kommen müfjen und könnte 
nicht vorgefchrieben fein, daß vor Allem nad) dem rechten Thäter ges 
forſcht und dieſer als Todtfchläger beftraft werden folle. In der That 
wird Niemand in dem von Bernera. a. D. ©. 369 angeführten Bei: 
fpiele bezweifeln, daß wenn in einem Naufbandel zwei Verfonen den Anz 
gefeinderen fefthalten, Damit die Uebrigen ihn durch Stockſchläge tödten, 
Seder von ihnen ald Miturbeber des Mordes beftraft werden müſſe. 
Die Meinung des Artikels ift aber, daß die zufällige Theilnahme gar 
feine Theilnahme fei, und daß Darum jeder Theilnehmer am Handge- 
menge nur ald Urheber der von ihm felbit bervorgebrachten Verlegungen 
angefehen werden folle. Darum fol, wenn der Eutleibte nur eine tödt: 
liche Wunde hatte, derjenige allein als Todtfchläger beftraft werden, der 
Diefeive zugefügt harte. Wenn er feine tödtlihe Wunde hatte, wenn 
aljo die Wunden nur durch ihr Zufammenwirfen den Tod herbeigeführt 
hatten, joü Keiner ald Todtſchläger geftraft werden, was zuverläflig vor« 
gefchrieben wäre, wenn fie ald wirkliche Theilnehmer angefehen würden. 
Wenn ihm von Miehreren tödtliche Wunden zugefügt waren, ohne daß 
man Die „fonderliche Hand und That‘ weiß, von welcher der Tod ver: 
urfücht worden, foll Seder, der eine folche Wunde zugefügt, ald Todt— 
fchläger beftraft werden. E3 ift hier nicht der Fall gemeint, da die meh— 
reren Wunden durch) ihr Zufammenwirfen den Tod herbeiführen, fondern 
der Fall, da in jeder Wunde für fi) allein die binlängliche Urfache des 
Todes liegt. Denn nur von diefem Falle läßt ſich jagen, daß man die 
fonderlihe Hand und Ihat nicht wife, welche die Entleibung verurfacht, 
Daß in dieſem Falle Seder, der eine folche- Wunde zugefügt, ald Todt: 
jchläger beftraft wird, hat feine Rechtfertigung darin, daß er eine Haud— 
lung begangen bat, in welcher die alleinige Urſache des eingetretenen 
Erfolges liegt. Denn der Fall ift bier ein anderer, als der oben $. 62, 
Note 6 uud 3 angefübrte, Da der Tod erſt dadurch herbeigeführt wird, 
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Manche Griminaliften machen zwar einen Unterſchied zwifchen 
beitimmter und unbeftimmter Sheilnahme, je nachdem ſich 
Diefelbe auf ein einzelnes beftimmtes Werbrechen oder auf 
eine Reihe zukünftiger Verbrechen, die entweder ihrer Art 
oder ihrer Anzahl nad) noch unbeftimmt feien, beziehe °). 
. Eine folche unbeftimmte Theilnahme fol namentlich in der 
gemwerbsmäßigen Beförderung fremder Verbrechen und in der 
Mitgliedfhaft in einer Bande liegen. Allein Die gewerb3» 
mäßige Beförderung ift hinfichtlich- derjenigen Verbrechen, bie 
fi ihrer Natur nach vorzugsweife dazu eignen, ein felbite 
ftändiges, für fich beftehendes Verbrechen 6). Bei den übri- 
gen Verbrechen, Hinfichtlicy welcher fie nicht als felbfftän- 


daß zu der einen Wunde andere Wunden binzufommen. — Ebenſo 
haben die neuen Geſetzbücher im Allgemeinen den Grundfag, daß jeder 
Theilnehmer an einer Schlägerei nur als Utheber der von ihm zugefügten 
Wunden beftraft werden Fünne. Preuſſ. ER. Th. II. Tit. 20. $. 844 ff., 
wo indeffen der von der früheren Praris Häufig angenommene Satz auf: 
genommen ift, Daß nur Derjenige, der die erfte rödtliche Wunde zuges 
fügt, als Todtichläger beftraft werden folle, wenn dem Entleibten von 
Mehreren tödtlihe Wunden beigebracht waren; Deftreih. G.B. $. 126, 
Bayerfh. G.B. Art. 154 ff. Sächſ. G.B. Art. 124. Würtemb. ©.B. 
Art. 248. Hannov. ©.B. Art. 232. Großh. Heſſ. ©.B. Art. 273 ff. 
Braunfchw. G.B. $. 153. In allgemeiner Beziehung von dem zufälligen 
Zufammentreffen Mehrerer bei Berübung eined Verbrechens handelt das 
Braunfchw. G. B. $. 42. 

5) Wächter, Lehrbuch, $. 90, Note 86. Grolman, Grund 
füge, $. 36, wo Die Ausdrüde generelle und fpecielle Theilnahme dafür 
gebraucht werden. Köſtlin a. a. O. ©. 485. 

6) Das ift namentlich der Fall mit der Hehlerei und Partiererei 
beim Diebftahle und mit der Kuppelei bei den Unzuchtöverbrechen. Die 
neuen Geſetzbücher haben meiftend einen eigenen Artifel über gewerbs— 
mäßige Begünftigung von Verbrechen; Würtemb. GB. Art. 91. Großh. 
Heſſ. GB. Art. 90. Braunſchw. GB. $. 47. Allein die Begünftigung 
ift überhaupt gar Feine eigentliche Theilnahme. Vgl. darüber den nädyft« 
folgenden F. Das Hannov. ©.B. Art. 76 fpricht auch von gewerbs- 
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Diges Verbrechen anerkannt ift, Eönnte das Gewerbsmäßige 
ber Beförderung nur darin beitehen, daß fie fchon oftmals 
ausgeübt worden wäre. Alsdann würde zwar Theilnahme 
vorhanden fein Hinfichtlich der ſämmtlichen einzelnen Verbre— 
chen, bei welchen die Beförderung Statt gefunden hätte: 
aber biefe Theilnahme würde hinfichtlicd) jedes einzelnen Ver—⸗ 
brechens eine völlig beftimmte fein. Dagegen würden bie 
noch in unbeftimmter Bukunft liegenden Verbrechen, deren 
Beförderung dem Angefchuldigten allenfalls auch zuzutrauen 
wäre, in Feiner Weife in Anfchlag gebracht werden Fönnen. 
In derfelben Weife können die Mitglieder einer Bande nur 
als beitimmte Theilnehmer derjenigen Verbrechen in Frage 
fommen, die wirklich begangen worden find. Und ob’ fie 
binfichtlich Diefer Verbrechen wirklich Theilnehmer feien, Fann 
nur davon abhängen, ob ihre Wille wirklich Darauf gerichtet 
war, daß gerade die begangenen Verbrechen von den ande— 
ren Mitgliedern begangen würden. Die bloße Mitgliedſchaft 
in der Bande ſteht noch in Feiner Beziehung zu den einzel— 
nen, von den anderen Mitgliedern begangenen Verbrechen. 
Diefelbe ift vielmehr entweder ein für fich beftehendes Ver— 
brechen, oder ein Grund zu polizeilichen Sicherheitsmaß- 
regeln 7). 


mäßiger Beihülfe und fest in dad Gewerbsmäßige einen befonderen Er» 
fchmwerungsgrund. Allein die gewerbömäßige Beihülfe kann Feine unbe: 
ftimmte fein, fondern nur eine ſchon oftmals ausgeübte beſtimmte. 


nm Nach gemeinem Rechte Fönnte unter Umftänden Art. 128 oder 
Art. 176 der P. G. O. darauf in Anwendung kommen. Die neuen Ge: 
fegbücher haben verfchiedenartige Beftimmungen über Banden. Das 
Sächſiſche G.B. hat Darüber gar Feine gllgemeine Beftimmung, fondern 
nur in Art. 232 die Vorſchrift, daß bei Vereinigungen Mehrerer zu ges - 
meinfchaftlihem gewerbsmäßigen Diebftable in jedem Falle mindeftend auf 
drei Monate Arbeitshaus zu erfennen ſei, und daß bei gefeglich höher 
fteigenden Strafen Die Vereinigung zum Gewerbömäßigen immer einen 
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Das beftimmte Verbrechen aber, an welchem Theil ge» 
nommen wird, Fann nur dasjenige fein, welches der Theils 
nehmer von dem Urheber begangen haben wollte. Daher 
kann e8 dem Theilnehmer nicht in Anrechnung gebracht wer—⸗ 
den, wenn von dem Urheber ein fchwereres Werbrechen be= 
gangen wird, als worauf die Theilnahme gerichtet war ®). 
Es kann auch fommen, daß bie Theilnahme auf ‚ein anderes, 


Erfchwerungsgrund bilden fol, Darnach können diejenigen Mitglieder 
der Bereinigung, welche weder einen beftimmten Diebftahl mit verabredet 
haben, noch fonft dabei thätig gemwefen find, gar nicht beftraft werden. 
Dad Bayerfche G.B. Art. 54 verfteht unter Banden folche. Complotte, 
die zur Verübung mehrerer, einzeln noch ganz unbeftimmter Verbrechen 
einer gewiſſen Art oder Gattung eingegangen find, und will in Art. 56 
diejenigen Mitglieder, welche noch ar Feinem einzelnen Verbrechen durch 
Berabredung oder fonftige Mitwirfung Theil genommen, wie Gehülfen 
beftraft haben. Ed kann aber natürlıch dabei nicht die Geſammtheit der 
von den übrigen Mitgliedern wirklich begangenen Berbrechen, fondern 
nur die Berbrechendart im Allgemeinen, zu welcher die Bande zufammen: 
getreten war, in Anfchlag gebracht werden, Dad Hannov. ©.B. Art. 65 
und das Braunfhw. GB. $. 38 wollen diejenigen Genoffen, die noch in 
feiner Weife an einem beftimmten Berbrechen Theil genommen, mit der 
Strafe des nicht beendigten Verſuchs des ſchwerſten der Verbrechen, auf 
welche die Abficht gerichtet war, belegen. Spyftematifch richtiger ift es, 
dag in dem Großh. Heſſ. ©.B. Art: 82 aud dem bloßen Beitritt zu einer 
Bande ein eigened Verbrechen gemacht wird, auf welches Corrections: 
hausftrafe bis zu zwei Jahren gefegt ift. Ebenfo -ift in dem Würtemberg. 
.G.B. Art. 185 die Vereinigung von mindeftend drei Perfonen zur Ber: 
übung mehrerer, einzeln noch unbeftimmter Verbrechen ald ein befonderes 
Berbrechen unter die Friedensftörungen geftellt, deſſen Strafe bei Ber: 
einigung zu Mord, Brandftiftung oder Raub für die Anftifter und Ans 
. führer bis zu 10 Jahren, für die übrigen Theilnehmer bis zu 8 Jahren 
Zuchthaus gehen kann. 

8) Es folgt diefes daraus, daß überhaupt nur die vorfägliche Theil« 
nahme firafbar if. In mehreren der neuen Geſetzbücher ift ed auch aus« 
drücklich ausgeſprochen. Würtemb. G.B. Art. 86. Hannov. G. B. Art. 70. 
Braunſchw. G. B. $. 52. 
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als das von dem Urheber begangene Verbrechen bezogen wer: 
den muß, ungeachtet dieſer Fein anderes Verbrechen begeht, 
als der Theilnehmer gewollt hatte. Hiermit hängt die Ein- 
theilung in generelle und in fpeeielle Theilnahme zufammen. 
Es giebt nämlich Verbrechen, welche ihrem Begriffe nad) 
nur von Denjenigen begangen werden Fönnen, die ſich in ge— 
wiffen perfönlichen Werhältniffen befinden, während die näm- 
lihe Handlung, von Anderen begangen, entweder gar Fein 
Verbrechen oder ein anderes Verbrechen bildet ?). Es ift 
darnach möglich, daß ber Urheber wegen feiner perfönlichen 
PBerhältniffe mit der von ihm begangenen Handlung ein ans 
deres Verbrechen begehet, als der nicht in Diefen Werhält- 
niffen fich befindende Theilnehmer begangen Haben würde, 
wenn er diefe Handlung vorgenommen hätte 19). Nach der 
Anſicht vieler Griminaliften foll in dieſem alle nur eine 
Theilnahme Hinfichtlich desjenigen Werbrechens angenommen 
werden, welches der Theilnehmer, wenn er als Urheber ge— 
handelt hätte, begangen haben würde. Eine Theilnahme hin= 
fichtlich des Werbrechens, welches ber Urheber vermöge fei« 
ner perfönlichen Verhältniſſe begeht, fol dagegen nur mög» 
lich fein, wenn fih der Sheilnehmer in den nämlichen per— 
fönlihen WBerhältniffen befindet 11). In dieſem letzteren 
Falle wird die Sheilnahme fpecielle genannt, weil fie fich 
auf die nämliche Species des Verbrechens bezieht, welches 


9) 3. B. Verwandtenmord, Berwandtendiebftahl, Blutfchande, 
Dienftverbrechen der Beamten. 

10) Wenn 3. B. der Urheber mit dem zu Ermordenden verwandt 
ift, während der Theilnehmer es nicht ift. 

11) Feuerbach, Lehrbuch, $. 52. Konopak im alten Archiv 
ded ER. Band VH. S. 298 ff. Abegg, Lehrbuh, ©. 118. Heffter, 
Lehrbuch, $. 81, 98, 255, Note 5. Bauer a. a. O. ©4125. Bra: 
Fenhöft im Archiv des Griminalrechts, neue Folge 1840, ©. 431 ff. 
Köſthin a. a. O. ©. 19 fi. 
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von dem Urheber begangen wird. Im erfteren alle da- 
gegen, wenn ber Sheilnehmer die perfönlihen Werhältniffe 
nicht hak, in welchen fich der Urheber befindet, wird bie 
Theilnahme generelle. genannt, weil fie nad) jener Anficht 
nicht an der von dem Urheber begangenen Species des Vers 
brechens Statt findet. Der Unterfchied zwifchen genereller 
und fpecieller Theilnahme muß allerdings gemacht werben, 
aber nicht darnach, ob fich der Sheilnehmer in den nämlichen 
perfönlichen Verhältniffen als der Urheber befindet, fondern 
nur darnach, ob das Verbrechen, welches er durch den Urs 
heber hervorgebracht haben wollte, das nämliche war, wel» 
ches dieſer felbit hervorbringen follte. Der Theilnehmer will 
aber immer dasjenige Verbrechen durch den Urheber hervor» 
gebracht haben, welches nad) feiner Worftelung von dem Ur» 
heber begangen werden fol. Daher ift er immer Theilneh⸗ 
mer an demjenigen Verbrechen, von welchem er weiß, daß 
e8 der Urheber vermöge feiner perfönlichen Verhältniffe bes 
gehet, ungeachtet er felbit ſich nicht in’ diefen perfönlichen 
Berhältniffen befindet 12). Daneben aber kann er, der Theil- 





12) L. 6. D. de lege Pomp. de parric. (XLVII. 9.) $. 6. J. de 
publ. judic. (IV. 18.). Daß nicht entgegenftchen L. 34. L. 36. $. 1. 
L. 53. D. de furtis (XLVII. 2.) vgl. meine Abhandlungen, Band U. 
©. 356 ff., und mein Programm de socio delicti generali et speciali. 
Jenae 1845. ©. aud) Temme, Beiträge zum Preuffifchen Strafrechte, 
©. 34 f., und Berner a. a. O. ©. 207 ff.‘ Ebenfo wenig hört der 
Theilnchmer dadurch auf, ed zu fein, daß er nicht den Bortheil und 
Genuß des Urheberd von dem Verbrechen hat, indem es z. B. Theil: 
nahme am Diebftahl geben kann ohne gewinnfüchtige Abfiht, L. 51. $. 1. 
L. 56. $. 4. D. de furtis; oder Theilnahme an einer Nothzucht ohne 
eigene Geſchlechtsluſt. — Die neueren Gefegbücher lafjen die Frage nach 
dem Einfluffe der perfünlichen Verhaͤltniſſe des Urhebers und des Theil: 
nehmers in der Regel unberührt. Das Würtemb. G. B. Art. 87 hat‘ die 
bier wertheidigte richtige Anficht (außer bei den Dienftvergehen), das 
Braunfhw. ©.B. $. 54 die entgegengefegte Anficht angenommen, 
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nehmer, fich feiner eigenen perfönlichen Werhältniffe nicht da⸗ 
Durch entkleiden, daß er an dem Verbrechen eines Anderen 
Theil nimmt. Es kann deßwegen durch dieſe Verhältniſſe 
das Verbrechen für ihn ein anderes, entweder ſchwereres 
oder leichteres werden, als es für den Urheber iſt, der ſich 
nicht in dieſen Verhältniſſen befindet 13). Daß die Theil— 
nahme eine generelle ift, d. 5. daß fie auf eim anderes ala 
das von dem Urheber begangene Verbrechen bezogen werben 
muß, kann daher den Erfolg haben, daß der Theilnehmer 
nad) Maßgabe entweder eines fchwereren oder eines leichtes 
ren Verbrechens, als der Ucheber begehet, beitraft werden 
muß 14). 


$. 76. 

8) Objective Befhaffenhbeit der Theilnabmehandlungen. 
a) Boransgehbende, gleichzeitige, nahfolgende 
Theilnahme. 

Die objective Beſchaffenheit der Theilnahmehandlungen 
iſt die äußere Beſchaffenheit, die eine Handlung haben muß, 
um als Theilnahme angefehen werden zu können. Im Als 
gemeinen muß dieſe äußere Befchaffenheit darin beftehen, daß 
aus ihr ber Wille des Theilnehmers erfannt werden Tann, 


13) In diefem Puncte find die Note 11 citirten Rechtslehrer ein: 
verftanden. Nur Berner a. m O. ift anderer Anficht, indem er be 
hauptet, daß der Sohn, der zur Ermordung feined Vaters einem Frem- 
den Hülfe Teiftet, nicht Gehülfe eines Vatermordes fei. 

14) Die Terminologie fteht nicht ganz feft. Sch gebrauche hier die 
Ausdrücke genereller und fpecielleer Gehülfe in dem Sinne von Feuers 
bach, $. 52. Andere, z. B. Konopak aa. DO, nennen fpeciellen 
Gehülfen denjenigen, für welchen dad Verbrechen vermöge feiner perföns 
lichen Verhältniffe zu einer befonderen Specied wird, während der Ure 
beber nur die Gattung hervorbringt. Darnach ift der dem Ermordeten 
verwandte Gehülfe ded Mordes fpecieller Gehülfe, während er nad) 
Feuerbach genereller genannt werden müßte, 
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daß der Urheber die Handlungen begehe, die mit der Exi⸗ 
ſtenz des Verbrechens in Cauſalzuſammenhange ſtehen. Jede 
Handlung, durch welche bewirkt werben ſoll, daß ber Ur⸗ 
heber diefe Handlungen begehe, ift eine Theilnahmehandlung, 
während umgekehrt eine Handlung, welcher dieſer Wille nicht 
zu Grunde liegt, wenn fie auch zu dem Verbrechen eines 
Anderen in Beziehung fteht, nicht als Theilnahmehandlung 
angefehen werben kann. Wenn der Theilnehmer zugleich mit 
dem Willen des Urhebers handelt, indem er fich nicht darauf 
befchränft, auf die Thätigkeit des Urhebers die angegebene 
Einwirkung üben zu wollen, fondern felbft Handlungen vor» 
nimmt, die mit der Eriftenz bes Verbrechens in Cauſalzu⸗ 
fammenhang ftehen, gehet die Theilnahme in Urheberfchaft 
über und wird zur Miturheberfchaft. 

Infofern der Theilnehmer bewirken will, daß der Urs 
heber das Verbrechen begehet, muß die Theilnahme in feis 
ner Vorſtellung immer eine der Begehung des Verbrechens 
vorhergehende Handlung fein. Es pflegt zwar zwifchen vor» 
ausgehender, zwifchen gleichzeitiger und zwifchen nachfolgen⸗ 
ber Zheilnahme unterfchieden zu werden, je nachdem fie vor, 
während oder nady der Begehung des Werbrechens geleiftet 
wird !). Allein auch die gleichzeitige und bie nachfolgende 


1) Kleinfhrod, foftematifhe Entwidelung, Theil 1. $. 201, 
6. 204, 206. Tittmann, Handbuh, Band I. 8.125 ff. Henke, 
Handbuch, Band I. $. 213. Nicht ganz richtig ift es, wenn von Ber« 
nera.a. D. ©. 167 die vorausgehende Theilnahme fo aufgefaßt wird, 
als fei fie Theilnahme an der Vorbereitung des Verbrechens und als fei 
nur. die gleichzeitige Theilnahme wirkliche Theilnahme. Berner kann 
das freilich behaupten, wenn er alle Theilnahme, die auf Hervorbrin« 
gung des Verbrechens gerichtet ift, gleichzeitige Theilnahme nennen will. 
Allein in dieſem Sinne ift der Ausdrud „gleichzeitige Theilnahme“ wes 
der fprachlich richtig, noch üblich, wie denn auch wohl noch Niemand 
daran gedacht hat, unter vworausgehender Theilnahme eine ſolche zu vers 
ftehen, die nicht auf Hervorbringung des Verbrechens gerichtet wäre. 
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Sheilnahme muß unter den Gefichtspunct einer der Begehung 
des Verbrechens vorausgehenden Handlung gebracht werten 
fönnen, wenn fie wirkliche Theilnahme fein fol. Denn ber 
Theilnehmer muß ſich Die Begehung des Verbrechens als noch 
in der Bufunft liegend denken, um überhaupt den zur Zheil- 
nahme erforderlichen Willen haben zu können. In der That 
ift die fogenannte gleichzeitige Theilnahme ſchon ihrem Be» 
griffe nach eine der Begehung des Verbrechens vorhergehen= 
de Handlung, da die Leiftung während der Begehung eben 
vorausfet, daß Die Begehung felbft nicht beendigt fei ?). 
Unter nachfolgender Theilnahme wird die fogenannte Begün- 
ftigung verftanden, welche dem Verbrecher nach vollbrachter 
That duch Verhehlung oder Unterftügung zur Flucht, Durch 
Berbergung oder Weafchaffung der Gegenftände und Spuren 
des Verbrechens Vorſchub leiftet ?). Derartige Handlungen 
fönnen an fich nicht Theilnahmehandlungen fein, da nach der 


Handlungen der vorausgehenden Theilnahme find 3. B. Rathsertheilung, 
Zufage von Hülfe nach der That, Herbeifchaffung der Gelegenheit, der 
Mittel und. Werkzeuge, Berbergung der Verbrecher bid zur Zeit der 
Ausführung, Unterftügung der Zufammenfünfte zur Verabredung u. ſ. w. 
Obgleich Durch ſolche Handlungen das Berbrechen nur vorbereitet wird, 
fo ift doc, bei ihnen der Wille ded Theilnehmers nicht in der Art auf 
die bloße Vorbereitung gerichtet, daß er wollte, der Urheber folle dabei 
ftehen bleiben. 

2) Beifpiele gleichzeitiger Theilnahme find: Wacheftehen, Mutbzus 
fprechen bei der Handlung des Verbrechens, das Geftatten eined Ortes 
zur Ausführung, das Darreihen der nöthigen Inftrumente während der 
Ausführung. 

3) Manche Eriminaliften, 3. B. Wächter, $. 91, fprechen auch 
von einer Begünftigung vor der That, welche durch Nichtanzeigen oder 
Nichtverhinderung eines bevorftehenden Verbrechens begangen werde. 
Allein es liegt darin ein befondered Unterlaffungsverbrechen, in wel 
chem Feine eigentliche Theilnahme enthalten if. Vgl. darüber oben 
$. 28. 
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Vollbringung des Verbrechens nicht mehr ber‘ Wille mög- 
lich ift, daß daſſelbe begangen werben möge. Es iſt aber 
möglich, daß ſolche Handlungen nur ein Act ſind von einer 
vor der Vollbringung des Verbrechens anhebenden Handlung, 
in welcher eine wirkliche Theilnahme enthalten iſt. "Das iſt 
immer der Fall, wenn ſolche Handlungen’ vorher dem Ur» 
heber zugefagt waren. Alsdann liegt die Theilnahmehand⸗ 
lung. fchon in der Ertheilung der Bufage, und dabei ift c8 
für Begriff und Dafein der Theilnahme- nicht ein Mal wer 
ſentlich, daß Die zugefagte Handlung wirklich geleiftet wor— 
ben jei +). Eine Begünftigung Dagegen, die nicht vorher ‘ 
zugejagt war, ijt gar feine Theilnahme, fondern ein für fi 
beftchendes Verbrechen, bei beffen Beftrafung alferdings die 
Größe des Verbrechens, zu welchem fie hinzufommt, von 
Einfluß. jein kann 5). 


4) Dagegen wird durd; folche Handlungen, die darauf berechnet 
find, dem Handlungen des Anderen ihren Erfolg zu verfhaffen, 3. B. 
die weitere Berbreitung eines gefundenen Pasquills, Die Unterfchlagung 
des dem Bergifteten beftimmten Gegengiftes, die Erregung eines Puff: 
zuges, um das angelegte Feuer in Gang zu bringen, Feine bloße Bes 
günftigung, fondern Miturbeberfchaft begründet, da fie mit der Her 
vorbringung des Verbrechens in wirflichem Caufalzufammenhange ſtehen. 
Es kommt hierbei nur das in Frage, ob Beide ald Urheber der Vollen- 
dung anzufehen feien, oder ob der Eine nur ald Urheber eines Werfuchs 
bejtraft werden koune. 

5) Vgl. Köſthin a. a. O. ©. 479. Die neuen Gefegbücher füh- 
ren zwar die Begünftigung nicht ald ein befonderes- Verbrechen im befon- 
deren Theile auf, fondern handeln von ihr in dem nämlichen Abfchnitte, 
in welchem von der Theilnahme die Rede if. Aber fie unterfcheiden 
regelmäßig zwifchen der vorher zugefagten und der nicht zugefagten Be— 
gänftigung und rechnen nur die erftere zur eigenchichen Theilnahme oder 
Beihülfe. Bayerfch. GB. Art. 76, Nr. V. und Art. 84. Sächſ. G. B. 
Art. 38. Mürtemberg. G.B. Art. 84 und 89. Hannov. G. B. Art. 68, 

£uden Straisecht. 1. 30 
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| a 77. 

b) Verſchiedene Formen der Theilnahbmehandlungen. 
Theilnahme durch phyſiſche und intelleetuelle Hand— 
lungen, durch Begehungen und Unterlaſſungen. 

Die Theilnahme kann in jeder der Formen vorkommen, 
welche oben als allgemeine Formen menſchlicher Handlungen 
angegeben worden find 1). Es kann daher Theilnahme fo- 
wohl durch eine Begehung, als durch eine Unterlafjung, de— 
- ren jede entweder in phyfifcher oder in intellertueller Weife 
gefchehen Fann, begangen werden. In einem gewiffen Sinne 
ift jede Theilnahme eine intellectuelle Handlung, in fofern 
nämlich der Teilnehmer bewirken will, daß der Urheber bie 
mit der Griftenz des Verbrechens in Gaufalzufammenhange 
ftehenden Handlungen begehe 2). Man Fann aber zwifchen 
intelleetueller und zwifchen phnfifcher Theilnahme unterfchei- 
den, je nachdem der Theilnehmer auf intellectuelle- oder auf 
phyfifche Weife auf den Urheber den Einfluß ausüben will, 
daß er das Verbrechen begebe. 

° Sintellectuelle Theilnahme durch pofitive Handlungen ift 
in allen Fällen vorhanden, in welchen Jemand durch geiftige 
Mittheilung entweder den Willen eines Anderen zur Bege— 
hung des Werbrechens zu beftimmen oder den ſchon gefaß- 
ten verbrecherifchen Entſchluß deffelben zu unterhalten und zu 


— nn 





Nr. 5 und Art. 74. Großh. Heſſ. GB. Art. 83, Nr. 3 und Art. 87. 
Braunfchw. ©.B. $. 46 und 47. 

1) ©. oben $. 53. 

2) Es ift zwar nicht wefentlich zum Begriffe der Theilnahme, daß 
der Urheber wiſſe, daß er einen Theilmehmer babe: aber Feines Falles 
fanıı ed einen Theilnehmer geben, der nicht von dem Urheber die mit 
der Eriftenz ded Berbrecherd in Cauſalzuſammenhang ſtehenden Handlun« 
gen begangen haben will, 


- 
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ftügen oder feine Ausführung zu befördern fucht. Die Biere 
her gehörigen Handlungen find Befehl, zu. deffen Befolgung 
Feine gefegliche Verbindlichkeit vorhanden war; Drohung, 
wenn fie nicht von folder Dringlichkeit und Stärke war, um 
ben Bedroheten in einen Rothitand zu verfegen; Auftrag, 
Geben oder Beriprechen eines Lohnes, Rath, Ueberredung, 
Belehrung, Verführung und überhaupt jede, wenn auch nicht 
in ausbtüdlihen Worten ausgefprochene Erklärung, durch 
welche Zemand entweder zur Faflung eines verbrecherifchen 
Entfchluffes beitimmt oder zur. Ausführung deſſelben bewogen 
werben foll. 


Es iſt ſchon oben gezeigt worden, daß die Anftiftung 
zu einem Verbrechen in bem Yale, da der Angeftiftete als 
Verbrecher handelt, nicht unter den Begriff ber Urheber⸗ 
ſchaft fubjumirt werben Fann ?). Für das gemeine Straf- 


3) ©. oben 8.58. Bernera.a. D. ©. 256 glaubt den für 
meine Meinung angeführten Grund, daß fein Caufalzufammenbang Statt 
finde zwifchen der Anftiftung und der Begehung des Berbrechens von 
Seiten des Angeftifteren durch die Frage zu befeitigen, was denn der 
Naturcauſalismus thue, wenn man unmittelbar auf ihn einwirke. Man 
gebe ihm irgend einen Impuls, durch den man ibn auch nicht abſolut 
beftinnmen fönne, weil der Zufall im Gebiete der Aeußerlichkeit fein lau- 
nenhaftes Spiel treibe. Diefen Impuls nehme die Objectivirät‘ in ihr 
eigenthümliched Gebiet herüber, führe ihn nach ihren eigenen Geſetzen 
fort, und breche alſo ebenfalld die abfolute Urfächlichfeit des den Im— 
yuld Gebenden ab. Allein daraus folgt Feines Weges, daß der An 
ſtifter hinſichtlich des Cauſalitätsverhältniſſes Demjenigen gleich ftehe, 
der unmittelbar auf den Naturcauſalismus einwirkt. Berner ſelbſt 
giebt zu, daß aller Wille reiner Anfang aus ſich ſelbſt ſei, ſo daß 
alſo der verbrecheriſche Wille des Angeſtifteten nur aus ihm ſelbſt her 
vorgegangen ſein kann. Der Naturcauſalismus, der durch einen ihm 
gegebenen Impuls in Bewegung gefegt wird, it aber Fein Anfang aus 
ſich feloft, indem vielmehr diefe Bewegung ihren Anfang in dem Zins 
pulſe bat: 

80 * 
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recht giebt es Feinen Grund, bei dem Anftifter den fonit 
angenonimenen objectiven Gefichtspunct in Ausmeſſung der 
Strafbarfeit zu verleugnen und denſelben cbenfo hart als 
den Urheber zu beftrafen %). Dagegen haben die neuen Ge 
fegbücher die herefchende Lehre in fich aufgenommen, indem 
fie die Anftiftung oder Berleitung als Urheberfchaft anfehen 
und beftrafen. Nach dem Syſteme der neuen Gefegbücher 
muß darnach unterfchieden werden, ob durch die intellectuelle 
Handlung der Entſchluß zum Verbrechen in dem Anderen 
hervorgerufen, oder ob der von ihm bereits gefaßte Ent- 
ſchluß durch fie nur unterftügt werden folte. Im erfteren 
Falle wird Urheberfchaft, im anderen bloße Theilnahme bes 
gangen, Der Spradgebraud hat für die einzelnen intels 
lectuellen Handlungen nicht durchweg. einen fo beftimmten - 
Ausdrud, um duch ihn allein. eine Handlung als zur Urs 
heberjchaft oder zur Zheilnahme gehörig zu bezeichnen 5). 


4) Val. Darüber oben $. 58, Note 1. Sn der B.G.D. Art. 40 
kommt zur Bezeichnung der intellectuellen Theilnahme der Ausdruck 
„Rath“ vor und ift. mit Förderung und Beiftand ganz auf gleiche Stufe 
gejegt. Ueber Das „dazu Anrichten‘ in Art. 107 vgl. oben $. 58, Note 4. 
Gewöhnlich wird der in den Quellen bin und wieder vorkommende Aus» 
druck „Urfacher‘ von dem Anftifter verstanden. Vgl. Heffter, Lebr: 
buch, $. 83, Note A. Birnbaum, im Archiv des ER. Jahrg. 1842, 
© 7. Ziegler. a. O. © 18 In einem gewiſſen Sinne ift das 
richtig; der Ausdrud kommt nur bei folhen Delicren vor, die von Meh— 
reren in Maffe begangen worden find, und joll Denjenigen bezeichnen, 
der die Zufammenrottung oder den Auflauf anfgewiegelt oder angefangen 
hat. P.G.O. Art. 148. Bamberg. H.G.O. Art. 152. RN. von 1555, 
$. 43 und 45. Allein ed folgt daraus Nichts für die gleiche Strafbarfeit 
des Anflifterd und des Angeftifteten, indem, hier die Aufwiegelung als 
ein befondered Verbrechen erfcheint. ; 

5) Es zeigt fi das an den im den neuen Gefeßbüchern angenoms» 
menen Ausdrücen. Die Ueberredung wird 3. B. in dem Sächſiſch. G. B. 
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Wenn ein Mal zwifchen den intelleetuellen Handlungen in 
der angegebenen Weife unterfchieden werden foll, fo kann 
nicht nad) der Form der Handlung und der von ihr herge— 
nommenen Bezeichnung vderfelben, fondern nur nad der Abe 
ficht des Handelnden, ob der verbrecherifche Entfchluß in dem 
Anderen hervorgerufen oder nur. der bereits gefaßte unter= 
ftügt werden follte, unterfchicden werden. In dem Falle, 
da Mehrere gemeinfchaftlih ein Verbrechen verabreden und 
beſchließen, läßt jich von jedem Theilnehmer jagen, daß er 
den verbrecherifchen Entjchluß in den Unteren hervorrufe ©). 
Eonfeguenter Weife müßte Jeder, ter die VBerabretung mit 
getroffen, als Urheber‘ gejtraft werden. Die neuen Geſetz— 
bücher laſſen aber die Strafe der licheberfchaft nur in tem 
Falle einireten, da zu der Verabredung noch weitere. für- 
dernde Handlungen hinzu gekommen waren 7). 

Art. 36, dem Würtemb. G.B. Art. 74, dem Hannov. G.B. Art. 53, 
dem Braunſchw. G. B. $. 41 zur Urheberſchaft gerechnet, während fir in 
dem Großh. Hell. G.B. $. 83 unter den Fällen der Beihilfe aufgeführt 
wird, Rathsertheilung wird in dem Sächſ. G.B. Art. 37, dein Großh. 
Heſſ. GB. Art, 83, dem Braunfchw. ©.B. F. 46 ald bloße Beihülfe 
oder ungleiche Theilnahme bezeichnet, während das Bayerfche G.B. 
Art. 46 und Dad Hannov. G.B. Art. 63 Urheberſchaft darin findet. 
Aehnliche Schwankungen laffen ſich bei anderen hierher gehörigen Aus» 
drücken nachweifen. 

6) Denn die Berabredung kommt erft dadurch zu Stande, daß 
Alle, zwifchen welchen fie Statt finden foll, ihre Zuftimmung gegeben 
haben. , Einer muß allerdings das verabredete Verbrechen zuerft in Vor— 
fhlag gebracht haben. Aber ed wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, Daß jes 
der euffelne Theilnehmer durch die Theilnahme der Uebrigen zum Bei— 
tritte bewogen wird. 

7) Es ift ein mit Uebereinftimmung in den neuen Gefepbüchern an— 
genommener Grundfag, daß bei dem Complotte nicht die bloße gemein: 
fame Perabredung und Befchliegung die Strafe der Urheberfchaft begrün: 
det, fondern Daß dazu noch eine weitere Mitwirkung erforderlich ift. 
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Antelleetuelle Theilnahme durch Unterlaffungen wirb da« 
durch begangen, daß man unterläßt, die Handlungen vorzu⸗ 
nehmen, durch welche ein Anderer entweder von der Faflung 
eines verbrecherifchen Entjchluffes hätte abgehalten oder zum 
Aufgeben des bereit? gefaßten Entſchluſſes hätte bewogen 
werden können. Diefe Unterlaffung ift wohl zu unterfcheiden 
von der Richtanzeige oder Wichtverhinderung, von welcher 
fhon oben die Rede gewesen ift 2). Während Diefes legtere 
Benehmen nicht als Zheilnahme an dem nicht angezeigten 
oder nicht verhinderten Verbrechen angefehen werben Fann, 
fondern ein befonderes Unterlaſſungsverbrechen bildet, ift e8 
wirfliche Theilnahme, durch eine Unterlaffung der bier ges 
meinten Art bewirken zu wollen, daß ein Anderer Den ver- 
brecherifchen Entfchluß faßt oder den gefaßten nicht aufgiebt. 
Diefer Wille ift immer anzunehmen, wenn Semand unter 
Umftänden, wo eine Erklärung darüber von ihm erwartet 
wurde und gegeben werden Fonnte, dem ihm mitgetheilten 
Plane des Anderen’ feine Billigung giebt, oder was Dafjelbe 
it, unterläßt, feine Mißbilligung auszufprechen ®). 





| Bloße Verabredung wird nur als Beihülfe angeſehen oder mit der Strafe 
des Verſuchs bedrohet. Bayerſch. G.B. Art. 50 und 53. Sächſ. G. B. 
Art. 33 und 37. Hannov. G.B. Art. 57 und 60. Würtemberg. G. B. 
Art. 79 und 81. Großh. Heſſ. G.B. Art. 74 und 77. Braunſchw. G. B. 
$. 43, 44 und 45, 

8 ©. oben $. 28. 

9) L..1. $. 4. D. de servo corrupto (XI. 1.): „Non oportet lau- 
dando augeri malitiam.“ L. 152. D. de R. J. (L. 17.) gl. über 
biefe Stelle oben $. 59, Note 11, und Berner a. a. O. ©.290. Daß 
Eltern binfichtlich ihrer Kinder und Ehemänner binfichtlich ihrer Frauen 
eine darüber hinausachende rechtliche Berpflihtung hätten, Die Verbre— 
hen derfelben zu verhindern, laßt fi nicht behaupten. Vgl. darüber 
meine Abhandlungen U. ©. 257, Note 1. Cine befondere darauf bee 
zügliche Vorſchrift bat aber das Baverfch. G. B. Art. 79. 


Beſtandtheile des Tharbeftaudes im Einzelnen. 459 


Phyſiſche Theilnahme duch pofitive Handlungen wird 
begangen durch jctes Benehmen, dem Die Abficht zu Grunde 
liegt, die Mittel oder die Gelegenheit zur Begehung bes 
Verbrechens zu verfchaffen, zu erleichtern oder zu fichern. 
Als Beifpicle folder Theilnahme können angeführt werden: 
Darreihung der auf die That bezüglichen Mittel und Werk» 
zeuge, Bereitung der Gelegenheit durch Eröffnung der Thüs 
zen, Verlockung des Vedroheten 'an den Ort des Verbre—⸗ 
chens, Entfernung hülfeleiftender Perfonen, Werbergung der 
Verbrecher bis zur Beit der Ausführung, Unterftüßung der 
Bufammenfünfte zue Werabredung, Geflattung eines Drtes 
zur Ausführung, Unterftügung bei der Begehung duch 
Wacheftehen, Kundfchaftgeben, Handreichen und Entfernen 
der Hinderniffe, welche der Vornahme der Handlung ent» 
gegenftehen, und Leiftung einer vorher zugefagten Begün- 
ftigung. 

Durch Unterlaffungen wird phyfifche Theilnahme began- 
gen, wenn durch fie Mittel oder Gelegenheit zur Begehung 
des Verbrechens gegeben werden follte. Wann diefe Abſicht 
anzunehwen fei, ift aus den Umftänden des einzelnen Falles 
zu beurtheilen. In der Unterlaffung der Anzeige des von 
einem: Anderen beabfichtigten Verbrechens bei ter Obrigkeit 
kann Feine Theilnahme gefunden werden. Ebenfo wenig liegt 
eine Theilnahme Darin, daß man unterläßt, einem Ange— 
griffenen gegen den Angreifenten beizufpringen. uch Darin, 
daß man unterläßt, den Bedroheten zu warnen, liegt an ſich 
feine Zheilnahme, weil auch cine ſolche Unterlaffung ebenfo 
wenig als die beiden anderen eben genannten die Richtung 
bat, Mittel oder Gelegenheit zum Verbrechen zu geben 39). 


10) Vgl. darüber oben $. 28, Note 7, und meine Abhandlungen, 
1. ©. 236 ff. 
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Dagegen muß für wirkliche Theilnahme gehalten werden jede 
Unterlaffung, welche fi nur der Form nach von einer pofl= 
tiven Handlung unterfcheidet, ihrer Richtung nad) aber in=- 
fofern mit ihre. zufammenfällt, als durch fie die nämliche 
Förderung des Werbrechens beabiichtigt wird, die auch Durch 
eine pofitive Handlung hätte bewirkt werden fönnen, Daher 
fann unterlaffene Warnung des Bedroheten unter. Umftänden 
allerdings Theilnahme fein, wenn fie nämlich Ddenfelben ficher 
machen oder bewegen foll, fich dem Angriffe des Werbrechers 
auszufegen. In derfelben Weife muß jede andere Inter» 
lafjung, wenn fie nur eine Weiſe iſt, eine auch durch eine 
pofitive Handlung zu bewirkende Förderung Des Verbrechens. 
hervorzubringen, für Theilnahme gehalten werten, 


$. 78, 
€) Verfuchte und vollendete Theilnahme. 
Theilnabme an der Vollendung und am Verſuche. 

Ein Unterfihied zwifchen verfuchter und vollendeter Theil» 
nahme in dem inne, daß bei jener die Theilnahme weniger 
volljtändig, al3 bei diefer vorläge, Fann nicht anerfannt wer» 
den. Jede Handlung, bei welcher der Handelnde den Willen 
hat, da8 Verbrechen eines Anderen zu veranlaffen oder zu 
befördern, iſt wirkliche vollitändige Theilnahme, während um— 
gekehrt noch gar nicht von Theilnahme, auch nicht von ver» 
fuchter, die Rede fein Fann, wenn nicht mit diefem Willen 
gehantelt worden !), Scheinbar könnte von einer verfuchten 
Zheilnahme in folgenden Fällen die Rede fein, 


1) Vol. Zachar iä, über den Berfuch, Band I. $. 39, Meine 
Abhandlungen, Band I. ©. 293 ff. und ©. 441 ff. Dagegen behaupten 
Köſtlhin a. a. O. ©. 504, und Bernera.a O. ©. 220, daß aller: 
tings zwifchen verſuchter und vwollendeter Beihülfe unterfchieden werden 
müſſe. Köftlin ſtützt ſich vorzüglich darauf, daß nicht alle Fälle ver 
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a) Wenn bei derjenigen inteleetuellen Theilnahme, duch 
welche in dem Anderen der Entfchluß zur Begehung des Wer: 
brechens hervorgebracht werden follte, dieſer Einfluß nicht 
wirklich auf ihn ausgeübt worden war. Es Fann das feinen 
Grund haben Theils darin, daß er nicht einging auf ben ihm 
gemachten verbrecherifchen Vorfchlag, Theil darin, daß er 
ohnedieß fchon zur Begehung des Verbrechens entfchloffen war. 
Im erfteren Falle, in welchem man von mißlungener Ans 
fliftung fprechen Fann, hat der Anftifter vollftändig gethan, 
was zum Weſen der Theilnahme gehört, indem er, mit dem 
Willen, den Anderen zum Verbrechen zu beftimmen, gehans 
belt hat. Die Eigenfchaft feiner Handlung als Theilnahme 
Fann nicht duch den von ihm unabhängigen Umftand bedingt 
fein, daß fein verbrecherifcher Antrag Eingang bei dem An— 
deren findet. Es fehlt zwar in Diefem Falle objectiv. an eis - 
nem Urheber, an beiten Verbrechen er Theil nehmen könnte; 
aber ſubjectiv, d. 5. in der Borftelung des Theilnehmers 


Beihülfe gleich firafbar fein, und daß namentlich die wirklich geleiftete 
nicht mit der bloß verfprochenen über einen Leiften gefchlagen werden 
dürfe. Dieter Unterfchied der Strafbarkeit Fönne aber feinen Grund nur 
darin haben, daß die mehr oder minder fortgeichrittene Thätigkeit des 
Sehülfen unter dad Princip und den Typus des Verſuchs geftellt werde, 
Köftlim giebt felbit zu, daß ſich der Moment der Bollendung der Bei— 
huͤlſe objectiv nicht feſtſtellen laſſe. Er meint, daß der Unterichied zwi— 
fhen Verſuch und Bollendung. bier fübjectiv, d. b. mad) der Abficht des 
Gehülfen beftünmt werden müfe. Darnach würde Derjenige, der ſich 
vorgenommen hätte, dem Mörder den Dolch zu leihen, ibm die Thür 
zu öffnen nnd bei dem Aete des Ermordend dad Licht zu halten, nur 
einer verfüchten Beihülfe fchuldig fein, wein es zwar zu den eriteren 
beiden Handlungen, aber aus irgend einem Grunde nicht zum Lichrbalten 
aefonmen wäre, während Derjenige, deffen Beihülfe fich feiner Abficht 
nach’ darauf Gefrhränft hätte, ibm den Dolch zu leihen, eine vollendete 
B ihülfe begangen bätte, 


’ 
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war der Urheber vorhanden, indem er fich vorftellte, daß 
das Verbrechen in Folge feines Antrages begangen werden 
würde 2). Dem Falle, da der Andere den verbrecherifchen 
Antrag zurüdweifet, jtehen die Fälle gleich, da er ihn nur 
ſcheinbar annimmt 3), oder da er, nachdem er ihn angenoms 
men, fi eines Befleren befinnt und feine auf Die Ausführ 
rung des Antrages bezüglichen Handlungen vornimmt. Auch 
bier fehlt e8 objectiv an einem Urheber, während an der 
wirklichen vollftändigen Zheilnahme nicht gezweifelt werden 


2) Nach römiſchem Rechte hat es allerdings den Anfchein, als ob 
der Mandant nur umter der Borausfegung, Daß der Mandatar das 
Mandat angenommen, für flrafbar gehalten worden fei. Wal. darüber 
meine Abhandlungen, Bd.I ©. 29, und Zachariäna. a. ©. Bd. I. 
8. 197 ff., der noch weiter geht und annimmt, daß nicht ein Mal die 
Annahme des Mandates genügt habe, fondern noch eine weitere Hand: 
lung von Seiten ded Mandatard erforderlich gewejen fei, um Strafbar⸗ 
feit gegen den Mandanten zu begründen. In meinen Abhandlungen, 
Band IL ©. 354 hatte ich behauptet, es folge auch aus der Natur der 
Sache, daß der Mandant mur beftraft werden Fönne, wenn der Mans 
datar fich bereitwillig gezeigt. babe. Sch war dabei von der mit Recht 
ald gefünftele angefochtenen und auch bier nicht wieder angenommenen 
Anficht ausgegangen, daß die Theilnahme durd Aneignung des von 
einem Anderen gefaßten verbrecherijchen Entſchluſſes entftehe, und. daß 
daher der Mandant nur durch Annahme von Seiten des Mandatars 
Theilnehmer werde. Allein die Theilnahme wird ſchon dadurch begrün« 
det, daß man mit dem Willen handelt, daß in Folge davon ein Anderer 
ald Urheber handele. Wie es. fih auch mit den Beſtimmungen des rö— 
mifchen Nechtes darüber verhalten mag, fo ift Doch dem Begriffe nach 
fhon mit der Ertheilung des Mandares vollftändige Iheilnahme vor« 
handen. Auch ift die Strafbarfeit der mißlungenen Anftiftung in der 
Praris wohl kaum bezweifelt und auch anerfaunt in allen neuen Gefeg- 
büchern, in welchen fie jedoch von einem anderen Gefichtöpuncte aus be= 
gründet wird. Vgl. darüber Note 5 in diefem $. 

3) Bal. darüber Zaharia aa. O. $. 165, und meine Ab: 
bandlungen, Band II. ©. 365, Note 1. 
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Fann. Bei dem anderen angebeuteten Grunde, wenn nämlich 
ber Andere ohnedieß fehon zur Begehung des Verbrechens 
entfchloffen war *), ift ebenfalls vollſtändige Theilnahme/vor» 
handen, indem diefer von dem Theilnehmer volllommen uns 
abhängige Umftand feiner Handlung Feinen anderen Charafs 
ter zu verleihen im Stande ift. ach der in den neuen Ges 
fegbüchern angenommenen Anficht, daß es Urheberfchaft fei, 
in einem Anderen den Entfhluß zur Begehung eines Ver» 
brechens hervorzurufen, muß aber die Entfcheidung in allen 
diefen Fällen anders ausfallen. Denn nach diefer Anficht 
muß in dieſen Fällen Urheberfchaft eines Verſuchs desjenigen 
Verbrechens, zu welchem angeftiftet werden follte, gefunden 
werben °). 


4) SHinfichtlich diefes Falles ift die Auslegung von L. 11. $. 6. 
D. de injur. (XLVII. 10.) fehr beftritten. Die Stelle lautet: „Atiliei- 
nus autem ait, et si persuaserim aticui, alias nolenti, ut mihi ad in- 
juriam faciendam obediret, posse injuriarum mecum agi.“ Wächter, 
Lehrbuch, Theil I. ©. 149, findet darin durch argumentum a contrario 
den Beweid, daß nad) römifchem Rechte etwas darauf angefommen fei, 
ob der Anzuftiftende ohnedieß fchon entſchloſſen geweien fei, indem in 
diefem Falle nur ein Verſuch angenommen worden fei, der bei der Ins 
jurie, ald einem Privatdelicte, Peiner Strafe unterlegen babe. Zach a⸗ 
riä, a. a. O. Bd. U. ©. 113, und Ziegler, a. a. O. ©. 17, Note 1, 
beziehen die. Stelle gar nicht auf den fraglichen Fall, fondern meinen, es 
werde in derfelben nur dem Nichtwollenden eine Injurienklage gegen den 
Ueberredenden wegen der beleidigenden Zumuthung gegeben. Köftlim, 
a.a. O. ©. 532 f,, meint, daß auf die Worte „alias nolenti“ wenig 
Gewicht zu legen fei, indem die Stelle nur den Sinn habe, den Rath 
als eine Weife intellectweller Urheberfchaft- zu demonftriren. Der Sinn 
der Stelle it Fein anderer, als: daß die Injurienklage gegen den Weber: 
redenden auch in dem Falle Statt finde, Da fie gegen den Ueberredeten, 
weil es ihm an den animus injuriandi fehlt, nicht begründet iſt. ©. auch 
meine Abbandlungen, Band J. ©. 296, Note 1. 
x» Wenn die Anftiftung ein Mal Urheberſchaft fein fell, fo bedarf 


— 
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b) Wenn bei derjenigen intellectuchen Theilnahme, Durch 
welche dem ſchon Entjchlofienen nur Rath und Anfchlag zur 
Ausführung gegeben werden follte, der Urheber fich nicht 
darnach gerichtet hatte, indem er entweder die Ausführung 
gar nicht anfing, oder wenigitens nad) einem anderen als dem 
ihm angegebenen Anfchlage "bewerfftelligte. Auch in dieſem 
Falle Fann das Dafein wirklicher Theilnahme nicht durch das 
von dem Sheilnehmer ganz unabhängige Verhalten des Ur— 
hebers ausgefchloffen werden ®). 


cö Feiner befonderen gefeslichen Vorſchrift, fondern folgt ed aus den all« 
gemeinen Grundfügen über den Verſuch, dab in allen diefen Fällen Ur— 
biberfchaft eines Berjuches angenommen werden muß. Es gilt Das auch 
nach denjenigen Gefegbüchern, welche in der bloßen Vorbereitung noch 
feinen ftrafbaren Verſuch erbliden. Denn die Anſtiftung läßt fich Feines 
Weges mit einer bloßen DBorbereitung vergleichen, durch welche man 
fih nur das Mittel zur Begehung des Verbrechens bereiten wolle, 
Sie iſt vielmehr für den Anftifter "die Ausführung und Haupthandlung, 
da er feine ganze Thätigkeit darauf bejchränfen wollte. Vgl. Zahariä 
a. a. D. 8.165, Note 2. Nach denjenigen Gefegbüchern, die zwifchen 
geendigtem und nicht geendigtem Verſuche umnterfcheiden, Fönnte nur die 
Frage entſtehen, ob in diefen Fällen der eine oder der andere anzunch 
men fei. Dem Begriffe nad) liegt beendigter Verſuch vor, da der Ans 
ftifter von feiner Seite Alles gethan hat, was er thun wollte oder 
fonnte. Zahariä,a.ca. O. $. 165, will aber in dem Falle, da das 
Mandat entweder gar nicht oder nur jcheinbar angenommen, nur einen 
nicht beendigten Verſuch annehmen. Auch nach dem Hannoverfh. G. B. 
Art. 55 verbunden mit Art. 34 und nad) dem Braunſchw. G. B. 6. 37 
kann in allen diejen Fällen nur die Strafe des nicht beendigten Ver— 
fuched erfannt werden. Die Strafe des beendigten Berfuches würde 
in. der That unverhältnißmäßig hart erfcheinen. Es zeigt ſich daran, 
daß es ein fchiefer Gefichtöpunet ift, diefe Fälle ald Urbeberfchaft und 
Verſuch aufzufaſſen. 

6) Berner a. a. O. S. 220 behauptet, daß der Gehülfe nicht 
beſtraft werden köͤnne, wenn von⸗Seiten des Urhebers nicht fo viel ge— 
ſchehen ſei, um ſich eines ſtrafbaren Verſuches ſchuldig zu machen. 
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c) Wenn bei der phyfifchen Theilnahme die verfprochene 
Hülfe nicht wirklicy geleiftet worden iſt. Da ſchon die bloße 
Bufage der Beihülfe volftändige Theilnahme begründet, jo 
kann bei Wichtleiftung des Bugefagten nicht von einem blos 
Ben Berfuche der Sheilnahme die Rede fein. Es kann dabei. 
an fich- feinen Unterſchied machen, ob die Nichtleiftung in 
äußeren Umftänden, oder in einer Willensänderung bes Theils 
nehmers, ober darin ihren Grund hatte, daß der Urheber 
gar feinen Beginn der Ausführung machte. Es Fünnen zwar 
diefe Umftände auf den Grad der Strafbarkeit von Einfluß 
fein: aber eine vollftändige Theilnahme ift in- allen dieſen 
Fällen gleichmäßig vorhanden 7). 


— — 


Sein Argument iſt, daß die Beihülfe ein Acceſſorium der Urheberſchaft 
ſei, und nicht ſtrafbar ſein könne, wo dieſe ſtraflos ſei. Allein dieſe 
Auffaſſung iſt eine rein äußerliche, da jede Handlung den Grund ihrer 
Strafbarkeit nur in ſich ſelbſt und nicht in etwas außerhalb ihrer Lie— 
genden haben kann. Die Strafbarkeit Deffen, der. einem Anderen Rath 
und Anfchlag giebt, auch wenn Derfelbe die Ausführung gar nicht bes 
ginnt, folgt eben daraus, Daß diefes Handeln vollftändig unter den Be: 
griff der Theilnahme fällt, und daß es feinen rechtlichen Grund . giebt, 
es Davon auszunchmen. Aus demfelben Grunde Fann- die Strafbarkfeit 
nicht dadurch ‚aufgehoben werden, daß der Urheber bei der Ausführung 
den ihm gegebenen Rath und Anfchlag nicht befolgt. Es kann aber 
der Grad der Etrafbarfeit davon abhängen, was im Bayerfch. G. B. 
Art. 74, Mr. I. und Art. 76, Mr. I. und im Hannov. GB. Art. 67, 
Nr. I. und Art. 68, Nr. I. ausdrücklich anerkaunt ift. Vgl. den näch- 
ften $. 

7) Die Strafbarfeit der zugefagten, aber nicht geleifteten Theile 
nahme iſt in den meiften neuen Gefesbüchern ausdrücklich anerkannt. 
Bayerſch. G.B. Art. 82. Würtemberg. G.B. Art. 88. Hannov. G. B. 
Art. 72 und 73. Großh. Hefl. ©.B. Art. 86. Braunſchw. G. B. $. 51. 
Arch wo fie nicht ausdrücklich anerkannt ift, wie in den gemeinrechtlichen 
Quellen und in dem Sächſ. G.B., folgt fie aus der allgemeinen Straf 
bedrobung der Gehülfen. 
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Wenn e8 demnach Feine verfuchte Theilnahme geben Fann, 
ſo kann bei ihr auch nicht von einem freimilligen Abſtehen 
vom Verſuche Die Rede fein. Die Grundfäge über die Straf- 
lofigfeit des freiwilligen Abftehens vom Werfuche ®) find da—⸗ 
her auf die Theilnahme ganz unanwendbar. Hinſichtlich ber 
in jeder Theilnahme Liegenden intellectuellen Einwirkung auf 
den Urheber ift ein Abbrechen der verbrecherifchen Thätig- 
Feit an ſich undenkbar, da die Handlungen, durch welche 
fie bewirkt werben follten, entweder vollftändige oder noch 
gar Feine Theilnahme begründen. Hinſichtlich der phyfifchen 
Theilnahme ließe fich ein freiwilliges Abftehen infofern den» 
fen, als der Theilnehmer freiwillig unterlaffen hätte, die 
Hülfleiftung fo vollftändig vorzunehmen, als in feinem Wer: 
fprechen oder feiner Abſicht gelegen hätte. Allein dieſes frei» 
willige Abftehen kann Feine Straflofigkeit bewirken, da es 
das Dafein der bereits vorhandenen vollftändigen Theilnahme 
nicht aufheben Fann. Die Strafe des Eheilnehmers Fann 
vielmehr, zwar nicht nach gemeinem Rechte, aber nad) ber 
Mehrzahl der neuen Gefegbücher, nur dadurch aufgehoben 
werden, Daß er den entgegengefegten Willen faßt und in 
demfelben Handlungen vornimmt, um zu bewirken, baß ber 
Urheber das Verbrechen nicht begehe ?). Es Liegt aber auf 


8) ©. oben $. 69. 

9) Solche Handlungen find Zurücknahme des Auftrages ‚- Befehle 
u. f. w., oder der Zufage der Beihülfe, oder Anzeige bei der Obrigkeit 
vor der Ausführung von Seiten ded Urhebers. Das Bayerfche G.B. 
hat hinſichtlich derjenigen intellectugflen Theilnahme, in welcher Anftife 
tung enthalten ift, Feine ausdrüdliche Beftimmung über den Einfluß, 
den die Zurüdnahme des Auftrags- haben fol. Dagegen läßt ſich aus 
Art. 52 und 53, wo vom Compfott gehandelt wird, entnehmen, daß 
Anzeige bei der Obrigfeit von Strafe befreit, Zurücknahme des Auf 
trages aber nur unter der Boransfegung, daß das Verbrechen wirklich 
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der Hand, daß eine folche Handlung etwas ganz Anderes ift, 
als ein bloßes Nichtfortfegen der bisherigen verbrecherifchen 
Shätigkeit, und daß es ein ganz anderes Princip ift, wel 
ches bier die Straflofigkeit begründet !%). Aus dem eige, 
nen inneren Wefen der Theilnahme folgt e8 Feines Weges, 


unansgeführt bleibt. Michtleiften der verfprochenen und Abbrechen der 
angefangenen Beihülfe wird in dem Bayerfch. ©.B. Art. 82 ausdrücklich 
ald verfuchte Beihilfe bezeichnet, welche ‚wegen freiwilligen Abſtehens 
firaffos werden Fünne. Es verfteht fi Dabei wohl von felbft, was in 
Art. 83 binfichtlich der zugefagten, erft nach der Vollendung zu leiftens 
den Unterftügung ausdrüdlich gefagt ift, daß die Strafbarfeit derjenigen 
Theilnahme, die in der bloßen Ertheilung der Zufage liegt, nur durch 
Zurücdnahme der Zufage aufgehoben werden kann. Achnliche Grundfäge 
ftellt dad Hannov. G.B. Art. 72 und 73 auf. Nach dem Würtemberg. 
G.B. Art. 77 bleibt der Anftifter mit Strafe verfchont, wenn er die 
Ausführung des beabfichtigten Verbrechens verhindert oder von der Ver—⸗ 
abredung zeitige Anzeige bei der Obrigfeit macht. [ Bei Zurücdnahme 
des Auftrags trifft ihn die Strafe des beendigten Verſuchs, wenn das 
Verbrechen dennocd ausgeführt wird, Dagegen foll nach Art. 88 bei 
der Beihülfe die Zurücnahme der Zuſage oder zeitige Anzeige bei der 
Obrigkeit von Strafe befreien. Ebenfo dad Großh. Heſſ. G.B. Art. 72 
und 86. Nach dem Braunfchw. G. B. $. 51 macht weder Widerruf des 
Auftrags, noch Zurücknahme der Zufage der Beihülfe fraflos, wenn 
der Urheber dennoch zur Ausführung gefchritten. Dagegen wird nad 
Ast. 69, Nr. 3 durch zeitige Anzeige bei der Obrigfeit die Strafe immer 
aufgehoben. Das Sächſiſche Gefesbuch ſchweigt gänzlich. 

10) Köftlina a. O. ©. 507 f. meint, es müſſe einen Verſuch 
der Theilnahme geben, weil fonft die Straflofigkfeit des freiwilligen Abs 
ftehend bei der Theilnahme Feine Anwendung finden würde, ber er 
erkennt felbft an, daß das freiwillige Abftehen zur Straflofigfeit nicht 
genüge, fondern daß noch ausdrüdliche Erklärung des Zurüctretend oder 
Anzeige bei der Obrigkeit hinzukommen müfe. Mit größerem Rechte 
hätte er daraus, daß das freiwillige Abſtehen für fich allein die Strafe 
barfeit nicht aufheben könne, den Schluß machen fünnen, daß es Feine 
verſuchte Theilnahme geben Fünne. 
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daß ber Theilnehmer dadurch ſtraflos werde, Daß er jpü- 
ter das Gegentheil von Dem zu bewirken fucht, was er 
früher durch feine Theilnahmehandlung zu bewirken gefucht 
hatte 12). Daher kann weder für das gemeine Recht, noch 
für Diejenigen neuen Gefegbücher, welche eine ſolche Vor— 
- Schrift nicht ausdrücklich haben, angenommen werden, daß 
die Strafbarfeit der Theilnahme durch eine folche — 
ſtehende Handlung aufgehoben werde. 

Dagegen kann der Unterſchied zwiſchen Verſuch und Voll⸗ 
endung bei der Theilnahme inſofern vorkommen, als das Ver— 
brechen, an welchen. Theil genommen wird, entweder ein 
verfuchtes oder ein vollendetes fein fann. Es kann darnad) 
zwiſchen Theilnahme an dem Verſuche und zwifchen Theil- 
nahme an der Bollendung unterfihieden werden. Dabei ent» 
ftehet die Frage, ob und wie weit e8 dem Theilnehmer zu 
Statten kommen Fönne, daß es ber Urheber nur bis zum 
Perfuche gebracht hat. Obgleich e8 an fich ein von dem 
Zheilnchmer unabhängiger Umftand ift, ob der Urheber das 
Verbrechen vollendet oder ob er bloß -beim Werfuche ftehen 

11) Ral. Zachariä a. a. D. 8. 267. Die Zurüdnahme des 
Mandated kann felbft in dem Falle die Strafbarfeit nicht aufheben, da 
fie vor der Zeit erfolgt, welche der Anftifter zur Begehung des Verbre— 
chend geſetzt hatte, ebenfo wenig ald die Strafbarfeit dadurch aufgehoben 
werden kann, Daß Dad Verbrechen mach dieſer gefegten Zeit begangen 
wird. Wenn man überhaupt nicht annimmt, daß zwifchen der Anftif- 
tung und der Begehung des Verbrechens Gaufalzufammenhang Statt 
findet, fo brauchte man fich auf die fubtile ‚Frage, ob es dem Anftif 
ter noch zugerechnet werden könne, daß der Urheber 5, 10, 20 Jahre 
nad) erfolgter Anftiftung zur Ausführung fchreitet, gar nicht einzufaffen. 
Es kann bei der Annahme eines Caufalzufammenhanges zwiſchen Anſtif⸗ 
tung und Begehung des Verbrechens nie gelingen, durchgreifende Regeln 
für die Entſcheidung dieſer Frage aufzuſtellen. S. ſolche Regeln bei 
Abegg, im Archiv des EN. 1841, ©. 381 ff. 
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bleibt, fo wird dieſer Umſtand doch bei Dem objectiven Stand» 
puncte, ben. das germanifche Strafrecht ein Mal einnimmt, 
auf die Strafbarkeit des Theilnehmers nicht ohne Einfluß 
fein können. Zwar fteht die Theilnahme überhaupt nicht in 
Cauſalzuſammenhange mit ber Volendung oder Richtvollen- 

dung des Verbrechens: aber es bleibt gleichwohl wahr, daß 
bei Nichtvollendung des Verbrechens die Theilnahme ſich auf 
eine Handlung bezogen hat, bie in objectiver Hinficht un« 
ſchädlich oder wenigitens weniger ſchädlich, als die Vollen- 
bung geweſen ift. Es folgt aber daraus noch nicht, Daß 
ſich die Strafbatkeit des Theilnehmers richten müſſe nad) | 
den größeren oder geringeren Fortfchritten, die von dem Ur⸗ 
beber in feiner verbrecherifchen Thätigkeit gemacht werden. | 
Die Thätigkeit des Urhebets kann vielmehr auf die Straf: 
barfeit des Theilnehmers nur jo weit von Einfluß fein, als 
durch fie in objettiver Hinficht mehr. oder minder hervorges 
bracht wird. Bei derjenigen Theilnahme, in welcher An» 
ftiftung enthalten ift, muß es deßwegen zwar einen Unter⸗ 
fhied machen, ob der Urheber das Verbrechen vollendet oder 
nicht, und ob der Verſuch jchon für fich objective Folgen 
gehabt Hat: aber es kann für die Strafbarkeit des Theil- 
nehmers von Feiner weiteren Bedeutung fein, ob der Ver 
ſuch ein naher oder ein entfeintet, ein beendigter oder ein 
nicht beendigter war, oder ob die Strafbarkeit deſſelben 
duch Freiwilliges Abſtehen gänzlich aufgehoben war 12); 
Ebenfo Fann auch in den übrigen Fällen der Theilnahme nur 


. 12) Auch nach der Anficht,; welche in der Anftiftung Urheber 
ſchaft findet, macht fich der Anftifter immer eines beendigten Verſuches 
fhuldig, wenn ed auch der Angeftiftete nur zum entfernten Verſuche 
bringt, oder wenn fein Verſuch gänzlich ftraflos if: Vgl. Zadhariä 
a. a. O. $. 165. Bayerſches G. B. Art. 48, Nr. 1. Hannov. G. B. 
Art. 55. 

Euden Straftecht. L I 31 
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da8 von dem Urheber hervorgebrachte. Objective, nicht aber 
die fonftige arößere Nähe oder Ferne oder Die durch. freis 
williges Abftehen begründete Straflofigkeit feines. Verſuches 


einen Einfluß auf die Strafbarkeit. des — — aus· 


üben !?). 


$. 79, 
d) Strafbarfeit und Grade der Theilnahme. 


Der Grund, aus welchem die Theilnahme geringer ſtraf⸗ 


bar iſt, als bie Urheberſchaft, iſt der nämliche objective Ges 
ſichtspunet, aus. welchem der Verſuch gelinder als die Voll⸗ 
endung beftraft wird. Die Theilnahme muß deßwegen im 
Allgemeinen in dem nämlichen Verhältniſſe, in welchem die 
Strafe des Verſuchs unter der Strafe der Vollendung ſteht, 
geringer ſtrafbar fein als die Urheberſchaft ))Y. Wenn. von 
Seiten des Urhebers ein bloßer Verfuch begangen worden, 
muß darnach aud die Strafe des Theilnehmers geringer 
werben, 


183) Das Bayerfh. G.B. Art. 81 und das Haunov. G. B. Art. 71 
fchreiben zwar vor, daß die Strafe des Gehülfen nach der Strafe des 
vom Urheber begangenen Berfuchd ausgemefjen werden fol, Sie erfeu: 
uen aber ausdrücklich an, daß der Gehülfe aud) ftrafbar fei, wenn eö der 
Urheber gar nicht bis zu einem Verſuche gebracht babe, oder wenn jein 
Verſuch ſtraflos ſei. * 

I) Im Weſentlichen iſt dieſer Maßſtab in allen neuen Geſetzbüchern 


angenommen und muß auch für das gemeine Recht zu Grunde gelegt 


werden. ©. oben $. 3. Bayerſch. G.B. Art, 60, 62, 75, 77 und 78. 
Sächſ. ©.B. Art. 26 und 45. Würtemb, G. B. Art. 85. Großh. Heil. 
G. B. Art. 84, Braunſchw. G.B. 8. 44. Das Hannov. GB. Art. 69 
verglichen mit Art. 36 feßt jedoch, wie” theilweife auch das Bapyerfche, 
die Strafbarfeit der Hüffeleiftung höher an, als Die des Verſuchs, in— 
dem ed als höchſten Anſatz für jene zwei Dritcheile, für. dieſe die Hälfte 
der Strafe des vollendeten ‘Berbrechend annimmt. 


v 
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Wie bei dem Werfuche fo tft auch bei der Theilnahme 
in der gemeintechtlichen Gefegebung vorgefchrieben, daß in 
einem Falle härter als in dem anderen geftraft werden folle 2). 
Ebenſo ift in allen neuen Gefeßbüchern anerkannt, daß die 
Sheilnahme nicht immer auf gleicher Stufe der Strafbarkeit 
fiehe. Das Prineip, nach welchem die Theilnahme im ein 
zelnen Falle mehr oder minder ftrafbar ift, Fann aber nicht 
in der objectiven Rückſicht liegen, ob fie in näherem oder fer- 
neren Gaufalzufammenhange mit der objectiven Erijtenz des 
Verbrechens ftehet, da ein folcher Gaufalzufammenhang bei 
ihr überhaupt nicht Statt findet ?). Ebenfo wenig Fann es 


2) 9.8.9. Art. 177. 

3) Darnach nennt Feuerbach, $. 44, einen Hauptgehülfen, der 
dem. lirheber gleich ftehe, Denjenigen, der Hinderniffe himwegräumt, bei 
welchen dem zur That ſchon entfchloffenen Willen eines Anderen die Aus 
Bere Wirffamfeit entweder überhaupt oder unter den befonderen Umſtän— 
den unmöglich gewejen wäre. Ju größerer Allgemeinheit, nämlich ohne 
die Befchränfung auf die Hinwegräumung von folchen Hinderniffen, iſt 
der Begriff des Hauptgebülfen in dem Sinne, daß er Dem Urheber gleich) 
ſtehe, wenn auch nicht dem Ausdrucke, Doch der Sache nad) in mehre— 
ren neuen Gefegbüchern angenommen worden. Bayerſch. G.B. Art. 45: 
„Wer dem Bollbringer vor oder bei der Ausführung eine ſolche Hüffe 
‚geleiftet hat, ohne welde ihm die That nicht möglich geweſen wäre, 
Das Würtemb. GB. Art. 75 u. 85, und das Großh. Hell. ©.B. Art. 73 
befchränfen die Strafe der Urheberfchaft auf den Fall, da der Beiftand, 
ohne weldyen dad DBerbrechen unter den. vorhandenen Umftänden nicht 
hätte vollbracht werden Fönnen, bei der Vollbringung der Handlung felbit 
geleiſtet wird, während fie die Leiſtung ſolchen Beiftandes vor der Hands 
lung für geringer ftrafbar anfehen. — Die Gleichftellung des Haupt 
‚gehülfen mit dem Urheber läßt fich nach dem objertiven Standpuncte des 
germaniſchen Strafrechted nicht rechtfertigen. Es ift aber allerdings con« 
ſequent, wenn ein Mai der Anftifter für einen Urheber gelten foll, auc 

diefen Hauptgebülfen als‘ Urheber zu beftrafen.. Bol, Note 7 in dies 
ſem $. N ö “! 
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liegen in der fubjectiven Rückſicht auf den dolus des Theil—⸗ 
nehmers, da ſeine Abſicht in allen Fällen der Theilnahme 
gleichmäßig darauf gerichtet iſt, daß das Verbrechen von _ 
dem Urheber begangen werde. Es kann vielmehr, Diefes 
Princip, nur von Dem hergenommen werden, was allein 
bei der Theilnahme in verfchiedenem Maße vorfommen kann, 
nämlich von dem beitimmenden Einfluſſe, den der Theilnehmer 
auf den Urheber ausüben will, Es kann zwar von jedem 
Theilnehmer gleichmäßig geſagt werden, daß er auf den Urs 
heber den Einfluß ausüben will, daß er die Handlungen be= 
ache, die mit der Exiſtenz des Verbrechens in Gaufalzufams 
menhange ftehen: aber dieſer Einfluß ift ein mehr oder min: 
ber ftarfer, je nachdem die Beweggründe, welche dem Ur— 
beber zur Begehung feiner Handlung gegeben werden, mehr 
oder minder Dringend find. Darnach müflen verfchiedene 
Grade angenommen werden, in welchem die Theilnahme 
ftrafbar ift 2%. Es wird jedoch Nichts damit gewonnen, 
eine beftimmte Anzahl dieſer Grade feftzufegen, wie von 
mehreren neuen Gefegbüchern gefchiehet >). Wei der intel 


4) Es iſt natürlich bier nur die Nede von den Strafzumeffung® 
gründen, welche der Theilnahme eigenthümfich angehören. Außerdem 
müſſen anf fie auch noch die allgemeinen Zumeflungsgründe, Die für jede 
verbrecherifche Handlung gelten, in Anwendung Femmen, 

5) Dad Baverfhe ©.B. Art. 74 ff; umnterfcheidet drei Stade von 
Gehülfen. Zum erften ſchwerſten Grade werden gerechnet Diejenigen, 
welche dem SHauptverbrecher über die Ausführung eine Belehrung ertheift 
haben, zufolge welcher das Verbrechen wirklich wollzogen werden ift; 
weiche die unmittelbar zur Bollbringung dienenden Mittel und Werk 
zeuge verfchafft haben; welche in dem Zeitpuncte der Ausführung felbit 
bei der Vollbringung Beiftand geleiftet haben; welche Durch ihr Amt zur 
Entdedung, Anzeige, Berhinderung , Unterfuchung oder Beftrafung von 
Uebertretungen verpflichtet waren und Beihülfe leifteten; zum zweiten 
Grade Diejenigen, bei deren Belehrung über die Ausführung Die Erfor- 
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lectuellen Theilnahme muß die Anftiftung ftrafbarer fein, als 
die bloße Belehrung und Unterweifung ®), und jene wie« 
berum in verfchiedenem Grade ftrafbar, je nachdem Die ge» 
gebenen Beweggründe zur Faſſung des verbrecherifchen Ent- 
fchluffes mehr oder minder ftarf und verführerifcy waren 7). 


berniffe des erften Grades nicht vollftändig vorhanden find; welche Mittel 
und Werfzeuge verfchafft haben, die nicht unmittelbar zur Bollbringung 
dienten; welche vor dem Zeitpunste der Bollbringung irgend eine Hülfe 
oder Förderung geleiftet haben; welche ohne verabredeted Einverftändniß 
durch unterlaffene Ausübung ihrer Amtspflicht vorfäglich die Vollbringung 
des Verbrechens befördert haben; welche eine nach der Bollendung zu 
leitende Hülfe zugefagt haben; zum dritten Grade; Diejenigen, welche 
unterlaffen, bevorftehende Verbrechen durch Anzeige bei der Obrigfeit, 
oder durch Warnung der gefährdeten Perſon oder durch fonftige zu Ge— 
bote ftebende Mittel zu verbindern. Das Hannoverfhe G.B. Art. 67 
und 68 nimmt zwei Grade der Gehüffen an, indem ed den dritten Grad 
bes Bayerſchen Geſetzbuches mit Recht gar nicht mit zur Theilnahme 
rechnet. Seine beiden Grade entiprechen ganz den beiden erften Graden 
ded Bayerſchen Geſetzbuches, außer daß zum erften Grade auch noch 
Diejenigen gerechnet werden, welche worfäglich die in ihrer väterlichen 
Gewalt oder unter ihrer Aufficht ftehenden Perfonen, wenn fie es Fonns 
ten, ohne fie der Obrigkeit anzuzeigen, an der Ausführung des Mer: 
brechens nicht hinderten und an den Vortheilen deflelben auf irgend 
eine Art Antheil. nahmen, Nichthinderung diefer Perſonen ohne Theil: 
nahme an den Vortheilen oder dem ‚Erfolge des Verbrechens foll da— 
gegen zum zweiten Grade gehören. — In den. übrigen Gefegbüchern 
werden Feine beftinmten Grade angenommen, was zwedmäßiger if, 
da auch innerhalb des Graded immer wieder Berfchiedenheiten vorfoms 
men, welche die Feftfegung einer ganz beftimmten Strafe ausſchließen 
möüflen. | 

6) In ſoweit ſtimme ich mit der herrfchenden Anficht überein. Die 
Abweichung betrifft nur den Punct, daß die Anftiftung nicht ald Urheber: 
fchaft zu beftrafen fet. 

7) 3. B. Drohumg und Geben und Verfprechen eined Lohned muß 
firafbarer fein, als einfacher Auftrag. 
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Nach demfelben Principe müſſen verfchiedene Grabe der Straf» 
barfeit der phnfifchen Theilnahme angenommen werden. Am 
Etrafbarften muß diejenige erfiheinen, ohne welche der Ur— 
heber die das Verbrechen hervorbringende Handlung gar nicht 
hätte vornehmen können. Wenn aud in folcher Theilnahme 
Feine Urheberfchaft Tiegt, weil fie dem Urheber nur Ermu— 
thigung, MBeranlaffung und Gelegenheit zu diefer Handlung 
geben kann, fo Fann fie doch mit der Anftiftung auf gleicher 
Stufe der Sträfbarfeit ftehen ®). 


$. 80, 
I. Zufammentreffen von Thbeilnabme und Urheberſchaft. 


1) Alleinige Miturbeberfhaft. Gegenfeitige Mit: 
urheberſchaft. 


Der Theilnehmer will bewirken, daß der Urheber die 
mit der Exiſtenz des Verbrechens in Cauſalzuſammenhange 
ſtehende Handlung begehe. Der Urheber will dieſe Hand— 
lung ſelbſt unternehmen. Die Miturheberſchaft beſteht darin, 
daß Jemand mit dem Willen des Urhebers und des Theil» 
nehmers zugleich handelt, indem er eines Theiles bewirken 
will, daß ein Anderer als Urheber handele, und anderen 
Teiles eine Handlung zu dem Zwecke begehen will, daß 
Die Handlung des Urhebers den verbrecherifchen Erfolg habe, 
Diefes Verhältniß der Miturheberfchaft Fann in Doppelter 
Weiſe vorfommen. Entweder können Beide Miturheber fein, 
oder es it nur Einer Miturheber, während der Andere all- 
einiger Urheber iſt. 


8) Denn bei Dem fogenannten Hauptgehülfen (Mote 3 in diefem $.) 
und bei der Anftiftung ift es in-gleicher Weiſe der Fall, daß der Urbeber 
obne fie das Verbrechen nicht bervorgebracht haben würde, 
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Der legtere Fall iſt vorhanden, wenn ber Eine zwar 
von ber Zheilnahme, aber nicht von der Miturheberfchaft 
bes: Anderen Kenntniß- hat, indem. er nicht darum weiß und 
micht darauf rechnet, daß der Andere. Handlungen. begehe, 
um den von ihm ſelbſt begangenen Handlungen ihren Erfolg 
zu verſchaffen. In dieſem Wale find zwar Beide als. Ur— 
heber anzufehen, ta Jeder von ihnen Handlungen begehen 
wollte, die mit ber Eriftenz des Verbrechens in Gaufalzu- 
fammenhange jtehen: aber :es- kann dennoch Hinfichtlich des 
hervorgebrachten Erfolges. eine verfchiedene Burechnung ein« 
treten müſſen. Demjenigen, der als Mitucheber gehandelt, 
indem er dazu beitrug, der Handlung bes Anderen ihren 
verbrecherifchen Erfolg zu verfchaffen, muß Alles zugereche 
net werden, was aus ber vereinten Wirkfamkeit feiner eige- 
nen Handlung und der Handlung des Anderen hervorging !). 
Dagegen kann dem Anderen, der als alleiniger Urheber ge» 
handelt, indem er auf die Handlung des Miturhebers nicht 
rechnete, nur Das zugerechnet werden, was durch feine ei» 
gene Handlung hervorgebracht worden ift. Daher Fann es 
kommen, daß nur der Eine als Urheber der Vollendung und 


— — — — — 


) So weit unter den Begriff des fogenannten Hauptgehülfen 
(vergl. $. 79, Note 3) auch Derjenige füllt, der eine folhe Hands 
(ung vornimmt, ift es daruach allerdings richtig, den Hauptgehül- 
fen ald. Urheber zu beftrafen. Dagegen braucht eine Dandlung, ohne 
welche dem lrheber die Hervorbringung. des Verbrechens nicht mög⸗ 
ih gewefen wäre, nicht nothwendig eine ſolche zu fein, melche das 
zu beiträge, feiner Handlung den. verbrecherijchen Erfolg zu ver— 
fchaffen. Es ift z. B. möglich, daß der Mord nicht Hätte begans 
gen werden Eönnen, wenn nicht dem Mörder der Dolch geliehen wor⸗ 
den wäre. Der Darleiher würde mach jenem Begriffe Hauptgehülfe 
fein, während er. entfchieden nicht als Urheber angefeben werben 
fann. 2) 


476 -  Bweiter: Abfchnitt. Zweite Abtheilung, 


der Andere nur als Urheber des Werfuches angefehen wer⸗ 
ben muß 2). 

Der erftere Fall, daß Beide, oder wenn e8 mehrere 
find, daß Alle Miturheber find, ift vorhanden, wenn jeder 
von ihnen als Theilnchmer bes Anderen und zugleich ala Urs 
heber handeln will. ine gegenfeitige Miturheberfchaft fin- 
bet daher zwifchen Denjenigen Statt, welche eines Theiles 
bewirken wollen, daß die Anderen mit ber Epiftenz des 
Verbrechens in Gaufalzufammenhange ftehende Handlungen 
begehen, und anderes Theiles durch ihre Handlungen Dazu 
beitragen wollen, daß jene Handlungen den. verbredherifchen 
Erfolg haben. In diefem Falle muß auf Jeden. von ihnen 
in Anwendung Fommen, was in jenem- Falle, da nur Einer 
Miturheber ift, von diefem gilt, daß ihm Alles zugerech« 
net werden muß, was aus ber vereinten Wirffamfeit feiner 


2) Miturheber würde 3. B. fein, wer bei einer Tödtyng dem Urs 
heber nur dad Wacheftehen zugefagt hätte, aber ihm im Augenblicke der 
That beifpränge und dem zu Ermerdenden auch eine Wunde zufügte, 
oder wer um Die von einem Anderen unternommene Brandftiftung wife 
fen die Loſchung verhinderte. Es kann hier lediglich nach dem Cauſal⸗ 
zuſammenhange entſchieden werden, ch Beide als Urheber der Vollen— 
dung zu beſtrafen ſeien, oder ob dem Einen nur die Urheberſchaft eines 
Verſuches zur Laſt falle. Wenn die zweite Wunde nur in Zufammen- 
wirfung mit der erften den Tod zur Folge hatte, jo Fan wegen vollen 
deter Tödtung nur geftraft werden, wer jene zugefügt hatte, während, 
wenn fie zum Tode gar Nichts beitrug, der Urheber der erften Wunde 
ald Urheber der vollendeten Todtung angefeben ‚werden muß. ©. oben 
$. 62, Note 6 und 8, Daß Beide ald Urheber des vollendeten ‘Berbres 
end zu beftrafen find, tritt in dem Falle ein, da zwar zwiſchen der 
Handlung des alleinigen Urbebers und der Vollendung Cauſalzuſammen⸗ 
hang Statt findet, aber dieſelbe ohne die Handlung des Miturhebers 
hätte abgewendet werden kounen, wie in dem vom der Brandftiftung ber« 
genommenen Beiipiele, . 
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Handlung und bee Handlungen der. Uebrigen hervorgegan⸗ 
gen if. Wenn auch die von ihm begangene Handlung für 
fi) allein genommen, den Erfolg nicht hervorgebracht haben 
würde, fo fteht fie doch mit ihm in Gaufalzufanmenhange, 
wenn fie bewirkte, daß er aus den Handlungen ber Anderen 
hervorging. ine folche wechielfeitige Miturheberfchaft fett 
voraus, daß die Mitucheber die gemeinfame Abficht haben, 
das Verbrechen hervorzubringen, und baß zwifchen ihnen bie 
Uebereinkunft befteht, Handlungen vorzunehmen, um ihren 
Handlungen den verbrecherifchen Erfolg zu verfchaffen. Daß 
biefe Uebereinfunft in ausdrüdlichen Worten getroffen wor« 
den fei, ift nicht fchlechterbings nothwendig. Sie Fann aud) 
ſtillſchweigend getroffen werden Durch concludente Handluns 
gen, welche unter den Miturhebern das Berftändniß her» 
ftellen, daß fie auf die Wechfelmirfung ihrer Handlungen 
rechnen können 2). Ebenſo wenig ift e8 zur Begründung 
der gegenfeitigen Miturheberfchaft nothwendig, daß die Mit⸗ 
urheber gemeinfchaftlich mit einander das Werbrechen be= 
fchloffen haben. Auch wer fih von dem bereits Entfchlofies 
nen zu einer Handlung beftimmen oder gewinnen läßt, wel» 
che feiner, des bereits Entfchloffenen, Handlung den verbre- 
herifchen Erfolg verfchaffen fol, it Miturheber, da ber 
Saufalzufammenhang nicht davon abhängig fein kann, ob er 
den Entfchluß zur Begehung des Verbrechens gemeinfchafts 
lic mit dem. Anderen gefaßt hatte. Dagegen ift e8 zum 
Dafein des Miturheberfchaft wefentlih, daß Die Handlung 





3) Daß die Uebereinkunft auch, ſtillſchweigend getroffen werden Fünne, 
wird von. Ziegler, a. a D. ©, 8, wenigftend in Beziehung auf das 
Eomplott geleugnet. ©. aber dagegen Köftlin a. a. D, ©. 586 und 
Berner a. a. O. S. 404. Auch Sähf. ©B. Art. 33 und Braunfchw. 
G. B. $. 43. — 
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dem Anderen zur Vornahme ſeiner Handlung nicht bloß Mit— 

tel, Gelegenheit und Möglichkeit ‚gegeben habe, fondern daß 
"fie Darauf: berechnet geweſen ſei, derſelben ihren verbrecheri— 
ſchen Erfolg. zu verfchaffen *). | | * 


9 4) Der bier gemeinte Fall iſt wohl zu unterfcheiden vom Complotte, 
zu welchem gemeinfchaftfiche Entſchließung gebört;“ vgl. $. 81, Auch iſt 
er nicht mit der fihon oben $. 75: befprochenen zufälligen Theilnahme zu 
verwechſeln. Auf ihn bezicht ich der .erfte Abſchniit des Art. 148 der 
-9.8.D., indem der „fürgefegte vereinigte Wille und Muth“ nicht 

nothwendig ‚eine gemeinfame Entſchließung vorausſetzt, fondern nur eine 
lebereinfunft, in „welcher die Einzelnen Handlungen übernehmen, um 
den Handlungen der Anderen ihre Wirffamfeit zu verfhafen. Eiue fol- 
che Uebereinfunft kann auch zwiſchen "Denen getroffen : werden, welche 
die Entfchließung nicht“ gemeinfchaftlich gefaßt haben. Bei einer folchen 
Uebereinfunft ſind Miturheber nur Diejenigen, die zur Audführung mit: 
gewirft haben, während bei-dem —— auch ſolche Handlungen, die 
zur Ausführung nicht. beitragen, 3. B. Wacheſtehen, Miturheberſchaft bee 
gründen. Im Sächſiſchen G.B. * 33 wird auch zwiſchen eitier Webers 
einkunft zur gemeinſamen Ausführung und zwifchen Eompfort wohl une 
terfchieden. In den übrigen Gefegbüchern wird der Unterfchied wenig— 
ftens ftillfchweigend dadurch anerkannt, daß ihre Beftimmungen über Das 
Complott nicht auf die ohne gemeinfame Beſchließung des Verbrechens 
getroffene Uebereinfunft über die gemeinſame Ausführung bezogene wer: 
den können. Nur das Hannev. SB. Art. 57 und das Braunjchweig. 
G. B. 8. 43 ff. macht eine Ausnahme, Das erftere rechnet auch Dieje: 
nigen mit zu den Compfottanten, die einem bereits beftchenden Com— 
plotte beitreten, wornach Detjenige, "der ſich von einem Complotte nur 
zur Darleihung eines Werkzeugs hätte beftimmen laffen, als Miturheber 
angefehen "werden müßte. Im legteren werden Complott und Die bier 
gemeinte Lebereinfunft zur gemeinfamen Ausführung durcheinander ges 
worfen. Daß im Art. 148 der P. G. O. nicht ausſchließlich vom Com: 
plott die Rede ſei, erkennt auh Köfttin a. a. O. ©. 564 an, obgleich 
in etwas‘ anderer BR: 
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i 6181. 
2) Complott. 

Das romiſche Recht hat auf feinem fubjeckiven Stand- 
puncte Feine Veranlaſſung, zwiſchen . bloßen Zheilnehmern ° 
und zwiſchen Miturhebern zu: unterſcheiden. Indem es alle 
Diejenigen, die in irgend einer Weiſe an einem Verbrechen 


Theil nehmen, mit der vollen, auf. daffelbe. geſetzten Strafe 


bedrohet, kann es auch darauf kein Gewicht legen, ob das 
Verbrechen gemeinſchaftlich beſchloſſen wurde, oder ob der 
Eine nur dem von dem Anderen gefaßten Entſchluſſe beitrat 
und demgemäß handelte. Nach. dem objectiven Standpuncte 
des germaniſchen Rechtes kann ebenfalls Nichts. darauf ans 
fommen, ob die Entfchließung zum Verbrechen gemeinfchaft« 
lich gefaßt oder ob nur zur Ausführung des von einem An- 
deren gefaßten Entfchluffes mitgewirkt wurde. Denn die ge» 
meinſchaftliche Entfchließung fteht nicht in Gaufalzufammen« 
hange mit der Eriftenz des Verbrechens, während umgekehrt 
dieſer Gaufalzufammenhang bei der ‚Handlung Desjenigen, 
der an der’ gemeinſchaftlichen Entſchließung keinen Theil ge⸗ 
nommen, vorhanden ſein kann 1). 

Dagegen hat ſich in der hemeinrechtlichen Theorie als 
Conſequenz der Anſicht, daß durch die Anſtiftung Urhebers 
fchaft begründet werde, ber Grundfaß feftgeitellt, daß es 
“ einen Unterfchied mache, ob bie. verbrecherifche Entſchließung 
gemeinfchaftlich gefaßt war oder nicht, und Daß Handlungen, 
welche ohne die, gemeinfchaftliche Faſſung bloße Theilnahme 


1) Daber fallen unter den erften Abfchnitt des Art. 148 der P. G. O. 
nur Diejenigen, die eine zum Erfolge beitragende Handlung vorgenom: 
men haben, wobei: es Feinen Unterfchied machen fann,. ob. fie das Ver- 
brechen gemeinfchaftlidy beſchloſſen hatten, oder nicht, 
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oder Hülfeleiftung gewefen fein würden, durch biefelbe zur 
Urheberfchaft werden. Man nennt die Verbindung Derjeni- 
gen, die ein Verbrechen gemeinfchaftlich befchloffen und ſich 
zu deſſen gemeinſchaftlicher Ausführung verpflichtet haben, ein 
Complott, und ſetzt demſelben ſolche verbrecheriſche Verbin⸗ 
dungen entgegen, durch welche Jemand an dem von einem 
Anderen bereits beſchloſſenen Verbrechen Theil nimmt ?). 
Nach der Anficht, daß burch Die Anftiftung Urheberfchaft 
begründet werde, ift es folgerichtig, jeden Gomplottanten 
ohne Rückſicht auf die Art feiner übernommenen Mitwirkung 
ald Urheber des von der Verbindung begangenen Verbree 
chens anzufehen, weil er durch die in ben Anderen begrüns» 
bete Erwartung feines Beiftandes und feiner Mitwirkung als 
ber Unftifter der von benfelben begangenen Handlungen er= 
fiheint ?). Nach der ftrengen Conſequenz dieſer Anficht muß 
ſelbſt derjenige Complottant, der die übernommene Mitwir⸗ 
Fung nicht wirklich leiſtet, noch als Urheber angefehen wer- 
den, wenn er die Uebrigen in der Erwartung feines Vei⸗ 
ſtandes gelaſſen hatte. 

Im Allgemeinen iſt dieſe Theorie über das Complott 
aud in die neuen Gefebücher übergegangen. Indeſſen ba» 
ben dieſelben nicht die ganze Strenge diefer Theorie ange— 
nommen. Denn fie laffen es, damit die Strafe ber Urheber- 
[haft eintrete, nicht genügen, daß Jemand Mitglied des 
Gomplottes gewefen fei, fondern erfordern noch dazu, Daß 
er auf irgend eine Weife entweber vor, bei, oder nad) der 
—— mitgewirkt * 1). Wer an der Ausführung 


* Ueber das Complott im Allgemeinen vgl. Ziegler a. a. O. 
©6f. Köſtlin a. a. O. ©. 577 ff. Berner a. a. O. ©. 393 ff. 

3) Feuerbach, Lehrbuch, $. 47. 

4) €. findet hier Feine vollftändige Uebereinimmung unter din Ge— 
fegbüchern Statt. Das Bayerſche G.B. Art. 50, dad Hannov. G. B. 
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in Peiner Weife Antheil genommen, Fann nad) den neuen 
Gefegbüchern nur als Sheilnehmer mit den Strafen des Ver- 
ſuches belegt werben, wobei e8 von Einfluffe wird, ob er 
den übrigen Mitgliedern feinen Austritt aus der Verbindung 
erklärt, oder diefelben von ber Begehung bes Verbrechens 
abzuhalten gefucht, oder ob er zeitige Anzeige bei ber Dbrig« 
keit gemacht hatte °): 

Auch in Anfehung derjenigen Mitglieder des Complot⸗ 
te8, die vor, bei, oder nad der Ausführung mitgewirkt 
haben und als Urheber anzufehen find, führen die neuen Ge- 
fegbücher bie Gonfequen; jener Anficht nicht bis zur Außer» 


Art. 57, dad Würtemb. GB. Art. 79 und das Großh. Heſſiſche G.B. 
Art. 74 laſſen die Strafe der Urheberfchaft eintreten für jeden Complot⸗ 
anten, der vor, oder bei, oder nach der That mitgewirkt oder durch 
eine Gegenwart bei der Ausführung fich zur Ausführung bereit gezeigt 
sat. Das Sächſiſche G.B. Art. 33 drohet dagegen die Strafe der Urs 
yeberfchaft nur demjenigen Complottanten, der entweder vor der Au 
übrung Beihülfe geleiftet bat, oder bei der Ausführung gegenwärtig ge« 
weien if. Das Braunfchweig. G.B. $. 43 nur Demjenigen, der ent« 
weder bei der Ausführung oder vor und nach derfelben mitgewirkt bat. 
Wer nur vor oder nur nach der Ausführung mitwirfte, ſoll mit ber 
Strafe des beendigten oder nicht beendigten Berfuches belegt werden, je 
nachdem dad Verbrechen vollendet wurde, oder nicht. 

5) Anzeige bei der Obrigkeit begründet Straflofigfeit; Erklärung 
des Austrittd Dagegen oder fonftige Bemühung der Verhinderung fchließt 
nicht aus, daß der Complottant ald Theilnehmer geftraft wird. _ Bayer« 
ſches G.B. Art. 53. Hannov, ©.B. Art. 60 und 61. Würtemb. ©.B. 
Art. 81 und 83. Großh. Heſſiſch. G.B. Art. 78 und 79. Nur das 
Braunichw. G. B. $. 69 fichert nicht bloß bei der Anzeige an die Obrig« 
keit, fondern auch bei dem Zurüdtritte volle Straflofigfeit zu, wenn 
dad Berbrechen unterblieben war. Die übrigen Gefegbücher laffen wer 
nigftend für die gemeinen Theilnehmer im Gegenfag zum Anftifter bei 
Erklärung des Austritte® und fonftiger Bemühung der Berbinderung 
Ötraflofigfeit eintreten. 
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ften Strenge durch, indem fte auf die größere oder gerin— 
gere Mitwirkung des Einzelnen Rüdficht genommen wiſſen 
wollen 5). Als befonders ftrafbar find babei die Anftife 
ter des Gomplottes hervorgehoben, welche die verbrecherifche 
Vereinigung zuerft veranlaßt und zu Stande gebracht haben. 
Auch die Rädelsführer, welche den Plan der Ausführung. 
entworfen oder das Unternehmen zur Beit der Bollbrin- 
gung geleitet haben, als die PERIDUECEEN angefchen 
werden ?). 


— — —— mn 


6) Wenigſtens bei den Verbrechen, die nicht mit einer abſolut ber 
fimmten Strafe, fondern nur mit einem höchſten und niedrigften Straf: 
anſatze bedrohet find. Bayerſch. G.B. Art. 51. Hannov, G. B. Art. 58. 
Würtemberg. GB. Art. 79. Großh. Heſſ. G.B. Art. 74. Sächſ. G. B. 
Art, 44, 

7) ©. die Gefegbücher an den in der vorigen Note angeführten 
Stellen. 
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